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Dkfm. Gor~on, Deutschmann, Suppan 
und Genossen an' den Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft betreffend markt­
konforme Produktion von Faserholz (I020jJ) 

Dkfm. Gorton, Deutschmann, Suppan 
und 'Genossen an den Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft betreffend beab­
sichtigte Änderungen forstrechtlicher Be­
stimmungen( 102] jJ) 

Reg,ensburger und Genossen an den Bundes­
minister für Bauten und Technik betreffend 
Autobahn llUlBbruck-Teffs (1022{J) 

Regensburger, Suppan und Genossen an den 
Bundesminister für Inneres betreffend Einsatz 
der Exekutive in Kärnten (1023/J) 

Regensburger und Genossen an den Bundes­
minister für Inneres betreffend Eingabe an 
politische Mandatare (1024{J) 
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minister für soziale Verwaltung betreffend 
Personal bei <fen österreichischen Seilbahnen 
(I025/J) 

Dr. Fiedler und Genossen an den Bundes­
minister für Inneres betreffend Strafverfügun­
gen (1026/J) 

Melter, Dr. Schmidt und Genossen 'an den 
Bundesminister für ,Bauten und Technik 
betreffend Rheintalautobahn - Varianten­
untersuchUIlSl (1 027/J) 

Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

Vor s i tz end e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f ne t. 

Die ,amtlidten Protokolle der 56. Sitzung 
des Nationalrates 'Vom 13. und 14. Dezember 
und der, 57; Sitzung vom 14. Dezember 1972 
sind in der Kanzlei aufgelegen und unbean­
standet geblieben. 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Horr, Dr. Gruber, Staudinger, Dr. Schleinzer, 
Brandstätter, Nittel und Fachleutner. 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein. Gegenstand ist der Bericht des Finanz­
und Budgetausschusses über die Regierungs­
vorlage (460 und Zu 460' der Beilagen): 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1973 (546 der 
Beilagen). 

Wir kommen zunächst zur Fortsetzung' der 
Spezialdebatte über die. Beratungsgruppe VI: 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord-
nete Peter. Idl erteile es ihm. ' 

Abgeordneter Peter (FPOJ: Herr Präsident I 
Meine Damen und Herrenf Das österreidlisdle 
Bildungswesen steht vor schwer zu bewälti-

Einlauf genden Problemen.' Auf der einen Seite liegt 
ein fbrmalgesetzliches Bildungsangebot vor, 

,Präsident: Ich, gebe bekannt,' daß die das andererseits ?-uf Grund der unzulänglidlen 
Regierungsvorlage . Protokoll I der Diplomati- bildungspolitischen. Vorsorge praktisdl nidlt 
sdien Konferenz für die Inkraftsetzung des am realisiert werden kann. ,Das ist ,die eine 
26. Februar 1966 unterzeidlneten Zusatzüber- Problematik, mit der das österreidlische Schul-
einkoinmens zum Intermltiqn-alen Uberein- 'wesen heute konfrontiert ist' -
kommen, über den ,Eisenbahn-Personen- und 
~GeI>äckverkehr(CIV) vom 25. Februar 1961 Eine weitere Problematik besteht darin, daß 
über die Haftung der Eisenbahn für Tötung das Bildungswesen mit der dynamis<hen Ver­
und Verletzung von Reisenden sowie des zu- änderungunse):er Gesellschaft nidlt Schritt 
gehörigen, J;>,rotokolls ,B und Protokoll_ 11 ,der halten kann und daß es daher nichtmöglidl 
'Diplomatischen Konferenz für die endgültige ist, das Bildu.ng$weSen den dYnamischen 
llil&a:ftsetzung ',d~s Protokolls" A "vom gesellsChaftspoÜUsdIen Veränderungen zügig 
2{LF~bruar 1966 betreffend die Erhöhtirig der ,mzup~ssen. 
Mitgliederzahl des Verwaltungsausschusses Eine der Hauptursadlen für diesen Mangel 
(535 <;ler Beilagen) eingelangt ist; sehen wir Freiheitlichen darin, daß die öster-
, Ich werde diese Regierungsvorlage gemäß, reidlische Schulgesetzgebung auch in den 

§ 41 Abs. 4 Gesdläftsordnungsgesetz in der siebziger Jahren noch nicht jene Flexibilität 
nächsten Sitzung zuweisen. erlangt hat, die notwendig wäre, um dem Ver­

änderungsprozeß' der Gesellsdlaft Rechnung 
zu tragen. Wir stehen nad). wie vor einem 

Beridlt, des' Finanz- UIi.d Budgetaussdlusses 'erstarrten Sdlulgesetzgebungsnied:lsanismus 
tiber die Regierurigsvorlag-e (460 und Zu 460 gegenüber, der vor " allem in der, ~otwen­
,der,Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr digei'weise zwischen" der Osterreidlischen 

1973(5~6 der Beilagen) Volkspartei UD:d der Sozialistisdlen Partei 
Fortsetzung der Spezialdebatle :über die Be- seinerieit paktierten .' Zweidrittelmehrheit 

ratungsgruppe VI: Unterridlt und Kunst seinen Ausdruck findet. 
; " 

59. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)2 von 145

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 59. SitZung - 18. De~ember 1972 5443 

Peter 
Idl· mödlte an die beiden anderen Parteien 

des Hauses nodl einmal die Bitte ridlten, 
diesem erstarrten System der österreidlischen 
Schulgesetzgebung mehr Aufmerksamkeit zu­
zuwenden, als es bis heute möglich war. Ich 
bin persönlich der Meinung, daß wir mehr ,als 
bisher mit einfachgesetzlichen Regelungen 
operieren müßten, um die Notstände des öster­
reichischen Bildungswesens rascher beheben 
zu können. 

Was nützt das Bildungsangebot auf der 
einen Seite, wenn dasselbe auf der anderen 
Seite praktisch nicht realisiert werden kann. 
Was nützt die Bildungswerbung des Bundes­
ministeriums für Unterricht auf der einen 
Seite, wenn auf der :anderen Seite die Ab­
weisungen der Schüler im Bereich der all­
gemeinbildenden höheren Schule und im Be­
reich des berufsbildenden höheren Schul­
wesens immer häufiger werden und für öster­
reichische Begriffe allmählich geradezu 
astronomische Zahl,en erlangen .. 

Ich eriimere nur an die 100 Bewerber, die 
im Bereich Oberösterreichs die Aufnahms­
prüfung bestanden und damit d~e Voraus­
setzung f\lr eine Aufnahme an allgemein­
biIdendenhöheren Schulen erbracht haben, 
aber wegenPlatzmangels abgewiesen werden 
mußten. Ich erinnere weiter an die Zahl von 
5000 Schülern, die von der HTL im Bereich 
Gesamtösterreichs abgewiesen werden 
mußten, obwohl sie die Aufnahmsprüfung be­
standen haben, weil es an den erforderlichen 
Ausbildungsplätzen gemangelt hat. 

Und damit, meüie Damen und Herren, zeigt 
sich, daß die Versäumnisse auf dem Gebiet 
der Bildungsforsdiung und auf dem Gebiet 
der Bildungsplanung inOsterreich äußerst 
weitreichender Natur sind. 

Begrüßeri,swert ist, daß Osterreidi dieBil­
dungsforsdlung wenigstens in densiebziger 
Jahren entdeckt hat und daß wir nunmehr 
108 Forschungsprojekte im Beieich der Bildung 
laufen haben. Ohne Zweifel aber steht fest~ 
daß hier Ve~säumnisse vorliegen, die. einfach 
in kurzer Zeit nicht bewältigt werden konnen. 

Eine Fni.ge, die in diesen Bereich hinein­
reicht, möchte ich herausgreifen und sie dem 
Herrn Bundesminister für Unterricht zur Be­
antwortung vorlegen. 

Wir geben heute für einen Pflichtschüler 
pro Jahr rund 1000 S Steuergelder ,aus, und wir 
geben für einen Schüler anberufsbilderiden 
höheren Schulen im Durchsdmitt 15.900 S pro 
Jahr aus. Die Ausbildungskosten für den Be­
reich der Schüler an allgemeinbildenden 
höheren Sdmlenliegen im Schilitt bei 11.600 S 
per anno. 

Herr Bundesminister! Sind die bildungs­
politischen Voraussetzungen, sind die Vor­
aussetzungen in bezug auf die Qualität der 
Lehrer, sind die Voraussetzungen in bezug auf 
den Schul- und Klassenraum ausreichend, um. 
mit diesem für die Bildungspolitik g,etätigten 
Aufwa.nd an· Steuermitteln sicher nicht. 
maximale, so aber doch optimale Lösungen. 
zu erzielen? 

Eine Beantwortung dieser Frage führt bel. 
mir derzeit - und die Betonung liegt ·auf 
"derzeit" .-c' nicht nur nicht zu positiven Er­
gebnissen, sondern führt leider zu sehr bedeut­
samen Negativzuständen, an denen die oberste 
Schulverwaltung meiner Meinung nach niCht 
vorübergehen sollte. 

Ich bin auch der Auffassung, Herr Bundes­
minister, daß man· eine Uberprüfung der bil­
dungspolitischen Strukturen, so wie sie sich. 
seit der SChulreform 1962 ergeben haben, vor-
nehmen sollte. . 

-Ubereinstimmung; glaube ich, herrscht. 
zwischen allen drei Parteien dahin gehend; 
daß die bildungspolitische Struktur Uster­
reichs einer· diingenden· Ergänzung im Sinne 
der Vorschaltung der Vorstufe des Kinder­
gartens bedarf. Hier sind wir aber kraft. 
fehlender Voraussetzungen bis jetitnodl nicht 
über das Postulat hinaUsgekommen, das Jedem. 
Kind das Recht auf 'l{indeigarten:betreuung 
und Kindergartenausbildung einräumt. 

Wir haben von Seite des. Bundesgesetz­
gebers sehr wohl überlegt .und uns die Grenze 
selbst gezogen. Der Bundesgesetzgeber will 
auf Grund der Erfahrungen, die sich aus der 
Schulgesetzgebung . 1962 ergeben haben, diese 
Grenze nicht ohne Notwendigkeit .. und .zwin:: 
genden Grund überschreiten. Die Grenze solL 
vom. Bundesgesetzgeber desw.egen nicht über-­
schritten werden,: weil 1962 der Nationalrat 
Aufg.aben beschlossen hat, deren finanziell,e· 
Realisierung zu Lasten der Gemeinden als· 
Schulerhalter gegangen ist und geht. 

. Genauso wäre es auch aufdeni Gebiet des: 
l{indergaitenwesens. Wir· 'können im 
Parlament nidtt Dinge· beschließen, d~ren 
Realisierung die finanzielle Leistung,skraff der 
Gemeinden überfordern würde, wiewohl die 
Beschlußfassung über die offenen . I<~inder­
gartenprobleme eine dringemd ,anstehende i~t .. 

Herr Bundesministerl Im möchte dodl auf 
eine· Entwicklung eingehen, die ich persönlich. 
als äußerst unerfreulich betrachten' muß: Auf 
der einen Seite glauben wir im Bereich der 
Bundesgesetzgebung . mU·einer 'gebotenen. 
Zurückhaltung im Augenblick der Kinder­
gartensache mehr zu dienen, als durch>eine 
entsprechende gesetzgeberisdie Initiative 
möglich wäre. 
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Peter 
Dieser Uberlegung auf Seite des Bundes­

'gesetzgebers steht eine an und für sich erfreu­
liche Praxis in den Ländern gegenüber: Ver­
schiedene Bundesländer haben auf dem Gebiet 
des Kindergartenwesens die Initiative 
·ergriffenund sie auch zum Teil schon auf dem 
Gebiet der Landesgesetzgebung in die Tat 
umgesetzt. 

Aber gerade in diesem Bereich, Herr 
Bundesminister, mangelt es an der notwen­
digen Koordinierung der Absichten. Hier 
gehen die Bundesländer Wege, die nicht 
immer mit den Auffassungen des Bundes­
gesetzgebers übereinstimmen. 

n'aher gilt es' jetzt zu überlegen, wie lange 
diese Zurückhaltung des Bundesgesetzgebers 
noch Platz greifen kann, während andererseits 
die BundeSländer Initiativen ergreifen, die an 
sich begrüßenswert sind, die erfreulich sind, 
die zwar mit einem sehr großen Kosten­
aufwand verbunden sind, die aber in der End­
konsequenz. das Erreimen optimaler Kinder­
gartenlösungen deswegen in Frage st.eJ.len, 
weil es an: <ler notwendigen Koordination und 
Konzentration der Absichten fehlt. 

Ich~öchte Ihre Aufmerksahtkeit gerade auf 
dieses . Problem lenken und Sie bitten, im 
Rahmen der heutigen·. Debatte Ihre Auf· 
fassuligdazu dem Hohen Hause' bekannt-
zugeben. .... 

Wir· stehen vor großen Veränderungen im 
:B.ereidi der' Grundschule. Ich 'glaube, daß es 
heute nicht mehr wegdiskutiert werden kann, 
daß der Untetridlt in Leibesübungen, daß der 
Untt'lrrimtimBereich der musischen Aus­
bildung 'sowie der Entfaltung der musischen 
Kräfte des Kindes im GrundsChulbereich nimt 
mep.r vom Klassenlehrer bewältigt werden 
kann und daß hier das Fachlehrersystem PLatz 
greifen inuß. 

Wie srnwer es aber· ist, das entspremend 
ausgebildete Lehrerpotential zur Verfügung 
:zu stellen," bedarf angesichts des akuten 
Lehrermangels von diesem Platze aus keiner 
besonderen Illustration.' Das Bundes~ 
ministtlrium wird aber genötigt sem, auch hier 
taugliche Losungen ins Auge zu fassen und 
di,eselben auch in die Praxis umzusetzen. 

Ich bin mir sehr wohl bewußt, Herr Bundes­
minister, daß es im Bereich der Schule der 
Zehn-bis Vierzehnjährigen heute ein gerüttelt 
Maß an ungelöste~ Problemen gibt. Ich will 
aber ebenso unterstreichen. daß. es gerade im 
:Bereich der Sdlule.· der Zehn- bis, Vierzehn­
jährigen die, weitestgenenden Meinungsver­
schiedenheiten zwischen den politischen Par­
teien gibt, 

Es wäre daher der Versuch zu unternehmen, 
den größten gemeinsamen politischen Nenner 
zwischen den drei Harteien zu erarbeiten. 
Bevor wir" diesen größtmöglichen gemein­
samen ,polltischen Nenner nicht erarbeitet 
haben, werden wir den offenen Probiemen der 
Schule der Zehn-, bis Vierzehnjährigen nicht so 
dienen können, wie es im Interesse der Jugend 
notwendig wäre. 

Herr Bundesminister! Es muß auch an den 
Appendix, an den Blinddarm des Pflichtschul­
wesens herangegangen werden. Das ist nun 
einmal der Polytechnische Lehrgang. 

Dar Herr Abgeordnete Harwalik und ich 
haben das Thema des Polytechnischen Lehr­
g,anges 'ausdiskutiert, ich beginne' es daher 
bewußt nicht wieder von vorne. Im glaube; 
daß heute sogar Ubereinstimmung zwischen 
ihm und mir dahin gehend besteht, daß man 
den Polytedmisdien Lehrgang in der heutigen 
Form nicht so im Raum stehen lassen kann 
wie er heute steht, sondern' daß hier ein~ 
Fortsetzung des Bildungsganges . in den Bereich 
des berufsbildenden,· Schulwesens erfolgen 
muß. Also, nidlt Streit-und Auseinander.,. 
setzungsgegenstandsoll der Polytechnische 
Lehrgang zwischen 'der freiheitlichen ,Fraktion 
und den. beiden ,andereD,.F;aktionens~in, son­
dern er soU DIskussionsgegenstand mit dem 
Ziels.ein, eine Lösung zu finden, die von allen 
Fr,aktionen gebilligt werden kann. 

In diesem Zusammenhang wäre ich überaus 
verbunden, Herr Bundesminister, wenn' man 
den Strukturproblemen .. ' der österreichischen 
B~ldungspolitik, geschaffen vor allem durch die 
Schulrefonn 1962, im Jahre Ün3 noch ,mehr 
Aufmerksamkeit zuwend@ würde, als, es in 
der Vergangenheitd~r Fall war. . 

Damit möchte ich auf die ungelöste Struktur­
problematik im Bereich des höheren Schul­
wesenS eingehen. Hier stehen Dhige im RaUm 
dieein~t gründlicheri'DiSku'ssidn eberiSo be: 
<Hirten wie der Anbcilinling 'yöri . i.osulJ.g~n . 
Meinung,sversdliedenheit zwls&en·. dez.: fiel­
heitlichen Fraktion und den· beiden ander~n 
Fraktionen des Hauses besteht dahin gehend, 
daß wir Freiheitlichen der Meinung sind, es 
sind im. Zusammenhang mit der SchulrefoJ,"Dl 
1962 zu viele Typen des allgemeinbildenden 
höheren Schulwesens am grünen Tisch konzi­
piert worden: Offene Probleme bestehen auch 
deswegen, weil eben die Schulreform .1962 
ohne' die erforderlichen praktischen ErfahrUn­
gen, also ohne Sdiulversuche· beschlos~en 
wurde.' " , 

Die Schlllversuche werden heute nachgeholt. 
Idl stehe persönlich positiv zu den Schul­
versuchen. Aber ich bin mir auch bewußt, daß, 
w-ir eines Zeitraumes von mehreren Jahren 
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Peter 

bedürfen, um auf die Erfahrungswerte der reich - für sich beansprucht, hat sidl der Tat~ 
Schulversuche bei der BiLdungsreform zurü<k- sache bewußt zu sein, daß das berufsbildende 
greifen zu können. höhere Schulwesen nun einmal den mittleren 

Idl bitte aber, daß ein Problem 1973 aus- Angestellten und das mittlere Management 
di.gkutiert wird, das zwischen-der freiheitlichen der Tedlnologie heranzubilden hat. 
Fraktion und den damaligenOVP-Unterrichts- Wenn das technologische Bildungsangebot 
ministern seit jener Zeit anhängig ist, in der kein ausreichendes ist, dann werden wir der 
Minister Dr. Piffl-P,ercevic im Amte war. Wirtschaft und der Industrie dieses Landes 

Damals konnten wir ,Freiheitlichen Minister nicht den erforderlichen Nachwuchs für den 
Dr. Piffl be~egep., vor dem, Hohen Hause Bereich des mittleren Managements zur Ver­
_ und das ist im. stenographis<n.en Protokoll fügling stellen können., Darum glaube ich, 
nachzulesen _ die Erklärung abzugeben, daß Herl' Bundesminister, müßten noch viel mehr' 
im Unterrichtsministerium an einem Entwurf Anstrengungen als bisher unternommen 
zur Typenbereinigung ,im Bereich des aUge- werden, um einen dynamischeren· Impuls, als 
meinbildenden höheren Schulwesens gearbei- es bisher gelungen ist, für den Ausbau des 
tet wird. berufsbildenden höheren Schulwesens auszu-

lösen. Wenn. es heute gerechtfertigt ist, im 
Ich habe Ihr-em Vorgänger Minister Grab.: Kompetenzbereich des Bundes nicht unbedingt 

wie auch Ihnen im Vorjahr, Herr Bundes- verankerte, zusätzliche Mittel.von Ländern und 
minister, die Frage gestellt: Ist die Typen- Gemeinden in Anspruch zu nehmen, dann ist 
bereilligung an den allgemeinbildenden dies beim Ausbau der :berufsbildenden 
hÖheren Schulen Usterreichs noch im Pro- höheren Schulen gerechtfertigt. 
gramm des Unterrichtsministeriums enthalten, 
oder hält das Bundesministerium für Unt-er- Herr Bundesminister, Sie sind seit Monat.en 
rlcht an den vielfältigen Typen des allgemein- mit dem Anliegen der österreichischen Gesell­
bildenden höheren Schulwesens fest? schaft fur Oberflächentechnik konfrontiert. 

Diese Gesellschaft hat :Ihnen die Bitte und 
Ich bitte um Erörterung dieses Fragen- den Wunsch 'unterbreitet, der Gründung und 

,koInplexes, wenn mög-lich. dahin g.ehend, daß Errichtung einer höheren technischen Lehr­
heute eine Antwort ert~ilt wird; wenn nicht, anstalt für Oberflächentechnik das gebührende 
daß wir ,zu, einem späte,ßllZeitpunkt im Jahre Augenmerk zuzuwenden. Hier geht es darum, 
1973 "in der Schulrefo.rmkommissioll darüber den Nachwuchs für den mittleren Bereich des 
d,iskutieI;~n. Managements für m'indestens 1200 öster-

Ich bin aum überzeugt, daß zu viele Steuer- reidlische Betrieoo zu sichern; eill Problem 
gelder nicht nur des Bundes, sondern vor allem das meines J;!ri'lchtens die besondere Aufmerk-

samkeit Ihres Ressorts verdient. aUdl de~ Liinderund GelP:eind~n ill den letzten 
zehn Jahren. tür einen nkht immer ziel- Wenn 'wir über den Bereich der allgemein­
führenden Auf- '~ndAusbau 'des iIl11geni~ill- bildenden höheren Schulen Osterreichs dis­
bildimden hÖheren . Schulwesens. eingesetzt kutieren, dann kann man am Problem der 
wordell sind. . . ,'., . ' . Maturanten nicht vorübergehen, Das Piffl-

., Ich bintnir' der Problematik zwischen AHS Postulat, "jeder Bezirkshauptmannschaft eine 
u.ndberufsbildender höherer Schule bewußt. allgem,einbildendehöhere Schule", hat zu der 
Das 'UnterriditsministeTium' glaubte," dadurch Konsequenz . geführt, daß., wir·. heute einem, 
der Bildungspolitik '. aIil .besten dienen zu Uberangebot an Allgemein~Maturanten gegen­
können, den AUfbau und Ausbau der a11- überstehen, wie <;las bislang in Osterreich nicht 
gemeinbildendeIi ,höheren, Sdiulenin Angriff der.Fall War. Je mehr Maturanten, mit All­
Zu nehmen und, 'voranzutreiben. Das geschah gemein-Matura. :wir bekommen, umso mehr 
unter dem Piffl~Postulat "in jeder Bezirks- wird uns bewußt, daß es sich hier um. junge 
hauptmannschaft eine allgemeinbildende Menschen ohne Berufsabschluß handelt, die 
höhere Schule'!'~ vor.g~oße Probleme gestellt sind. 

,Sidierist ,das 'eIne' beaditJiche biLdungs~ VerbUnden mit der Ausweitung der Zahl 
politiSche LeistuIig,"aber leid.er in RHhturig der Allgemein-Maturanten ist die Klage der 
falsdier bildungspiJlitisdl~±" StrUkturen. Hochschulen und Universitäten, daß viele 
Warum? Weihis iliis nerite'':':'::'';''urid'däs wird dieser Maturanten im wclhrsten Sinne des 
von' keiner Fraktion des HoheilHauses:ulld Wortes nicht hochschulreif sind. Daraus resul­
auch nicht vom' Herrn BUndesminister für tiert, daß die Qualität der Ausbildung an den 
Unterricht bestritten.."..,. an dem notwendigsten allgemeinbildenden höheren Schulen nicht 
Angebot berufsbildender höherer .Schulen in mehr dem, Niveau der einstigen und be. 
Osterreich fehlt. Ein Land, welches das währten österreichischen Mittelsrnule stand­
Postulat eines Industriestaates ;....... wie Oster- halten kann. Für diesen Niveauveilust Und für 
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Peter 
diese Qualitätseinbußen an allge~einbilden­
nen höheren SChulen gibt es eine Vielfalt 
von Ursachen, die Ihnen, Herr Bundesminister, 
genauso geläufig sind wie·mir. 

Wenn man nicht ,ausreichend ausgebildete, 
wenn man ' .. nicht umfassend in der Didaktik 
ausgebiLdete"und wenn man ~icht ausreichend 
geprüfte Lehrkräfte für die. allgemeinbHden­
den höheren Schulen zur Verfügung stellen 
kann, dann ist es nicht die Schuld der Lehrer 
--'- 'das:sel naqmaltig .. unterstrichen·~, wenn 
das AusbÜdungsniveau sinkt, dann liegt die 
Schuld beim Gesetzgeber und bei der obersten 
Schulverw,altung .. 

Wenn Bildungsangebot rind Bildungspraxis 
nicht 'mehr in Einklang zubringen shid, da.nn 
ist eben ·der Ruf nach eirier flexibleren Schul­
gesetzgebuni:J' nidit mehr zu. überhören. Man 
kann . nicht dem Ausweiten des Zustandes 
contra legern. weiterhin tatenlos zusehen. Mari 
muß Wege firiden, um in kürzester Zeitge~ 
nügend Klassen;' 'genügend Schulen und 'ge­
nügend geprüfte Lehrer zur Verfügung zu 
steHen. Wenn man das nicht kann, dann muß 
sich das. Unterrichtsministerium über not­
wendige Konsequenzen im' Sinne von 
Gesetzesnovellierungen Gedanken mache.n. 

Mit. dem Beseitigender Aufnahmsprüfung 
ist' die 'Sdileuse zu. ehiem.· großeren . Zustrom 
an die . allgemeinbildenden höheren Schulen 
geöffnet worden. Aber vor öffnung der 
Schleuse, vor Beseitigung der Aufnahms~ 

prüfung .sind keirie Dämme errichtet worden. 
Keine Däqlme dahingehend, daß dieser Zu­
strom von wesentlich 'mehr Sc:hülernnu~ auch 
entspremend. von diesem Bildungszweig erlaßt 
werden kann. 

Es fehlen' an . den allgemeinbildenden 
höherenSmulendie Klassen. Es fehlen die 
Lehrer. Das geht so weit, daß viele Pflich,t­
gegenstände in'· 'aUgemeinbilClenden höheren 
Schulen' nicht· mehr' unterrichtet werden 
können. Herr Bundesministerl Das ist dom 
keine seriöse Ausbildung auf dem Weg zur 
Matura im Siooeder alten seriösen öster­
reic:hischen MittelsChule. Die ·a:llgemein~ 
bildende höhere Schule VOIi heute ist nicht 
niehrvergleichbar mit dem Bildungsniveau 
und Ausbildungsstand der einstigen öster­
reimischen Mittelschule. An dieser Tatsame 
kann .das Bqtl,desministerium für Unterrimt 
nicht vorübergehen, und' daher muß der zu­
ständige Bundesminister der' Offentlichkeit 
sagen, wie es hi~~ weitergehen soll. . 

Es hat doch .. keinen Sinn, Herr Bundes­
minister, daß wir künftig Ta~sende' Kinder 
mehr den 'allgemeinbildenden höheren 
Schulen. Zuführeni als es.· seinerzeit bei der 
österreichismen, . Mittelschule· der Fall war, 

wenn uns andererseits seriöse Untersumungen 
vor Augen führen, daß die Maturanten der 
AHS vielfam berufsuntauglich für den Bereich­
der Wirtschaft sind. 

Da ist der Maturant der einstigen öster­
reichischen . Mittelschule, der· voll ver­
wendungsfähig für den Bereich der Wirtschaft 
war, wertvoller als ~ün Massenangebot von 
Allgemein-Maturanten" das heute nur bedingt 
verwendungsfähig ist: bedingt verwendungs­
fähig für die Wirtsmaft und Industrie, aber 
ebenso bedillgt verwendungsfähig für den Be­
reich der Hochschule und der Universität. 

Herr Bundesministerl Ich bitte. Sie, zu diesen 
Meinungen, die .in . aller Offentlichkeit um­
fassend verbreitet worden sind, persönlich 
Stellung zu nehmen~ Wenn die Sozialwissen­
schafter Dr~ .. Gaspei-i und Dr. Millendorfer' 
sagen:. "Mit Matur!inten ist in der Wirtschaft 
nichts Ql1zufangen", dann ist das sicher etwas 
überzeichnet, M.t aber meinen Erfahrungen 
nam ein,en sehr wahren. Kern. Wo liegt also 
die realistische Mitte nach Auffassung des 
Bundesmini~teriums für Unterricht? Herr 
Bundesminister, wie liegen die Dinge nadl 
Ihrer persönlidlen Meinung? 

Dr. Gasperi fUhrt in .diesem Zusammenhang 
weiter aus: "Die allgemeinbildenden höheren 
Schulen sollten so reiformiert werden, daß mit 
dEm Matunm.tenetwa.s anzufangen ist." Wie 
also soll das allgemeinbildende höhere Smul­
wesen reformiert werden, damit die Wi'rtsmaft 
mit den Maturanten der AßS in Zllkunft mehr 
anfangen kann, als es bisher der Fall. war? 

Aber auch eine Däme Ihres Hauses, Herr 
Bundesminister,· Fraubr. Hönigsperger von 
der Abteilung Bililungsstatistik· des Unter­
rimtsministeriums', ist emer ahnlimen Mei­
nung, die ich vollinhaltlich -teile. Die Matura 
ist heute vielfac:h eine Prestigesache. Wollen 
wir das? Im will es nicht, Herr Bundesminister! 
Wenn Sie es auch.nic:ht w-ollen, dann müßte 
der Gesetzgeber gegebenenfqlls '{Jberlegungen 
ansteUen, welche Voraussetzungen _er von 
einem Maturanten. erwartet und verlangt, der 
nicht aus Prestigegriinden .. und der nicht aus 
geseIischaftspoIitischem Prestige heraus die 
Matura anstrebt. 

Weiterhin ist die Frage in aiIer Offentlim­
keit zum Beispiel.durch:den "Kurier"-Artikel 
an Ih~ Haus g~rimt,et, wenn zum Ausdruck 
gebra~t wird: Was_ gedeIiktman seitens des 
Unterricht~m,i,njsteiiums zu tun, um. öster­
reichs Maturanten' nimt . nur homsmulreif, 
sond~rp. au& wirt~maftstaugÜch zu machen? 

Im bin der AUffassung, daß im gleimen 
Maß,. wie' der österreimisme Maturant hom­
smulreif gemamt werden muß, er auch wirt­
schaftstaugIich sein muß .. 
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Peter 
Nun zu einem Krebsgeschwür des öster­

reichischen . Bildungswesens. Herr Bundes­
minister! Der Zustand auf dem Sektor des 
Nachhilfeunterrichtes ist ein katastrophaler. 
Immer mehr ist es notwendig, PfIichtschülern, 
also Volksschülern, Nachhilfeunterricht zu 
erteilen; weil der Lehrer der Ptlichtschule und 
der AHS einfach seiner Aufgabe nicht mehr 
gerecht zu werden vermag, und zwar des­
wegen nicht mehr gerecht zu werden vermag, 
weH so viele Voraussetzungen für eine ziel­
führende pädagogische Arbeit fehlen. 

Auf der einen Seite ist durch . den Ausbau 
des allgemeinbildenden höheren Schulwesens 
ein beachtlidler Teil des Steueraufkommens 
für' diese I Bildungsinstitutionen investiert 
worden. Ein unangenehmer Sekundäreffekt 
des Ausbaues der AHS ist für die Fiamilie 
Osterreicher daraus entstanden, ·daß diese, 
weil es an der Qualität der Ausbildung an 
allgeineinbildenden höheren Schulen mangelt, 
nun' tief in die Tasche gieifen' muß, um das 

. Nachliilfestundenprbblem zu lösen, das lang­
sam nicht mehr .verantwortbare Ausmaße an­
nimmt 

Ich glaube, daß weder· Sie als Ressortchef 
noch der Geset~geber an diesen Mißständen 
vorübergehen können. Die Bundesz:egierung 
soll sagen, wie sie glaubt, vor allem die durdl 
den" Zustand contra legem' geschaffetlen 
Probleme rasdlestens in die Hand zu be­
kdminen.· 

Wenn wir nicht genügend Klassen haben, 
dann müssen wir prüfen, ob die Klassen­
smüierhömstzahl aufrechterhalten werden 
k~iui.Wenn nein, müssen Sie sidlim Rahmen 
der Bundesregierung Gedanken m~chen,wie 
Ii:lan·'~Iie· ·Zuständg· bewältigen kann. Aber 
treib~ii lassen auf diesem Gebiet, geht auf 
KQsten des Ausbildungsstandes, geht auf 
K8~b:!ii eies Ausbildungsniveails' der öster­
reichischen Jugend und ist im Sinne der 'Er­
halt\!.ll-g der.Wettbewerpsfähigkeit OsterreidJ.s 
ni<flt ,zu yel(Cintworten. Idl setze . noch einmal 
ein . ,J.a.d~r FreiheitIidlen zu den SdJ.ul­
versudl~n, allerdings unter einer Bedingung: 
da.t1. das . Bund~sministerium für UnterridJ.t die 
w:issensdJ.aftliChe Betreuung der SchulversudJ.e 
im vollen Ausmaß· garantiert und gewähr­
leis~et. ICh unterstreiChe, .. daß . die. SdJ.ul­
versuche ein wesentlicher Bestandteil. d,er im­
dungsforsdlUng von heute und morgen sind. 

. Wenn .' derzeit' in 524 SChulen und in 
1638 . Klassen' ruD.d 2000 Lehrer aller Schul­
kategorien· mit den: SdmlversuChen befaßt 
si~d, qann bedarf es eines breiten spektrums 
der' wissenschaftlichen Betreuung . und' Ab­
stützung dieser SdJ.ulversuChe. 

Gestatten Sie, daß idJ. die Seriosität der 
wissenschaftlichen Betreuung der SChul­
versuche in Zweifel ziehe. 

Ich ziehe audJ. in Zweifel, Herr Bundes­
minister, daß eine umfassende, zeitgerechte 
Vorbereitung der Lehrer auf diese Sdmlver-
suche stattgefunden hat. . 

Und ich bezweifle ebenso, daß eine aus, 
reiChende und umfassende Aufklärung der 
Eltern jener Schüler stattgefunden hat, die sidJ. 
Schul versuchen zu unterziehen haben .. 

In diesem Zusammenhang mödJ.te iCh Sie, 
aber audJ. den Herrn Präsidenten Schnell auf 
Grund der Pressemeldungen anspredJ.en, die 
Zu den Schulversuchen der Stadt Wien in den 
letzten Wochen veröffentlidJ.t worden sind. 

Idl. richte diese Fragen niCht polemisdl an 
die beiden Herren der Schulverwaltung, son­
dern auf Grund folgender Erwägung: Ist die 
BeridJ.terstattung der Zeitung "Die Presse" 
uberzeidmet? Ist die Beridlterstattung der 
"Presse" über die Wiener SchulversudJ.e 
fal~dJ., darin muß ein falsCh in der Offentlich­
keüt dargestellter SadJ.verhalt durch das 
Bundesministerium für Unterricht und durch 
dEm Stadtsdlulrat für Wien ridltiggestellt 
werden. 

Sollte der. Inhalt dieser Vorwürfe ri&tig 
sein, dann ist es die Pflidlt der Schtl1verwal­
tUrig, in aiIer Offentlichkeitaufzuzeigen, wie 
diese Mißstände behoben werden beziehungs­
weise wie diese Mißstände . behoben worden 
sind. 

lcllzitiere aus dem Artikel der "Presse" 
vom 2.13. Dezember 1972 unter. dem Titel 
"Eltern auf die Barrikaden:' mit dem ZW)i.sciJ.en­
titel: "Wie man in Wien SChulversu<:he inaent, 
ohne sich anzustrengen -Experimente,plat­
zen' wegen krasser Mängel". WÖrtlich führte 
dazu "Die Presse" aus: . 

.. ' "Gespickt mit guten RatsChläg~ und sChlag­
kräftigen, Argumenten lehnte' die Elternschaft 
des MädChengymnasiums am Wiedner GÜrtel 
einen Schulversuch ... für die erste Klasse der 
Oberstufe ab: ,Das Ansinnen hat .die Eltern. 
in große l.Jnruhe und Besorgnis versetzt. ,. Es 
ist eigenartig, daß man in' einem neuspraCh­
lichenGymnasium die zweite lebende Fremd­
spradle' gänzlidl als PfliChtfaCh streiciJ.t.· 

Weil der Wiener Stadtsch1.llrat diese Ange­
legenheit vertuscht hat, war ~. delll ..... ..:.... 
zuständigen - "LandessChulinspektor 
peinÜeh, als ihm dieser Tage eine· aufgebraChte' 
ElternsChar delI Briefwedlsel uber den ver­
hinderten . SChulversudJ. 'am Mädmengymna­
sium präsentierte. In einer turbulenten Ver­
sammlung der Elternschaft der vied~n und 
fünften Klasse des Realgymnasiums in der 
Hagenmüllergasse in Wien-Landstraße .näm-
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Peter 
lich, deren Ausgang einen weiteren Schul­
versudl zum Platzen bradlte." 

Stimmt das, dann hat die Offentlichkeit ein 
Recht zu erfahren, wie Abhilfe geschaffen 
wurde. Stimmt es nicht, dann darf diese 
Presseveröffentlichung nicht iID: Raume stehen 
bleiben, sondern dann muß dieselbe vom 
Stadtschulrat Wien eine Richtigstellung 
erfahren. Dann muß aber auch bei der Debatte 
über das Kapitel Unterricht und Kunst dazu 
von den Verantwortlichen der SdlUlverwed­
tung Stellung genommen werden. In dem 
zitierten Artikel, Herr Präsident Schnell; wird 
Ihnen der Vorwurf gemadlt, daß ja nicht nur 
dieser, sondern daß schledlthin drei Schul­
versuche im Bereidl des Stadtsdlulrates Wien 
danebengegangen sind. 

Weiter heißt es in der "Presse": "Nun sind 
alle böse, Das Ministerium, weil es sidl um 
einen hausgemachten Schulversudi handelt',' 
- also hausgemacht in dem SiIin, daß er nicht 
von der Sdlulreformkommission ,gebilligi 
wurde -, .. die Eltern, weil sie letztlich das 
Experiment nur in andere Bahl,len lenken 
wollten. Präsident Schnell ist~udem ,verärgert, 
weil dies nun schon binnen weniger Mon<!-te 
der dritte Sdlulversudl in allgemeinbilden!ien 
höheren SdlUlen ist, der noch in den Kinder­
schuhen sein Leben aushauchte." 

Sthilmt es also, daß im Bereich des Stadt­
sdlulrates Wien innerhalb ,~eniger Monate 
drei hausgemachte Schulversuche ihr Leben 
ausgehaudlt haben, oder stimmt'es nidl!? Ich 
hoffe, daß es' nidlt den Tatsachen' entspridlt 
und daß uns heute der' Herr Präsident des 
StadtsdlUlrates von Wien sagen' kann, daß 
die Beiiditerstattung der "Presse" im gegen-
ständlidlen Fall falsch ist. ' , 
De~ Ton' des ,e1terlimen Sdlreibens, das im 

vorhin zitierte, ließ, auch an Deutlichkeit 
nichts zu wUnschen übrig. Wörtlidlheißtes in 
diesem Elternsdlreiben: "DerUnterridltsplan 
des SchulinodelIs gibt keine' Sicherheit; daß 
die Sdiüler hadl' der Matura eine tedfuisme 
Hochsdiule ", besudlen 'können. Die" meisten 
Eltern 'haben diesen, SdlUltypgewablt,weil 
e~'ihteri Kinderriermöglidlt, alle Arten der 
Österreichisdien HochsdlUlen zu besumen." 

, ' 

I(n glaube heute ni<:ht mehr daran, daß die 
Matura ,einer allgemeinbildend~n hö'berEln 
Schule die umfassenden Voraussetzungen der 
Homsdlulieife no& gewährlei~tet. 'Matura ist 
nicht selten mit Prestigederiken identIsch. Di~ 
Miltura istZQ einem Statussymbolgeworclen. 
Sie ist nidlt mehr das, was die Ma'ttua einSt~ 
mals .il,ldiesem Staate war. Man kannniilit 
an, den'Realitäten vrirbeigehen, ohne auch.'über 
di~ n()twendigen Konsequenzen, die ,sich aus 
den bildungspolitismeri Mißständen' e'rgeben, 
?:u dis~utieien.·' , . ", -' " " 

Im übrigen, Herr Präsident Schnell, habe ich 
Ihre Rede zum Kapitel Unterridlt nadlgelesen, 
weil ich beim Halten derselben nidlt anwesend 
war, und darin einen überaus interessanten 
Satz entdeckt, auf den ich eingehen möchte. 
Sie führten wörtlich aus: "Wir sind nicht 
gegen die Leistung, im Gegenteil, wir sind 
sehr unzufrieden mit, den Leistungen an 
unseren Schulen." 

Ich richte daher heute die Frage an Sie, 
Herr Bundesminister, ob Sie die Auffasllung 
des Präsidenten Sdlnell teilen. Idl teile sie. 
Audl idlbin unzufrieden mit den Leistungen 
an den österreidlischen Schulen heute. Audl 
ich bin vor allem mit den Leistungen im Be­
reich der allgemeinbildenden höheren Schulen 
unzufrieden, bin mir aber bewußt, worin das 
Absinken der Leistung eine seiner, Ursachen 
hat: Sie ,liegt nidlt bei den Lehrern, die diesen 
Beruf von Haus aus ergriffen haben und die 
eine entsprechende Au!!bildung zu ,diesem 
Beruf hinter sidl gebracht haben, sondern eine 
der Hauptursamen besteht darin, daß die 
Schulverwaltung nidlt .inder Lage ist, die 
österreichischen Bildungseinrichtungen mit 
aUsreichend geprüften Lehrern zu versorgen. 
Das beginhtin der HauptsdlUle '-und feiert 
fröhliche Urständ inden allgemeinbildenden 
höheren Sdlulen. 

, ' 

Soll weiterhin der Kopf" des Ministers im 
Sand steckenbleiben? Soll die Tragödie weiter 
ablaufen, Herr Bundesminister, oder sind Sie 
willens, entspremende Konsequenzen ins 
Auge zu fassen? 

Konkret ist daher an die sozialistis~p. 
Regierungsmehrheit in diesem Zusammen­
hiulgdieFrage zu ridlten: Was ge<Ienken Sie 
fürMaßna.~inen umgElhend zu ~rgreifen, um 
4ie LeistUl,1gsverbesserung" im aereich der 
Ptiidlts~ulen u~d im, Bereidldes" allgemein­
bildenden höheren Sdlll\w;esens :ru", g~währ~ 
leisten? ., , , '.',' 

Nun zu einer sehr aktuellen Frage im 'Zn­
sanünenhang mit der Verbessei:Ung unserer 
demokratischen EÜlridttungeii'~ Von keiner 
Seit.e wird heute die Mitbestinimung des Men­
schen an 'seinem Arbeitsplatz, die Mitbestim­
mung des' Staatsbürgers in der Gesellschaft, 
die l\iitbestlmmting des StaatsbÜrgers im Be­
reich' der demokratischen EinrichtUngen' in 
Frage gestellt. ' 

Meine'<Damen und Herrenl DerGesetzgeb~r 
beabs~chtigt., im Bereich des Schulw~sel,1S einen 
Sdl.rittwe~ter zU gehen.' ~wHl Ansätze, zur 
MitbestinimUl,1g .Im Sinn.e "der ·,Demokratie­
ref~nn: für die Sdlülerg~seizmäß~g ver~nkern: 
Darüherfindet derzeit, eine umfassende Dis-
kussion statt. " "" ; :', ' ' 
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Peter 
Herr Bundesminister! Welche Maßnahmen 

werden Sie zu welchem Zeitpunkt setzen, 
damit audl den Lehrern das Mitbestimmungs­
und das Mitgestaltungsredlt bei der Lösung 
ihrer ureigensten Probleme eingeräumt wird? 

IdJ. spredJ.e midl mit allem Nadldrud:t 
dagegen aus, daß einseitig' vorgegangen 
wird, daß auf der einen Seite derzeit p~r­
lamentarisdle Verhandlungen stattfinden, die 
den Sdlülern das Mitbestimmungsredltge'­
setzlich gewährleisten sollen, und daß 
andererseits für die Lehrer der ObrigkeitS­
staat erhalten bleibt. Mitbestimmung audl für 
die Lehrer ist ein Gebot der Stunde, das' eine 
sozialistisdle Alleinregierung weder' über­
sehen soll nodlübersehen darf. (Beifall bei 
der FPO und bei Abg. Dr. Gas per s chi t z.) 

Herr Präsident Sd1nelll Ich gehe auf einen 
VorsdJ.lagein, den Siegemadlt haben. Es geht 
nidJ.tallein um das Mitbestimmungsredltder 
Lehrer, . es geht ebenso um . das Mit­
bestimJilungsredlt der Eltern. Audl darüber 
sind wir Freiheitlidlen bereit; mit der' SPO­
Regierungsmehrheit und mit' der OVP~Frak­
tion. in die Diskussion einzutreten. Aum 
dilrübergiltes Uberlegungen aniustellen, wie 
heider Lehrerernennung das' Mitbestiiiunungs­
redJ.t der Lehrer ebenso berücksiChtigt werden 
kciIiD. . wie das MitbestimmungsreCht der 
Eltern. . . 

. 'Ein Satz)n Uner Rede .2;um KapiteVUnter­
riciltun4 Kunst; Herr PräsidentSdln~n, lautet: 
H~$ b~n .c:le~ Meinung, daß . der politismen 
Minderheit, in, allen . Stellenbesetzungsfragen 
e~~ .. ,gebührendes Recilt, ,eine gebührende, 
Ch~ce: und '. eine. Möglidlkeit eingeräumt 
wird~" Das steht außer Streit. Diesen Grund­
satz kann man voll billigen. 

,.:Aber· genauso widJ.tig· wie das Mit­
b~sti~~gsremt . cierpolitisdlen Minderheit 
ist '. das ,Mitbestimmungsredlt des 'einzelnen 
S~aaJsbü.rgers., i11 a.l1en ,BereidJ.en der . öster­
r'1i~~,cilen D~mokr~tie. ,(BeilalIbei der. FRO.) 

Tragik des Lehrer-Ernennungssystems im 
österreimisdlen Schulbereidl auf. (Zwischen­
ruf des Abg. M ü 11 er.) Lassen Sie midJ. aus­
reden, dann gehe idl gern auf Ihre Argumente 
ein. Herr Müller, im bin gerne bereit, jeden 
Zwismenruf zu beantworten. Wenn Sie ge­
statten,.zueist den des Herrn Kollegen Singer. 

Ich habe mim, bevor ich in die Politik ge 
,gailgen bin, auf meinen Beruf durm Ablegung 
aller für' einen Pflimtsmullehrer möglimen 
LehTbefähigungsprüfungen sorgfältig vor­
bereitet: filr die' Volkssmule, die Sonder­
sdmle und für die Hauptschule. Idl habe mich 
dutzende Male um einen Hauptsdluldirektor­
posten, im habe midl viele Male' um einen 
Bezirkssmulinspektorposten beworben und 
bin natürlich, weil idl keiner der etablierten 
Parteien angehöre, abgewiesen worden~ 

Und dann kam die politisdl.günstige. wenn 
Sie wollen, die parteipolitisdJ. günstige Kon­
stellation, ,die mim zum Zuge kommen ließ. 
Und sehen Sie: Mein SdJ.i<ksal will idlden 
Lehrern in Osterreidl künftig ersparen. Die 
Lehrer sollen durch Fähigkeit, Können und 
Leistung d~s erreimen können, wozu sie kraft 
ihrer Ausbildung befähigt sind. (Beifall bei der 
FPO~) 

Am "Fall Peter" ist nidJ.ts zu verbergen, 
denn der "Fan Peter" ist ein typisch öster­
reimisches Sdlf<ksal, das Sie, meine Herren 
der SPO, und das Sie, meine Herren der OVP, 
seit delI\, Jahre 1945 Tag für Tag den Lehrern 
bereiten. 

Aber so weit sind wir ja bereits; daß der 
Herr Minister Mo<k namens der OVP gesagt 
hat: Dieses Ernennun~ssystem ist revisions­
bedürftig. Ebenso stellte Herr Präsident 
Sdmell im ORF. fest: In Wien gibt es keine' 
Proporzernennung bei Lehrern! Das glauben 
jedodlnur Sie, Herr Präsident Sdmell, das 
glaubt aber, kein einziger Lehrer im Amts­
bereidl des Stadtsmulrates Wien. 

:Daher geht 'es nidJ.t all~iJi um' die Mit~ 
bestimli1ung der politischen Minderheit.' Die 
Mitbes~inunung ,für den einzelnen Staats­
büfger .ist, eine nadJ.drudcti<:t.e Forderung, die 
~ir .. Freiheitlichen erhe.ben. Daraus folgert, 
Herr Bundesminister für UnterridJ.t:SdJ.luß 
mif' dem Lehreq,roporz, SdJ.luß mit dem Ob­
rigkeitsstaat, . SdJ.lu,ß mit dem· Lehrerproporz 
hn. roten Wien, .SdJ.luß damit im sdJ.warzen 
Nied~~ÖsterreidJ., ab.er auch SdJ.luß damit im 
r~t 'jegiertenQsterreim. (Abg. Pie h 1 eJi Und 
jn::Pl?erösle!xeich?) Herr Kollege I Im gehe 
9.~j:.D, .al.lL diese Thematik ein. Idl habe in 
d~~seill .~usammenhang überhaupt :nidits zu 
;verbergen .. Der . "Fall· Peter" . zeigt doch die 

Wenil Sie immer wieder von der V er~ 
gangenheit :re'd~n wollen, Herr Siitger. dann 
zeigen wir Freiheitlichen die Mißstände der 
Vergangenheit und Gegenwart auf. Aber Sie 
behaupten ja •. daß Sie es besser madlen 
w.oHen. Und jetzt warten wir .Freiheitlidlen 
auf Ihre Vorsmläge, es besser zu madlen. 
(Abg. Pie h 1 er: Der "Fall Peter" hat Sie nicht 
gestört?) 

Nein, er hat nlidi aus folgendem Grund nimt 
gestört: weil idlgenau das gleidle demo.­
kratisme Redl! habe wie ein' smwarzer lind 
wie ein roter Lehre'r, der durch Besitz des 
SPO-oder OVF-Parteibuches infolge des Pro­
porzabkomJilens bei der Ernennung"zum Zuge 
kam. (Beilall bei der FPO. - Neuerlicher 
Zwischenruf des Abg. Pie h 1 er.) 
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Peter 
Ja, was ist denn mit den Kreisky-Erklärun­

gen, Herr Kollege, welche die Ausschreibung 
der Posten versprachen? Wann kommt denn 
die Postenausschreibung, die der Herr Bundes­
kanzler seit dem Jahre 1910 angekündigt hat? 
Wann kommt denn die Wettbewerbsgleich­
heit, welche die sozialistische Minderheits" 
regierung versprochen und welche die 
sozialistische Mehrheitsregierung erneuert 
hat? Im Gegensatz dazu führen Sie über die 
verstaatlichten Unternehmungen wieder Pro­
porzgesprädle zwisChen OVP und SPO, über 
die personelle Zusammensetzung des Vor­
standes. Bei Ihnen steckt noch immer der 
.. Hund'; drinnen, "n~cht auf unserer Seite i~t 
etwas faul,,(Be}fall bei der FPO.) 

Inden verstaaUichten Unternehmungen 
haben wir Freiheitlidlen tüchtige Ingemeure, 
haben wir tüchtige Juristen, haben wir tüch­
tige DimplomkauflEmte, denen es genauso ge­
gangeni,st und geht wie mir, die nicht weiter­
kommen,' weil ,gie eben nicht schwarz und 
weil sie eben nimt rot sind. Wann werden Sie 
denn endliidi begreifen, Herr Singer, daß eine 
Partei, die das moderne österreich proklamiert 
hat wie die SPO, mit dem Proporz nicht mehr 
das Auslangen findet? (Ruf bei der SPO: Pich­
ler heißt er!) Im bitte vielma1s um Entschuldd­
gunglWenn mir nichts Ärgeres passiert' als 
eine Na:mensyerwechslung, darin werden Sie 
mir das verzeihen. ' 

Mitbestimmung für den Sta'atsbürger in der 
Demokratie in allen Bereichen fordeddie 
'FPo. Wir' Freiheitlichen warten mit großem 
Interesse, meine Damen und Herren der 
sozüi.listischen Fraktion, was Sie im Bereich 
des Bildungswesens für Mitbestimmungsvor­
schläge für die Lehrer zu unterbreiten haben. 

Ich erinnere; Herr Bundesminister für Unter­
riCht, nom <l.ndie MeinUngsäußerung' des Uni­
versitätsprofessors Dr. Gönner. in der 
"Furche", worin er zum Ausdruck brachte: 
"Ohne 'Bese~tigwig des politismen Proporzes 
ke,ii1e echte 'Schtllreform in tJsterreim." ' 

Aber wh~könrite denn, tim jetzt zum posi­
tiven Vorschlag aus unserer Sicht zu kommen, 
das Mitbestimmungsremt der lehrer aus­
sehen? 

Sehen die Osterreichische Volkspartei und 
die Sozialistische Partei eine Gesprämsgrund­
lagedarfn, daß ZUIn Beispiel.die Lehrer, an· der 
Erarbeitung ein~s . Dreier- oder Fünfervor­
. sChlagesmitwirkEm, der dann Gegenstand der 
VeI;handllmgim und Beratungen im Bezirks­
schulrat ist? Ich bitte, diese Anregung seitens 
der sozialistischen und der OVP-Fraktion zu 
pfhleri.' . " ' '. " 

Ich bitte auch zu überlegen, ob man geneigt 
ist, die jetzigen gesetzlichen Grundlagen einer 
Novellierung dahingehend zu unterziehen, das 
Recht der Eltern im Zusammenhang mit der 
Mitbestimmung zu verankern, um eine Ent­
politisierung in dem Sinn ins Auge zu fassen, 
daß ebendie Eltern und die Lehrer frei von 
parteipoliÜscher 'Bindung ihr Mitspracheredlt 
ei~geräumt erhalten. 

Kann man zum Beispiel in den allgemein­
bildenden höheren Schulen einem von den 
Professoren !Selbst erstatteten Dreier- oder 
Fünf~i-vorschlag etwas abgewinnen, der dann 
im Landessmuhat als Diskussionsgrundlage 
für die dort zu treffende. -Entscheidung ver­
wendet wird? .Auch darijber !sollten wir· im 
Jahre 1973 in eine kon~rete Sachdiskussion 
eintreten. 

Herr aundesministerl Nun zu einer Errun­
ge~schaft der' sozialistismen Regier~ng, zum 
Gratisschulbum. Mein Kollege Zeillinger wird 
da:zu in den. Einzelheiten heute no~ 'Stellung 
nehmen. Ich selbst mödlte mim auf das Grund­
sätzliche beschranken. 

'.t:fbereinstirnmung herrscht' z~ischen den 
FteiheifIjCheIl Und der ,sozialistfschen Regie­
IllllgsfrälttiqIl s'iener iIi derpositiveIl Haltung 
der beiden Parteien zum Gratlsschulbum. 
Dahei s~lbst~e'istän(Üj(:h ein Ja 'zu di~ser not­
wendigen und' wertvollen Einrichtung. Aber 
ein' Nein ;zum WegwerfsmulbuchfEin Nein 
dazu, daß ohne Notwendigkeit alle Jeihre ein 
Betrag von mehrerEm 100 Millionen Sdlillirig 
aufgewe.ndet werdeninuß, um' das Gratis­
schulbuch zu gewährleisten. Ich bin angesichts 
der vorhandenen .. ; (Abg.' Z eilli lt'ge r: 
Tausend Millionen!) , 

Die Milliarde wird trotz gegenteiliger Er­
klärungen der sozialistischen Regierungsmehr­
heit ,bei der Gratisschulbu<h:-Aktion erreicht 
werden.' Wenn wir das rechnerisch weiter" 
spinnen - ganzgenim kann man es nom nidit 
lleweisen,~: gibt·eine Milliarde Sdlilling pro 
J,ahr für d(!n Rest der GesetzgeQungsperiode 
einen ansehrilichen Betrag, ' 

Es, geht nach Unserem freiheitlichert Vor~ 
schlag um die Frage" ob' wir uns 'entsmließen 
könllen - wk schon als FreiheitIidie, aber ob 
die,sozialistisme Regierungsmehrheit sich 'ent­
schließen kann -, mit dieser einen Milliarde 
Schilling für eine Ausstattling mit Gratisschul': 
büchern drei, vier oder fünf Jahre das Aus~ 
la.ngen iu finden' 'Und Milliaraen zu' sparen, 
um diese Mittel für andere Aufgaben frei zu 
machen. Oder hält die sozialistisme' Re'gie~ 
rungsmehrheit ,an der von ihr geschaffenen 
Einrichtung der alljährlichen Erneuerurig des 
Weg",erfschulbuches fest? Dann aber muß sich 
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Peter 
die sozialistisChe Regierungsmehrheit darüber 
klar sein, daß sie Milliarden SdJ.il1ing in leidlt­
fertiger Weise zum Fenster hinauswirft. 

Aber dazu, Herr Bundesminister, bedarf es 
Ihrer persönlichen Stellungnahme. Sind Sie 
entschlossen, am jetzigen Zustand fest­
zuhalten, oder ist die sozialistisChe Regie­
rungsmehrheit zu einer Diskussion über die 
Novellierung des GratissdlUlbuches in dem 
von den 'Freiheitlichen aufgezeigten Sinne 
bereit? 

Nun eine Uberlegung zu Maß,nahmen, die 
unter den Ministern Gratz und Sinowatz im 
Bereich' der Kunst eingeleitet worden sind. 
Zum Kunstheridi.t braucht.. man von diesem 
Platze aus nicht mehr Stellung nehmen. Er hat 
bereits eine Behandlung im Hohen Hause 
erfahren. Er' hat seine positive Wertung von 
der freiheitlichen Fraktion erhalten. 

, Nun liegt uns erstmalig der Bericht 19711 
1912 des BuIidestheaterverbandes über die 
österreichisChen Bundestheater vor. Ich möchte 
einer Diskussion im zuständigen Ausschuß 
nicht ,vorgreifen, aber vermerken, daß ein 
eistet: ,,1;lindruck zu überaus positiven Ein-. 
drücken geführt' hat und daß dieser erste 
Bundestheater-Bericht dem interessierten Ab: 
geordneten 'einen. überaus'aufsdllußreidlen, 
interessantEm und ,umfassenden Uberblkk. über 
die Entwicklung der österreidlis,dlen Bundes., 
theater vermittelt. 

Idl möchte auf eine Feststellung eingehen, 
die· der Aitbüi'ge'rmeister von Linz, Dr. Ernst 
Koref, der 1ange d~m: Nationalrat angehört 
hat, vor einigen Monaten gemacht hat Doktor 
Ernst 'Köref meInte, die österreichischen 
Bundestheater 'erhiEllten zu viel Geld. Dieser 
Auffasslingdes Herrn Altbürgermeisters 
Dr. Koref kann ich mich aus Uberzeugung nidlt 
anschließen. D~e, ö~terreidlisdlen Bundes-

, theat~r,erhalten mei?~s Era~tens nicht zu viel 
Geld, jed6cha~dl nidltzuwenig. Die öster­
rei&is&eil BUrtdes'the~ter sind aber auf dem 
W~ge, die'; zur Vetfügu.ng· stehenden Mittel 
rati(jriell~t Und optimaler ehiiusetzen, als das 
ih dEm vorap.~egarig,snenJahren der Fail war. 

Der Auffassurig ,des' "Altbürgermeisters 
Dr. Koref/die Bundestheater erhielten zu viel 
Geld, möchte idl meine gegensätzliche Mei­
~ungentg~!J~ns.tellen. . 

" Die im TniiateterhaIterverband zusammen­
gesdllös~eneh sHidt~~' und tä~derbiihnen er­
halten zu wenig Geld vom Bund. Ich begnüge 
midlangesichts-der: angespannten wirtsChaft­
liChen 'Lage mit 'dieser Feststellung und bin 
mir der' Tatsadle bewußt; !laß man allerdings 
für das Jahr 1913 auf Grund der angespannten 

Budgetlage nicht mehr Geld verlangen kann. 
Man darf vom Theatererhalterverband ver­
langen, daß er seine Mittel 'ebenfalls 
rationeller einsetzt als bisher. Man darf auch 
für den Bereidl der Länder- und Städtebühnen 
verlangen und erwarten, daß' die dort zur 
Verfügung'gestellten Steuergelder riodl opti­
maler eingesetit werden, als es in den abge­
laufenenJahren der Fall war. 

kh begrüße, Herr Bundesminister für 
Unterricht, I~re Bemühungen und Bestrebun­
geIl, die Gespräche mit den Kulturreferenten 
der Landesregierungen auszubauen. Ich gebe 
aber aum der Erwartung Ausdruck, daß diese 
Gesprädle in Vereinbarungen zwischen dem 
Bund und den Ländern im Jahre 1973 kon­
kretere Niederschläge finden, als das bei den 
Ansatzgesprädlen möglim war. Warum? Weil 
es meines Eradltens,h.eute kein Luxus ist, 
wenn die im Theatererhalterverband zu­
sa~m~ngescQ.losseneJil St~dte-' und Länder~ 
bühnen nicht nur Uberlegungen anstellen, son­
dern zu Vereinbarungel,l kommen, wie man 
besser zusammenarbeiten kann, wie man über 
,Grenzen von Landeshauptstädten und' Eundes­
länd~rn hinaus mit dem Linzer,Landestheater 
in.Zusammenarbeit mit anderen Bühnen, in 
anderen Bundesländern wirksam werden kann, 
wie man mit den Grazer Bühnen über den 
BereidJ. der" Steiermark hinaus wirken kann. 
Man wird Uberlegungen 'anstellen müssen, 
wie man zu einer besseren Aufgabenteilung 
zwisdien ,den Stä.dte- und Lä.nderbühnen 
kommen kann;'" 

Uberlegungen dieser Art sind heute kein 
L~xus. Sie sind aberaudl keine negative 
Kritik anirgendeiner Länderbühne, sondern 
sind angesichts, der gegebenen Situation eine 
unerläßüdie N()tweridig~eit. ' ' 

Herr Bundes.minister! Vielleicht kann man 
Ihre Vorstellp.:p.gen dazu erfahren, wie, Sie 
gla:ube~,' de~' ,Bunlieslände,i'n ' entsprechende 
~mpfelilung~n g,eQenzu können . 

Nun interessiert mim die 'von Ihnen vor 
einigen Moriaten angekündigte kulturelle 
ßestandsaufnähme.' 'Sie', Herr Bundesminister, 
kündD.gten eine 'Unteisuchting an, 'die ein 
möglidlst genauessoziolögisdl' fundiertes Bild 
der kulturellen Verhältnisse ,in Osterreidl 
geben soll. 

Dagegen ist nichts einzl,lwenden, wenn Sie 
uns"sagen können, weldle ,Konsequenzen Sie 
aus dieser Untersuchung zu ziehen beabsidi~ 
tigen. So würde uns interessieren, weldle Ziel­
setzungen Sie selbst mit dieser Bestandsauf­
nahme verbinden. Es wäre zu begrüßen, wenn 
sidl die au.fdem Gebiet der kulturellen' Zu­
sammenarbett zwisdlen dem Bund 'einerseits 
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Peter 
und den Bundesländern andererseits eingelei­
teten Maßnap.men erfolgreich entwickeln 
würden. 

Eine Uberlegung, welche die. Bundestheater 
tangiert: Dieser erste Bundestheater-Bericht 
vermittelt ein überaus interessantes Bild der 
kulturellen Auslandsreprasentation der öster­
reichischen Bundestheater 'von der Griindung 
der Zweiten Republik im Jahre 1945 an bis 
30. Juni 1972. 

Für midl ist das ein sehr interessanter, 
leider aber unbefriedigender Ausweis der kul­
turellen Auslandsrepräsentation der äster­
reidlischen Bundestheater in den abgelaufenen 
21 Jahren. 

Wie glaubt man vOii Seite des Ministeriums, 
aber audl von Seite des Bundestheater­
verbandes, der kulturellen 'Auslandsrepräsen­
tation Osterieidls besser 'Geltung versdlaffen 
zu können? Wie glaubt man vor allein !im deut­
sdlen Spradlraum cH.e im Jahre-1972eingelei­
teten Versudle ausbauenzri kÖnnen? Wie sieht 
das Programm der ktiUttrellen Au.slandsreprä­
sentation der Bundestheatei'füt den Bereidt 
dieser Gesetzgebungsperiode aus? Darüber. 
Herr Bundesminister. bitte "ich Sie, meiner 
Fraktion Aufsdlluß erteilen'zu wöllen; 

Sie. Herr Bundesminister Dr. Sinowatz, sind 
ein Freund vonBestan~sa~fnahmen. Sie kün~ 
digten .dem Nationalrat die eben zitierte Be­
standsaufnahme der kulturellen Verhältnisse 
in Osterreich an.' Sie sollten, ein~r weiteren 
Uberlegung von Ihnen folgend. nicht nur die 
Bestandsaufnahme für den~ereich der Aus­
landskultur in die Wege leiten, wie Sie artg~ 
kündigt haben, sondern sich auch Jeher Er­
fahrungswerte bedienen. die sein,erzeit Pokt<>r 
Karasek als Leiter dei:' Sektion VII' ermittein 
konnte. 

Sie sollten jetzt - das 1st. erne 'Forderung, 
die' iCh· namens der freiheitlichen A;bgeöid~ 
neten erhebe -ein.e 'Bestiiridsaufn~lline'det 
Strukturprobleme . der österreichis<;ilen. ,Bil-
4ungspolitik . in .. Äuftraggeben. -... Diese . Be­
standsaufnahme halte ich~ür ~nen p.nerläßlidl 
notwendigen Bestand,tei~d,er aUdl VOn Jhnen 
vertretenen Bildungsforschung in _,Osterreidl. 
Wenn die Bestandsaufnahme über'.die Sti-uk­
turprobleme des ,. österreichisdlen Bild~ngs­
wesens nidlt in Auftrag gegeben wird. dann 
fehlt uns zum gegeberien' Zeitptiiiktein 
wesentlicher Bestandteil für die Inangriff­
nahmeeiner entsprechenden Bildu.ngsplanting. 

. , ' Wir .wissen. daß wir auf Grund der. Sdlul­
reform;,des Jahres 1962 ein JahrzehnLnach 
Inkra,fttreten derselben lediglich improvisieren 
können. daß sidl der Zustan.d contra ·legem im 

Bereich des österreichischen Bildungswesens 
weiter i;lusweitet. daß die Unübersichtlichkeit 
der offenen Probleme ansteigt und daß Bi!­
dungsqualität und Bildungsniveau sinken. 

Dies ist für· uns Fi:eiheitlidle Anlaß. Herr 
Bundesminister. bei Ihrem Ressort die Alarm­
glocke zu ziehen und Ihnen ein. Jahr nadl 
Amtsantritt zu sagen: Jetzt liegt es' an Ihnen, 
dem Nationalrat darzulegen, wie Sie glauben. 
die Situation ,steuern zu können, mitweldlen 
Maßnahmen Sie glauben, der angespannten 
Lage auf dem Gebiet der BHdungspolitik Herr 
werden zu können. 

Genau diese Aussagen haben wir bei den 
Beratungen über das Budget für das Jahr 1973 
vermißt. und das Nichtvorhandensein dieser 
konzeptJi,ven Vorstellwigen Jn Ihrem Ressort 
ist mit ein Grund. warum wir Freiheitlidlen 
das Kapitel -Unterricht .und Kunst ablehnen 
werdenl (Beifall bei der FPO.) 

Präsident: Zu einer tatsädllidlen Beridlti­
gung hat sidl der Abgeordnete Dr. Sdlnell 
gemeldet. 

Ich erteile ihm das Wort und madle darauf 
aufmerksam: daß die Redezeit mit fünf 
Minuten begrenzt ist. 

.Abgeordneter Dr. Sdmell (SPO): Herr Prä­
sidentl Hohes Haus I >Ich komme der Auffor­
derung des, Herrn Kollegen Peter, die von 
ihm dargestellten Verhältnisse zu beridltigen, 
gerne nadl. 

1. Es stimmt, daß in aUenWiene.r allgemein'­
bildenden höheren, Sdl,ule.n ~UllUIlap.gel 'be­
steht. und, es wußte das Parlament im Jahre 
1969. als.· es die Sdlulvers\lChe in einer Resolu­
tion,anregte. daß gerade qer Raum-und der 
Lehrermange.l mit den Versudlen überwunden 
werden sollte. ' 

2. Ztiden drei- angeführten8dlUlen: 

, ,a)WißdD~r 'Gftrle{ .Hier wUid~ der SeilUI­
versuch· nidlt'begonnen"sondem. wegen des 
Rimmmangfi!Is 5.qlon .', mi"Stadium,' der, Ber>pre­
dlurlgen 'iihgelehD.tj denn; im 'S<;hulgebäude 
W1edner 'GÜrte1.R~ffuden,s.i~drei Sdluten: 
ein Mäddlengymnasiurri, eine höhere frauen­
beruflidle Lehranstalt und eine Handelsschule . 
Aus diesen, Gründen kam ,der S.dlulversudl 
nicht zustande . 

b) In der Zirkusgasse konrite das Modell II 
sdlonbei der Vorbespredlungnidlt angewen­
det weiden. Daher, wurde. der 'Yersudlnidlt 
begoIinJn. ,.' ..:' . 

. , c} Zur Frage Hagenmüllergassei·die in dem 
betreffenden 'Artikel eine· ··Ro1le spielt: Die 
Durchführung des Modells, I muß in folgender 
Form beridltigtwei:'dem 
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Dr. Sdmell 
Eltern und Leh,rer wurden auf den S<hul­

versu<h vorbereitet.. Der Direktor wurde vor 
den Ferien mit dem Modell bekanntgema<ht. 
Er wurde audl mit dem Direktor, der bereits 
seit einem J,ahr den S<hulversu<h in Wien 17 
durdlführt, bekanntgemadlt und eingeladen, 
den Schulversuch selbst zu besu<hen. 

3. Das Ents<heidende, worauf sich die Dis­
kussion stützte, war ein Mißverständnis, das 
leider nicht ausgeräumt werden konnte, weil 
hier wahrsdieinlich die gesamte ideologische 
Einstellung zu den S<hulversuchen eine Rolle 
sp,i,elte. 

An der S<hule in der . Hagenmüllergasse 
wird seit Jahren Darstellende Geometrie als 
Pfli<htfa<h geführt. Nun liegt es gerade in dem 
Sdlulversuchsmodell I, die Zahl der Typen ab­
zubauen, wie Sie, Herr Abgeordneter Peter, 
vorschlagen, und dadurch im Rahmen von 
Wahlfächern die Studienberechtigung für die 
Ho<hschule durch2;uführen. Das ist geschehen, 
und die Eltern haben sich nur 'an'dem Terminus 
"relativ obligater Gegenstand' Darstellende 
Geometrie" gestoßen. 

Weder dem Bl.lIldesministerium für Unter­
richt, das si<h in. einer ausführlichen Stellung­
nahme mit dieser Frage befaßte, n,odl dem 
Stadtsdlulrat für Wien, der Landess<hul­
.inspektor Hofrat Mayer in die Elternvereins­
versammlung geschickt -hat, jst es gelungen, 
dieses Mißverst~dnis den Eltern zu erklä­
ren, weil dieselbe. Hochschulbere<htigung .duch 
mit dem' "relativ obligaten Fach Darstellende 
Geometrie" gegeben war. 

Ich darf zusammenfass'end' sagen: Die Dar­
stellung in' der "Presse" ist stellenweis,e rich­
tig, stellenweise falsch und' stellenweise,über~ 
zeichnet. Danke. (BeifdI1 bei der Spö.) - . 

;Präsident: ZUIQ, Wort gemeldet ist die Frau 
Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer. 
Bitte.: -

Abgeordnete DiplAng, 'Dr. JohanIl~ Bayer 
(OVP): Herr Präsident I Sehr geehl\e'_D'ani~en 
un,d Herrehl'Ich nehme, an,daß-Sie'~ei(gei;tik 
gen parlamentsfreien . Tag dazU, benp,tzthaben, 
sich mit der angebauften' berufl),pieti 'Ai:l>e;i,t 
auseinariderzusefz~n' oder,',Vetilllsta)tungen'-in 
Ihre~ Wa41kreis zu besuchen. Auf jeden fall 
hat Ihnen' der Tap~tenwe<hsel ;gut getall, ,d.enn 
Sie. sehen aÜe so munter -und frisdt'aus.(Aog. 
Pet er:_DerScltein trügt! - Abg~ M el ter, 
auf die ztÜn überwiege!ldenT~iIleeren Sek~ 
toren weisend: "Es sind aber nur . wenige" die 
'in die Runde schaueiii---:-, Abg.JZ e ii 1 i n g~er: 
Das ist keine .repriiseMative Mehrheit1·:":':"· Hei~ 
terkeit.) .' . ' ..... _.' " ',,' 

Sie s<hein.enso bereit zu sein für denheuti­
gen Tag, der der Bildung gewidmetisL 

Permanente Bildung ist ja eine Forderung 
unserer Zeit, sie gilt ni<ht nur für die Volks­
vertreter - für diese allerdings in erster 
Linie -, sondern auch tür die gesamte Bevöl­
kerung. Permanente Bildung ist nicht eine An-' 
gelegenheit, die erst nach Erreichung eines 
Berufszieles zu beginnen hat, sondern sie be­
ginnt schon beim Kleinkind, im EIternhausund 
im K,indergarten. Der wisseDISchaftliche Na<h­
weis bestätigt die Erfahrungstatsache, daß 
Kinder aus anregungs armen Milieus nach dem 
Besu<h, des Kindergartens wesentlich lei<hter 
in der Schule mitkommen und si<h in die Ge­
meinschaft einordIlen ,als solche, die keine 
Möglichkeit hatten, in einen Kindergarten zu 
gehen. . 

Die Bildungsanstalten für Kindergärtnerin­
nen habe zurzeit eine Kapazität von rund 
350 Ahsolventinnen pro Jahr. Von diesen er­
setzen 150 AbsolventinneIi Kindergärtnerin­
nen, die infolge Heirat oder Pensionierung 
ausscheiden. Somit stehen his zum Jahre 1980, 
wenn inan nur einen konstant steigenden 
Nachfragebedarf annimmt, zusätzlidl lediglich 
2000 KJindergärtriernnnen zur Verfügung; da.s 
ist die Hälfte des erforderlichen Personals. 
Eine Betreuung von40bis60Prozent der Kin­
derJm Vor,schulalter ist unter diesen Voraus­
setzungen undenkbar . 

Die Ausbi1dungskapazität der Bildungs­
anstalten mü~te drastisch erweitert werden, 
umsomehr, . als man derzeit jährli<h 40.Pro­
zent ambitionierte und geeignete Bewerberin­
nen wegen des herrschenden Raummangels 
abweisen muß. . 

Ich habe auf Grllnddieser Tatsa<hen im 
Finanz- und Budgetallsschuß einen Entschlie­
ßungsantrag eingebra<ht, der den Ausbau der 
Bundeslehranstaltenfür Kin.ciergärtne,J:innen, 
die Förderung von . Privatbildungsaristalten 
und die ,qualitative und quantitative Verbes­
serung der Ausbildung vorsieht. Dabei· war 
ausdrückli<h ·in. dem Antrag enthalten; daß 
diesbezüg:lidle Verhandlungen für das Budget 
1914· . mit; dem< Ftnanzminister aufgenommen 
werden sollten. 

. D~~ soziaHstisfuen Abgeordneten haben die­
sen Antrag abgelehnt und sich einmal mehr 
,als Erfüllungsgehilfen der sozialistischen Bun­
desregierung·erwiesen.· Sie redet zwar groß­
tirtig von Bildung und erhöhten Mitteln,. aber 
diese 'sind llicht vorhanden; und. sie zerrinneri 
infolgeder 'lriflatiönspolitik und den damit 
verb'llndenen steigenden Kosten, . sodaß nicht 
mehr; . sondern' weniger für die Bildung getan 
werden kann ... 

. • . - " ".e·",. : ", 

Ichmö~te daher.heute meinen.Antrag wie­
derholen. Idl ; darf. ihn hier zur Verlesung brin-
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Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer 
gen und bitte, ihn mit in Verhandlung zu neh­
men. 

E n t s chI i e ß u n g s an t ra g 

der Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Johanna 
Bayer und Genossen zum Bundesfinanz­
gesetz 1973 (460 und 546 der Beilagen) be­
treffend Verbesserung des Kindergarten­
systems. 

Die unterzeidtneten Abgeordneten stellen 
folgenden 

E n t s chi i e ß u n g san t rag: 
Der Nationalrat wolle beschließen: 
Der Bundesminister für Unterricht und 

Kunst wird aufgefordert, zusätzliche Ausbil­
dungsmöglichkeiten für Kindergärtner und 
Kindergärtnerinnen durch Errichtung neuer 
Bundeslehranstalten für Kindergärtnerinnen, 
den Ausbau bestehender Ausbildungsstät­
ten, die Förderung von Privatbildungs­
anstalten zu eröffnen und gleichzeitig dafür 
Sorge zu tragen, daß dqs Ausbildungsniveau 
der Kindergärtner und Kindergärtnerinnen 
zumindest dem einer höheren Ausbildung 
gleichzustellen ist~ Der Unterridltsminister 
wird außerdem ersucht, mit allen übrigen 
kompetenten Stellen (auf Bundes- und Län­
derebene) zum Zweck der qualitativen und 
quantitativen Verbesserung' des bestehen­
den Kindergartennetzes Kontakt aufzuneh­
men und dem Parlament übet das Ergebnis 
seiner Bemühungen binnen Jahresfrist zu 
bedchten .. 
Soweit der Antrag, und iCh bitte Sie herz­

lich, diesem Ihre Zustimmung zu geben. 

Daß nicht mehr,sondern weniger für die 
Bildung getan wird,: erleben wir zum Beispiel 
bei vierneuen Bauvorhaben von höheren 
Schulen in der Steiermark. Die Gymnasien in 

Einen beachtlichen Mangel weist das im 
Vorjahr vorgelegte Sdtulentwiddungspro­
gramm auf. Abgesehen davon, daß die für 
1972 und 1973 vorgesehenen Vorhaben nur zu 
einem Bruchteil realisiert werden können, be­
inhaltet es nur die Fr-age der Schulen, nicht 
aber jene der Unterbringungsmöglichkeiten 
für Kinder aus ländlichen Gebieten. also der 
Schülerheime und Internate. 

Ohne eine Forderung des Sdlülerheimbaues 
kann die regionale Chancengleichheit im Bil­
dungswesen nicht annähernd erreidlt werden. 
Die Bevölkerung vermerkt mit Unmut, daß 
die sozialistische Bundesregierung von regio­
naler Chancengleichheit spricht, aber nidlts 
für ihre Verwirklichung tut. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

In der Regierungserklärung vom 5. Novem­
ber 1911 sagt Bundeskanzler Kreisky, daß mit 
dem zehnjährigen Schulausbauprogramm die 
geographische Chancenungleichheit beseitigt 
werde. Was sollmim von soldlen Versprechen 
halten, wenn erstens dieses" Programm schon 
jetzt in keiner Weise eingehalten wird" weil 
alles teurer wurde, die Mittel nicht reichen 
und die Baubremse gezogen' wurde, und wenn 
die Sdlülerheime überhaupt übersehen wer­
den? Wie soll die geographisdle Cllancen­
ungleidlheit beseitigt und das Bildungsgefälle 
Stadt - Land abgebaut werden? 

Aber da gibt es ein Plugblatt von der SPO 
mit der AuJsdlrift: "Prufen Sie selbst" . Darin 
steht, daß zwei Drittel des Regierungspro­
gramms ,bereits erfüllt wurden. Meine Damen 
und Herrenl Die Eltern 'werden selbst prüfen 
und feststellen, daß von der Erfüllung von 
zwei Dritteln des Regierüngsprogramms keine 
Rede ist.' , 

Graz und Murau und die Höheren tedmisdlen Ein weiterer Mangel besteht anausgebilde­
Lehranstalten in 'Graz und in Kapfenberg er- ten und pädagogisch gesdlulten Heimerzie~ 
halten statt der zuerst v.orgesehenen 52 Mil- hern. Das Fehlen einer beadltlidlen,Zahl wirk­
lionen nur 21 Millionen Schilling~ also nicht Üch'geeiy'neferErzieher'inlieimen,' Horten 
einmal die Hälfte. Und wie sieht es ,in', Nied~r- und. Internaten' wirkt siro "verhängnisvoll aus 
österreich aus? Hier stehen statt der zuerst und ist'zweifellos ein sChwerwiegender Grund, 
vorgesehenen 111 Millionen nur 50 Millionen 'weshälb s~ viele Jugertdli&e KhlSSen wieder­
Sdlilling für die hÖh.er~n BundeslehranstaIten holen müssen oder das BlldUngsvorhaben vor-

, zur VeI'fügling; , ' ' . zeitig aufg'e,ben. Der Herr' Unterrirotsminister 
Dabei werden höhere Lehranstalten sdlon vertrat im Finan:zaussdlußdi~ AUffassung, die 

dringend benötigt. Für Eltern imdKinderist BliIidescinstaIten für Heimerziehting in Baden 
es geradezu tnlgisdl;, wegen Iiaummangels von und in Wien würden den Bedarf de<ken lind 
der höheren Bildung ausgesdllossen zu:wer- nur; falls diese Anstalten nidlt ausreichen solI­
den. SieaIie werden immer wieder Beispieie tell, könnte man cindie ErrichtUng einer 
erleben, wenn, im SOI1llll.~r, namgut gelun-.z.üsätZli&en Anstalt deIiken. Dabei müßten 
genen und bestandenen Aufnahmet«i!st~.Kinder S~edodiwissen, daß sdlon j!'ltzt der Bedarf 
nicht in die Schulen aufgEmoinnien' werdeit, ein' Helmerziehern weseniiidi größer ist und 
sondern eine Abweisung erfahren und' es durdl Jahre nicht befriedigt werden kann und 
dann.ofV zu spät',jst, sie aD:"einer anderen daß viele Bewerbsr'wegen Raumncit abgewie-
Schlileentspredlend unietzübriIigeil. "" sen werden müssen. ' 
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DipI.-Ing. Dr. Johanna Bayer 
Ich kann mir nicht recht erklären, wieso sich 

der Herr BundesmiIllister darüber nicht ent­
sprechend informiert gezeigt hat oder nicht zei­
gen wollte, ,Das Ministerium ist geteilt wor­
den, es ist doch j~tzt wahrscheinlich weniger 
Arbeit als früher. Daher müßte meines Erach­
tens nach die Information wesentlich besser 

dungsgänge würde auch den Empfehlungen 
des Europarates entsprochen, die auf Grund 
der internationalen Erfahrungen erarbeitet 
wurden und nicht in eine Bildungssadegasse 
führen wie der Vorschlag des Gesundheits­
ministeriums. 

sein. Hohes Haus I In der Debatte des Kapitels 
Unterricht im Finanzausschuß schlug die sozia-

Sehr geehrte Damen und Herren! 'Völlig listische Abgeordnete Dobesberger vor, die 
unverständlich ist, daß der Herr Unterrichts- Budgetansätze für Frauen- und Mädchenaus­
minister der von der Frau Minister für Ge- bildung zu streichen, da es keinen Unterschied 
sundheit und Umweltschutz vorgelegten No- mehr zwischen der Bildung von Mädchen und 
velle, betreffend die Regelung des Kranken- Burschen gebe. 
pflegefachdieristes, iin Ministerrat so ohne wei~ 
teres zustimmte, Die darin vorgesehene vier~ Der Herr Unterrkhtsminister sagte dazu, er 
jährige Ausbildung ist eine Sadegasse, in die teile vollkommen die Meinung der Frau Abge­
zu' junge Menschen im Alter von 15 Jahren ordneten, Ich sehe ein, Herr Bundesminister, 
mit noch verschwommenen Berufsvorstellun- daß Sie sich nicht um alles kümmern können. 
gen geführt werden, Die vorgesehene Aus- Ich möchte darauf hinweisen, daß gerade im 
bildung-steht total unverbundenneben dem Rahmen dieses Budgetansatzes Forschungsauf­
übrigen Schulwesen und ohne Ubertrittsmög- träge erteilt und ausgefühI't wurden, die 
lichkeiten in andere Berufsausbildungen. Dies Grundlagen für eine zeitgemäße Mäddien- und 
wti:rd die Zahl des ,s6 nötigen Krankenpflege- Frauenbildung zu erarbeiten hatten mit dem 
personals nicht erhöhen, sondern eher verrin- ZIele der Loslösung von falschen Rollenvor-
gern. Man darf 16jä4rigen nicht den psychi- stellungen. ' " 

schen Schode, den die Arbeit am' Krankenbett Ich mödlte daher iauf die äußerst interessan-
mit den Begleitetsdieinungen, wie Sdimerz, 
Leid' und Tod, beinhaltet, zumuten lind'wird ten Publikationen verweiSen; und zwar: Doro-
dadurch 'nureine'vermehiteAbwland~rung thea Gaudart-Wolfgang Schulz "Mädchenbil­
hervorrufen, Andererseits solltenPatiEm'tenin dung wozu?" Dieses, Buch behandelt die Ein-

stellung von: Müttern und Töchtern zu Aus­ihren schwersten ,Stunden nicht ,von' unreifen 
Jugendlidien betr,~ut werden. " bildung, :Haushalturid Beruf und weiter Vor­

sChläge für eine Bildungspolitik init dem Ziel, 
Ich stimm.e .darin überein" daß, die Lüdee die Mädchen darauf 'vorzubereiten, aktiv arn 

zwischelldem 15; ,und 17. I,.ebensjahr ,geschlos- wissenschaftlidien, tedlnischen und wirtsmaft~ 
s~n ,we!den li}u~: W~lches J5jährige Mäpchen lienen Fortschritt mitzuwhken.' 
kann aber mit Bestimmtheit sagen, ,daß ,eS 
unbedingt Krankenpflegerin werden will? <Der zweit-e Band "Chancen der, Weiterbil­
Mamt süi die von -Frau MiIiister Iieod6lter dung~' vOn Henrik Kreutz und Grete Füm­
vorgesdilagene Ausbildung und erkennt wäh- schuß ist eine soziologische Untersudiung mit 
rend'dieser Zeit, daß sie einen anderen Beruf Grundlagen für die Bildungsplanung. 
bevorzuge, dann hat sie keine Mog1ichld~it, 
ohne VerlUst der Ausbiidungsjahreubenu-
wechseln. ' 

Der dritte Band' mit dem Thema, "Zugang 
von, Mädchen und Frauen zu tedinischen Be­
rufen" geht demnächst in Drude, 

, , Daher Ist für elen Pffegefadidiens't nacha<:ilt 
Kl~ssenPfliditsdiule 'die 4reijährige Fach- Es, handelt sich, durchwegs um erstmalige 
sfuuIe für Sozial~ uIldWlrtschaftsbiu:ufe, w.ie ,und grundlegende Werke in Osterreich. 
sie' die ,5. SmOG-Novelle vorsieht und die ,.,,' 
b 't .... ' t d' . t V' b'ld " Man kann eInerseIts meht bestreIten, daß erel s' eXlSvler , le geeIgne eor I ung . , , 

d'... I'ch G dl f" d' eh' d' , dIe Rollenvorstellungen und die Blldung ,von ,un ~ug el " 'run age' ur le vers le enen ", 'di " '" ' 
S 'lb' f 'D d' , ch ' , d d' B 'f' t eh' ,_Mad en und Frauen von, uberholten Auffas-, OZIa eru e. a ur WIr le eru sen s el , 11 ß E' 't· k 't I" 
d' ,',' d -d' K' -,. h . ",· ..... t" sungen a zu gro er msel,lg el zu osen 

ung un le rallA.en auspraxIs m ... u von 'd E h' ß b "b d Z' I ch' ß 
den 15-, sondern' von den 17jährigeri vei1angt. Sin. s Je ~ a er; 1.1 er as, .tezu s le ~n, 
Auf d" V' b'ld k dem"ß" , ,wenn modIl dl-eOft starke NeIgung und Eig-

. le~e or. I ung, annzwe ~ Iger- nung zu ,soziale~ Berufen negierte und eine 
welse dIe spezIelle KrankenpflegeausbIldung "n' GI 'chm ch . f d t 
aufbauen~ vo 1ge el a eret or er e. 

Für den gehobenen Pflegedienst solltenam So verurteilte beispielsweise vor kurzem die 
zwölf ',Sdip,lstufen {tIlgemeinbildender oder Fachgewerkschaft Drude und Papier die Aus­
~insdJ.lägig, berufsbilqender; Sc:buleri'derBe~ bildung von Frauen als Drudeerund Schrift­
sllch ,~iner:drei. ' Jallre, ,da.trernden 'Kr-anken- setzer': wegen der . Gesundheitsgefährdung 
pflegesmule erfolgen. Durch. soldteAusbil- durch den Umgang mit bleihaltigem Material. 

. -. -'- ~~------------
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Dlpl.-Ing. Dr. Johanna Bayer 
Bei der Ablehnung des Wehrdienstes für 

Frauen in Osterrei<h und bei etli<hen anderen 
Berufen berü<ksi<htigt man die biologis<hen 
Grundlagen und die körperli<he Leistungs­
fähigkeit. 

Regierungserklärung am 27. April 1970 
madlte. Er sagte: 

"Dem sich neu formierenden österrehhi­
s<hen Film wird ein Filmförderungsgesetz die 
notwendige Basis geben müssen." 

Abgesehen davon wäre es überhebli<h' Bis heute sind no~ nidlt einmal Ansätze 
gewisse Beg·abungsunters<hiede zwis<hen eines sol<hen Gesetzes vorhanden. Wiederum 
Männern und Frauen als ni<ht vorhanden leere Worte! I<h erinnere wieder an das SPO­
abzutun, sonst gäbe es vermutlich mehr weib- Fhigblatt "Prüfen Sie selbstl" Ja, wir prüfen, 
liche Erfinder, Komponisten, Dirigenten, Re- Und die' österreichis<he Bevölkerung prüft 
gisseure, große Te<hniker und Philosophen auf ebenfalls. 
der ganzen Welt. 

Hohes Haus I AbsdJ.ließend müssen wir mit 
Damit soll aber keineswegs die ers<hütternd Bedauern feststellen, daß infolge der Infla­

geringe Repräsentanz der Frauen in de~ P6li- tionspolitikder sozialistisdJ.en Alleinregie­
tik, auf den höheren Beamtenebenen, in der rung weniger SdJ.ulengebaut werden, die 
Verwaltung, in der Justiz und an den Ho<h- Raumnot an mittleren und höhex:en Schulen, 
schulen begründet oder entschuldigt werden. SdJ.ülerheimen und Internaten nidJ.t verringert, 
Wir haben .diesen Mißstand oft genug ,als die Zahl der abzuweisenden Bewerber erhöht 
überholt angeprangert, weil er den Gegeben- und von der Chancengleidlheit der Mensrnen 
heiten der pluralistisdJ.en Gesellschaft ekla- im städtischen und ländlichen Raum viel gere­
tant widerspri<ht. det und versprodJ.tm wird, aber keine edJ.ten 

Hohes Haus! I<h wi~derhole meinen Vor- Taten gesetzt werden, (BeifaIl bei der OVP.) 

s<hlag auf Förderung des zweiten Bildungs-Präsident: NadJ.ste Rednerin ist die Frau 
weges. Wenn dieser Weg zu staatsgüUigEm Abgeorcirie~eEdithbobesberger. 
Zeugnissen führt, also etwa zum Abschluß der De~ ~on'der Frau Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Hauptschule, Handelss<hule oder ZlJ,.r Matura, Dr.,JohannaBayer und Genossen eingebrachte 
ist der Kandidat gegenüber denen, die . das EntsdiUeßungsantrag ist genügend unterstützt 
Glü<k' hatten, ihre Ausbildung im ersten Bi~- und,steht m.it zur Verhandlung. 
dungswegzuerhalten, benachteiligt. Er w~rd . 
ein zweites Mal dafür bestraft, daß er belDl Ich bitte, Frau Abgeordnete. 
ersten Weg nicht zum Zuge kam. Das gilt für· Abgeordnete Edlth .' Dobesberger, (SPO): 
die Fahrtkostenvergüt~ngen zu den Veranstal-, HerrPi"äsideritl Hohes Hausi I<h mödite einige 
tungen und Kursen und trifft vor (d~em ~~ Woite 'zu denSdiulVersudJ.en spredJ.en.Vor~ 
Mens<hen aus .dem ländlichen Raum., dIe weIte hei-<m.Öchte ich eiIi p'aar !iiIg~meineDinge 
Anfahrten zurü<kzulegen haben. Das gilt aber dazüsageri;: ' . 
ebenso für die Lehrmittel der Kandidaten. 

. h . Man hört und man l,iest ind,en Zeitungen: 
Audl hier' m. üßte die ChanceIigleidilielt. er:.. p' S . l' t . 11 d S ..... 1 yst m no ..... 

" . le OZ1.a 1S en wo en:·· as U1U s e Ul 

gestellt werden. w~iter noy~ilieren, sie wollen IlO~ weiter mit 
Großartig hat Bundeskanzler Dr. Kreisky i~ deIlLernertolgen heruntergehen." Wenn man 

beidenRegierungserklärungen vom 27. Apl"ll demH;erl;Il Abgeordneten Peter vorhbl zuge-
1970 und am 5. November 1971 verkündet: hört hat, hat man beinahe den Eindru,d. be-

." kommen, in den nächsteJl, Jahren. kämen lauter 
"In einer sich Iiasch ä~dernden Gesellschaft An:alpli.abet~n auslinseren Schulen. (Abg. 

kann die BilduIi.g ni<ht· in einer bestimmten Z e il zjIt'.g e r: Dann gibt es weniger Redner 
Altersstufe als abgesdJ.loSsen betraditet wer- im Paridzrientl) ". .' , .. . 
de,n." 

Leere' Worte! Ich erinnere wiede{ an das 
Flugblatt der Sozialistischen Partei: "Prüfen 
Sie selbst! Zwei Drittel der Regierungserklä-

_ rung erfüllt'" Die Bevölkerung prüft Und stel~t 
fest, daß nidlts davon zu bemerken ist. .(Bel­
faII bei der OVP.) Weder die geographisdJ.e 
Chancengleichheit noch die spätere Bildung in 
Form des zweiten Bildungswegs werden ent-
spre<hend gefördert. '. 

Wieviel man> diesen Worten glauben. darf, 
geht auch aus der Feststellung des Bundes­
kanzlers hervor, die· er. schon. in der ersten 

pie wissenschaftliche Betreuung der' Schul-
verslJ.che " sei minimal, .. die wissensroaftliche 
Betreuung sei zu gering. IdJ. bin überzeugt, 
wüI1denwir eine di<htere wissensd:J.aft1i<he··Be­
treuung haben, dann. würde es' ganz gewiß 
heißen.: Die Lehrer können nicht mehr arbei­
ten, sie werden von früh bis spät gegängelt. 
Wie sollen sie zu ihrer Versuchsarbeit kom­
men? 

Es' geht no<h weiter; In den Zeitungen lesen 
wir: Die Verunsidlerung' der Kinder, die Ver:. 
unsicherung .. der Eltern und Lehrer niinmt mit 
Riesens<hritten zu. ,.- -, 
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Edith Dobesberger 
Frau Abgeordnete Bayer hat jetzt wieder 

gemeint, daß wir Sozialisten gesagt haben: 
Zwei Drittel unseres Regierungsprogramms 
sind erfüllt. "- In diesem Regierungsprogramm 
sind ein wesentIidter Bestandteil die SchuI­
'versudle gewesen. Die Schulversuche sind 
angelaufen. Man kann einen Schulversuch 
ganz unmöglich zu Schulbeginn, meinetwegen 
1970 beginnen und mit Schulschluß 1971 be­
enden. Das ist einfach nicht mögliCh. Das 
brauCht eine bestimmte Zeit. 

Der Herr Abgeordnete Peter hat dann noch 
davon gesprQmen, . daß unse~e sidl rasdl ver­
ändernde Gesellsmaft, mit dem . erstarrten 
Sdl\llmedlanismus einfam nidlt mehr in Ein­
klang zu bringen ist, daß wir· von. den Geset­
zen mit Zweidrittelmehrheit abkommen und 
zu flexibleren Gesetze~ kommen sollen. Da 
möchte idl zur OVP sagen: Beim Sdlulunter­
richtsgesetz war es zur Zeit der OVP-Minister 
nie eine Frage, daß Paragraphen drinnen smd, 
die eine ;z:weidrittelmehrheit braumen., Erst 
jetzt, weil' ein· ~z'ia1ist Unterridltsminister ist, 
findet man auch da nom etwas. Wir sind be­
stimmt füi die Flexibilität ... (Abg: Dipl.-lng. 
Dr. Lei l n e r: Sie haben aber auch neue Be­
stimin!1ngen in das Gesetz aufgenommen/die 
keiner Begutachtung unterworfen waren!) Sie 
werden bestimmt die' S<ilwlerigkeiten nur 
madlen, weil es ein soziaHstisdler Unterrichts­
minister ist, und taten es nidit, solange es ein 
OVP~Minister war. (Zustimmung beL der SPO.) 

Es ist dann auCh die Frage aufgetreten, was 
sofort gesdlehen soll. Man kann einfach ~n 
der Sdlule nicht sofort etwas ändern. Die 
SChule braucht ihre bestimmte Zeit. 

Nun zu den Worten des Herrn Abgeord­
neten Harwalik zu den VorsdlUlklassen .. Ich 
mochte g,anz kurz dazu kommen.' Er hat gesagt, 
es sei wieder nur Diskussion, ob die VorSchul­
klassen' in den Kindergarten kommen sollen 
oder an die Schule. 

. Wir- müssen dodl diese Dinge durmdisku­
tieren. Es hat geheißen; im. Jahr 1962 sind die 
Schulgesetze bescQlossen worden.Sidler mit, 
Diskussionen vorher, aber' mit keinen Ver­
suchen. Diskussionen gehen rasdler, Versume 
dauern länger. Im bin überzeugt, daß am Ende, 
im Endeffekt dom alle mit den Versudlen 
mehr einverstanden sind und daß es bessere 
Erfolge geben wird. (Beifall bei der SPO.) 

Denn eines ist sicher: daß die Kinder den 
Schulstart verschieden überstehen. Kinder ,aus 
einem Elternhaus, in dem sie starke Förde,­
rungsimpulse mitbekolnmen haben, werden 
den Sdlodtdes, Schuleintrittes' lei~ter über­
stehen, währ~nd Kinder, die nicht . so sehr 

gefördert wurden, die mehr sich selbst über­
lassen waren, das viel, viel schwerer haben 
werden. 

Darf ich hier ein Wort zu dem sagen, was 
der Herr Abgeordnete Kohlmaier' neulich 
gesagt hat, daß dadurCh, daß der Staat den 
Kindern die Sdlulbüdler gibt, den Eltern ein 
Stück ,Wohltun für ihre Kinder abgenommen 
worden ist. ICh bin da anderer Meinung~ Ich 
glaube, die Eltern haben dem Kind vor allem 
die Nestwärme zu geben, die Liebe, die es 
brauCht, um ein glückliCher Mensch zu wer­
den. (Zustimmung bei der SPO.) Da darf es 
nicht darauf ankommen, daß es Wohltätigkeit, 
daß es Almosen von den Eltern gibt. Der 
Staat muß so weit sein, daß unsere Kinder 
genügend zum Leben zur Verfügung haben. 
Aber das, was es vor allem Von den Eltern 
braucht, ist die Geborgenheit. 

Die VersuChe im GrundsdlulbereiCh sind 
interessant, weil die Sdlulversuche im Fremd­
spraChenunterriCht in der Uberzahl sind. ~n 

820 Klassen wird der Fremdspr.achenunterridit 
sChon in der dritten Schulstufe begonnen. Man 
macht sidl die Erfahrung zunutze, daß das 
-Kleinkind fast spielend eine Fremdsprache 
lernt, während das Kind, je älter es wird, sidl 
umsomehr dabei plagen muß. 

Gerati'e weil wir vor einigen Wodlen die 
großen Auseinandersetzungen um die EWG 
und . alle diese WirtsChaftsprobleme um den 
Zusammenschhiß in 1;!uropa gehabt haben, 
müssen wir sChon' in der Schule damit begin­
nen, daß wir uns auch mit den Menschen 
außerhalb unserer Landesgrenzen verständi­
gen können. Wir müssen wirklich eine zweite 
Fremdsprache sprechen können. Mit dazu bei­
tragen wird, wenn wir schon in der Grund­
schule beginnen. 

Auch über das Zweilehrersystem hat der 
Herr Abgeordnete. Peter gesprochen. Das wird 
in 350 Klassen versucht. Es zeigt wieder die 
Umstellung in unserem SChulwesen qnd die 
vollkommene Änderung uriSere.I' Kinder. Frü~ 
her hat man geSagt, mögliCh~tlang nur den 
einzelnen Klassenlehrer, dami'tdas Kind nimt 
die Schwiedgkeiten der Anpassung hat. Heute 
verlangen wir vom. Kind, daß es sidl anpaßt. 
Heute muß sidl dieses KInd immer wIeder vor 
allem anpassen und netien Gegebenheiten 
steilen.··· ., 

Ein weiteres Problem in der Grundsdlule 
sind die Redltsdlreibförderkurse~ Dazu ein 
persönliches Wort. Mir wäre ja nodl viel lie­
ber - ich weiß, das können wir als soziali­
sUsdle Regierung nidlt madlen, aber trotzdem 
mömte im.essagen -, wenn wir endlimzur 
Remtsmreibreform kämen, damit wirendlidl 
einmal etwas aus der Sdlule heraus- urid riidlt 

378 
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Edith Dobesberger 
immer in die Schule etwas hineinbringen. Das kannt ist. Es stellen sich di~ 'Elt~rn: manches 
wäre, glaube ich, giinz besonderswichtig. (Bei- Mal darunter etwas vor; was diese Reform 
falI bei deI SPO.) , fn Wirklichkeit gar nicht ist. Es wäre doch 

Das Ziel der Hauptkritik ist die ,Gesamt­
schule. Wenn immer wieder durchgeklungen 
ist: Was ist geschehen' und was wurde ge­
macht?, mödite ich dazu sagen: Als, meine 
Mutter noch Leh'rerin gewesen ist, hat es ge­
heißen: die Einheitsschule' verlangen die So­
zialisten. Als ich angefangen habe, haben wir 

genauso, wie wir früher die Schwierigkeiten 
mit ,dEm A- u~d, B~Zügen ,ge~abt haben; 
genauso bin ich, sidler, daß sich diese Lei­
sttingsgruppen und die Fqrdergruppen und 
Aufbaugruppen und was es da ,alles gibt in 
diese Schulen wirklich alle gut eiilfügen wür­
den und daß sie'.erfolgreich arbeitE!ll würden. 

schon gesagt: der Mittelbau gehört do~ end- Eines ist richtig: Die Nachhilfestunden, von 
lich einmal reformiert. Je~zt gehe!ll wir end- denen h.eute auch schon gesprochen wurde, 
lich als sozialistische Regierung dar,an, wirk- könnten wir mit Hilfe dieser Aufbaukurse, mit 
lich etwas zu tun in diesem' Mittelbau der Hilfe dieser Leistungskurse weitgehend unter­
Zehn- bis Vierzehnjährigen, und jetzt :so11 es binden. Wir hätten dann wieder einen zweiten 
von heute auf morgen erledigt werden. , , Nachteil' 'für urisere . ärmeren' BevÖlkerungs-

,Wie istesdeiln wirklich? Man kann beim schichten verh·indert, denn seien wir ehrlich: 
Wer kann sich denn heute diese Nachhilfe­

Zehnjährigen nicht feststellen,' welche Bega- stunden'noch leisten? Das ist doCh ~eiri.fach 
bungen er tatsächlidl hat. Da sind noch so 

nidlt inehr möglich! viele Einflüsse vom Elternhaus her, die etwas 
verändern können und wo dann nicht ' die Wir gebE!ll zwar die S~ulfreifahrt und wir 
wirkliche Begabung, nicht das wirldiche Inter- geben das :Schulbudi; aber ,auf der anderen 
esseerfaßbar 'ist: Es muß also probiert wer~ Seite miißtt:!ndie Eltern' 50, 60 und 100 S für 
den. eine Nachhilfestunde bezahlen. Das wäred!llID 
, '. .' _. . ,in der Sduile drinnen; und damit könnten wir 

.. Werproblert denn,daß em Schul~r.melne wiedereineri Schritt riach v-orn madnm. (Ruf 
hohere ~chule k.ommH. ~assehen Wll'.dodl, beiderSPO: 120'sr':"":'Abg: 'ZeiiJiizger: 
v.:-enn WlI uns die ~tahStik~n, we?-n Wir uns 150 S habe iCh gezahlt/ _ Abg: M ~lt e I: 
die Z~len ansdlauen; wer diese Mltt.elschule~1 Es gibt 'ja~fqualitative:UnteIschiede"l) I& 
w.er dIe !l0ct:schulen. besucht. I?a fu:l~:lenw~r mömteJetzt nidlt m{tbietEm. ,,' , 
dIe Arbelterkmder, dIe Bauerrikmder und dIe' ' , , 
Mäddlen, die eben dort dan:n tIidlt hinkom_VieIleidlt auch noch 'ein Wort zum Poly­
men, denn diese Eitern können' es siCh nldlt te~sd?en Lehrgang. Es ist sicherlidl s(), daß 
leisten, mit ihren Kindern etwas zu probieren. wir kaum -eine Sdlultype haben, die so sehr 
So kommt es, daß vor allem die Landkinder im Kreuzfeuer, der,Kritik, steht. Aber, ich 
benadlteiligt sind, denn sobald eine ,allgemein- glaube, wenn wir alle in die Richtung gehen, 
bildende höhere SdlUle nidlt mehr durms Hin- .r;iaß wir ,sagen, daß der Polytechnisdle Lehr­

gang vor allem der Berufsvorbildung dienen 
soll, dann könnten wir auch auf diesem Gebiet 
Verbesserungen erreichen. 

urid Herpendeln erreidlt werden kann, sirikt 
der Teil der Besucher an höheren Schulen von 
Landkindern auf 1 Prozent ab. 

Nun kann ich es einfach nidlt glauben, daß 
unsere Bauernkinder nidlt so intelligent sind 
wie die anderen Kinder. '(Abg. A. Sc h 1 a­
ge I: Da haben Sie recht!) Aber datinmüssen 
Sie einfach mithelfen" daß wir, die größere 
,streuung unserer S<hulen für die Zehn~ bis 
VierzehnjährigeIi bekommen. Haupts<hulen 
haben wir heute schon überall, lind wenn wir 
in diesen Hauptschulen die Gesamtschule ein­
richten könnten, dann wäre es möglich, daß 
auch diese intelligenten Kinder dotthinkom­
men, denn mit einem Vierzehnjährigen habe 
ich dann viel eher die Möglidlkeit zu varHeren 
und zu sagen: Der kJann jetzt auch nodi in 
die nächste Stadt fahren I - Das, glaube i<h, 
wäre das, was wir vor allem brauchen. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Nm::t noch ein Wort zur Sdiuleder Zehn-. 
bis VierZehnjährigen. Im glaube, daß das auQi 
vielfach nicht richtig in der Offe:o,tlichkeit be~ 

Die SdlUlversuche wurden jetzt immer wie­
dei so sehr. angegriffen. Idl darf deshalb jetzt 
noCh etwas zweites sageIL , . 

WH haben in Oberösterreich einen Lehrer~ 
mangel wie sonst in keinem Bundesland. Daher 
kOlmte ,es sich Oberösterreich nicht leisten, 
den Schulversudl für die Hauptschullehr~raus­
bildung an der PädagogischencAkademie zu 
beginnen. ,Mit welchem Erfolg? Mit dem Erfolg, 
daß Oberöstetreich heuer zu Sdlulbeginneine 
geringere Aruneldung von Studierenden hatte, 
daß aber Salztiurg, das den Smulversudi hat, 
die ~höhere Studentenzahl hat. Wir sehen dem­
nach, daß, der Schulversu& einc ausgesproche­
nes Positivum gewesen wäre und daß man 
liur den Mut dazu hätte haben müssen. 

Als letzte,s darf ich als Frau auch noch eine 
Bitte an den Unterrichts~inister richten., Im 
gl,aube, daß es sich um etwasharidelt, was 
gerade die berufstätige Frau angeht" ' . . 
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Edith Dobesberger 
Als ich midi. vorbereitet. und' alles. zum wir am Samstag 111 Abstimmungen hatten. 

Schulversuch;!lurchgeblättert habe, hat- :mir Die Regierungspartei ist mit einer Fehlabstim­
eines ganz besonders, gefehlt: die Ganztagsc mung ins Kreuzfeuer geraten. Ich bin nicht 
~$qle. (Beifall heider SPO.) Als sozialistische überz~ugt, ob alle anderen immer riChtig ab­
Frauen fordern wir seit 1945. immer wieder gestimmt haben. Ich glaube, es hat niemanden 
die. Ta'gesheim~chulen, die. Halbinternate ~ iniHaus mehr gegeben, der noch genauwußte, 
und jetzt heißen .sie einfadt: GanztagsschulE)n. worum es eigentlich bei den einzelnen Ab-

Gerade diese Schultype wäre es, die'wir stimmungen gegangen ist. 
für unsere Kinder brauchen ~ürdeIl, denn die ,Schauen wir uns etwa· die Tagesordnung 
Kinder aus den. Kleinfamilien haben einfach vom Freitag an!- Sie wissen, daß, ich dieses 
dieses Gemeinschaftserlebnis nicht mehr, das Thema jedes Jahr einmal behandle, weil ich 
si~. brauchen Und das ihnen-auch nur die glaube, daß der Abgeordnete über seine Tätig­
Ganztagsschule geben könnte. Außerdem keit rioch einen gewissen Uberblick,haben 
hätte die berufstätige Frau wirklich das, Ge- sollte.' 
fühl, daß ihr Kind in guten Händen ist. , Wii'hatten am Freitag' 581 große Dru<k­
, Im Jahre 1962 haben wir die Schulgesetze, seitenuIid33 Maschinschreibseiten zu bearbei­
die. Schulreform . vom Gesetzgeber her ten, also mehr' als 600 Druckseiten, die 
besChlossen bekommen, und es Wurde .durch- Initiativanträge nicht mitgezählt, im Gesaint­
g~führt.Jetzt sind wirdabei"dießdlllir~forrii ge:w,icht von 1,07 Kilo. Ich bekenne für meine 
vöri uriten 'her. tu 'beginnen. Rttiid5' P!(~zent PerSon: Ich habe nicht alle 600' Seiten gelesen, 
äller Lehrer arbeiten an den Verän:ci~rungen aber trotzdem war ich, gezwungen,übetall 
der künftigen Sdl.ule mit. Nun gla~be'lcfi; daß mitzustimmen. Das' ist die Realität; 
dasein großer Erfolg ist, denn 'wenn' wirno<n 
die Kollegen nehmen, di~ um diese Lehrer D~r:W~ihna.chts:J:'lJ.mmel, ist vorbei. Ich 
sind und diese SchulversuChe miterleben, dann möcht~ vor allem einmal etwas anerkennen, 
müssen wir doch sagen, daß. ein großer Teil tim ein Mißverstandnis auszuräumen: Was in 
4erLehrerschaft 'schonvqn diesen, Refor.m~ dieseIll Hau~ ;{ichtnur dieAbgeordneten,son­
bestrebungen unteI:richtet, ist; wenildiese Ge- dem vor allem die Beamten des Hauses ge­
,~etze Qeschlossenw~rden, leistet haben, v.erdient vollste Anerkennung, 

. ' denn' wir stellen sie immer mehr . vor unlös­Wenn es auch eine ganze Menge' vön Ki'i- bare Aufgaben; 
tikern 'gibt: Wir Sozialisten lassen Uns nicht 
beirren und hoffen,daßwir unsere SChul- Wenn ich vor 'einigen Tagen nach der 
reform ,in den nächsten Jahren wirklich posi- Tagesordnung, gerufen, habe, so. gesmah, das 
tiv zu Ende ·führen! (Beifall bei derSPö.) nur deswegen" weil die Sitte, zwischen den 

Präsident: Nächster Redner ist der He):'r Ah~ einzelnen Sitzungen des Hohen Hauses wenig­
stens zehn Minuten Pause einzuhalten, auch geordnete Zeillinger. 

, gekürzt worden: ist, und zwar auf drei Minu-
'Abgeordneter Zeillinger (FPP):Herr Präsi- ten. Ich weiß, daß der Rekord für die Erstel­

dent! Herr Bundesminister! Hohes Haus! Ich lung einer TageSordnung von mehr all) 
muß ~uerst geg'enüber der Frau Kollega 20 Punkten hier im Haus bereits bei vier 
Dr. Bayer eine rein persönliche sachlic:ile. Be- Minuten' liegt; Man muß bedenken, was das 
j:iditigung treffen.' Sie' hat eine. zU gute Mei~ heißt; in vier Minuten eine Tagesordnung. zu 
!J-ung -\ron mir, wenn sie annimmt, daß. ich schreiben; sie abzuziehen und . allen Abgeord­
den zwölfstündigen gestrigen Heimaturlaub neten' vorzulegen. Niemand wird annehmen, 
dazu benützt' habe, eine Wählerversammlung daß wir es vor der Offentlkhkeit vertreten 
abzuhalten oder . miCh mit· dem Budget zu könnten - auch das Präsidium könnte es 
besro.äftigen. Ich habe insofern Familienpolitik kaum -, daß wir eine Sitzung beginnen, 
betrieben, als ich nachgedacht habe, was man 0hlle zu wissen,V{er überhaupt Schriftführer 
eventuell noch vor Weihnachten für die ist und wie pie Tagesordnung aussieht. 
Familie erledigen müßte; 

Was hier in diesen wenigen Minuten ge-
'Frau Kollega! Sie KaDen gesagt, wh' sehen leistet worden ist, ist anerkennenswert! Ich 

alle so gut aus. Ich darf das.-Kompliment würde das PräSidium aber nur bitten, wenig­
Ihnen als Dame zurü'ckgeben. Aber Sie ge~ stens von den zehn :MInuten nicht abzugehen. 
statten, daß ich, die Vielfalt des Dialekts Wir gewiiirien nämlidl gar nichts, Herr Präsi­
benützend, in das' Haus schauend sag' e: Nicht 

dent, wenn wir: auCh da, noch hudeln, sondern gu·t schauEm wir aus, solidem 9 ua t 
e~· entstehen nur noch mehr Mißverständnisse, 

s&au'n wir aus! (HeJterkeit.) und es entsteht nur noch mehr Streß in· diesem 
Es waren auch die .letzten zwei Tage etwas H:aUS, als ohnehin schon vorhanden ist. Ich 

turbulent im Haus. Ich denke, nur daran; daß glaube,· wir sollten nicht nur uns selbst, son~ 
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ZeUUnger 
dern vor allem auch die Mitarbeiter, die 
beamteten Mitarbeiter des Hauses nicht über­
fordern. 

Frau Kollega Dobesbergerl Ich b,abe Ihren 
Ausführungen mit Interesse zugehört. Ich darf 
hier gleiCh. etwas klarstellen: Niemand von 
uns Freiheitlichen nimmt an, daß auf Grund 
der Schulversume etwa Analphabeten heraus­
kommen. Wir haben aber gegenüber gewissen 
Entwiddungen Bedenken,die ich zusammen­
fassen muß, da offenbar ein Mißverständnis 
zwisroen der Regierungsfraktion und uns Frei­
heitlichen besteht. Im glaube nicht, daß es 
zu Analphabeten kommt. Im persönlich bin 
überzeugt, daß manche Parlamentssitzung kür­
zer wäre, wenn einer nicht lesen könnte, weil 
es dann weniger Redner geben würde. (Heiter­
keit.) 

Aber wir· haben hier etwas ganz anderes 
festzustellen, Frau Kollega: Für Sie beginnt 
österreich erst im Jahre 1910 mit der soziali­
stischen Regierung. Ich gehöre - es ist das 
ein Glücksfall - schon so lange. dem Hause 
an, daß iro weiß, wie lange Sie sroon refor­
mieren. Die Sozialisten machen das in völliger 
Ubereinstimmung und Hanrionie mit der OVP 
schon seit urdenkllichen Zeiten. 

Herr Kollege Harwalik; Sie wissen iro 
glaube, 1962 ist das im,Hause zum Tragen 
gekommen. Ich überspringe jetzt die Jahre 
vorher, in denen davon nur geredet worden 
ist. Seit dem Jahre 1962 werden unSere Schul­
kinder ununterbrochen refonniert. Es gehen 
die ersten bereits zur Matura, aber wir be­
ginnen jetzt erst; 

Frau Kollega D()besbergerl Das is~ der Vor­
halt; de;tl wir den vergangenen Regierungen 
machen, auch jenen Regierungen, in denen 
Q.le SozJalisten mit der Volkspartei ,gemeinsam 
gesessen sinq. Hinter Ihren Worten steckt 
nämlich das Zugeständnis, daß Sie im Jahre 
1962 :z;war. eine Reform, besmlossenhaben, 
daß Sie aber jetzt erst mit den Versumen 
beginnen .. Kein Wort gegen Versuche -'- Ver­
fluche sind notwendig I -:-, aber· sie kommen 
um ein Jahrzehnt zu spät. 

ICh weiß es nicht, ich bin kein Fachmann, 
aber jetzt müssen wir eirutial überlegen: Es 
werden, so nehme ich an, für die Versume 
fililf bis sieben Jahre notwendig sein. Jetzt 
soll es von heute auf morgen gehen? - Nie­
mand nimmt das an. Wir Freiheitlichen neh­
men im Gegenteil an: fünf bis sieben Jahre. 

Dann bitte im Sie aber zu überlegen: Dann 
sind aber 16 bis 19 Jahre. von der Reform 
an notwendig, mit dem FragezeiChen, ob bis 
zum Ende· der Versuche· ein· Ergebnis vorliegt. 
Das ist das, Versagen, das die Volkspartei 

genauso wie die Sozialisten gemeinsam zu 
verantworten haben. Denn Sie können sim 
nicht immer ausreden und sagen: Seinerzeit 
meinte die Volkspartei, die Sozialisten hätten 
das verhindert, und· jetzt meinen die Soziali­
sten, die Volkspartei verhindere das. Sie 
haben gemeinsam 20 Jahre hindurch die Ver­
antwortung in diesem Staate getragen. 

Meine Damen und Herren von der sozialisti­
schen Fraktion: Darunter stölmen Sie heute 
nicht nur im Sdmlbereich, sondern audl in 
anderen Bereimen. Aber das ist dom das 
Ergebnis der gemeinsamen Politik, die Sie :in 
vollster Harmonie 20 Jahre hindurch mit der 
OVP gemadit haben. 

Wenn Sie jetzt darunter stöhnen, so ist 
das auch mit Ihre Smuld. Wir haben nimt 
die Sorgen, die Sie als Politiker im Auge 
haben, zu haben, sondern wir.haben dabei 
dieSm\llkinder im Auge zu haben. Sie haben 
15, 1'6 und 17 Jahrgänge in eine ungewisse 
Zllkunft geführt! 

Im darf gleich sagen: Ich melde mich jetzt 
nimtals Lehrer zu Wort, und ich bin auch 
kein Schuitheoretiker. Im bin gar nichts 
anderes als der Vater von Kindern, die eben 
noch in die Sdlule gehen oder gegangen sind. 
Ich kann Ilmen daher aus der Praxis erzählen. 
lI:h vergleiche ;mi jenen bösen, s<hlechten 
Zeiten .. der Vergangenheit, von denen wir alle 
sagen, daß wir sie glücklich überwunden 
haben, etwa dem Anfang der. dreißiger Jahre, 
wo ich noch in die Schule gegangen bin. Da 
muß ich Ih,nen sagen: Dort war vdeles ganz 
anders; . . 

Frau Kolleginl Sie sprachen von der Nest~ 
wänne. Ichuriters<hreibe jedes Wort. Im 
kämpfe in meiner Familie um die Nestwänne. 
Aber entschuldigen Sie: Das Ergebnis der 
Sdmlrefotmen, die Sie seit zehJi Jahren 
machen, :ist doCh, daß die Kinder überhaupt 
nicht mehr daheim siIid. Sie gehen Vormittag 
in die Schule und sie gehen Nachmittag in 
die Schule. Es gIbt kaum Mahlzeiten, .die. yon 
der. Familie nom gemeinsam eingenommen 
werden können. Einmal ist dieses Kind.in der 
Schule, dann ist das andere Khid illdet Sdmle. 

Herr Kollege Wodica, .Sie schüttelnden 
Kopf. Ich darf Ihnen gleich sagen: Ich hatte 
in der nicht. refonnierten Schulzeit keinen 
Nachmittagsunterricht. Ich hatte nur· Turnen. 
Nur das Freiluftturnen fand am Nachmittag 
statt. Aber Sie haben so laIige /,refonniert", 
daß mein Bub nur mehr 'einen einzigen freien 
Nammittag in der Wome hat. An diesem Tag 
kommt er. erst um halb drei Uhr nachmittag 
von der· Schule nach· Hause, und der Rest 
des Nachmittags ist frei .. Das ist das Ergebnis 
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Zeillinger 
von schwarzer und roter Reform seit zehn spüren. Ganz klar bin ich mir eigentlich aus 
Jahren. Das ist die Praxis! Und da sprechen den Worten derSprecherin der Regierungs-
~ie von Nestwärme? fraktion nicht geworden. 

Wissen Sie, was die Kinder dann machen, 
wenn sie heimkommen? Dann rennen sie von 
Geschäft zu Geschäft, sofern sie nicht Minister­
kinder sind, um sich die Schulbücher' zu be­
sorgen. Und dann rennen' sie in die Nadl­
hilfe stunde. (Zwischenruf bei der SPO.) -
Herr Kollege, auf das, werde ich noch zu 
spredlen kommen. Deswegen habe idl mich 
nämlidl zu Wort gemeldet; um das zu zitieren. 
- Dann gehen sie .in den Nachhilfeunterridlt. 
Bei, uns in der . schlechten alten Zeit war: 
Nadlhilfe eine Seltenheit. Heute müssen über 
die Hälfte der Kinder Nadlhilfeunterridlt neh­
men (Abg. Pet e r: Weit mehr!) - weit 
mehrl -, damit das Mindestziel erreicht wer­
den kann. 

Idl madle nicht den Herrn Minister Doktor 
Sinowatz persönlidl verantwortlich, denn dazu 
sitzt, er zu kurz auf diesem Sessel. Es geht 
um das MiDJisterium, und um die jeweils Ver,­
antwortlidlen. Das Ergebnis - und die Frau 
Kollegin ruft mit Redlt nach mehr Nest­
wärme -: Die Kinder sind nicht mehr am 
Nadlmittag daheim, und die Kinder braudlen 
heute Nadlhilfeunterridlt. 

Idl bringe nun ein Beispiel. Es wurde ja 
ein konkretes Beispiel gefordert, und ich 
bringe ein, soldles aus der Klasse meines 
Buben.''Im Vorjahr, in der 6. Klasse, hatten 
über' ein Drittel einen sogenannten Nadlzipf, 
eine Nachprüfung. Was das bedeutet, wissen 
Sie ,alle: Das, bedeutet, daß der Urlaub - der 
Erholungszweck - für das Kind völlig da­
nebengegangen i$t. Meistens ist auch der 
Urlaub für die Eltern verlqrengegangen; In 
der sdlledlten alten Zeit - idl bin nidlt der~ 
jeniue, de,r' nidlt in die Zukunft sdlaut und 
aIieslobt,'was in der Vergangenheit war -
V-iarelne' Nadlprüfung eine SelteI)heit. Si~ 
häbe'n"'so "lange reformiert, bis' die, Nadl:' 
pt;u:fjmgen heute,die einzig~ Methode sind, 
uD:l'ÜberhiHi.pt die Kinder hidie näc;hste Khtsse 
hinauf zUbekÖmmen~'Daß' sidl die Eltern 
darübel" InitRedlt besdlweren, das, Herr 
Minister, werden Sie wohl einsehen. 

Abgesehen davon darf ich Sie, Herr Mini­
ster, bitten, zu der von der Frau Kollega 
Dobesberger als sozialistische Spredlerin auf­
geworfenen Frage der Ganztagsschule, die sie 
wieder so in den Raum gestellt hat - denn 
die arbeite:nde Mutter sieht sdlon die Chance: 
die Sozialisten bringen die Ganztagssdlule -, 
Stellung zu nehmen. Idl frage Sie: Haben 
Sie die Lehrer dazu und haben Sie die Klassen 
dazu? Sonst wäre das, was die Frau Kollega, 
namens der sozialistischen Fraktion gespro­
dlen hat, wieder nichts anderes als ein leeres 
sozialistisdles Verspredlen,hinter dem nichts 
!lteht. Nadl meinen Informationen haben Sie 
jetzt nidlt einmal die Lehrer und die Klassen 
für das bisherige Sdlulsystem. Jetzt stellen 
Sie schon wieder eine Ganztagsschule in Aus­
sicht, Ich darf Sie, Herr Bundesminister, bitten 
- die Frau Kollegin hat ,es zu sagen ver­
gessen -, unS mitzuteilen" ob, Sie dann audi 
die Lehrer und die Klassen für das, was die 
Frau Kollega jetzt vorhin in Aussicht gestellt 
hat, haben. / 

Meine Damen und Herrenl' Das ist eben 
der große Untersdlied zwü;dlen der Theorie 
und der Praxis. Es ist sehr' sChön, von Refor­
men zu spredlen. Das ist das große Mode­
sdlfagwoit geworden, Das:i.st auf vielen Ge­
bieten ungefährliCh, aber es wird dort gefähr­
lich,wo es Um die Kfnder geht. Die 7- bis 
14jährigen können sich nänlUdinicht zur Wehr 
setzen. Sie sind heute ZU VersUchsQbjekten 
geworden. Idl weiß nidit, ob 'Sie mit ,dem 
ErgebDJis zufrieden iSind. Wir sdnd v~r 30Jah­
rEm nodl' ohne 'NadlhÜfeunterdcht durdlge­
kommen. Herr MinisterISie haben mit Ihren 
Reformen erreicht, daß heute' endÜdl über 
50 Prozent der Kinder Nachhilfeunterricht 
brauchen I , Sie haben endlich erreicht,'daßdie 
Kinder heute iJri Herbst' Ni!.chprüfun:gen: 
mamen müssen, : um' ,aufsteigen, zu können. 
Früher konnten ,diese 'Ziele alle ohIie diese 
Störungen des Familienlebenserreichl werden, 
aber auch - so, mödlte idl es sagen --':der 
Entwicklung .des Kindes. 

';'Nun: ~'pridit 'die' Ft~ti' Kollegin 'auf der . idl darf gleidl sagen: Ich binill :Wien iri 
anderen Seite von der Ganztagssdlu1e. Es die Sdlulegegangen~ I<il hatte, jeden Nach .. 
handelt, sidi an und fhr sidl um ein sehr mittag meine, Freizeit: Bis gegen halb vier 
interessaiites,md in' Einzelfällen sidler sehr Uhr oder vier Uhr nachmittags, habe ich ge­
begrüßen~wertes", Projekt. Aber ,ein ~iel soll lernt, dann bin ich in den Esterhazypark Fuß-

, es' ,nicht seIn. Idl bitte um eine, AufkläJ;ung. ballspiel~n g~gangen. Glauben Sie, da,ß, das 
Was wollen Sie jetZt: Die Nestwärme inder die heutigen Kinder :nodl können? Dieheutb' 
Familie oder die Ganztagssdlule? - Denn gen Kinder müssen entweder in die Sdlule 
wenn das Kin.d um8Uhr früh weggeht und gehen oder sie müssen in' den Nachhiife­
um1'Ulir abends 'nach Hau'se kommt, istunterridltgehen oder' sie müssen büffeln. 
von einer Neshvärine nidlt mehr viel zu (Abg. P e-t'e,:r: ' Darum sInd wir 1m Fußball 
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Zeillinger 
so· schlechtf) Aber Freizeit zur Entfaltung wissen, wie viele Kinder in den Jahren 1969, 
der Persöniidlkeit haben sie dodl nidlt mehr. 1970, 1971 und 1912 in die Sdlulen kommen 

Das ist es, was wir kritisieren. Sierefor- werden. Sie werden lachen, Herr Minister, 
mieren ein Jahrzehnt und richteten bereits aber man kann ll'eute schon ausrechnen, wie 
zehn Jahrgänge l<inder zugrunde. Schauen Sie viele Kinder in den Jahren 1976 und 1971 
sich die ne(vösen Kinder heute an. Sie haben in die Schule kommen werden. Sie sind j(l 

h schon geboren. Nur das Unterridltsministe­
Haltungsschäden und können gar nidlt me. r rium hat das noch nidlt begriffen. (Präsident 
turnen gehen, Den Tumunterridlt haben Sie 
nämlidl im 2;eimen .des Fortsdlritts in den Dr. Ma 1 eta übernimmt den Vorsitz.) 

Schulen aum vermindert. Die Kinder haben Sie haben unter dem Beifall der Offentlidl;. 
.audl. nidlt mehr die Möglidlkeit, in Tum- keit Gesetze gemadlt. Beim Fernsehen sind 
vereine zu gehen. Sie bei Diskussionen und' InterViews blendimd 

Das sind die Reformen; meine' Herren! Dar- herausgestiegen. Jetzt paben Sie allerdings 
auf sind Sie stoiz?- Sie sind also stolz auf eine totale Pleite: Jetzt haben Sie kein'e Leh­
dieses Ergebnis, das Sie 'erreidlt haben. Dann rer; jetzt haben Sie keine Klassen. Wenn Sie 
gehen Sie hin, stellen sidl an die Klage- Klassen haben, dann sind sie überfüllt. Das 
mauer und lamentieren, daß 9000 Lehrer an ist das Ergebnisi . 
Volkssdllilen'und Hauptschulen lind 4500 Leh- Den Schulerfolg sehen Sie: Die Kinp,er müs~ 
rer an höheren' Sdmlen fehlen. Sie -kamen sen Namhilfeunterrichtnehmen, sie werden 
'dann natürlidl .mIt einem Gesetz; bezüglidl '. ... . . nervös,.die Ärzte sagen, d~.\34ielYnder nicht 
dessen Sie vielPröpaganda gemacht haben: mehr so . gesund sind, . unQ - die Haltungs-
Nur 36 Kinder 'in jeder Schulklasse. 'Ganz sch.ädep, nehmen in einem ers~reckeIiden Aus­
Osterreidl hat applaudiertlEs war die größte maß zU. Das ist die' Z~lp.iJ:lfi,· die heute er­
Blamage" Herr Minister: Schließen Sie die zogen wir.d .. 'So ia. nge haben Sie .~ef.orm .... tert ... ! 
Klassen, in denen 'mehrals 36 Kinder unter-
ridltet werden, oder nehmen Sie die Kinder Idl ziehe nur die Bilanz, weldle jeder vater 
heraus I Da bricht doch das Ganze ... (Zwi- und jede Mutterin diesem Staa'teziehen wird, 
sChenruf des Abg~Wi el a nd n er). Nein, die sich nidlt nur. an 'dem 'etfr~uen:, was 
im habe gleidtgesagt - ent&ch:uldigen Sie -,-: Sie alle~ getan haben. . 
Es kÖriilen ni&t' alle Minister, ob- schwarz . . . ." .... Nun: darf ich zu einem·konkreten ,Thema 
ode.Tr ro. t; die b .. i.she.rve. rsagt. '. haben, hier si. t,zen .. '" kommen, auf das Sie so '. stolz. siIid -'-':-'.' idl 
Aber' Dr; Sinöwatz sitzt eben jetit' als aürge mödlte sagen, daß das schon ein. Teil sozia1i~ 
für qlle sehle''VörgäDger, hier.'Deropposi- stisdlerPolitik ist ....-'-:.Es "'handelt sich'um 
tiQnelle' freiheitliche' Abgeordnete muß sidl das Gratissdlulbudl. Einleitend muß " i<d{ dazu 
namens' der Fre'ilieitifdlenlp,it dem je~eiligeJl 
Minist~t ausein .. ander.·.setzen .. Sie stehen .. J·etzt sagen: Ich. weiß nicht genau;was. die Regie-

rung eigentIidl will. .. 
an de~ Klagemauer und sag~n:. ,Es fehlen 
9QOO Lehtera?_yolks-und Haupt!)Chulen; und Im habe 4ieiei~e "l\ilfrag~~e~twortung 
es'fehlen 4500' Lehrer an den höheren Schulen. vom 17. Juii .1972,' in der es heißt: "I~ 
WIi· 'haben längst' nicht mehr nur '36 'Kinder Rahmen des Gesun~~itS-' und Vriiw~~tsCn,utz~ 
iIieinerKlassel' , , .' pj~mes· wurde wegen. der großeIl,BedeuttW.g 

Herr Minister,. Sie waren bisher weder Par- der .A.bfallwirtsdlaft 'für':den' Üm:weiisdlUi~ 
la.lO~Il~~rier. nodl Minister. Lesen; Sie doch die d~E7~'efu I>'rOblemkr~is .• e~~~ e~~~~~s 1)(äPif~ri 
alten.PJ,'otokoIledurdl .. Das. hat schon Gredler ~ .. lIl1 ~ud~etT ",g~~:~,lc;tm,~t~ U;~~~~ p .. ,u~~.403~ 
-0-.... s. e ... 1ige .. n.· .. An ... ge_ deo n.kens· .-;-.. ··1·. n,dl'esem' Hau' se ~i~~ges{ri)·dert :d~e ~~g}'f~~~t..4~F.,AP~~4i 

v. on. d.er.Wegw·_eifw.htsdläf .. t .. 1>. _~h. ail.nelt., .. Ull.dd, ~~. erzählt .. Meip,e·, Diimen . und Herren von: der· . .. . l'" . 

0 ' .,,' . ..,. .. . . . I<r~iSlauf'kir(~d?af~ .. ii). .de~ V ~rd~r~!ig'~~( 
. VP und ,der Sozialistischen· Partei, Sie ·waren stellt." , ., .... "". . .. .. -- , 

doch begeistert! Da sind,imnier schwarze ("" .. ,; ;:,_"" ., . , .. :; ,,,) . -!;,' ,;, •. , 

Minister gesessen, und Sie von der SPO Es handelt sidl allerdings um. einen anderen 
habenalIem zugestiInIIlt:'Vor meiber heutigen . M~nister .•. :vi~llei~t ti;~~eD;: Sie Ihi~:j~,1W~te.~::: 
Rede habe ich' die Protdkoil~ nachg:eblättert, kollegen sehr seUen,diejlier ihre,' Ant;;y~rten 
ob Sie' einmal gegen eiri.en OVP~Unterrichts- geben. H:ier betrifftesdie}'1,i~u§:#d;~~~i\1ik 
ministergestimnit habEm; sie haben in 20 J~h" ster' für Gestindheit-·u.n.d· UmweltsChutz; die 
ren' aÜdemzugestimmt, wasOVP~Unterridits~ namen~dei: Re;gletung'ertühi:rjik'·.~~gie~hg: 
Irilnister' hier vorgeschlagen und" veitrelen be'sdlloß eine" Ab~ehr .fqh' dei:Weg;werfVi~it~ 
haben. .. .. , .' . . sdlaft.'· . . ',. "... .. ,... . .:: 

..... ' .... ' 

j)aher jetzt ,niCht aufregen I . Lesen Sie die ., ;Der· Herr Un,terridltsministet. hat ,aber; ,die 
Reden naCh, ,die nodl in VdU-Zeitengehalten Wegwerfwirtschaft im Berei.m,·des '.Unterridl.,. 
'W:~rd~n.. An Hand. der StattstikeJ1konnten ,wir . tE'ls eingefülut.Sie·· sind· ,stolz /darauH Sie' 
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Zeillinger 
reden' nämlidl den Leuten draußen in der 
Offentlichkeit ein, daß nur so das GratissdlUI­
buch erreichbar war. 

Bei allen drei Fraktionen dieses Hauses 
stand. außer Diskussion, daß die Kinder in 
der Schule nicht nur Chancengleichheit be­
sitzen sollen, sondern daß sie auch die Schul­
bücher. gratis bekommen sollen. Nur gab es 
verschiedene Vorschläge. Sie selbst, Herr 
Minister, haben. wenige Ma'nate, bevor Sie 
dieses 'Wegwerfsystem . einue!üliit haben, 120m 

ein: g,mz änderes, meiner Ansicht nach bes­
seres System diskutiert und baben sich' darul 
zu diesem rein' sozialistisd).en Vorschlag 
durd:tgerungen; 'ein Vorschlag, der ztimnädl~ 
sten Debakel geführt ,ha:t. Ich. nehme an, daß 
Sie darauf nicht stolz seinwerderi. Ein Kollege' 
von Ihnen hat gesagt,' daß ictJ. nicht solche 
Beispteie bringen sou. . ." 

Der'Herr Bundesminister hat .. hier im Hause 

der Schule bekommen. Ich werde daher auf 
den Zettel sehr aufpassi:m mus sen. Mi( diesem 
Zett~l muß ich mim an irgendeine Organisa­
tion wenden und sagen: Bitte, ich bin bereit, 
20 Szu bezahlen. Nächstes Jahr wird es schon 
mehl' kosten, die Preise steigen ja. Ich werde 
dann 30 S oder 40 S zahlen müssen, damit' 
mir; das Gratisschulbuch ; besorgt wird. Denn 
ich bekomme,es nicht. . 

Hllriderttausertde Eltern warten auf die 
Sd:mlbümeri' und 'die . Kinder sollen Jemen 
und haben keine Bücher. In Salzburg - ;in 
Wien wird es vielleidlt ähnlichsein-- fahren 
wir von Bezirk zu Bezirk, Von Stadt zu Stadt, 
um ßie Schulbücher zu bekommen. Da fährt 
:z.llplBeispiel einerIlachHallei~, ,weil das 
Gerücht plötzlicil· entstanden ,ist,' daß es das 
Buch in Hallein gäbe. So fahren die' Eltern 
nacn Hallein und nach Wels. Herr Minister I 
Das 1st das System, ~as Sie eing' eführt haben. 
Da :r~i,*eri die normalen lJeziehungen eines 

gesagt, er versteJ;1e nldlt. die, Kli'lgen .. Seine AbgeordnetEln zum Natioria1rat ilicht aus. '. 
Kinder gehen in Eisenstadt in'die Schule lInd .,' ',' ' 
haben die Schulbucher bekOmmen. Das, sagten . I<h. werde Ihnen gleich die· Kehrseite 
Sie' Vor, vi~~eIlM(maten.Nun gib~ ,esin,'diesem sageJl- mein, Sohn möge es mir verzeihen, 
St~at,T-:- ~pi:m.u"ß die S~~,sel zählen c:: 16, MiJ;l~- wenn.ich es jetzt erzähle -,.; Er hat noch 
ste,!., a1?er H:uri(Jertti'lt!:send~ andere. Väter ,und nicht· dasSchulpuch. in Mathematik. - das ist 
Mütter. Daß es für die 16 Minister SdlUlbüdler eine .ernste Sache/ :-"-, aber er hat bereits das 
gibt, ;gi~u,Jje" ;i~, s5~~.pn!. ;~eine ;;lierre,ni. ,pie erste ,Nic::htgenüg~Ild:in MathemaÜkiIl).:Zeug~ 
größte PrivilegienPlißwi,rt~d:t9-ft habE;ln Sie als nis. Sehen Sie, Herr Minister, (Jas .ist, Ihr 
Sozjallsten einge.tührt. Daß . die j 6 Mjmster System! . . ' ... 
dii,e' Schulbücher. ,bekom~n' haben .~ . oh, .. das . Das einzige; was Sie getan haben, ist, daß 
gl~i1ibe icl:lihnen/ Aber die HUnderttausend Sf~ dieSe Zettel bis März verlängert haben. 
anderen .stehen he~te noc:h'oime SChulbÜCher (Abg. ; Peter: Und bekoinmt 'das zweite 
da. ich.kclnll Ihnen Sagen::nidtt .einmalqie NiChtgemügend!) Genau, das wollte ich gerade 
Bezieh\ID..gen einEls A~ge9rdn:~ten,. zumsageIL' ICh stehe hier ais einer von Zehn­
Nationalrat reichEln aus, Um die. SdlUlbüdier täu!leIitienvätern und MÜttern; 'die' das 
zu bekommen. (Heiterkeit bei der 'FPO «nd sozfälistisdle ScI:lulbumsysteril i:mklagen. Nun 
bei Abgeordneten dei öVP.)" , . ;' wird dteserZettel bis'MärZverHmgert. 'Da hat 

), . mein .Sohn. das Ilädlsle ZeugnIs Und währ-
'. ,Kolleg:e Libal· sagte das: letzte Mal! Nellneh s'ChE;{ilJ1diwledei ein~n Pinsch, weil er nicht 
Sje Beispiele I Ich· bringe ungern Namen ins eiDln:äl ein BuCh zUm LernEm hat.' Herr Mini­
Spielid~ ,nenne:meinen,.eigenen;. I~h~ffe" 'ster/lchbin audiJn,:4ieiSdj~~~,ip.sGymn<\siijß). 
daß, ,mem BUb dadur:dl-'kelne SchwlengkeIten 'gegangen. (Ruf' bel' der SPö: HaDem 'die 
bekomm'en ,wird:': " and~retl. ,Mits,dlü/er,., ·die'keine" Nichtgenügend 
~:'HerrMiiiist~r(ldl.bi~; bi~ heute Dicht in haben,von; den, Väte,rn', oder,Mfitt~rn. : mehr 
4~r'.Lage',;·di~;·Sdiutb1i,dler' für' meinenS,ohn mUb~kommen.?),·' Herr: Kollege I ,;Ich' ,habe ·die 
tt<?tz "Be:z;ieIl:u~ge~r: trqtz: t~lffon.at~~. einiu- Erb:anlage:~eines Sohn~s. nicht .untersuchen 
lösen. (Abg; VI . . Ba u er: Icli auch nichlt) lassen. Ich,bm:gerne bereIt dazu. 
Es Wird Ihnen bekannt sein, daß es bereits'PräsidenCt>r;,".M~leta:"Wir~erden da"jetzt 
Einkaufsorganisati(jriengibt~·· Es 'gibt bereIts kehie MafuematikprdfUngder Abgeordneten 
die'organi!iiett~Besotgung'voiiSch'lllbÜchern; ma<henl':" ...... " ';' . ., . ' . 
Um 20'S besotgeri"siedieSditilbuCher; 'soweit t,;.:.,: "'" .,' 
sie erreichbar sind. Das ist nämlich' nie Gditis- Abgeor,dnet~r ·Zeming~r; HQrtset~end): Ich 

wal' kein hervorragender M~tJ:1eII1.atiker, aber 
sctJ.].llbu~;Akt~,Qnl.:,;f;., .'\ eines' kann ich sagen: Mit dem"schlechten" 

jeti(hao~l:l'di'~id~n Ze·ttelbekOnirt;.en. (D,e~ atten'Syst~hi')iab~ 'lCh.' VOIn"~t~ten:Tagan 
R,; ~'dn ~ ,l- :l~!gLe!i1ell: z,:eti~1. J M~n Bub ,.hat ein, S<itulbilqi ~)~el1aht, ~i,ld jene," derE#.Elt~rn 
gesagt;.däß 'id(iiuf ~eIi Z~ttel s~hr,aufpassen die Schulbüdier.nicht .ki:hifen 'konnten:; haben 
muß. Wefin ~:r;-Falteh bekomnit; lste:r;uri.- sie vor ,30 Jähreh"ihl~hahirislos ii{ meinem. 
gültig: Ei Wüfde'dcidurdI 'Sdiwierigk:eitlm in Wiener Gymllasjuiri --2; aUd! in' Siüzbtij-g~ 'Wo 
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ZeilUnger 
ich jetzt lebe, war es so - immer aus der 
Schülerlade bekommen. Auf die Schülerlade 
werde ich dann gleich zu sprechen kommen. 

Wir hatten alle ein Schulbuch, und wir 
konnten vom ersten Tag an lernen. Ob wir 
gelernt haben oder nicht, Frau Kollega, ist 
ein zweite Frage. 

Aber den Kindern nicht einmal die Bücher 
geben - das ist Ihr System! Das ist doch 
kein Zufall. Hinter dem System steckt ein 
teuflisches anderes System. Dazu werde ich 
Ihnen später die Beweise liefern. 

Herr Ministerl Ich 'darf Sie fragen: Sind 
Sie bereit, für die Tausende von Sdlulk,indem 
bezüglich der Schulbücher Vorsorge zu treffen? 
Im Fernsehen wurde übertragen, wie Sie auf­
gestanden sind und gesagt haben: Das stimmt 
nicht! Es gibt Schulbücher! 

900 S. Audl idl bekomme sie gratis. Der Herr 
Minister bekommt sie audl gratis. Wahr­
sdleinlidl ist im Burgenland . irgendwo ein 
Arbeiter, der eine W odle arbeiten muß, dam,it· 
der Herr Bundesminister die Schulbücher 
gratis bekommt, und in Salzburg arbeitet 
irgendwo ein 'Angestellter eine Wodle lang, 
damit der Gustav Zeillinger die Sdlulbüdler 
gratis bekommt. Sehen Sie, das ist Ihr System! 

Daß wir mit diesem System nidlt .ganz ein­
verstanden waren, werden Sie verstehen. Idl 
glaube, Herr Minister, die Praxis gibt uns 
Freiheitlichen aum in diesem Falle recht, die 
wir von Haus aus vor einem solmen Schul­
budlsystem, vor einem System, bei dem nur 
der Privilegierte zum. Smulbudl kommt, ge­
warnt haben. (Abg. K. Mai e r: Aber die 
B~vöIkerung ist sehr zufrieden I) Ja, meine 
Damen und Herren, das: ,Lernen ohne Sdlul­

Ihre Kinder ,gehen in Eisenstadt i~ die büdler haben Sie auch' noch nicht erfunden, 
Schule, Ihre Kinder haben die Schulbücher aber Sie haben es eingeführt! 
bekommen. Es können nicht alle Kinder in Nun gehen die Kinder in die S~ule, müssen 
Eisenstadt in die Sdlule gehen, auch wenn Prüfungen mamen und fallendurdi, und zwar 
die Verhältnisse dort so gut sind. Sie sind deswegen, weil die Sozialistisdle Partei durdl 
als Sozialist stolz darauf ---" und das ist das ihre Regierung versagt hat. (Zwischenruf des 
typische Privilegl -, daß das Ministerkind Abg. U 1 b r ich.) Lieber Kollege Ulbridll Das 
Bücher bekommen hat. Und das kleine Arbei- ,sagt' du, daß das ein Blödsinn ist. Entweder 
terkind? Der Arl:}eiter kann nidlt so wie ein hast du keine 'Kinder in der Sdlule, oder, Herr 
Nationalrat von Btichh~lndhing zu Budlhand- Minister, Sie übernehinen viellekht für die 
hing rennen. ' , . sozialistismen Abgeordneten :die B'esorgung 

der Sdlulbücher. ICh möchte noch einmal Frau Kollega! . Idl. war mindestens in 
30 Budlhandlungen, um diese Bücher zu be~ sagen, daß ich Sie" nicht ersudie, es für die 
kommen. Ich wollte die negativen Schulergeb- freiheitlidlen Abgeordneten zu too. Ich er­
nisse meines Sohnes' abwenden und ihm suche Sie, Herr Minister: Sorgen Sie 'endlich 
wenigstens die Ausrede nehmen, daß er zum dafür, daß die Kinder, deren Väter nicht Abge­
Lernen kein Buch hat. Als Sechzehnjähriger ordnete oder Minister sind, zu ihren Schul­
- das wissen Sie - sagt er zu mir: Stell büchern kommen I 
dir vor, Vater, ich habe nidlt einmal ein Es sind Zehntausende Kinder, die nom nimt 
Buchl Sie, Frau Kollega, verteidigen das ihre Smulbüdler haben, die aber bereits im 
System. Idl sehe das, ein. Das ist Ihr sozialisti- Zeugnis negative Noten haben. Es gibt eben 
smes System. Aber wir als Freiheitliche Gegenstände ~ ich muß ehrliCh sagen: ich 
lehnen dieses System ab. Das möchte ich warkeiri VOrZugsschüh~r; bei6ott, ich war 
Ihnen in aller 0ffenhei~' sagen. weit, sehr weit weg davon~, dh~ man' ohne 

Nebenbei möchte ich, Ihnen audl noch etwas 
sagen. 'Im lebe in den finanziellen Verhält:', 
nissen, daß ich meinem Sohn immer die Schul­
bücher kaufen konnte~ Ich bin sehr dankbar, 
daß ich sie jetzt gratis bekomme. Ich kann 
sie gar nimt bezahlen, <;lenn .ich bekomme 
~iegratis. Aber irgendwo in Osterreich arbei­
tetein Arbeiter Oder ein Angestellter unge­
fähr eine Woche lang, um für mich die Schul­
bücher zu verdienen; Das ist auch· die Kehr­
seite. der Medaille. 

'. Die Sdiulbücher im Gymnasium haben bis 
jetzt ungefähr ßOO S bis 100 S gekostet. Natür:' 
li~ sind'sie Jetzt teurer geworden. Das' war 
.:.....: das möchte ,ich gleich dazu sagen - zu 
erwarten.J.etztkosten sie zirka 850 S bis 

Budl nicht lernen kann. (Ruf bei· der SPO: 
Aber gehl) Bitte. smön, "Aper geh!" sagen 
Sie, aber wer soll Lateinvok$lbelIl, olule Bücher 
lernen? Wie Sie das miu:heJi wollen, weiß idl 
niCht. Das müssen Sie aber auch zuerst er­
finden. 

Das ist eben das sozialistische Schulsystem, 
das Sie verteidigen. Das, finden Sie richtig, 
aber das klagen wir an, das empfinden wir 
als schlemt. 

Bitte, einen Vorteil habe i&: Ich kriege 
jetzt 15,S, weil ja die Schülerlade aufgelöst 
wird, jene SdJ.ül~rla,de,:in - der die. Bücher 
drinnen sind, die' die K!jrider,bisher bekommen 
haben. Im kriege meinen Anteil ausbezahlt. 
Ich kriege jetzt 75 S beziehtulgsweise. ich 
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werde zugunsten der sozialen Einrichtungen 
der Schule darauf verzichten. Aber die Schüler­
lade wird ·aufgelöst. 

Dazu kommt aber jetzt noch das Kuriose: 
Es wurden als No\hilfe Bücher aus der Schüler­
lade ausgegeben. Für diese Bümer wurden 
dann, glaube ich, 50 Prozent des Wertes 
- alle Rabatte mußten eingeremnet werden -
an die Schulen bezahlt, das heißt, die Schulen 
haben jetzt Geld bekommen, und dieses krie­
gen wir. jetzt ausbezahlt. Das ist Ihr Systeml 
Im verstehe das nimt. Aber Sie haben es 

. jedenfalls eingeführt. 

Wir Freiheitlichen haben davor gewarnt. 
Wir haben gesagt: Man muß alles vorbereiten. 
In der modernen Industriegeseilschaft kann 
man nicht mit Smeuklappen gehen und sagen: 
Alles", muß neu werden, alles m.uß anders 
werden I , Das können Sie innerhalb der 
Sozialistischen Partei, aber doch nicht mit den 
Kindern dieses Staates mamen, die· ja in 
zehn oder in zwanzig Jahren die Verantwor­
tung übernehmen sollen. 

Wir haben gewarnt und haben gesagt: Ihr 
habt doch nur zwei Ziele im Auge: Das erste 
istdas'Wegwerfbuch~ , 

Beim WegwerfbuChstehen' Sie imGegen~ 
satz zur Frau MiniiSter, die hier eine Abkehr 
von der Wegwerfwirtschaft vorgenommen hat. 
Das eine Ministerium kehrt sich von der Weg­
~erfwirtsChaftab,das. andere Ministerium 
führt sie' ein. Das ist der Weg der sozialisti­
st:ilen Regierung. 

Mit dem WegWerfbum,' Herr Minister, 
haben Sie alsSozialist~doCh nur eines wollen: 
den Eigentumsbegriff beim Kind, sChon beim 
Kleinkind zu' zerstören. Für uns war das 
SchulbuCh noch das erste Eigentum, das wir 
bekommen' haben. Es wurde pflegliCh behan­
delt. Je besser wir 'es behandelt haben, umso 
besser haben wir es dann eventuell im näm­
sten Jahr :and,ie ;,;nächste Klasse; verkaUfen 
köpnen, sofern wir ,es im Eigentum hatten. 
Od'er 'wir mußten espflegliC:h behandeln, weil 
es der Smule gehört l,lat. ' , " 

Heute wird das, Bum niCht mehreinge­
bunden,der. Namewirddraufgeschrieben, es 
w·ird. hineingesmmiert· _. es äst nidlts 'mehr 
wert: Vater, das schmeißma sowieso weg, 
das is ja nix wert! Sie wollen doch die Ein­
stell1,lDg des Kindes zum Eigentum unter-
graben~ " 

. Das" meine Herr.en und Damen von der 
Sozialistischen, Partei,. gelingt Ihne~. Schauen 
Sie sich dom die Schulkinder an. Schauen Sie 
sidl ,an, was die neute ,mit· den Schulbüchern 
lllamen und was wir seinerzeit mit den Schul­
büchern gemacht haben~' 

Aber noch etwas wollten Sie. Natürlidl 
wollen Sie, daß die Kinder in der Schule nur 
das lernen, was die Sozialistische Partei ge~ 
nehmigt hat. Das ist nämlich der Hintergrund! 
So viele SChulbücher sind bereits im Ver~ 
schwinden. Hier kommt der Trend zum Ein~ 
heitsschulbuch hervor. Hier werden die Lehr~ 
freiheit und' die Methodenfreiheit immer mehr 
beeinträchtigt. 

Darf ich Sie bitten, Herr Minister, folgende 
Frage zu beantworten: Ist es richtig, -daß im 
Unterrichtsministerium für das kommende 
Schuljahr bereits Basisl~sten ausgearbeitet 
werden, ,in dimen sehr viele - ich werde 
nach Ihrer Beantwortung dann Bezug nehmen 
und auch zitieren - bisher verwendete Schul­
bücher nicht ,mehr aufscheinen, weil sie Ihnen, 
den Sozialisten, unangenehm sind? Dafür aber 
scheinen die SChulbücher der "Genossen" auf. 
Ja, die scheinen in den Basislisten aufl 

Ich habe schon einmal hier gesagt: Es geht 
Ihnen hier nicht nur um das System der Zer­
störung des Eigentumsbegriffes, es geht audl 
um das große Geschäft für die roten Verlage 
und, wie ich jetzt: feststellen kann, aum für 
die roten Politiker, 

Ich vermisse sehr viele gute und bewährte 
Schulbücher in den Basislisten"die im Unter­
I'ichtsplini~teriu,m ,ausgearbeitet we!den, Abel' 
der Herr Stadtschulr;at~präsident Schnell ~. er 
ist gerade. nidltherillnepl ich: -w:erde es 
wiederhol~n. w~nn er wieder hereinkommt -
ist drinnen lllftseinem GeschImtsbuch. Der 
sozialistische Abgeordnete 'ist, mit seinem Ge~ 
schi~tsbum: in der,- BaSmUste 9:rinnetii Nicht 
mehr die O~schi~tsbüdler,. die bisher, objekti\" 
beridltethaben, ,sollen inder: Schule ver· 
wen9.et wer.tJ.en;.,sondern .. ,das Geschidltsbu<h 
- auf die jüngste Zeitges<hichte hater, ver· 
gessen, soweit im beim Durchblättern fest­
stellen ·kolllt1:e. ~ des . soziaIististhen " Abge­
ordIieten Sdiiiellwird' in{'n:ädlsten' 'Jähr zu 
erhalten sein.. ." ' ,,' ". ' , 

Das War dasgroßeGesdi~ift, das ich ange~ 
kündigt und bei dem im gesa9t'habe: Herr 
Minister; w.irFreibeitlichen' werden Ihnen 
nachweisen, warum Sie eJ' machen. Hier be­
ginnt die Geschäftemacherei. Warum silld die 
anderen Bücher nicht mehr drinnen? Wanun, 
wird der Herr S<hnell empfohlen? Nimts 
gegen den Kollegen, SchnellI Aber der soziali­
stische Minister kriegt Büdler für' seine 
Kinder, und der sozialistische Abgeordnete 
darf dafür auf eine Empfehlung . des 
Ministeriums' für ,sein Bum redlrten. Sehen 
Sie, meine Damen'. und Herren,· das ist die 
Methode, die Sie hier eingeführt haben. , 
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Ich kann die List-e fortsetzen, Herr Minister. die Arbeiterkinder, Herr Minister ~ nicht 

Etwa auch das Lesebudl für die Oberstufe nur die Ministersöhne und -töditer -, die 
- es heißt sinnigerweise ,;Begegnung" - Schulbücher bekommen ? Welche Garantie 
vom Vizepräsidenten des Niederösterreichi- geben Sie diesem Hause? Was werden Sie 
schen Landesschulrates Bialonczyk; das er ge- veranlassen, daß das Arbeiterkind ebenso ein 
meinsam mit einem anderen - sein Mitautor Buch an Stelle dieses Zettels - um Gottes 
heißt Kropatsch - herausgegeben hat,dieses Willen, jetzt habe ichtihn verbogen (Heiter~ 
Buch der Herren· Bialonczyk und Kropatsch keil) .,--in der Schule bekommen wird? 
empfehlen Sie aus politischen Gründen! Das 
sind Bravel Was "klingt" dafür? - Aber die 
and-eren Bücher sind nidlt mehr in der Liste, 
Herr Minister. Das ist unter Ihrer Minister­
schaft! 

. Und diese 'Bücher Ihrer Herren werden wir 
kiiegen, davon bin ich überzeugt. Ich . bin 
ü,berzeugt,riieinBllb' wird das Mathematik~ 
budlnoch :fiidlt haben - abetdas Geschichts­
buch des ~O.zia1istische'uAbgeordneten Schnell 
wird er sdiongratia'bekqmmen. . 

-- ~ - ..' ,. - . . 

Dafür tragen Sie ,die Verantwortung,Herr 
Minister! . Sie allein, denn Sie haben eine 
Reihe von Syst-emen, mit denen es funktioniert 
hätte; abgelehnt. Sie haben dieses System ge­
wählt, weil es das einzige war, mit dem Sie 
die, !öo~ialistis~e ,q~sel1$dlaftspolitik durch-
setzen kOnIlten., '. . 

. Daher ,werden wir 'dies-es" System bekämp­
fen., und' wir rufen aUe 'Eltern"diesesStaates 
aufrmit uns so' lange 'gegen' dieses soziali­
stisch· geführte MinisteriUm' und gegen die 

Sehen Sie, Herr Minister, das waren die Sozialistische P,arteizu kampfen, :biS 'Sie' wie-
Methoden, wovor wir bei der Einführung des der zu einem System der Chancengleichheit 
Wegwerfbuches gewarnt 'haben~ Sie woUen für alle Kinder und der Ll:!hrfreiheitindiesem 
nicht nur den EigentQm$begriff zerstören, Sie Staate zurückkehren, wo nicht nur die Mini­
wollendaruberhinaus.';die Lehrfreiheit ein~ sterkinder SdJ.ulbüC\lerhaben, die Arbeiter­
schränken'Ulld,beeinn\lss~n, ~ Vffils in den kind~r 'abe!." ,D,i<:ilt\ui4;W'o nimt vOn 50zialh 
Büchern drillp.en, steJ;lt; . '\lUd ·~it .<;len großen stischen Abgeordneten die Bümer empfohlen 
roten Verlagen natürlich das,grQße MiUiarden- werden und die anderen von der Empfehlungs­
geschäft machen. liste versdlwiliden. Das isb.unser Ziel als .Frei-

Dagegerl;:haben wit'unsgewendet. Eine heitliche P~rteL (Beifall bei'd,er,FPO.) 
Milliarde-3. Idl'darniier korrigi'ereri'~; -eirii:! 'Herr Miiiisted Darf:im bei dieser Gelegen­
MilIiarde. t'ausendMilliötien SdliHing werden heit ... ' (Zwisc!{erii-'Üi" bei der' SPO.) , Hefr 
dafür aufgehen, eta:niitSie dieses sozialistisroe Kollege; Idl bin: gerne ~beielt:KorilInen' 'SiEi 
Ziel"erreicheii könn:en.-Ta'tisend' Millionen herausundw'iderlegert Sie michl (Abg. "Wie.; 
Schilling! Wissen Sie; wie vieh~ KI;assenman Ia nd ne r: Wir werden nac1ifragfm,' ob' das 
darum . hätte bauen können; 'Herr' Minister? mit eiem Pinsch stimmt!) Hier ist das Zeugnis 
W'ieviel man· tUi' diie' 'roinder 'hätte niaChen meines, Buben, bitter. Lieber. .Kollege Wieland­
könn:enuin'die tatlsenef Millionen? Tausend J;lßr, dU,-$etzt. die T"adition.deines Freundes 
Milliorten'iiiuß rlieai:belteiide Bevölkerung LibalJort,der ,gesagt,hat,c Namen"will er 
dieses Staates 'jährlichzus-ätzHdi aufbringE'in, sehen. Ich b-itte m~nen: Sohn um Verzeihung, 
damit Sie dh:!ses 'sozialislismeZiel des Weg- weil ,das'imIU~: unangenehm ist. Im habe das 
werfbudies durdisetzeri:kÖnrien.' " sd!on ,einpaannak'gema<ht, Und: ,aus .dem 

, ,·.D. ,a, vo~. 'hab. ~H.·",·,:w. ')\~'" y.ey.>;.,.,arnt, ··.::~.·.,nd.·~ .. ,.dage. g.'~.~.: eigenen Bereich· zitiem~; Meist~ms.··,wirdman: 
, , ", .• ' .c . " , ' danp.ander.;SdlUte zum Kadi·gezogen. 
s,ind ,:~lrl l)~& ".:wer4el\.~ie yqJ;l' ,uns, ixn.~e.r 
wieder "hören,' aerui' das 'hier i$t ,eiller,'. Q~r ,'t-hei- Si~(f'die:t.e~n~#ettW!i.-J1ierJ~t\la~ 
Großangl'iffe der sozialistischen RegIerung auf Zeugnis.' (Neuerlicher" ,Z:rt~(;Ji.~Ii.ruf de.s. Abg. 
die < ,L~hr- ,und, Me.~p.~g~fr~ih~At. in .... dieJ?em Wie 1 a n d n e r.) I~' 'bringe ' .. das Beispiel 
Staat gewesen uno :<au<h~' elne Abkehr von meiries Kindes;' und idi:vervieise:dara-uf, 'tlaB 
alter sozialdemokratls.cher'Traditfon. nahe; es Tausende' sihd.·· Aöer ;idl 'bringe '. auen.': das 
~erden., wir,'.niCht·. aut,haren, d~zu. unse~e Bedspiet der, Klasse' meines 'Sohnes; wo 40 Pro~ 
Stimniezu~~~eben.,> •• ,:: ' ' . . . zent' einen Nachzipf' gehabt haben.' Auch 'das 

Aber noch einmal; Herr' Minister: Idlhoffe, ist ein "Erfolg". ' . , 
daß Sie einEhAntwortatifdie,.Frage geben, 'KöIlege"Wiel~dner, idi'~~~st~he, d~ß,Sie 
was Sie veranlassen' werden, .. daß ,noch bis als Sozialist das vertreten und so wfulsChen: 
zum Abschluß 'dieses JahtesjedesKindsein Das istsQzialistische MaChtpolitik> Den Kin­
SdlUlbuch .' in Hände'nhat. Denn mit·· einer 'dern, soll der Eigentumsbegfiff zerstört 'werden, 

. Verordnung"des' Herrn· Unterrichtsministers, und' sie' <sQllen liurmehi' die . Büroer von 
daß. die .. Gutscheine verlängeFt werden, wird sozialistismen 'Abgeordneteri zum ;Studium 'be": 
der Bildungsgrad unserer.Kinder . nicht ge~ konimen. Das ist euer ZieH Aber es ist das 
hobep.. Was werden Siever.ahlassen, daß auch ,legitime Remt von uns Fi:eiheltlichen, dieses: 
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Ziel zu bekämpfen und alles zu' tun, damit 
die Kinder so wie bisher als geeignete Staats­
bürger bei völliger Lehrfreiheit erzogen wei­
den. 

Nun, Herr Minister, darf ich in dem Zu­
sammenhang noch etwas bringen. Es gibt eine 
Sm.ulbeihilfe. Das ist eine durchaus erfreu~ 
liche Unterstüt:z;ung für studierende Kinder; 
eine Schulbeihilfe, die die Eltern bekommen, 
wenn ihr Einkomml'm eine gewisse Höchst­
grenze nicht übersteigt. Nun steigen aber die 
Preise und damit . verbunden auch die Ein­
kämmen. Das ist, soweit es die Preise be­
trifft, unex:freulich, soweit es die Einkommen 

• betrifft, erfreulich., Nim.t steigen aber die 
Grenzen, die vom Gesetzgeber hier gezogen 
worden sind, die. Grenzen nämlich, . wieviel 
die Eltern verdienen. dürfen, damit sie die 
'Sch.ülerbeihÜfe nom. bekommen. Das heißt also 
i~ der Praxis, daß durch .die Erl1öhu~g. d~s 
Einkommens -.,... durchaus erfreulidi- immer 
m.ehr Eltern aus der Sm.ulbeihilfe herausfallen. 

Im. d~rf aum. .gleim. ein Beispiel sagen, 
das . mir . heute' fruh mitgeteilt worden ist. 
DurCh die nor.male, die teuertingsbedingteGe~ 
haltserl1öhung bekommt der Vater von vier 
Kindern, ein Beamter, statt 3000 S nur 1500 S 
für das Kind. Ei:' kriE~gt noch als Beamter die 
VerWaltungsdienstzulage, und damit fällt er 
überhaupt heraus. Das heißt; er hat' bis jetzt 
3000'S bekommen, weil sein Kind €dnen Vor­
zug'Mt,nd& einen Tausender dazu', Aberinit 
der Ver-waltungsdieristzulageüberstei'gt er die 
im Gesetz"gezogene Grenze und fällt in Zri~ 
kunU zur Gäilze aus der SdluIOeihilfeheraus. 
ES'wurde; ihm' jetzt sdJ.ori bescheidIDäßig 'init~ 
geteilt, 'däßer';infolge der Gehaltserhöhung 
ntirmehr'die :Jjälfte bekommt, und' in dein 
Mofuentj"wÖ' er 'die VeIWiaIturtgscÜenstiulage 
bekoininf,'fällt er überhaupt heraus, Weil sein 
Einkommen zu' hoch ist. .' . 

"'~'~('.{:-~"" -, .' :".~:; '. ': .. : :-'!·l .~ .. :' . ,< , 
.... fIeirBundesinfnisterl Sehen SIe, das ist die 

:~~~:eHi~;~~.t~·';~:l~·~e~\~ff;n~~~~ 
riiiriist~J;,l\.eiii~ Ausrede bittetnidit daß .Sie 
s1igell," 'Sie' haben dasÜbersehen,.Sie ··hilben. 
k~il{e.','teit:' gehC\ot;., \VIi,i, hätten ,v.iel •.. i:,~i,t 'f~ 
fainilienpolit];sdie. .. Maßn~hinen, w~nn·.Sie 
Sdii~ii~ten es. Iihr ":Wollten ~,: d~. durch' das 
Stel~erid~rPrei~e audl die Eihkomm,enstei­
g~N, "'und eswifd' geIährH~; 'w:ei~! nat(irlidi 
vi'e1e Vorzüge~:;die'die Fiiinilien' haben, 'damit 
verloren gehen. Bei d~r Sdii.Ilbeihiff~liabenSie 
es. Bei den:Ettern;',die dutch die'Verwaltungs­
zulage, von 100 S iin, Monat dieGrettieübet~ 
schreiten,,' sinkt unter Umständen-:,'::) wie 'jn 
dem .·Fall; -innerhalb. von'einem'Jahr' die 
Schulbeihii:lfe. von 3000 auf null SdliUing . 

Herr Minister! Sie haben nim.ts getan, Sie 
haben. bis heute keine Vorlage gebracht, Sie 
Sind untätig geblieben, Sie haben es genau 
gewußt. Sie können nim.t sagen, Sie haben 
es übersehen,. Sie sind aufmerksam gemacht 
worden,. In der Zeitung ist es gestanden, und 
trotzdem haben Sie nichts dazu vorgelegt. Im 
darf Sie bitten, uns eine AuskUnrtzu geben: 
Wollen Sie diese fchnilienfeindliche Politik 
'w~iter forts-etzen öder sind Sie bereit, wenig­
stens den bisherigen zustand zu erhalten, 
sodaß derjenige, der einen bestimmten Be­
trag -natürliCh valorisiert - verddent, aum. 
in . Ztikurift die SchulbeihiIfe bekommt?' An­
sonsten ist nächlhrem. System 'in wenigen 
Jahren das fetzte Kind aus' der Sdll.ilbeihilfe 
herausgefallen. 

Darf im. jetzt abschließend noch einige kurze 
Erinnerungen .. .machen. Salzburgl . ..,- Beinahe 
hätte' ic;fl. ve.rgessen, ,aber' der Kollege·' Wie­
lan~ner . .<ius Salzburg.erinnert. michdaran: 
Wir haben; ein Gymnasium und einen ··Brief 
aus die!)eIfi Gymnasium, wo drinnen sJeht; 
daß ,derl:Ierr, Unterrichtsminister noch. in die­
sem Herbst : mit derb. Bau des Gymnasi~ms 
beginnen. w.ird. 

Herr Minister I Idl.· war also gestern dort 
--"- ich bin eitra eiiten .Moment stehengebIie­
ben-: Sie haben nom. niffi,t . angefangen I 
Den Brief kann dort jeder lesen; er 
istöffentlim. . angesm.iagen; Aber Sie haben 
noch nim.t begonnet! Was ist mit Ihrer Zu­
sage, Herr Mihister? riie Zusage haben Sie. 
persönlich als Unterri&tsminister' gegeben, 
und,Sie:habe.nauch gelesen, die Elternvei'tre­
terhaqen angedroht, daß ~lie Eltemdieses 
Gymn~siumli in den Sitzstreik tJ'eten weIden, 
nicht nur. wegen des l3aues.· Wenn Sie von 
Raus aus . gesagt hätten, eS wird erst 1975 
begonnen' zu bauen, . hätte. m<l.n.sich damit 
abgefunden. . 

,,' Es wJJ'de' eme Reihe ~on Maßnahmen nicht 
ci~trofferi, weÜSie gesagt haben" SiefangEm 
heileJ"~: 'Wir haben. ,es. geglaubt, auch '~ch 
hal>f:i.eli >g~glau1?t:, Aber, ~~iiIrde Herbst 
-::_:e~ ,ist hE!litel;>ereits~npeDe;z;ember~; 
und Sie haben :nt<:hi 'begonn:en~ :'Ste '~ertrösten 
urisauf' dasnädi~t{·Jahr~. obw~hl sie dm 
ilädlsten J ah? atidl wieder nui;: elD.e MÜÜon 
im' Budge't drinnen' haben: Also weit. kann 
es.mit· Ihre'J"Bauabsicht Ii~ichth~ ~eiri, Herr 
Ministe!1 .. '~ amm .fuhren Sie . d~nn IiundertE! 
Eltern ündKinder derart hinterstlcht? 

;" '.' . . ," "'." 

Es:sind'~ ich 'sage 'es' ; hoch -einmal '-:-,Uh­
haltbare Zustände, eS sind'gewisse 'Maßnah­
men,\ml' "das' Lernen zh>erDtöglidleu,' nidlt 
getroffen! w-orde:n, weil'dodCdie Zu'sage aes 
Ministeriums vorlag/-In diesem'Fa:Il; ri1ödite 
ich sagen, habeich;esgegleüibt; un:dnn1ß jetzt 
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Zelllinger 
enttäuscht feststellen, daß auch die Zusage 
bezüglich des Gymnasiums in Salzburg nicht 
eingelöst worden ist. 

Wenn Sie 'einmal <in Salzburg sind, darf ich 
Sie einladen, sich den Bau des Bundesreal­
gymnasiums anzusehen und an meine Aus­
führungen über die Größe des Gymnasiums, 
die gar nicht auf meinem' Mist gewachsen 
waren, sondern. die von den Pädagogen in 
Salzburg gemacht wurden, zu denken. Sie 
haben ein Realgymnasium hingestellt, bei dem 
man von Haus aus gewußt hat, daß es zu 
klein ist. Bei der Eröffnung, als das Fernsehen 
da war, haben sidl die Minister beweihräu­
chern lassen; Erholungsräume und Fernseh­
räume gab es, aber jetzt ist alles vorbei. Es 
ist schon alles verbaut; jetzt haben wir sogar 
schon Klassenzimmer in anderen SchulenJ Ich 
habe den Beamten Ihres Hauses gesagt; sie 
planen um sechs bis acht Klassen zu wenig 
- . meine Kollegen haben mir gesagt, daß 
einige hinten gelacht haben, Herr Ministerl 
Fahren Sie nach Salzbtirg und sdlauenSie 
sich das an! Es ist das eine Blamage für die 
Planung des Ministeriums. Man hat genau 
gewußt, wie viele Kinder in die Schule gehen 
werden, und jetzt sind alle Vorzüge weg, alle 
Nebenräume weg, und Gänge müssen verbaut 
werden, weil man fehlgeplanthat. Herr Mini­
sterl Darf ich Ihnen das nur sagen, damit Sie 
wissen, mit welcher Qualität im Hause gear­
beitet wird, und ich lade Sie ein:' Fahren Sie 
einmal nach Salzburg und schauen Sie sich 
dort die Verhältnisse an. 

Ich darf also noch zum Abschluß des Schul­
kapitels eine Bitte an Sie, Herr Minister, rich­
ten. Zwei Themen möchte ich noch anschnei­
den. Ich weiß; es ist ein Stiefkind des Mini­
steriums, aber es ist audl ein Sorgenkind von 
uns allen: die geistige Landesverteidigung. 

Für die geistige Landesverteidigung ist das 
Unterrichtsministerium . zuständig. Im . weiß 
nicht, ob Sie glücklich sind mit dieseiriKind 
idl weiß audl nicht, ob diese 'Nebenbei:Zti~ 
ständigkeit z:Weck.mäßlg list,aberidl ~eiß;daß 
praktisdi kein.erlei· Initiative aus' dem' Ministe­
rium in difi!ser, Frage ausgeht. . Sie kennen diß 
Zeitungsartikel, Sie kennen die öffenUidie 
Kl1i.tik, Sie wissen audi, daß hier - idlmödlte 
fast . sagen· -: • tiie Landesverteiddgung in eine 
z~ä.tzliche Kilitik. hineingerät, . obwohl genug 
KntIk . auf anderen Gebieten vorhanden wäre, 
die durchaus vermeidbar wäre, wenn etwas 
mehr Initiative ausginge. Diese Bastelei neben­
bei im . Ministerium ist einfach unverantwort.; 
lim, und ,hier mUss~n wir verlangenf daß es 
~inmalzu einemsy.stematis.dten Vorgehen 
kommt und daß einmal die Maßnahmen dnitia­
tiv ergriffen.undkoordiIlliert werd.en. 

Herr Ministerl Es ist genug Sorge um die 
Landesverteidigung. Ergreifen Sie doch, soweit 
es in Ihren Bereich fällt, die notwendige Ini­
tiative und veranlassen Sie in Ihrem Mini­
sterium, daß in Koordinierung mit den anderen 
Ministerien die für die geistige Landesvertei­
digung. notwendigen Maßnahmen wenigstens 
vorgeschlagen, wenn schon nicht ergriffen wer­
denl 

Als letztes noch zwei Sätze zum Sport. Sie 
haben ein Sportlehrergesetz ausgeschickt, wo 
es heißt: "Begutadltung bis spätestens 29. Feb­
ruar 1912." Seitdem liegt es begraben. Wir fah­
ren in wenigen Tagen wieder zum Politiker­
Skikurs, wie es so schön heißt, nach Hinter­
moos, der letzten Endes aum den Zweck hat, 
mit den Sportvertretern als Politiker zu spre­
<hen. Idl ·muß Ihnen sagen, wir kommen als 
Oppositionelle manchmal in Schwierigkeiten. 
Wir können nicht immer sagen: Die Regierung 
ist sdluld und nidlt wirl, denn die sagen: Ihr 
seid ja aum Abgeordnete, warum geschieht 
ni<hts1 Herr Ministerl Was sollen wir - ich 
weiß nicht, ob Sie hinkommen werden - den 
Sportvertretern sagen, wenn hier jede Initia­
tive zu missen ist? Bis spätestens 29. Februar 
war es zu begutadlten, und seitdem ist nidlts 
geschehen. 

ldl darf· weiters sagen, daß Sie für den 
Herbst eine Enquete angekündigt haben, die 
ein . längerfristiges Sportkonz~pt erarbeiten 
sollte, so las ich es zumindestens am 16. ,März 
1912 :in der "Arbeiter-Zeitung". Es war jetzt 
im Herbst eine Enquete; idl weiß nidlt, ob das 
die. Enquete war, die Sie angekündigt haben. 
Wenn es die Enquete war, die Sie am 16. März 
in der "Arbeiter-Zeitung" angekündigt haben, 
muß idl sagen, Sie haben entweder im· Inter­
view den Redakteur der "Arbeiter-Zeitung'· 
aufs Eis. geführt oder die Offentlichkeit, d.enn 
von einem·· längerfristigen Sportkonzept ist 
wirklich nichts zu merken gewesen. 

Sehen Sie,.l:Ierr Minister, das ist das sdlöne 
Reden vor deth Fernsehen. Interviews mit d~m 
Redakteur'der'EHgenen Parteizeitung sind .sehr 
I,eicht. EirieEnquete kostet garnidlt viel Geld, 
Wo ist das längerfristige Sportktinz~pn Idl 
möchte nur wiSsen: War die Enqllete, 'die jetzt 
~m Herbst war, 4ie Cl!lgekv.ndigte? W~IÜ1. ja; 
müßtenwlr weiter diskutieren. Wir brauChen 
da&, weit wit'ln'14 Tagen' allein Hintermoos 
bel~ammeJisitien. und den Spoitleni'Red~und 
Antwort stehen inüssen. Darf :idl bj.tten, diese 
beiden fragen zu 'beantworten," .' . 

. Herr . Minister I Idl mödlte jetzt gar nicht 
in,denFehler verfallen wie alle anderen, die 
sagen: Wie schön, wie wimtigist der Sport 
Es gibt. Hunderttausend' Sportler, die hören 
alles Gute. und. Sdlöne.· Wir haben einfadl 

59. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)28 von 145

www.parlament.gv.at



Nationalrat XUI. GP - 59. Sitzung - 18. Dezember 1972 6469 

Zeillinger 
die Sorge, daß bei der Führung des Ressorts 
die Gesundheit der Sdlüler, aber audl derjeni­
gen, die Sport betreiben wollen, nidlt in glei­
dler Weise gewährleistet ist wie bisher. Die 
Verhältnisse werden nicht besser, sie sin4 
d~.lIdl die Reform sdllechter geworden. Das 
sind die Sorgen, die wir als Freiheitlidle 
haben, nidlt weil wir Politiker sind,. Herr 
Minister, sondern weil wir selbst alle Fami­
lienväter oder FamilienmüUer sind" weil wir 
Familien haben und weil wir Familien zu 
vertreten haben. Ich bin überzeugt, das gilt 
für Sie von der, Sozlialistisdlen Partei genau­
so wie für Sie von der OVP und für die Frei­
heitlidlen'. Daher haben wir ein gemeinsames 
Anliegen.und s'ehen mit Entsetzen, daß jede 
Initiative aus dem Ministerium fehlt. 

Herr Minister! Reden Sie nicht von der 
Zukunft, denken Sie an die Zukunft! Reden 
Sie nidlt 'vom NadlwUdls, tun Sie etwas für 
die Sdmlkinderl Reden Sie nicht vom Sport, 
sondern tun Sie etwas für d~n Sport!· Das 
ist der freiheitlidle Appell! (Beifall bei der 
FPO.) 

PräsideIltDr. ,Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. Dok­
tor Leitner. Ich erteile esthm. 

" Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitne'r (OVP): 
Sehr geehrter· Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herrenl Hohes Haus! Zuerst 
einige Worte zur Frau Kollegin Dobesberger, 
die hierüber die Bildungsplanung, über die 
Fortsdlritte der Gesamtsdlule gesprochen und 
einen Appell zur Einführung der Ganztags­
sdlule geridltet hat. 

Idl mödlte hier nur einige Worte aus einem 
Beridltvoilesen, den wir kürzlidivom Herrn 
Bundesminister für Unterricht bekommen 
haben, und 'zwar über "Finanzwirtschaftliche 
Probleme des öffentlichen Bildungswesens in 
Osterreidl". Es haben diesen Beridlf die Mit­
glieder ,der 'Okononiiekoinmission erhalten. 

Hier steht der sehr bemerkenswerte Satz: 
"Nun sind' bilduilgsplanerisme Aktivitäten 
Und Projektionenvon' Daten der Schul- und 
Kulturstatistik sicherlich eine faszinierende 
Tätigkeit, sie· verlieren abi:lt einiges von ihrer 
Anziehungskraft,' wenn sie auf den'begrenzten 
Boden der Finanzierungsmöglidlkeiten gestellt 
werden." 

Und wir reden jetzt über das Budget,Herr 
Minister. Es hat bereits der l;ferr Abgeordnete 
Z€iIlinger die harte Realität auf einigen Ge­
bieteIl aufgezeigt. Er hat von der Uberforde­
rung der Sdlüler gesprochen. Idl sdlließe mich 
diesen, Aussagen vollinhaltlidl an, wo wir 
wissen. daß, man in der Arbeitswelt die 
42-Stunden-Woche oder die 40-StundeIi-Wodle 

einführt. Im berufsbildenden Sdlulwesen 
haben wir die 43-Stunden-Wodle, und dann 
müssen die Kinder natürlidl noch zu Hause 
lernen. 

Bezüglidl des Sdlulbuches komme idl dann 
nodl auf einiges zu sprechen, Herr Minister. 

Im Erfolgsberidlt der Bundesregierung; den 
wir vor kurzem bekommen haben - prüfen 
Sie bitte selbst-, finde idl überhaupt kein 
Kapitel über das Unterrichtswesen. Das fehlt 
mir. 

Wenn man' diese Ausführungen sehr genau 
durchsdlaut, dann ist es bemerkenswert, daß 
die einzigen Aussagen zum "Kapitel Unterricht 
unter "Wohlfahrt für alle - Bekämpfung der 
Armut" gemacht werden. Es hitt also anschei­
nend audl nach Meinung der sozialistischen 
Fraktion diese Bundesregierung auf dem 
Unterridltssektor nidlts aufzuweisen: keine 
Erfolge, keine Verwirklichung- der Regierungs­
erklärung. Aber unter Armutsbekämpfung 
werden das kostenlose Sdlulbudl, die, kosten­
lose Sdlulfahrt, die Erhöhung der Schul- und 
Heimbeihilfen als "Vorteile, für die kinder­
reiche Familie" aufgezeigt. 

Zu diesen drei Pu.nkten möchte idl ganz 
kurz Stellung nehmen, Herr Minister. Die 
Regierung verlangt also Stabilisierung, sparen. 
Aber warum fängt sie denn nicht bei sich 
selbst an? Warum stellt sie siro selber in den 
Bereich der Verschwendung? Warum stellt sie 
die Versdlwendung mit demWegwerfsdml­
buch nidlt ab? 

Herr Minister!. In E\.lropa ist man jetzt 
gegen die Wegwerfgesellschaft. Aber die 
sozialistische Regierung ist für das Wegwerf­
schulbuch und. stellt sich damit hinter diese 
Wegwerfgesellschaft. 

Herr Minister! Sie haben hier in diesem 
Hohen Hause. erklärt, daß '10' bis 80 Prozent 
der approbierten Sdlulbücher nur für eine 
Schulstufe bestimmt sind. Sie haben dann 
weiter erklärt: es ist aber in Zukunft nidlt 
nur nicht möglidl, Schulbücher weiterzugeben, 
sondern auch gar nicht notwendig.· Es sind also 
Millionen Bücher zum Wegwerfen bestimmt! 

Herr Minister! Sie haben sidler auch den 
offenen Brief eines Kärntner Vaters und 
gleichzeitig des Vertreters des Katholisdlen 
Familienverbandes bekommen, der sagt und 
aufzeigt, daß er in seiner Familie - also nur 
in einer Familie -:- 41 Schulbücher mit dem 
Anschaffungswert von 2003 S jetzt wegwerfen 
muß. 

Herr Minister! Ich habe einen Teil dieser 
Bücher hier; ich möchte sie Ihnen zeigen. 
(Redner legt Bücher au/das Rednerpult.) Dabei. 

59. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 29 von 145

www.parlament.gv.at



.. ,',::' 
..... ' .. : 

.... ,! 

. ! 

5470 Nationalrat XIII. GP - 59. Sit;1;ung - 18. De;1;ember 1972 

Dipl.-Ing. Dr. Leitner 
sind die Bümer zum Teil sehr ordentlich, sehr 
schön, fast neuwertig. Das sind nimL alle 41, 
ich konnte nicht so viele tragen. Ich habe sie 
im Haus. Herr Minister! Wenn Sie wollen, 
kann i& die anderen von einem Herrn Kolle­
gen besorgen lassen. Das süid Ihre Wegwerf­
büdier, Herr Minister: eine einzige Familie 
und nimt /lIle 41 Büdler. 

Schülerladen ja aum kostenlos bekommen 
haben., Nichts haben sie bekommen. (Zustim­
mung bei der .aVP,) 

Die Stadtgein?inde Wien erspart sim 20 
oder 30 Millionen Schilling. Manche größere 
Gemeinden ersparen sich' auch Gel,d, weil sie 
Ja jetzt entlastet wurden. Aber da ist 'natürlim 
ein wesentlicher Untersmied. Denn diese 

Aber es kommt noch stärker. ?ieser !ater Bücher zahlt jetzt qerFamilienlastenaus-
sagt Ihnen, daß er heuer auch wIeder Bucher glei&sfonds und nicht' mehr die öffentliche 
bekommen hat für seine drei Sdlulkinder; und -Hand.' 
zwar hat er wieder 41 bekommen. Diese 
Bücher sind im nächsten Jahr - 25 Stück, also 
wieder mehr, als da stehen :- mit einem 
Betrag von 1754 Swiederum ZUm Wegwerfen. 
Die sind dom neuwertig, Heir Minister! (Abg. 
Ing. Hob 1: Bei mir zu .Hause, Herr Kollege 
Leitner, könnertSfe einige Regale von Büchern 
sehen, aie ich in den letzten zehn Jahren 
gekauit 'habe. Auch 'zum Wegwerfen, obwohl 
die Kinder ,hintereinander die Bücher des 
Bruders oder der Schwester brauchen könnten. 
ich mußte neue kauient) In Ordnung. Im ,freue 
mich hier feststellen zu können, .. (ZwisChen-
ru,febei SPO und OV'P.) , 

, Man sagt ihm ja in der SchuIe,er soll das 
neue Bum nehmen, und im glaube, Herr 
Kolie~e, daß die ~ümer - gerade zum Bei-

, spiel imnaturwissenschaftlidlen BereiCh - in 
der BIbliothek in fünf' Jahren weituberholt 
sind. Wir lebendodl ineirier Entwicklung, 
die rasChvoransdlreitet. 

ICh glaube, daß das Bu& der ersten Klasse 
Volkssdlule in der Bibliothek nidltszu sumen 
hat, daß das ReChenbudl in der vierten Klasse 
VolkssChule in der Bibliotheknidlts zusudlen 
hat. (Beifall bei der OVP.) Oder glauben Sie, 
daß ,das eine besondere Bereidlerung der 
Bibliothek ist, wenn Sie nlit den Sdlulbüdlem 
der Volkssmule auftauchen? (Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Maleta: Die moderne Gesell­
schaft ist offensidltlich audl eine "Lärmgesell· 
sdlaft". Bitte, den Lärm einzustellen! 

Abgeördneter, Dipl.-Ing. Dr. L~itner itortset~ 
zend): Herr Minister! Sie haben also erklärt, 
daß Sie dieses System atifredlterhalten wollen. 

Es geht aber noch weiter, Herr Minister; 
Sie haben erklärt, daß man jetzt so viele 
SdllJ,lbümer in der Sdlule hat, um so v-iel 
mehr:' 12 Millionen. Aus der "Südost Tages­
post" entnehme im: "Rund zwei Millionen 
Sdlulbücher sind deInnädlst zu ,liquidieren'." 
Herr Minister! Diese Büdler würden in diesen 
Raum wahrsdleinlidl gar nidlt leidlt herein­
passen. Zwei Millionen SdlUlbüdler sind zu 
liquidieren! . Und was 4aben die Kinder da­
durdl gewonnen, wenn ,die Regierung von der 
Bekämpfung der Armut fedet?'.,- Nidlts! Denn 
das sind die Bü<her, die sie bis jetzt von den 

Idl habe audl einige Büdler von diesen 
Sdlülerladen nur als Beispiel mitgebradlt, 
Herr' Minister, damit die Damen und Herren 
wissen,wie das aussdlaut. (Der Redner zeigt 
Bücher vor.). Das sind Büdler von Sdlüler'­
laden~ Ich habe nur einige mitgenommen. Ein 
soldles Bum sdlaut noch gut ,aus. Es sind 
sicher nicht die besten. Ich habeeimm Stoß 
bekommen. Das haben vier Kinder verwendet. 
(Abg. E g g: Das sind' die' besten! ~. AbU. 
Hanna Hag e r: Die haben Sie, ausgesuCht!) 
Die sind nom remt gut erhalten. Ich habe 
Büdler hier, die haben zehn Kinder verwendet. 
Die schauen dann nidlt· mehr sehr gut aus, 
aber zehn Jahre waren diese B]1dlerln der 
Schule in Verwendung. Aber man madlt das 
nicht mehr. Das ist also WegwerfgeseIlsdlaftl 

Die Usterreichische Volkspartei sagt ein 
klares Ja zum kostenlose~ Smulbuch, aber 
ein ebensolches Nein ,zur' sinnlosen Ver­
sdlwendung. (Beifall bei der pVP.) , 

Herr Minister! Es -ist ja grotesk. Wenn wir 
solme Probleme ansdlneiden, dann sagen Sie, 
audl bei sChroiftlidlenAnfragen: Herr Abge­
ordneter, idl bin ja nidlt zuständig, der Herr 
Finanzminfster :ist der zuständige Ministerl 
Denn die Familien zahlen sidl die BÜdler, das 
habe idl ,sdlon gesagt, selber. Da gibt es ein 
sdlönes Spridlwort: "Mit anderer Leute Leder 
ist gut Riemen sdlneiden." (Beifall bei der 
OVP.) 

\ 

Die "Sozialistisdle Korrespondenz" -sagt 
aber: "Den Eltemwerden 575 Millionen Sdlil­
ling erspart." Es :ist eine, Tats'ache, daß die 
Eitern um mindestens diesen Betrag gesdlröpft 
werden. (Neuerliche Zustimmung bei .der 
OVP.) 

Idl habe, lange nadlgedadlt, meine Herren, 
was denn eine der Ursadlen dieser verfehlten 
Regierungspolitik sein kann. Idl bin zu· dem 
SdllußgekommenJ daß ' man den OVP-Antrag. 
500 S in bar für das Kind :bis zehn Jahre, 
1000 S in bar .für das Kind ab zehn Jahren, 
deshalb abgel~t hat,. weil dann, wenn das 
eine Bargeldleistung gewesen, wäre, 'der Fi­
nanzminister unddieöfientIidle Hand für die 
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Dipl.-Ing. Dr. LeHner 
Kinder, die sie zu erhalten habep. 'und für die 
sie die Familienausgleichszahlungen zu leisten 
haben, auch selber hätten' bezahlen müssen. 

Wir haben 1,800.000 Kinder, fiir ,die der 
Fonds dJie Beihilfe bezahlt, und wir haben 
455.000 Kinder, für die, der Fonds nicht die 
Beihilfe :bahlt, denn ,da müssen die Beihilfen 
Bund, Land und GemeindeJ;l, die großen Ge­
meinden, bezahlen. Im Budget haben ,wir 
1;2' Mil1iarden Sdlilliing für diese AusgieiChs­
zahlungen ausCIem Familienlastenausglekh 
aufgenommen, und dadurch ersparen sich dJie 
Selbstträger mindestens 320 MiUionen Schil-
ling. ' 

Es hat die Fra~ Staat~sekretär, dils Fräulein 
Karl, hier gesagt, 1000 Serspart man sich pro 
Kind beziehungsweise erspart sich die Familie 
durch diese Maßnahmen. Bei 455.000: Kindern 
wären das 455 MiUione,n Schilling, die sich 
der Finanzminister auf Kosten der Familie 
erspart; und 'dimri geht man· hinaus und sagt: 
Das ist uns eie FamilIenpolitik, so gut,. so 
enorm "sozial". (ZustImmung bei der rJVP.) 

Dabei ist noch gar nicht berücksichtigt, daß 
die Selbstträger sich auch ungefähr 300 Mil­
lionen Schilling dadurch ersparen, daß. sie 
nichts in den Fonds einzahlen; aber j~tzt fleißig 
herausnehm:en; Weiterhin sind es mindestens 
300 bis 400 Millionen Schilling, lind sollten <;!ie 
Bücher 1 Milliarde Schilling kosten, Herr 
Minister -"0 das hat man bis jetzt immer be­
stritten -, dann sin.d es 600 . Millionen Schil­
ling;die hier verschwendet werden. 

Und ich frage jetzt, Herr Minister: Ist die 
Angst des Herrn Finanzministers und war 
diese Angst ausschlaggebend, daß Sie Ihren 
ersten Vorschlag in der Regierung n~cht mehr 
zum Tragen bringen konnten? Derin damals 
haben Sie ja sehr deutlich erklärt, daß ,es 
eben jetzt,. einen ~chulbuchscheck gibt. Man 
hil.tgen~u erklärt, was dieser in jeder Klasse 
bringt ~ von 40 bis 1100 S, glaube ich, hat 
man. hier erklärt -, aber man hat dann nichts 
mehr gehört. 
".; ..... 

ldiglaube, daß mit eine Ursame, daß Ihre 
Vorschlage, so rasch in die· Versenkung ge­
kommen sind, Herr Minister, die w,ar, daß der 
Herr 'Fiminzminister befürchtet hat, er muß 
dann der Familie das geben, was der Familie 
zusteht. . ... 

Darin Herr Minister, haben Sie erklärt, man 
mame das aus pädagogischen Gründen und 
die Pädagogik ware vor allein maßgebend 
dafür, daß es hier zu· einer anderen' Form 
kommen muß. . 

. flerr Mi~istei I·. W~r sind uns . einig, daß das 
Verbrau&sbum,'als,oder' Arbeitsbebelf, sehr 
zweckni'äJ3ig isturid daß wir es begrußen 

werden" wenn es zu solmen ,Arbeitsbehelfen 
kommt. 

Herr Minister" Sie haben selber erklärt; 
der Sinn der Smulbucl1aktion ist nicht nur 
vom 'Sozialen her zu beurteilen, sondern. in 
erster Linie vom Pädagogismen her. Nun, die 
Erziehung zur Wegwerfgesellsmaft ist vom 
Pädagogischen her eindeutig falsch. Die 
Arbeitsbehelfe, Verbrauchsbücher, müssen .erst 
geschaffen werden. Sie selber haben erklärt, 
daß von tausend Titeln erst drei solche Ver­
brauchsbücher vorhanden sind. Und dieser 
Vater !lat uns auch. wieder mitgeteilt, daß in 
der "ganzen Bücherflut, .die seine Familie' be­
kOmmen hat, nur ein solches Verbraumsbuch 
dabei ist. 

Herr Mfniste~1 Wie schaut denn das aus mit 
der "bestvorbereiteteri' Regierung, . dde es je 
gab"? Muß man hier' probieren? Ware es 
niCht zweckmäßig, zuerst die BüCher zu smaf­
fen und dann das System zu ändern? (Beifall 
bei der rJVP.) 

, ' . 

Wenn man hier gesagt hat, diese Schul­
bücher gehÖren, in die Bibliothek, SO bin .ich 
der 'Meinung, daß viele, Schulbüct1er in, der 
Bibliothek einen echten Negativeffekt im 
Menschen auslösenköIlI).en, wenn er.dasBuch 
immer sieht, mit dem er, sich vielleicht in 
der· Schule In Mathematik, Fremdspramen, 
Deutsch oder aum nur über !ienLehrer ge­
ärg,erthat. (Abg. Vr. Fleischmann: Wenn 
Sie ein· bißchen zum Lesenaufhölen: Das 
stimmt doch gar nicht, was Sie da sagen!) 
Das stimmt sehr wohl! Im kann Ihnen, wenn 
Sie wollen - im wollte mich kurz fassen --:, 
das alles belegen,' weil ich alle., schriftlidlen 
Anfragebeantwortungen hfer habEl. 

Auf den Ru,f der Eltern: Statt SaChleistungen 
Bargeldl, Wird ein sChliChtes Nein gesagt. Aber 
wir leben , doch im Zeitalter der Geldwirtschaft. 
Die Gewerkschaft verlangt . ja ,aum ,nimt 
Suppennudeln und . Zucker, . rind für die 
FamUienbeihilfen verlangen wir aumGeld 
und nicht ein Schulbuch, sondern eben Geld, 
und damit können sich das Bum die Familien 
selber kaufen. 

Und dann, Herr Minister, haben Regierungs­
mitglieder gesagt: Ja, Geld kann man auf 
diesem Gebiet nimt geben, denn es ist nimt 
sichergestellt, daß das Bargeld für die Kinder 
und deren Smulbücher verwendet wird. Als 
Vater, oder selber. vier Kinder hat, muß im 
hier smon einen sehr smarfen Protest ein­
legen ~d Sie fragen, Herr Minister: Haben 
Sie.bedacht"daß damit den EItern die Mündig­
keit abgespromen wird, 1000 S samgerecht für 
ihre Kinder" zu verwalten? (Zustimmung bei 
der OVP.) 
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Dipl.-Ing. Dr. Leitner 
.Das ist eine enorme Beleidigung der ganzen 

Elternsmaft Osterreimsl Im habe zuerst ge­
damt, das ist eine einmalige Entgleisung, das 
kann einmal pCiJSSieren. Aber im frage mim 
in der letzten Zeit, ob hier nimt System dabei 
ist. Denn der Herr Finanzminister Androsc4 
hat im Familienpolitismen Beirat erklärt: Er­
höhung der Kinderbeihilfen, nur damit zu 
Weihnamten mehr spremende Puppen ge-
kauft werden. . 

Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren; 
hat der Herr Finanzminister nom nimt zur 
Kenntnis genommen, was die·Arbeiterkammer 
in Salzburg - nimt eine OVP-nahe Institu­
tion - festgestellt hat: daß Familien mit zwei 
und mehr unversorgten Kindern bereits an der 
Grenze dessen liegen, was das Institut für 
empirisme Sozialforsmung - aum keine 
OVP-nahe Einrimtung - als Armutsgrenze 
bezeimnet hat? -

Es hat kürzlim .aum die Frau Staatssekretär, 
das Fräulein Karl, gesagt, daß der Familien­
erhalter mit mehreren Kindern weniger quali­
fiziert wäre wie ein anderer. Im muß das 
zuril(kweisen, und zwar mit aller Deutlimkeit 
und mit aller Smärfe I 

Die "bestvorbereitete Regierung": Herr Mi­
lüster - und das hat der Herr Abgeordnete 
Zeillinger bereits ausgeführt -, im habe eine 
Liste von Büchern, die jetzt zu Weihnachten 
nom nicht zur Verfügung stehen: Mathematik­
bücher, EngHschbücher, Chemie, Mechanik, 
Atlas :- das ist ja bekannt -, Lebendige 
Wirtsmaft, Gesmimte, eine ganze Reihe von 
Bümern, die also jetzt nochnimt zur Verfü­
gung stehen. (Abg. Ha h n: Das sind ja 
"N ebenfächer"[) 

Es ist atidl interessant, daß die Frau Mini­
ster Firnberg ein anderes Konzept hat;· Die 
Frau Minister Firnberg hat nämlidl hiet er­
klärt, sie will den Studenten absolut keine 
Gratdsbüdler geben, das wäre ja ein Faß ohne 
Boden, eias könne sie nidlt, sie will die 
Bibliotheken ausbauen. Sie hat <lIso in der 
gleidlen Regierung ein ganz IdIlderes Konzept. 

Es wäre also die Frage zu klären, o,b nimt 
das Konzept· der Frau· Wissensdlaftsminister 
dodl zweckmäßiger wäre; 

Idl sdlließe midl hier dem Kommeplar des 
Herrn Horst Knapp in den "Finanznadlrimten" 
an, der sagt: "Soviel Unvernunft setzt- selbst 
in Osterreidl Gemeinsdlaftsproduktion voraus. 
Und in der Tat· haben die v-ersdliedensten 
Pressure-Gruppen" -eS hat der Abgeordnete 
ZeiI1inger davon sdlon geSprochen _: ",ihr 
Sdlerflein dazu beigetragen, damit ja von 
sämtIimen Möglidlkeiten, das Problem der 

Chancengleimheit von Kindern minderbe­
mittelter Eltern zu lösen, die mit Abstand 
dümmste gewählt wurde." 

Wir hoffen dodl nom, Herr Minister, daß 
diese Kommission, die Sie eingesetzt haben, 
so arbeiten kann, daß wir im kommenden Jahr 
eine bessere Lösung zustande bringen. (BeifaII 
bei der ÖVP.) Das freie Sdlulbudl in der 
ridltigen Form ist sidler ein widltiger Sdlritt 
zur Chancengleidlheit.Ein Kulturvolk als 
Büdlerverbrenner ist aber sidJ.er kein Sdlritt 
zu einer soldlen. 

Und jetzt kurz zum zweiten Kapitel, Herr 
Minister, zur 8<hulfahrtbeihilfe und zur freien 
Sdlülerfahrt. 

Wir haben am 11. März 1911 das Gesetz 
besdllosl!en. Das war so mangelhaft, daß man 
es nadl einem J,ahr repariert hat, und man hat 
damals sdlon gesagt: Na ja, die Mängel sind 
eben aufgetaudlt, man muß Erfahrung sam­
meln. Im hin der Meinung, man sollte Gesetze 
zuerst smon gründlidl überlegen und dann die 
Gesetze so gut mamen, daß wenigstens die 
gröbsten Mängel von vornherein vermieden 
werden können. 

Die Novelle hat einiges besser gemacht. 
Aber idl habe schon bei Besdllußfassung der 
Novelle· aufgezeigt, daß es nodl weitere sehr 
große Mängel gibt, und der größte Mangel ist, 
daß diese Novelle keine edlte Beseitigu~g des 
regionalen Bildungsgefäll.es bringt. Keine 
echte Beseitigung des regionalen Bildungs­
gefälles I 

Sdlauen Sie sidl dodl die Purdlführung 
jetzt an. Aber hier wird audl der Herr 
Unterri<:htsminister sagen: Das ist Finanz­
minister-Zuständigkeit, nimt die meine. 

Idl war gestern wieder in einem Berggebiet 
in Tirol; -im Zillertal. Da hat mari mir folgendes 
gesagt, Herr Kollege: Die Finanzlandesdirek­
tion madit Verträge mit den einzelnen Unter­
nehmen,urtd wenn es sehr sdlledlte Bergwege 
gibt, wo man die Kinder herführen muß, dann 
werden. pro Kilometer 6 S bezahlt. Aber die 
Unternehmer sagen,. sie können einfadl mit 
6 S rumt fahren,. es fährt niemand mit 6 S. 
Sie verlangen 9 S, und die 3 Szahlen also 
jetzt die Gemeinden dazu. Gerade diese Berg­
gemeinden I 

Ein anderes Beispiel: Seit. es die SdJ.ulbusse 
gibt - und die gibt es in Tirol smon länger -, 
hat. man die Kinder von Steinberg am Rofan 
nach Adlenkir~ geführt und die der Ober­
stUfe in die Hauptsdlule nadl Jenbadl. Jetzt 
soll das im Februar wieder eingestellt werden, 
weil vom Bund nicht mehr die Kosten dafür 
Übernonimen werden,' daß diese Kinder von 
Steinberg nadl Jenba& geführt werden. Diese 
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Kinder müssen um 1/26 Uhr aufstehen. Sie 
müssen dann nam Jenbam fahren. Aber man 
sagt, das ist alles nimt notwendig, sie sollen 
zuerst nam Amenkirm fahren, da können sie 
dann den anderen Bus benützen und kommen 
vielleimt überhaupt nicht mehr zurück. 

Hier gibt es emte Mängel, gerade für die 

Herr Minister! Wir haben im AussdlUß 
Anträge gestellt. Sie haben damals gesagt, 
diese Anträge können Sie jetzt niCht berück­
sichtigen, aber 1973 werden Sie eine Novelle 
in diesem Hohen Haus einbringen, damit die 
Beihilfen den Einkommen echt angepaßt wer­
den. 

Kinder, die in den extremsten Gegenden, in I"" fra S'e He M'n' te We d S' UJ. ge 1, rr 1 1S r: r en 1e 
den extremsten Gebiet.en· wohnen. Und dazu,· 1973 eine solme Novelle machen, um die 
Herr Minister, können wir nicht ja sagen. laufende Smwindsucht der Schüler- und Heim­
Wenn man von Chancengleichheit redet, muß beihilfen aufzuhalten? _ Und wann, Herr 
man vor ,allem aum auf diese Kinder Rücksimt Minister, wollen Sie eine solChe Novelle in 
nehmen, Angriff nehmen? Denn wenn sie erst im 

Herr Ministerl Wir wissen - aus einer Oktober oder November gemacht wird, dann 
Anfragebeantwortung geht es hervor -, daß gilt sie auch für das Smuljahr 1973/14 nimt. 
die Wiener StädtisChen Verkehrsbetriebe im Und dann, glaube ich, sind sehr, sehr viele 
ersten Jahr 58 Millionen Sdlilling aus dem SChulkinder und vor allem die in den extrem 
Familienlastenausgleich bekommen haben, gelegenen Gebieten gerade diejenigen, die ein 
und das alles unter dem Titel: Bekämpfung der Internat aufsumen müssen, um zu einer höhe­
Armut! Alle anderen, sonstigen Verkehrs- ren Bildung zu kommen, gerade also die 
unternehmungen haben 90 Millionen Schilling Armen in unserem Lande sehr sChwer ge­
bekommen. Das ist dom überhaupt keine troffen. Denn mancher Vater hat vielleimt 
Relation! Die Bundesbahn hat 80 Millionen seinen Solffi, seine ToChter jetzt in die höhere 
bekommen, Das ist dom keine Relation zu Schule geschickt in der Hoffnung, daß er diese 
den Wiener Verkehrsbetrieben: 80 Millionen Beihilfe bekommt, und jetzt bekommt er sie 
gegen 60 Millionenl (Zwischenrufe.) Herr nicht mehr oder er bekommt sie sehr stark 
Kollege, smauen Sie sich dom die Antwort gemindert, obwohl die Kosten sehr stark 
Ihres Herrn Finanzministers zu diesen Dingen steigen. 
an. (Weitere Zwischenrufe.) 

Herr Bundesminister! Eine Frage ganz kon­
kretan Sie: Werden Sie als Unterrimts­
minister dafür eintreten, daß diese·unhalt­
bar,en Zustände und Benachteiligungen· der 
Kinder des ländlichen Raumes und der Berg­
bauerngemeinden endgültig der Vergangen­
heitangehören? Herr Minister I Werden Sie 
dafür eintreten, daß die Kinder niCht nur 
hintransportiert, sondern daß die UnterriChts­
verwaltung so flexibel arbeitet,. daß die Kinder 
aum wieder zurücktransportiert werden 
können? Denn das ist jetzt Ihre Angelegen­
heit,Herr. Minister I (Beifall bei der OVP.) 

Zur SdlUI- und Heimbeihilfe hat der Herr 
Kollege ZeitUnger schon gesprochen. Im kann 
miCh hier also sehr kurz fassen. 

Es ist bekannt, daß maßgebend für den 
Erhalt der Heiinbeihilfe und Smulbeihilfe das 
Elterneinkommen und der gute Lernerfolg 
sind. Das Elterneinkommen steigt jetzt nomi­
nell, nicht real. Nomin.ellsteigt es sehr stark 
an. Da4er kommen 'wir zu dem Ergebnis, daß 

. die nominellen· Schulbeihilfen und Heimbei­
hilfen kleiner wel'den .. Das kann so weit 
gehen, daß bei einer monatlichen Einkom­
menssteigerung von 300 S - und das ist 
heute nicht viel - die SdlUl- und Heimbeihilfe 
um 1000 bis 2000 S zurückgeht. Und dann hat 
diese niedrigere· Beihilfe noch eine vermin­
derte Kaufkraft. 

Wir haben schon im Aussmuß einen Ent­
schließungsantrag eingebracht, ich mömte den 
aum hier einbringen. Ich bitte doCh die sehr 
gßehrten Damen und Herren von der soziali­
stismen Fraktion, diesem Entschließungs­
antrag zuzustimmen, er stärkt den Unterrichts­
minister in seinen Bemühungen, sofern er 
guten Willens sein sollte. Er lautet: 

. Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Leitner und 
Genossen zum Bundesfinanzgesetz 1973 (460 
und 546 der Beilagen) betreffend Anpassung 
der Schüler- und Heimbeihilfen an die stei"; 
genden Ausbildungs- und Lebenshaltungs­
kosten. 

Die 1973 zu erwartende hohe Inflations­
rate von 7 bis 10 Prozent wird im Rahmen 
der Smüler- und Heimbeihilfen mit um­
fassenden "Unterstützungsverlusten" ver­
knüpft sein. Es muß damit geremnet werden, 
daß eine· zunehmende Anzahl von Eltern 
wegen der im geltEmden Gesetz angeführten 
Einkonimenskategorien nimt mehr berück­
sichtigt werden kann, obwohl die Lebens­
haltungskosten und die Ausbildungskosten 
(mit Ausnahme der Smulbüdler) für SChüler 
und Eltern steigen. Außerdem führt die 
Geldentwertung zu ·einer großen Kaufkraft­
minderung der Sdlüler- und Heimbeihilfen. 

379 
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Die unterzeichneten Abgeordneten stellen Ich glaube, es ist notwendig, von den glei-

daher folgenden Entschließungsantrag: chen Bildungschancen nicht nur zu reden, 
Der Nationalrat wolle beschließen: sondern sie auch zu verwirklichen. Das vor-
Der Bundesminister für Unterricht und liegende Budget und die getroffenen Maß-

nahmen können uns absolut nicht zufrieden­Kunst "wird ersucht, zum Zweck der An-
passung der Schüler- und Heimbeihilfen an stellen. Wir wollen, Herr Bundesminister, zu 
die steigenden Ausbildungs- und Lebens- keinen Fußmaroden der europäischen Bil­
haltungskosten mit dem Bundesminister für dungsgesellschaft werden, sondern wir wollen 
Finanzen Kontakt aufzunehmen, um im mithalten mit dieser europäischen Bildungs­
ersten Halbjahr 1973 eine entsprechende gesellsmaft. (Beifall bei der OVP.) 
Novellierung des Schülerbeihilfengesetzes Präsident Dr. Maleta: Der Entschließungs­
vorzunehmen, die eine Anhebung sowohl antrag der Abgeordneten Dr. Leitner und 
der "stützungswürdigen" Einkommenskate- Genossen ist genügend unterstützt und steht 
gorien als auch der Schülerbeibilfenbeträge daher mit in Verhandlung. 
vorsieht. Die im Budget vorgesehenen Be- Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
träge sollen zur Abgeltung der steigenden Wuganigg. Ich erteile es ihm. 
Bildungskosten volle Verwendung finden. 

Abgeordneter Wuganigg (SPO): Herr Präsi­
Und jetzt, Herr Minister, nur nom ein ganz dent! Hohes Hausl Wenn man den Abge-

kurzes Wort zum Schulwesen in Üindlichen ordneten der rechten Seite dieses Hauses 
Gebieten, das sind die Gebiete, in denen der zuhört, wenn man aU die Vorschläge, die 
Nachholbedarf groß ist, die aber durch die jetzt gemacht werden, hört - Herr Abge-
heutige· Regierung,spolitik besondel1S benam- ordneter Harwalik hat gesagt, daß sie" von der 
teiligt sind. Denn die Budgetzahlen sdleinen Regierung vom Tisch gewischt werden _, 
bereits überholt zu" sein, nachdem 15 Prozent wenn man hört, was alles die Regierung so 
des Sachaufwandes - wie man hört - ge- schlemt macht und wie sehr Sie es besser 
bunden sind und damit die Budgeterhöhung machen würden, dann muß man sich unweiger­
eigentlich wieder von vorneherein wegge- lich die Frage stellen: Warum; meine Damen 
nommen ist. Und wenn sich dann die Preis- und Herren, haben Sie diese guten Vorsdlläge 
steigerungen voll auf die Schulen auswirken, nicht sdlon viel früher gemacht, etwa zu einer 
wird das Budget eben in das Gegenteil eines Zeit, in der Sie diese Vorschläge verwirk~ 
Fortschrittes gekehrt. lichen hätten können? (Beifall bei der SPO.) 

"Herr Ministerl Dazu gehören auch die Bau- Sie hatten ja vier Jahre Zeit dazu in der 
kredite. Zuerst macht man lustJig drauf los Periode Ihrer Alleinregierungl (Abg. Dipl.­
eine Inflation. Die Baupreise sind seit 1969 lng. T sc)l i d a: Sie haben nun Gelegenheit, 
um 40 Prozent gestiegen, und jetzt kann man es besser zu machen!) 
halt weniger bauen. Dann verlangt man eine Aber ich glaube, Herr Abgeordneter Tschida, 
Baubremse. Stabilisierung ist notwendig; da- Sie werden mir recht geben, wenn ich sage: 
gegen ist gar nichts zu sagen. Aber, Herr Sie haben nichts" getan von all dem, Sie 
Minister, wir wissen doch, daß gerade in haben es uns überlassen, jene bildungs- und 
den Bereichen, die heute nom nicht zum Zuge gesellschaftspolitischen Maßnahmen durchzu­
gekommen sind, ein sehr großer Nachhol- führen, die für die Zukunft eines modernen 
bedarf pesteht, und wir müssen eben ver- Staates eben erforderlich sind und die nun 
langen, daß man diese Gebiete auch peIÜck- von uns - und davon sind wir überzeugt -
sichtigt. in voller Ubereinstimmung mit der überwälti-

Ein Beispiel ist die Pädagogische Akademie "genden Mehrheit des österreichischen Volkes 
in Innsbruck. Wir haben Lehrermangel, wir realisiert werden. (Beifall bei der SPO. -
haben Piatzmangel an dieser Akademie. Man Abg. 0 Je n böe k: Zum Lachen!) 
hat Bauversprechen, gegeben, aber sie fanden Ich möchte mich jetzt sehr gerne mit den 
keine Verwirklichung. 80 Millionen soll diese Ausführungen einzelner Abgeordneter ausein­
Akademie kosten, und im Budget ist eine andersetzen, vor allen Dingen nlit dem Gratis­
Million enthalten. Herr Minister I Bauen wir smulbudl. (Abg. 0 f e n böe k: Da werden 
da 80 Jahre, oder wie schaut es denn aus? Sie sich schwer tun!) Das ist sehr einfach für 
Ich glaube, solche Beispiele gäbe es sehr viele. uns. Keine Sorge, Herr Abgeordneter. Wenn 

Die 5000 abgewiesenen Bewerber an berufs- Sie in meiner Haut stecken würden, könnten 
bildenden Schulen sind ein wamendesBei- Sie, wie ich glaube, nur froh sein. (Abg. G r a i: 
spiel, denn das, 'Herr Minister, ist der letzte Das wäre unangenehm genug! - Heiterkeit.) 
Vmsteigbahnhof für diese jungen Menschen. Sie sprechen von einer Bevormundung der 
Der letzte! Und wenn sie nicht aufgenommen Eltern, von deren Abhängigkeit - Herr Ab­
werden, darui. haben sie den Zug versäumt. geordneter Leitner machte das zum Beispiel-, 
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Wuganigg 

vQn deren "Unmündigkeit"' nur deshalb, weil 
von jetzt an jedes Kind die Sdllllbüdler 
kostenlos erhalten wil1d. (Abg. A. Sc h 1 a ger: 
Haben Sie auch ein Buch geschrieben? - Hei­
terkeit.) Nein, Herr Abgeordneter, mir geht 

. es so ähnlidl wie. Ihnen: Sie werden wahr­
scheinlich nie in Ihrem Leben ein Buch schrei­
ben. (Abg. A. Sc h 1 a 9 e r:.Eine Frage ist Ireif) 

Ich glaube, daß die Eltern in. diesem Falle 
durchaus froh sein werden, "bevormundet" zu 
werden. Sie können sicher sein: Die Sdlul­
buchaktion ist von der breiten öffentlidlkeit 
sehr, sehr gut aufgenommen worden! (Beifall 
bei der Spö.) 

Sie malen den. Schrecken eines staatlichen 
Einheitssdlulbudles an die Wand: Idl mödlte 
Sie beruhigen: Das freie SChulbuch wird kein 
staatlic:hes Einheitsschulbuch werden. Die freie 
Wahl des Buches durCh den Lehrer wird auch 
hier imme~ gesichert bleiben. 

Herr Abgeordneter Zeillinger hat bereits 
des öfteren in diesem Hohen Haus für Heiter" 
keit gesorgt. Wir nehmen nicht alles ernst, 
was er sagt. Aber warum sollte denn niCht 
einmal auch ein Sdlulbudl von einem .aner­
kannten Fammann, vom Präsidenten des 
Wiener Stadtsmulrates, genommen werden? 
Was ist denn das überhaupt für eine Ansidlt, 
die da geäußert wurde? 

Es ist ein Unsirin, zum jetzigen Zeitpunkt 
von einem staatlichen Einheitsschulbuch zu 
sprechen. Hören Sie ganz genau zu! (Abg. 
OIe n bö c k: Es Iällt mir sChwer, aber ich 
höre zu!) Bei dieser ersten Aktion sind bereits 
rund 1650 Btidltitel ,an die Schüler verteilt 
worden. Das sind schätzungsweise um 10 bis 
20 Prozent mehr Bumtitel, ·als es vor der 
Aktion gegeben hat. 

Sie klagen über eine Uberlastung der Ver­
waltung, unter welmer' die Schulen und die 
Lehrer stöhnen würden. Auch das ist falsch 
und übertrieben. (Abg. 0 Jen böe k: Da 
liegen Sie daneben!) Auch die Lehrer und 
Professoren, die sicherlich jedes Jahr ein 
großes Maß an Arbeit mit der Verwaltung 
Und der Führung der Sdlülerladen haUen, 

_ werden noch einsehen" ,daß diese Aktion gut 
iSt und ihnen so manche Erleidlterung bringt, 
und zwar werden sIe das dann einsehen, wenn 
sich die Wogen einer künstlichen Empörung 
wieder geglättet haben. 

Tatsache ist, daß nunmehr alle Sdlüler ihre 
Schulbüdler erhalten werden. (Beifall bei der 
SPO . ..,..:.... Abg. Hahn: "Werden"!) Wir kom­
men nodl drauf zu reden, Herr Kollege Hahn! 
Regen Sie sidl nimt aufl Sie werden auch d.a 
nichtso.gut abschneiden. 

Diese Aktion kann ja nur ein Vorteil für 
die Lehrer und zweifellos auch für die Bil­
dungspolitik in österreich sein. (Beifall bei 
der SPO.) 

Meine Herren! Sie sprechen von einer Ver­
schleuderung von Volksvermögen. Her..r Ab­
geordneter Harwalik hat hier von einer Ver­
schwendung gesprochen, er sprach von Weg­
werfmi1Iionen, von einer Inflation des Schul­
buches, weil der größte Teil der Bücher nach. 
einem Jahr ersetzt werden soll und das Buch 
in das Eigentum des Schülers übergeht. 

Wir sind nun einm,al der Ansicht, daß das 
Kind zu einem Eigentumsschulbuch eine weit­
aus bessere Beziehung bekommen wird als zu 
einem Leihbuch. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. Lei t­
n e.r: Uberhaupt zum Lesebuch der ersten 
Klasse!) 

Herr Abgeordneter ZeiIIinger hat an diesem 
Pult die Behauptung aufgestellt - ich kann 
jetzt le1der nicht mit ihD} diskutieren; er ist 
ja nicht anwesend -, daß wir den Eigentums­
begriff zerstören wollen.' (Abg. Re gen s­
b ur ger: Jawohl, stimmtl) 

Wir sind der Ansicht, daß das Gratisschul­
budl - Herr Abgeordneter Harwalik sprach. 
von einer Fehlkonstruktion ~ über die finan­
zielle Entlastung der Eltern hinaus große 
pädagogische Möglichkeiten bietet. Glauben. 
niCht audl Sie; Herr Abgeordneter Harwalik, 
daß die inhaltliche Bearbeitung, die ein be­
stimmtes Werk jeweils auf den neuesten 
Stand des betreffenden' 'Wissensgebietes 
bringt, ein bedeutender Vorteil für die Schule 
ist? 

Ich möchte Herrn Abgeordneten Leitner 
sagen: Ich glaube, daß es. viel besser ist, die 
SChulbüCher stehen dann zuHause im BüCher­
sChrank, als die jugend wird nach veralteten 
Schulbüchern unterriChtet. (Zustimmung bei 
der Spö.) . 

Od.er glauben Sie niCht, Herr Abgeordneter 
Harwalik; daß die methodisch-didaktische Ge­
staltung dieses GratissdlUlbuches als Arbeits­
buch die Selbständigkeit der Schüler in 
einem weitaus größeren Maß fördert, als das 
bisher bei den herkömmlichen Sdlulbüchern 
der Fall war? (Abg. Ha r wal i k: Ich habe 
bei meiner ersten Rede dazu gesprochen!} 
Aber Sie haben "Fehlkonstruktion" gesagt. 
Sie -müssen sich halt überlegen, was Sie hier 
sagen. 

Herr Abgeordneter! Meinen nicht auch SIe, 
daß durdl diese "Fehlkonstruktion" eine weit­
aus intensivere Arbeit der Schüler mit den 
Büchern lind in ihnen möglich ist und damit 
audl das' Erwerben einer entsprechenden 
Arbeitstechnik gefördert wird? 
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Wuganigg 
WÜ sind der Ansidtt, daß das alles Ziele 

sind, die erreidtt werden können, wenn das 
Sdtulbuch in das Eigentum des Sdlülers über­
geht. 

Meine Damen und Herrenl Es entbehrt nidlt 
einer gewissen Pikanterie, einmal nachzulesen, 
was Sie über diesen Gegenstand früher ge­
sagt beziehungsweise gesdlrieben haben. 
Heute üben Sie Kritik, weil das.· Sdlulbudl 
sdlon nadl einem Jahr ausgedient haben soll. 
Und in der "Freiheit" - das ist, glaube idl, 
Ihre Zeitung - vom Dezember 1970 sdlrieben 
Sie zum Sdlulbudl - idl darf diese Stelle 
zitieren-: 

. "Der Pferdefuß dieses Vorsdllages besteht 
darin, daß die von der SPO dafür angesetzten 
420 Millionen Sdtilling nur einmal ausgegeben 
werden müßten, weil die verstaatlidlten Schul­
büdler dann einige Jahre lang weiterver­
liehen werden würden, bis sie in ihre B€stand­
teile zerfallen:· 

Also was wollen Sie eigentlidl1 Das ist 
genau das Gegenteil von dem, was Sie heute 
kritisieren. Man bekommt das Gefühl, daß es 
Ihnen gar nicht so sehr um die Sache geht, 
sondern anscheinend nur immer wieder um 
die Kritik, ganz gleidl um weldlen Preis. 

Wenn der Herr Abgeordnete Leitner ge-
. sagt hat, wir hätten auf dem Unterridltssektor 

keine Erfolge aufzuweisen, dann sage· idl 
Ihnen: Wir Sozialisten stehen zu all dem, 
was gesdlaffen wurde, zum Gratissdlulbudl 
ebenso wie zur Einführung der Sdlülerbei­
hilfe, der Heimbeihilfe, der Sdlulfreifahrt, weil 
wir der Ansidlt sind, daß sich diese Ausgabe 
für die Bildung unserer Jugend lohnt, daß 
sie die beste .Investition für die Zukunft ist, 
und weil wir der Ansidlt sind, daß diese rund 
1,5. Milliarden, die hier den El1:ern·· gegeben 
werden, keine Verschleuderung von Volks­
vermögen sind, sondern eine edlte Familien­
hilfe der Bundesregierung darstellen, weil 
:wir darin g.en fariJ.ilienpolitisdlen, den sozial­
politischen und den bildungspolitischen Vor­
teil sehen. (Beifall bei der Spö.) 

Wir bekennen uns zu dieser Ausgabe, nidlt 
nur weil sie. dem persönlidlen Glück der 
Mensdlen, der Entfaltung des freien Mensdlen 
dient, sondern audl weil in unserem ind'u­
stnielI-technischen Zeitalter eine gute Bi!­
·dung, die:wir ·der Jugend angedeihen lassen, 
allein die Voraussetzung eines weiteren wirt-
:;dlaftlidlen Aufstiegs ist. . 

Sie, meine verehrten Damen und Herren 
von der rechten Seite dieses Hauses,sprechen 
vom Chaos in. den Schulen bei SdmlbegiIln, 
weil die Büdler .fehlten. Ich glaube, es ist 
einfach durchaus zu verstehen, daß bei einer 

solchen Aktion, die erstmals durchgeführt 
wurde, die rund 1,4 Millionen Schüler umfaßt 
und die für Jahrzehnte gedadlt ist, sidl audl 
Anfangssdlwierigkeiten ergeben werden. Es 
ist auch selbstverständlich, daß es regionale 
Unterschiede ,in der Versorgung geben muß. 
Es hat sie ja auch früher schon gegeben, Herr 
Kollege Hahn, denn audl früher schon waren 
zu Beginn des Schuljahres nicht alle Schul­
bücher vorhanden und selbst im Jahre 1967 
gab es das Mathematikbudl erst zu Weih­
nadlten. 

Eines ist sicher: Handel und Verl,age waren 
auf diese Aktion nicht vorbereitet. Und warum 
waren sie nicht vorbereitet? Weil sie gar 
nidlt angenommen haben, daß diese Zahl an 
Sdlulbüchern gebraucht wird, weil sie in der 
Vergangenheit nie gebraucht wurde. Der Be­
darf an Schulbüchern wurde einfach unter­
sdlätzt. Es hat sich bei dieser Aktion heraus­
gestellt, daß unsere Schulen mit Büdtern 
sdlreddich unterversorgt waren, weil es viele 
Kinder gegeben hat, die zu wenig Schulbücher 
besaßen, die sich dann die Büdler ausleihen 
mußten, wenn sie lernen wollten, weil die 
Eltern oftmals zu arm waren, diese Schul­
büdler kaufen zu können. 

Es ist leider eine Tatsadle, daß unsere 
Sdlulen mit Büchern schledlt versorgt waren . 
Es gab nicht nur einen Mangel ,an Sdlulraum, 
es gab nicht nur viel zuwenig Lehrer, es hat 
auch viel zuwenig Schulbücher gegeben. Aber 
das, meine Damen und Herren, ist doch eine 
einzige Anklage gegen Sie, denn Sie haben ja 
dEm Unterridltsminister 25 Jahre hindurdl 
gestellt. (BeifaIJ bei der Spö. - Abg. Ha h m 
E.ine Baubremse beim Schulbau hat es bei 
Uns nie gegeben!) . . 

In Zukunft wird jedes Kind alle seine Sdml­
bücher haben, und es wird hier auch kein 
Privileg geben, 'dessen kann auch der Herr 
Abgeordnete Zeillinger sicher sein. Aber 
selbst in diesem Jahr waren bereits mehr 
Büdler 'in <den Schulen vorhanden, als dies je 
zuvor bei Beginn eines Schuljahres der' Fall 
war. l,Tnd da sprechen Sie vom Chaos und von 
einer Beeinträdltigung des Unterridlts, wenn 
sdlon kurz nach Schulbeginn doppelt so viele 
Bücher in den Schulen waren als in all den 
Jahren zuvor. 

Aber, meine Damen und Herren, trotz all 
Ihrer Kritik, die hier geubt wird, denkt nie­
mand mehr daran, diese Schulbudlaktion wie­
der tüdtgängig zu machen. Und darin liegt 
der Erfolg dieser Bundesregierung, daß von 
nun an jedes Kind;. und zwar ganz gleich, aus 
welchem Hause es kommt, und auch dann, 
wenn es etwa bei der Wahl seiner Eltern 
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Wuganigg 

nidlt vorsichtig genug war, alle jene Bücher 
kostenlos erhalten wird, die es benötigt, um 
lernen zu können. 

Das, meine Damen und Herren, w-ird letzten 
Endes das' Bleibende sein, trotz all der Um­
stände, die uns allen sicherlich nicht behagen, 
trotz all Ihrer Kritik. Aber all das wird viel­
leicht in kurzer Zeit bereits vergessen sein. 
Der große, sichtbare und zukUilftsweisende 
Erfolg dieser Bundesregierung wird bleiben! 
(Beifall bei der SPtJ.) 

Sie, meine Damen und Herren von der 
rechten Seite dieses Hauses, werden wahr­
scheinlich schon bald Ihre Stellungnahme re­
vidieren und Ihre Handlungsweise, im Dunkel 
der Vergessenheit bewahren wollen. Das 
kostenlose Schulbuch aber wird' für immer 
eine der tragenden Säulen in der österrei­
chischen Bildungspolitik sein und untrennbar 
verbunden sein mit dieser Bundesregierung, 
die das Gesetz geschaffen hat und damit ihr 
Regi-erungsprogramm erfüllt. (BeifqJj bei der 
SPtJ.) 

für ganz Osterreich angekündigt. Der Herr 
Abgeordnete Peter hat sich ja heute bereits 
d,amit befaßt. Ein halbes Jahr später - also 
vor kurzer Zeit - haben Sie diese Kultur­
erhebung in der "Wiener Zeitung" ausge­
schrieben, und mich würde nun sehr inter­
essieren, wie das weitergehen soll, was eine 
solche Untersuchung kosten wird, ob Sie schon 
wissen; wem Sie diese Untersuchung übertra­
gen werden und bis wann das Ergebnis dieser 
Untersuchung vorliegen wird. 

Im Jänner des heurigen Jahres hat in Inns­
bruck ,ein Kulturgespräch stattgefunden, das 
sich mit Problemen der Künstlerselbstverwal­
tung, mit einer autonomen Kunstverwaltung 
befaßt hat. Sie, Herr Bundesminister, haben 
an diesen Gesprächen teilgenommen und vor 
den Teilnehmern erklärt, daß Sie diesem Ge­
danken aufgeschlossen gegenüberstehen. 
Wenige Wochen später - hier bei der Debatte 
im Hohen Haus anläßlich der Aussprache 'über 
den Kunstbericht -haben Sie neuerlich er­
klärt, daß Sie der Künstlerselbstverwaltung 
grundsätzlich positiv gegenüberstehen. 

,Präsident Dr. ,Maleta:ZumWort gemeldet 
hat sich der Abgeordnete Dr. Kaufmann. Ich Sie haben aber dann doch nichts unternom-
erteileesJhm. mj:ln, um diesen Gedanken zu realisieren. Sie 

haben eingeschränkt, daß es m.ft einer direkten 
,Abgeördneter Dr. Kaufmann' (OVP): Herr Mitbestimmung nicht gehen werde, ,daß man 

Präsident! Hohes Haus I Meine Damen und gewisse' Instanzen dazwischensdlalten müsse. 
Herrenl, Ich spnidle' jetzt zu' einem Kapitel, 
das "Unterridlt und Kunst" heißt, und 'möchte Ich kann Ihre Bedenken an und für sich 
mich mit seinem' zweiten' Teil befassen, näm- ,verstehen. Sie haben staatliche Gelder zu ver­
lich mit jenem Teil, der der Kunst und der walten, Sie wollen den Einfluß darauf nicht 
Kulturpolitik gewidmet ist, mit jenem' Teil verlieren, und Sie wollen sicher auch die 
also, der - langsambegirint 'sim diese Er- Gaiantiehaberi, daß diese' Gelder optimal ver­
kenntnis ja bereits durch~usetieh ,~' niCht wendet werden. Aber ich bin der Meinung, 
irgendeinA,libi darstellt, das man so mit- was in .anderen Ländern möglich ist - etwa 
nimmt,sondem ber demessidtum' etwas in Englalidmit dem Art Council öder in der 
sehr Wesentliches handelt, um einen Prüfstein Sdlwei2;mit Pro Helvetia -. das iilüßte dodt 
fürjede Gesellschaft,'die Weit dai:auf legt, auch])eiuns in Osterreich. möglidJ.seiIi; wobei 
eine humane Gesellsdlaftgenannt zu werden. man, natürlich, über die Form der Strukturie-

, , '. . ,,' i:~JJdf*uti,~r~n k:aD.n:: 
; ,'SiE~, ... Herr Bun?~s~iniste~., haben, ,bei, Jhr~m 
Amtsqntritt erfreulidterweise erklärt, nicht Aber ohne Demokratisierung, meine Damen 
nur ein Sdml-, sonderr.t auQJ. etn'Kunstminister, und Herren, ohne Mitbestimmung der Kunst­
eiIi Kulturp:tinister sein :l;uwollen. NaCh einem schaff~nden; wobei diese Mitbestimmung nicht 
Jahr habelch efgentÜ<h ',das Gefühl, daß Ihnen nUr Kunstsdlaffende,sondeni meiner Meinung 
das nidtt in demerw'artetenA.usnicU3gelungen nadl auch Vertreter der Massenmedien, Fadl­
ist. Offenbar si,ndSie hier,Herr Btmdesmini- leute und ein interessiertes Publikum ein­
ster, 'einem 'gew~ssen,' Zug~ang 'erlegen, sdiließen soll, ohne diese Mitbestinimung wird, 
sidierlidi gegen Ihr.en " ~igeneit Willen. Aber' auf SiCht gesehen, eine gezielte K.ulturpolitik 
die SdiwerpunkfbildungEm.' der Ansatz zu in Osterreich nieht möglidl sein. (Beifall bei 
ei'rier wirklidten KultutpoliÜk sind ausgeblie- der tJVP.) , 

ben. Sie halten nadt wie yor beLeiner Kultur~ Die Sdlaffung von Beiräten oder Jurys, die 
administration, aus der herauszuk, omm,eri wir Sie angekiindigt haben, äst, meiner Ansicht 
selbst gerne ~las Unsrige beitragen möditen. nadt zuwenig. Das, heißt: auf halbem Wege 
(Beifall bei derOVP.) ",' . . stehenzubleiben, das heißt: im Grunde nichts 

Offenbar um einen, Ansatz. zu finden, Herr zu verändern. Solche Beiräte und Jurys hat 
Bundesminister, haben Sie' im Frühjahr des es ja in der Vergangenheit mehr oder weniger 
heurigen Jahres eine Art von Kulturerhebung offiziell bereits ,immer wieder gegeben. 
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Dr. Kaufmann 
Konkrete Vorsroläge zu dieser Künstler~ 

selbstverwaltung sind j.a von uns bereits ge­
macht worden. Idl selbst habe mir erlaubt, 
ein entsprechendes Papier vorzulegen. 

Diese Ideen der KünstlerselbstverwaItung 
könnte man zum Beispiel bereits bei der Film­
förderung verwirklidlen, ein Problem, das 
ebenfalls liegengeblieben ist, obwohl der Herr 
Bundeskanzler in wiederholten Erklärungen 
angekündigt hat, wie widltig eine solche Film­
förderung für Osterreidl ist. 

Eigentlich, . Herr Bundesminister, müßten Sie 
siro mit dem Rückenwind des Herrn Bunqes­
kanzlers gerade in diesen Belangen leidlter 
durchsetzen können. Sie haben zwar im Ftüh­
jahr des heurigen Jahres -eine' Filmenquete 
einberufen, an der namhafte Filinleute teil­
genommen haben, aber nun sind ebenfalls 
wieder drei Vierteljahre vergangen, und wir 
haben nichts mehr davon gehört. 

. Wenn es. Ihnen schon trotz der Erklärungen 
des Herrn Bundeskanzlers nicht möglich ist, 
mit dem Han~elsministerium zu einem Kon­
sens zukomm'en und ein wirklidi umfassendes 
Filmt'örderungsgesetz vorzülegen;~o 'bin ,ich 
der Meinung, daß' man zuinindesfiu einel" 
Teillösunggreifen' sollte' undzuiiündest zur 
Förderung des kulturell wertvollen PiIffis kom­
men sollte. W~e idl hör~, liegt ein. solmer 
Entwurf· bereits in. den. S~reibt~sdlladen des 
Unterridltsministeriums, und idl Inöchte.an 
Sie die konkrete Frage ri<nten" :warum, Sie 
diesen Entwurf bishernom nichthervorgehoJ~ 
haben. 

. Nodl ein Gesetz, das liegengebUebenist: 
das UNESCO~Gesetz. Bereits vor Jahren, noch 
unte~ der <'Ägide . m~in~s' KoÜegeD" K:~.rasek; 
ist' ein, solcher desetzentwUrf ausgearbejtet 
worden, um die österr~idii&~e" UNES,Cq~ 
Kommission gesetzlidl zu fundieren. Dei Ent­
wurf, der bereits in· der vorletzten. Gesetz­
gebun9speriode diesem: Haus, vorgelegen ist, 
dann aber . nicht . mehr, behandelt- werden 
k<>nnte;. ist später nidltmehr' vorgelegt wor­
den. 

Idl weiß, daß der von Karasek ausgearbei­
tete Entwurf für die UNESCO-Kommission 
einen selbständigen Wirkungskreis vorge­
sehen hat und einen übertragenen Wirkungs­
kreis hinsidltlidl dessen, wo diese Kommission 
dem Ministerium gegenüber weisungsgebun­
'den ist. Zielen Ihre Vorstellungen, Herr Bun­
desminister, nun darauf ab, die Kommission 
zur Gänze Ihrem Ministerium eihzuverieiben 
- jede Einzelinitiative auszusdlalten -, oder 
wollen ,Sie dodl zu den Ansichten des Erst­
entwurfes zurüi::kkehren? Wenn das nidlt der 
Fall sein sollte, wenn Sie diese EinzeliniUa­
tiven alissdlalten wollten, dann bitte idl heute 
bereits anzumerken, daß unS eine sokhe Vor­
galigsweisein hödistem Maße bedenklich er­
sdleinen würde. 

Und nu~ nenne im noch eIn Gesetz, das 
mir notwendig ersdieint und auf das wir ,nach 
wie vo;rebenfalls noch warten: das ist das 
Bundestheatergesetz. Damit bin ich. bei einem 
sehr kompiexenProblem, da die Bundesthea­
ter ja schon der Größenordnung nach zu einem 
Hauptposten in Ihrem Ressort zählen. Außer­
dem betrifft dieses Problem - und davon bin 
ich fest .überzeugt - nicht nur clie Bundes­
theater selbst, sondern praktisdl das' gesamte 
österreichisme Kunst- und Kulturleben. 
. Wenige T~gev~i dieser Deo~tt~ haben wir 

den ~un4estheaterberimt al!-f den. Tisdl ge­
legt beko:ip.men, einen Beridlt, der für 1. Okto­
ber dieses Jahre,s .angekündigt war. Idl will 
DUn nimt über diese zweieinhalbmonatige Ver­
spätung redlten, das wärekleinlidl,' idl weiß, 
daß :n;tan b.ei soldlen, umfangr~idlen Publika­
tion~n sehr; sepr lei,cht in T~rminnot geraten 
kann .. Aber' idlmÖchte dodi anmerken, daß 
es eiIl:e· Bela,stung für unse.re Arbeit darstellte, 
qaß de.!' B~ridlt i~ Aussdluß Überhaupt nidlt 
voda~ und unl5n~ehr nur .wenige Tage 
v()rherzugestellt wurde. ;(Beifall bei der, OV P.) . . , . . . . 

Immerhin umfaßt dieser Be:J;idlt rund 210 Sei­
~~n und bezi<~ht sich auf den: Zeitraum vom 
L Juli 1911 bis zum 30. Juni 1972. Er beginnt 
also. geriau dort; meine' Damen und Hemm, 
WO die voti derBundesregi~rung angekündigte 
große BundestheaterreforIn abgeblasen und 
auf Sparflamme 'gesetzt· wurde. Die H<>ffnun­

. Sie, Herr, Bundesminister,h,aben auf eine gen, die man iri der Ära Mock und dann später 
A.nfrage meines Kollegen Karasekcerklärt und auCh noch in de'r Ära Gratz auf eine wirkli& 
Ih,re ' Nldltvorlagedamit begründet,. daß Ihr durchgreifende Reförin 'gesetzt hatte, haben 
Ministerium gewisse abweichende Vorstellun- siCh~' ich mUß das. sagen ....:.: leider niCht er­
gen von der Tätigkeit dieser Kommission habe, . füllt, Rücksdlauend kann ,nianIieutesag~n, 
aber in: Kürze werde ein solcher EIitwurf die- daß midi dem vlelverspredlenden Start unter 
sem Haus vorliegen. Seither ist :viel Zeit ver- Dr. Mock die Reform unter der, SP-Regierung 
gangen, und wir haben nidlts davon· gehört naCh etIidlen Itrläufen sehr $chnell ins Stocken 
Es wäre sehr interessant, Herr Bundesminister, geraten ist. (Beifall bei der OVP.) 
nun einmal zu erfahren, welche präzisen Vor- Trotz zahlreichen Arikündigungen und Ver­
stellungen Sie b<aben und warum Sie den Erst- spredlungEüi ,ist, es der sozialistischen' Regie~ 
entwurf nicht berücksimtigt 'haben.' rung bis' heute nicht gelungen, in nunmehr 
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Dr. Kaufmann 
fast zweieinhalb Jahren die Bundestheater­
reform zu realisieren beziehungsweise gesetz­
lich zu fundieren. 

Angekündigte Enqueten wurden immer wie­
der versdloben und haben schließlidl über­
haupt nidlt stattgefunden. Die von Minister 
Gratz in Aussidlt gestellte Umw,andhing der 
Bundestheater in einen selbständigen Wirt­
sdlaftskörper wurde vom Fin<inzministerium 
ais nidlt durdlführbarbezeidmef Audl hier 
hat sidl leider das Dnterrichtsministerium 
gegenüber einem anderen Ministerium niCht 
durdlsetZen können. (Abg. Dr:' T u 1 }:W cis 
haben Ihre Minister gemacht?) SIe wollten' es 
ja besser mad1en. ~~swar }a Ihre Ankündi­
gung, mit dei' Sie die'Regiei\ingsvetantwor­
tung übernommen haben. (Zustiinmun'gbel 
derÖVP. - Neuerlicher Zwischenruf des Abg. 
Dr. Tu ll. '--- AlJg. "H a h Ii: Be; Ihneit wird 
aus einem Jungbluth noch ein Altbluth wer~ 
denl ..:.....: Heiterkeit) , 
;"o' , 

Mini~tt;l.r . Gratz hat bald zugeben mü~sen, 
die, Sdlwierigkeiten 2iu, optimistisch einge~ 

sdJ.;ä~zt,zu. haben .. , Wie ich überhaupt.'das Ge­
fühl habe,,-c:: ,:un,d)d).$.ageßasjE;ltz~IUit'ßhr­
!idlem Bedauern -, daß vieles von deIlseiI).er­
zeitigen hodlfliegenden Plänen des Ministers 
Gratz'sehr bald;im Sand ider sozi~distischen 
Alltagspraxisbegtaben' werdefi· 'mußte; Idl 
defike auch bler wieder an die 'Kunstlerselbst~ 
verwaltung. 

Ein, schließlich vorgelegter Btmde.stheater­
gesetzentwurf :erwies sich als untcutglieh.' An 
einem. neuen . Entwurf wird laut Angaben ,des 
gegenwärtigen Herrn Bundesministers' gear­
beitoet. Wir freuen uns darüberi Aber wir war~ 
ten di;lrauf, wann' dieser Entwurf 'Y7Qrliegen 
wird beziehungsweise wie: er aussehen,w~rd. 
Offenbar,.gla\lbte undi:glaubt man; mit ,einer 
Dienstinstruktion, :wie sie, damals, edassen 
wurde, auskommen zu können, obwohl Mini­
ster Gratz in einem ORF-Interview noch am 
6;'Oktober 1911'culsdtuddidi gesagt hat: Für 
die erote Bündestheafefrefonn wird man 'das 
Gesetz bi:audI~il. ' 

Auch die -meine Damen und Herre~,das 
ist .etwäs. sehrWe&~fitliches~. von d.er Regie­
rung Kreisky wil~derholt angekündigte. öffent-: 

,liche Ausschreibung der Posten ist bei der 
Bestellung der Direktoren nicht beachtet wor­
den. 

<:Nun haben wir' 'älso, meine Dam:e~ und 
Herren; den Bundesthe'aterl)eri&t vor uns lie­
gen. _Wir haben. eine'piefistinstruktion, und 
wir ha.ben die Uniwaridhiilg d~i:' alten Bundes­
theaterverwaltung meinen " BUfidestheater­
verband. Ich kann:aber nicht den Efudruck. 
gewinnen" daß; sidl.< hier wirklich umfassende 
Lösungen ahzeidulEm/ ' 

Wenn es in dem von Generalsekretär Jung­
bluth geschriebenen Vorwort zu dem gegen­
ständlichen Bericht heißt, daß der Bericht nicht 
zum Gegenstand von Polemiken gegen .die 
Bundestheater gemadlt werden sollte, ist dem 
voll zuzustimmen, weil iCh' mich voll und ganz 
zu diesen BUllIdestheatern und ihrer gesamt: 
österreichischen Funktion bekenne. Ich möchte 
das ganz klar feststellen. (Beifall bei de,r tJVP.) 

'Ich persönlich habe eine Reihe meiner ganz 
großen Theatererlebnisse in der Sta,atsoper, 
im Burgtheater und in der Volksoper gewon­
nen. Aber der Verzicht auf Polemik, meine 
Damen und Herren, kann nicht heißen, daß 
wir auch auf Kritik verzichten. Polemik wird 
überi;: wer dem Theater fremd oder gleichgül­
tig gegenübersteht. Kritik üben- und das 
wollen wir- kanri nut jemand, der das Thea­
ter Hellt und. will, daß es mit diesem Theater 
besser weitergeht. (Beifall bei der, tJVP.) 

; Wir mÖchten nicht, meine Damen und. Her­
nin,daß wahr wird, was da und dort bereits 
geIJltmkeltwird:claß etwa die Weltgeltung 
derStacitsoper im' Abnehmen begriffen ist, daß 
der eine, oder 'andere üüernatiqnale Star 
es' sich nidlt mehr zur Ehre ,anrechnet, in der 
Stäatsoper· auftretell zu dürfen, und daß heute 
tn:a~chmal Supergagen nicht mehr ausreichen, 
u~sorcheKü'n:stlerfür die 'Staatsopet gewin~ 
nen zu können, '.' . 

Wh: möchtenaudi nicht, daß· das Abend~ 
niveau in unseren Bündestheatern immer 
unterschiedlicher wird' und manchmal bereits 
bedenklidl ,unter jene Grenze . a.bsinkt, die 
man einfach bei einem soldlen Institut ver­
langenmu13. 

'Der Verzicht auf Polemiken kann nicht hei­
ßen ......... und khsage das hier ganz klar -, 
daßwiI' diesen KompleX. wie eine heilige Kuh 
betrachten;' di'ti!' tUr uns: tabu zu sein ,hat. Inimer­
hin steigen. die staatlichen Subventionen von 
Jahr zU: Jahr beträmtlim, wenn auch -.::... das 
entnehme ich dem.' vorliegenden Beridit, und 
1ql' ghnJ.be, daß man das audJ. anmerken 
muß ...:.-. die Ausgaben der Staatstheater in der 
Reiation sich nicht stärker entwickelt haben 
als die übrigen Ausgaben 'des Budgets. 

Diese Subventionen werden von 353 Millio­
nen im Jahr 1969 auf 559 Millionen im. kom­
mendenJahrsteigen 'und damit: erstmals die 
Grenze von einer halben Milliarde· überstei­
gen >Der österreichisdie Steuerzahler, meine 
Damen und Herren, wird 1973 täglich, über 
1,5 Milliarden .für diese Staatstheater ,aufzu~ 
bringen haben. (Rufe: Millionen! - . Abg; 
Go! atz: Das wäre schon sehr vieH) -'-- Pardon: 
Millionen. 
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Damit haben .diese Subventionen eine Grö­

ßenordnung erreicht, die uns verpflichtet, dar­
auf zu sehen, daß diese Mittel wirklidl opti­
mal und rationell eingesetzt werden, und zwar 
- das sage idl mit Nachdruck - zum Nutzen 
aller Osterreimer, denn die Bundestheater sol­
len ja allen Osterreimern gehören. (Zustim-
mung bei der OVP.) , 

Es handelt sich bei diesen 1,5 Millionen 
. um eine Größenordnung, die Ihnen ein Bei­

spiel illustrieren soll. Der Intendant der Ver­
einigten Bühnen Graz hat vor kurzem erklärt, 
wenn er in einem Jahr eine Million zusätzlidl 
zu seinem Budget dazubekommen könnte, 
wäre er in der Lage, ein wirklich erstklassiges 
Theater zu madlen. Das ist weniger, als die 
Bundestheater an einem Tag verbrauchen I Idl 
sage das nur, um, die Relationen klarzustellen. 

Ich sage das nimt - ich glaube, ,man wird 
mir das nicht unterstellen -, um lirgendeine 
theaterfremde Kritik zu üben. Im weiß 
-:- selbst seit Jahren mit dein Theater wirklich 
eng verbunden -, daß die UberpIÜ{ung der 
Gebarung eines Theaters, d~rzweckmäJ3ige 
Einsatz der Mittel sehr sdlwer ist, weil man 
an solche Institutionen einfam einen anderen 
Maßstab aDlegen muß als den bei einem ande­
ren wirtsdlaftlidlenBetrieb üblimen unq w~il 
ein Theater einer gewissen Eigenges'etzlim­
keit unterliegt. Aber das hindert nidlt, daß 
die vom Staat bereitgestellten Mittel wirklich 
rationell und' zum höchsten künstleriscten 
Nutzen eingesetzt werden müßten, und zwar 
zum J:!ödlsten künstlerisdlen Nutzen - im 
wiederhole das ~ aller Osterreicher. 

Im mömtedaher anregen, daß im Zusam­
menhang mit dem. zu erwartenden Bundes­
theatergesetz ein allgemeines österreichisches 
Theatergesetz und daIÜber hinaus auch nodl' 
ein österreichisches Festspielgesetz vorgelegt 
werden sollte. We,nn man heute immer wieder 
von Chancengleid:J.heit spridlt, dann hat das 
auch für den, kulturellen Raum zu gelten. Es 
hat aber nichts mit dieser Chantengleimheit 
zu tun, wenn etwa ein Festspiel in Osterreich 
durmein Gesetz abgesichert ist, andere Fest­
spiele sim eines gewissen GewohIiheitsrem­
tes erfreuen und alle. anderen auf freiwillige 
finanzielle Zuwendungen angewiesen sind, die 
manmmal sehr fatal an das Almosenprinzip 
erinnern. Gerade diese NeugIÜndungen und 
künstlerisdlen Manifestationen sind dazu ver­
urteilt, von der,Hand in den Mund zu leben 
und von Jahr zu Jahr. neuerlich um ihr karges 
Scherflein zu bangen. Dieses System trägt auch 
dazu bei, daß gerade die NeugIÜndungen und 
die kleineren künstlerismen Manifestationen 
nicht in der Lage' sind, ihre künstlerischen Ent­
widdungsmöglichkeiten voll auszusdlöpfen 
und das zu werden, was sie vieHeimt bei einer 
entspremenden langfristigen Subvention wer­
den könnten; 

,Nun .. möchte ich noch einige Fragen an­
sl:imeiden, die zum Teil· schon im Aussdluß 
zur Sprache kamen oder sonstwie' anmerkens­
wert erscheinen. 

Der Herr Bundesminister hat mir auf -eine 
Anfrage mitgeteilt, daß Professor Gamsjäger, 
obwohl unüblich früh zum Staatsoperndirektor 
bestellt; bis' heute noch 'keinen Vertr.ag be­
sitzt. Professor Gamsjäger soll einen Vertrags-

Ich kann deshalb auch dem Herrn Bundes- vorschlCig , des UnterrfdJ.tsminis~eriumsim 
minister nicht zustimmen, wenn er im BUdget- Frühjahr 'des heurigen Jahres, erhalten, aber 
ausschuß erklärte, die Bundestheater hätten Änderungswünscheangemeldethaben; Es wird 
eine spezielle Aufgabe zu erfüllen und es sei jedenfalls zur Stunde noch immer darüber 
unrichtig; eine Relation zwischen Buooesthea- verhandelt.,' 
tern und Länderbühnen herzustellen. ' ,,' , 

Hohes Hausl ICh :ri~de, diesen Zustand, ge­
, 'Hohes Haus! Die öst~rreichisCbe Theater- linde gesagt, sehrmerkWftr<tig, de~ immerhin 
laIldsdlaft ist unteilQar. Dazu gehören (:lie befindet sich Herr' Professor Gclptslä~er seit 
Bundestheater genauso .wie die Privattheater Monaten im Amt, er trifft Entscheidungen, er 
und die Ländertheater und audl die Laien- kann Millionenverträge unterzeidinen, aber 
bühnen. Nur eine Kooperation und Zusammen~ er selbst' ist vertraglich" überhaupt nicht ge­
arbeit dieser Theater, aller Institutionen kann blinden. ' 
zu einem höchstmöglichen Erfolg führen. Denn. 
- sagen wir eS doch auch hier einmal offen -
genauso wie die. Ländertheater die Staats­
theater ,brauchen, brauchen umgekehrt die 
Staatstheater auch die küustlerisdlen Ambi­
tionen der Länder. Denn ohne den künstle­
rischen Nadlwuchs aus den Ländern, ohne 
diese kulturellen Ambitionen.in den Ländern 
wären die Staatstheater niemals in der Lage; 
ihre Aufgaben entsprechend zu erfüllen.(Zu~ 
stimmung bei der OVP.) 

In . diesem' Zusammenhang hat etwa die 
Mündlner "Abend-Zeitung" vom 1./8. Oktober 
1972 Ullterdem Titel "In Wien regiert die 
Angst"geschrieben: "In gUt informierten Krei­
sen geht das Gerüd!t,GilI~sjäger habe seinen 
Vertrag ilodt nidlt einmaluntersmrieben, um 
Druck ausüben zu können." 

Im. finde,- es ist bedauerIim,. daß solche Mel­
dungen auf Grund der ungeklärten Lage in 
ausländismen Zeitungen überhaupt ersmei-
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nen können, und ich frage mich, warum man 
nichts getan hat, um diesen Gerüchten ent­
gegenzuwirken. 

Sie, Herr Bundesminister, haben außerdem 
im Ausschuß erklärt - und dem ist durchaus 
zuzustimmen -, daß alle Verträge, die a1;>ge­
schlossen werden,' auch eingehalten werden 
sollen -' also an und für sim. eine Selbstver­
ständlichkeit - und 'daß auch darauf zu sehen 
ist, daß alle Künstler beschäftigt werden. 

In einem Interview von Heinz Fischer-Kar­
win mit Boy Gobert - ich habe das schon 
im AussChuß gesagt - kam allerdings das 
Gegenteil zum Ausdruck. Herr Gobert hat 
nicht· angeben können, wann, wo und wie er 
verwendet werden soll. 

Im. möchte Sie nun fragen,· Herr Bundes­
minister: Ist das ein Ausnahmefall, oder gibt 
es mehrere solcher Fälle, daß wir zwar hervor­
rjtgende Künstler unter Vertrag haben, daß 
aber diese Künstler auf dem Prögrammzettel 
nicht aufscheinent (Abg.G rat z: Aber wo, 
das muß man sich ausrechnen können!) 

Ich weiß - ich habe das sm.on vorhin ge­
sagt-, daß man :einen Theaterbetrieb nim.t 
mit normalen: Maßstäben messen kann. Wenn 
man künstlerische Höchstleistungen erwarten 
will, dann muß,inan auch - ich sage das ganz 
klar - Fehlinvestitroneri in: Kauf nehmen. Das 
ist nun einmal in: einem künstlerischen Betrieb 
so der Fall. 

Das darf aber nicht heißen, daß man sich 
nicht grundsätzlich - grundsätzlichI - zu 
einer sparsamen und rationellen Verwaltung 
entschließt,und es darf nicht so sein, daß man 
etwa, wie es geschehen ist, durch Fehlplanun­
gen die Werkstätten so blockiert, daß für 

. einen nachfolgenden Ballettabend die Kostüme 
nicht ,mehr._ in· den hauseigenen Werkstätten 
hergestellt werden koIinten, ,daß sie außer 
Haus vergeben werden mußten und daß . das 
sofort eine.Mehrbelastung.von 150.000 S mit 
sich brachte. 

Eine goanz besondere Bedeutung, Hohes 
Haus, messe ich der Kooperation der Bundes­
theater mit den Bundesländern und dem ORF 
zu. 

Dem Bericht ist zu entnehmen - im. stelle 
das mit Genugtuung fest -, daß auf diesem 
Gebiet bereits sehr v.ieles geschehen ist, ob­
wohl ich glaube, daß aum. hier die Hilfelei­
stung der Bundestheater nom. verstärkt wer­
den könnte. 

Eine große Hilfe für die Ländertheater etwa 
wäre es, wenn Schauspieler und Sänger, die 
gerade spielfrei sind, nach persönlichem Uber­
einkommen als Gäste zu gewinnen wären, und 
zwar unter der Bedingung, daß den Künstlern, 
die von den Länderbühnen engagiert werden, 
diese Gage dann nicht von der Bundestheater­
gage abgezogen wird, weil daim ein solches 
Engagement für sie finanziell nicht mehr sehr 
attraktiv ist. 

Ein solcher Austausch hätte auch einen 
künstlerischen Vorteil, weil :dadurch Künstler, 
die' etwa in der . Staatsoper oder im Burg­
theater nicht iriderLage sind, sich eine be­
stimmte Partie zu erarbeiten, diese Gelegen­
heit in den Bundesländern hätten und dann in 
die Lage versetzt würden, später. vielleicht 
auch bei den Staatstheatern diese Rolle dar­
zustellen. 

Nun möm.te, ich mich etwas mit der Bezie­
hung der· Bundestheater zum ORF befassen, 
denn hier sehe . ich eine Möglidlkeit, Produk­
tionen . der Bundestheater wiFklim. einem 
größtmöglichen Publikum . zugänglich zu 
mam.en. 

Hohes Haus I Das österreichische Publikum 
hat wenig Verständnis d.afür, daß sich der 
ORF auf die Bundestheater ausredet und sagt, 
es gebe dort Schwierigkeiten, und daß· sich 
auf der anderen Seite die· Bundestheaterauf 
den ORP'ausredenundsagen, :esgebe. da 
Schwierigkeiten. . . 

Ich glaube, . der österreichfsd1e Steuerzahler 
Aufklärungsbedürftig erscheint mir' auch hat ein Recht- nämlich nim.t nur der öster­
~ ich greife ,nur ein B~ispiel aus der Fülle reim.ische.Steuerzahleri sOndern aum. der 
der Beispiele' heraus -:-, wie es möglich ist, ö~terreichis~' Rundfunkzahler 'hat ein Recht 
daß zUm Beispiel der derzeitige. Ballettmeister darauf-, daß er hier' an den Produkti~nen der 
Aurel von Milloss sim. nur bereit erklärt, Bundestheater in einem entsprechenden Aus­
reine Ballettabendezu m.oreogr.aphieren, wäh- maß teilnehmen kann: (Beifall bei der tJVP.) 
rend er es ablehnt; für Opern, wie. "Aida" Beide' Institutionen haben einfam. die. Ver­
und liMoses und Aron", .diese Arbeit zu über-pflichtung,zu einem Arrangement zu kommen. 
nehmen, sodaß man nun gezwungen ist, um Ich. bitte Sie, Herr Bundesminister - ich 
teures Geld auswärtige Ballettmeister zuenga- glaube, das ist Ihre Aufgabe -; sich ganz 
gieren. Es .sei denn, .man hat mit dem Herrn massiv einzuschalten und dafür zu sorgen, daß 
Aurel von .Milloss einen solchen Vertrag ab- der Osterreim.er zu seinem Recht kommt! 
geschlossen. Aber vielleicht kann ich auch dies- Wenn die Produktionskosten der Bundesthea~ 
bezüglich eine Aufklärung erhalten. ter "schon so hom. sind, dann darf es, glaube 
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im, auf diesen Betrag auch nicht mehr ankom- und wir wollen hoffen, daß wir daraus dann 
men, der etwa durm eine solche Produktion die entsprechenden Erkenntnisse ablesen kön-
im ORF erforderlich ist. nen. 

Meine Damen und Herren! Die Bundesthea­
terreform muß. jetzt jedenfalls so lange auf 
der Tagesordnung bleiben, bis es zur Zufrie­
denheit aller Osterreicher zu einer wirklichen 
Lösung kommt und auch zu einer . Lösung 
- ich glaube, das muß man aum einmal· be­
tonen -, die zur Zufriedenheit des Personals 
ausfällt, dieses Personals, das ja diesen größ­
ten Theaterkonzern der Welt überhaupt trägt 
und erst möglich macht. 

Das bedeutet neben der Simerung der 
Arbeitsplätze, die sehr wichtig und in einem 
so lohnintensiven Betrieb ständig gefährdet 
ist, daß man auch <an die Zukunft, an das 
Alter dieser Künstler denkt. 

Hierher gehört, daß man sim ,endlich dazu 
entschließen sollte, zu einem BuIlldestheater­
pensionsgesetz . zu kommen, das .. auf die Be­
sonderheiten dieses Berufsstandes Rücksicht 
nimmt, wie man sich überhaupt einmal Gedan­
keildaniber . machen sollte, wie es etw.a· mit 
der Einführung einer allgemeinen Künstler­
pension wäre für Mens&en,· die nir ganzes 
Leben lang im Dienste des Theaters verbracht 
haben, 

Was wir wollen, ist ein gut und verant­
wortung~Qewußt dotiert.er Theaterkonzern, der 
ratioI),ell verwaltet wird und der.iluf die künst­
lerischen W echselwirkungenim eigenen Land 
einzugehen in der Lage ist· und .der vor allem 
in der Lage ist, auchseiI),en·in der Vergangen­
heit erworbenen Ruf in der Welt draußen. zu 
sichern. 

Hohel! Haus! Ich habe nun versucht, einige 
neuralgi~che Punkte aufzuzeigen, ,. und ich 
glaube, daß . schon . diese wenigeIl Beispiele 
zeigenj <:laß. wir an einem Anfang: stehen, an 
einem Anfang, .der :<aud).uns ungeahnte. Chan­
cen für eine wirklidl zukunftsorientierte Kul­
turpolitik bringt, angefangen von der· Integrie­
rung der Künstler und des Publikums in die 
·Kulturpolitik selbst, wovon viele neue Impulse 
ausgehen könnten, bis zu einer besseren Kaoi­
dinierung des gesamten östElrreichischen Thea:~ 
ter- und Festspielw'esens .. 

Dazu gehört audl einmal eine Bestandsauf­
nahme darüber, wo und wie in Osterreich 
Theater gesp'ieltwird, wo und wie sidl kul­
blIelle Initiativen entwickeln" wo die klllturel~ 
len Ballungszentten in unserem Land liegen 
und wo. sich die weißen Flecken auf der Kul­
turkarte befinden. Aber ich glaube, Herr Bun­
desminister, die von Ihnen angeregte Kultur­
erhebungwird ja in dieser Hinsicht laufen, 

Wenn dann alles vor uns liegt, wenn wir 
uns selbst einmal - ich kann das, glaube im, 
so sagen - kenneng-elernt haben, dann wird 
man ein umfassendes Konzept ausarbeiten 
müssen. Man wird sich nicht sCheuen dürfen, 
dann vielleiCht auch das eine oder andere 
Liebgewordene über Bord zu werfen, wenn es 
uns auf dem Weg in die Zukunft im Wege 
steht. Diese Konsequenzen wird man .aller­
dings ziehen müssen, denn· der beste Kunst­
beridlt, die beste Kunsterhebung sind umsonst, 
wenn· alles so bleibt, wie. es bisher immer 
war. 

Ich könnte' mir vorstellen, meine Damen und 
Herren, daß diese Bemühungen eines Tages 
in einer verfassungsmäßigen Verankerung der 
Aufgaben und der Verantwortung der Kunst 
ihren Höhepunkt finden, in der Vor­
lage von einer Art kultureller Wach,stums­
gesetze, wie sie hier in diesem Haus von uns 
bereits einmal gefordert wurden, die uns end­
gÜltig' von dei· KulturadmInistratioil verg,an­
gerier Tage wegbringen .und zu einer echten, 
zielbewußten Kulturpolitik hinführen könnten. 

Herr Bundesminister! Idl möchte daher zum 
Schluß sagen: Leiten ~ie eine soldleEntwick~ 
lungein, treten Sie als Mahner des kulturellen 
Gewissens in Osterreich auf, Sie werden uns 
zur Mitarbeit jederzeit bereit finden. (Beifall 
bei der öVP.) 

·Präsident Dr. Maleta: :Zum Wort gemeldet 
hat sidl. der Abgeordnete Luptowits .. Ich er­
teile es ihm. 

. Abgeordrieter . LuptOwits (SPO) j Herr Präsi' 
dent! Hohes ,Hausl Geschätzte 'Damen und 
Herrenl . Ich freue mich; daß vor mir der Herr 
Kollege Dr. Kaufmann gesprochen hat, weH 
er in Froagen der Kunst . ein sehr angenehmer 
Gesprächspartner ist. Er hat es wohlweislich 
vermieden, auf die Vergangenheit, auf die 
Perioden der OVP-Minister zurückzuverwei­
sen, wie es Kollege HarWalik getan hat, der 
gemeint hat, daß unter der Regierungszeit der 
OVP' alles so besonders hervorragend gewesen 
wäre. 

Da fiel mir der berühmte 11~ Literaturbrief 
Gottfried Ephraim Lessings ein, der d<a be­
ginnt:Es wird niemand bezweifeln wollen, 
daß Herr Gottsched siCh. großartige Verdienste 
um das c,leutsche Theater und die deutsche 
Literatur erworben hat. - Und Lessing setzt 
dannriadl: Idl·'bin aber dieser Niemand, der 
sie bezweifelt ••• 
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Und ich bin dieser Niemand, Kollege Harwa­

lik, der es einige Male hier im Hause den 
zuständigen Ministern gesagt hat, und ich sage 
es heute noch einmal: Die frische Zugluft in 
die Kunstsektion dieses Ministeriums ist erst 
durch Gratz und Sinowatz hineingekommen. 
Das, glaube ich, müssen wir heute klipp und 
klar feststellen! (Beifall bei der SPO.) 

Das werden Ihnen die Herren der Kunst­
sektion, mit dEmen ich ja seit dem Jahre 1966, 
seit ich hier in diesem Hohen Hause, sitze, ,die 

- besten. Kontakte unterhalte, $<ageri. Ob es 
Kleinwächter war, ob es Brunmayr, war oder 
ob es Warhanek war oder ob es die anderen 
Herren waren, ich habe jedenfalls damals 
schon mit ihnen die Kunstpolitik dieses Landes 
diskutiert. Alle haben mir damals gesagt: Wir 
führen ein Aschenputteldasein, wir, sind' in 
die Ecke: gestelltworden,undp1an beachtet 
uns sozusagen nicht. 

, Idlglauhe,' daß gerade diese Tatsache, daß 
unser Minister Dr. Sinowatz durch seine intel­
lektuelle Präsenz, durch' seine Dynamik uno 
vor allem durch seine Liebe zur Kunst hier 
einige, Dinge ,', gesetzt'haJ; AnzeIchen einer 
neuen Kunstpolitik 'darstellt .• W o liegen diese 
Unterschiede? -, Das möchte ich Ihnen jetzt, 
meine Damen und Herren, vor allem sagen: 
War die Ktinstpolitik der vergangenen Jahre 
imitativ und postfigtirativ, so ist diß Kunst­
politik un,keres Unteriichtsmihisters und.' des 
Ministers für Kunst präfigurativ. , WoraJi 
demonstriert sich das? -:-', Das' demonstriert 
sich·an drei Beispielen. 

Dt. Sinowatzsagt nicht so, wie es dieOVP­
Minister mirimrner gesagt haben: Ja, maChen 
Sie etwas i nach drei, vier Jahren werden wir 
sehen, ob das gut läuftidannwerderi witsub~ 
ventionieren.Dr. Siriowatzgibt ini vorhiriein 
smori Starthilfe: Er tat das beim Dram,ati~chen 
Zentrum, er tat das beim Internationalen 
Musikforum, und er tat das; bei 'der Bregenzer 
Theaterszene. 

, Ich giaub~, diese drei Beispiele zeigen dep. 
t)'nterlichied zwischen, der Kunstpolitik, die die 
öVP~Minister ki"eiert haben, und der Kunst­
politik, die unser Bundesministertk' Sinowatz 
nun insLEiben:nifen will. """ 

Natürlich kanri, ~a:n ,die Dinge nicht. von 
li,eute auf morgenäIidem. 'Das erforde~t ,Zeit 
Aber ich bin voil der Hoffnung, daß die KUJlst­
politik, wie wir sie auffassen, das gesamte 
politische' Leben --:-' möchte ich' fast sagen­
einzubeziehen 'hat und sehr stcirkekulturelle 
Züge die gesamte Politik durchdringen sollten. 
Wenn ich ein Optimist bin und optimistisch 
in~lie ZUkWlft blicke, dann bin ich ,fast der 
Me~nung,daßdie gesamte. Sozialpolitik einmal 
sehr starke kulturpolitische und" kunstpoli-

tisdle Züge haben wird, weil ja der Mensch 
in den nächsten Jahrzehnten in seiner ver­
mehrten ,Freizeit sich doch vor allem den 
Gebieten der Kunst --'- Kunsterfahrung und 
Kunstübung,- widmen wird. Das werden die 
Aufgaben der Kunstpolitik in den nächsten 
Jahrzehnten sein, die die verantwortlichen 
Menschen,auch bei uns im Lande erwartet. 

Ich glaube, daß gerade die Hochschätzung 
des gesprodlenen Wortes"'-:" denn hier beginnt 
Ja schon die Kunst - und die Hochschätzung 
des geschriebenen Wortes - idl habe es 
letztes Mal beim Urheberrechtsgesetz gesagt 
und will das heute nicht wiederholen - zeigt, , 
wie wir Sozialisten Kulturpolitik, wie wir 
Sozialisten Kunstpolitik sehen. 

Das Budget,' meine Damen und Herren, hat 
ja nur ergänzende Funktion in meinen Augen: 
Denn gerade di~ Autoren und Sdtriftsteller, 
überhaupt alle Künstler, wollen ja nicht sozu~ 
sagen als Almosenempfänger beim Budget 
stehen, sondern" sie 'wolleriEintichtungt'm 
haben, die es ihnen ermöglichen, ihr Leben 
so zu gestalten, daß . .sie von, ihrer künstle­
rischenTätigkeit und Fertigkeit und Fähigkeit 
auch wirklich ihr Leben fristen können. 

Dl~ Ges~llschaft' und die Gemeinschaft, 'der 
kOIlkreteVerfa~sungsstaat, müssen ihnen ,die 
Organisationsformen ,'und die YoraU!~setzun­
gen, bieteri, . dainit' sie' als integr~erter Bestand­
teil dieser GeselIschaft ;audi. leben können. 
Wir sollten nur soviel Freiheit des Raumes 
planen, als es, für die autönomePersönIichk'eit 
notwendig' ist, die künstlerismen Fähigkeiten 
zu entfalten. ' 

,Zu den Buridestheatein,~da~ wurd~ ja hle~ 
aum angesChnitten ~: Bevor ich einige andere 
Gedanken. äußere, möchte ich" zUerst einmal 
kurz daraUf eingehen" was hier ',gesagt wurde. 

Sicher reduziert sidl die Frage des Theaters 
nicht allein -oder sollte sich die Frag'e':des 
Theaters nicht allem darauf reduzieren -'- auf 
die Bundestheater. 'Aber, ;ineiIie Damen'und 
Herren: Es ist ja: nicht damit getan, daß man 
nur Ziffern, hut ZahleJi nennt oder, vil'llIeicht 
sogar, wie es der Herr Kollege Dr. Kaufmann 
getan hat, fragt, ob die Aidaoder' das, Ballett 
oder sonst eine ROlle Iiicht besetzt werden 
kann. Das sind Dinge, über 'die ichgat nicht 
sprechen möchte, weil, siel ,glaube im,' viel 
zu weitläufig ,sind. Für mich 'reduzieren, sich 
die Probleme betreffend die Bundestheateräuf 
drei: ' 

Sind die Bundestheaterals Werbeunterneh~ 
men zu sehen? ,Wenn sie· als Werbeunterneh­
men, zu sehen sind - ich setze in ,Relation -'-'-': 
Gastspiel der Staatsoper in Mcintreal;,rund 
40 Millionen SdUlljngKosteri. Gegenbeispiel: 
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In 4500 Zeitungen wurde über dieses Gast­
spiel geschrieben.· Wenn man das jetit in 
Relation setzt: 40 Millionen Schilling - 4500 
Zeitungen schrieben über dieses Gastspiel. Ist 
das jetzt Werbung wert? - Wenn ich Inserate 
hätte bezahlenmüssen,hätte ich. wahrsdlein­
lich. höhere Beträge leisten müssen. 

Das heißt also: Wenn ich. das als Werbe­
unternehmen sehe, dann sind die Kosten sozu­
sagen hier eingespielt. Dann muß·idl natürlidl 
Entspredlendes bieten. Ich muß also mit Stars 
aufwarten. Ich muß also das Unternehmen 
attraktiv gestalten. 

Oder ich benutze die Bundestheater als kul­
turpolitischesInstrumentarium. Dann werden 
sie zwar innerstaatlidl, innerösterreidlisch 
eine bedeutsame Rolle spielen, aber wahr­
scheinlich. grenzüberschreitend keine Funktion 
mehr haben und auch. keine Stätte der Begeg­
nung in dem Maße sein; wie wir uns das 
vielleich.t erwarten und wie. wir es alle zu­
sammen gerne hören möch.ten. 

Zum Festspielgesetz mömte im sagen 
- wir haben hier sdlon einige Male darüber 
gesprochen -: Es hat Vor- und Nadlteile. Im 
will das nimt wiederholen, was ich. hier smon 
einige Male gesagt habe. Die Vorteile liegen 
darin, daß man in den Genuß bestimmter Be­
träge kommt, die Nadlteile sind, daß man 
immer wieder von dem Gesetzgeber sozusagen 
abhängig ist und daß der Verwalter dieses 
Ressorts natürlich dann ein Riesenbudget hat, 
das bereits fix gebunden ist. Ei: hat dann 
niCht mehr die Fle~ibihltät, den Unternehmen, 
die vor allem in den Bundesländern tätig sind, 
indem Maße zu helfen, wie er es vielleicht 
gerne täte. 

Meine Damen und Herren! Dies im Eilzugs­
tempo zu jenen Problemen, die hier ange­
sdmitten wurden. 

Wir erleben, daß die österreichisme Kunst­
szene in der Gegenwart vielfadl von Kunst­
gesprädlen allerorten, ob es nun im, Hörfunk 
oder im Fernsehen oder bei versmiedenen 
Enqueten und anderen Veranstaltungen ge­
schieht, belebt wird. Es wäre an und für sich 
sehr erfreulidl, daß über Kunst so viel geredet 
wird. Der größte Erfolg ist· der Kunstberidlt, 
den uns der Unterrichtsminister vorgelegt hat. 

Meine Damen und Herrenl Der Kunstberich.t, 
der uns vorliegt. ist sehr instruktiv. Idl freue 
mich. darüber. Er gibt eine Fülle von Ein­
bli<k.en.Was man bis jetzt immer nur so 
hinter vorgehaltener Hand geflüstert, gemeint, 
gesagt une} verd'ächtigthat, an das liegt nun Wenn man aber das Zahlenmaterial durdl­
smwarz auf weiß vor,und jeder kann nach.- sieht, dann erhebt sidl immer die. Frage 
lesen und überprüfen, was sidl in den Bundes- - nidlt bei Uns, die wir mit der Kunst unmit­
theatern tut. (Präsident Prob stübernimmt telbar zu tun haben, sondern bei. den Kunst­
den Vorsitz.) ., abstinenzlern, so möch.te idl sie nennen -: 

Natürlidl kann man bei den Bundesth~atern ,Was soll das kosten? Was darf das kosten? 
folgender Meinung Sein, ~ ich habe es audl 
in einem Gespräch sowohl mit dem Herrn 
Bundesminister als audl mit Herrn General­
sekretär Jungbhith gesagt-: Additive Maß­
nahmen allein werden nidlt zu einem Zieie 
führen, denn im Jahre 2000 werden es wahr­
sdlehilidl 4 Milliarden Schilling seih, die der 
Steuerzahler aufzubringen haben wird. Wir 
müssen~ns' etwas einfallen lassen, .wie wir 
für die ,B~mdestheater noch andere Geldgeber, 
Mitfinan~iers finden. Ich. denke hier zum Bei­
spiel an die Stadt Wien,idl denke audl an 
NiedElrösterreich, ja sogar vielleidlt an das 
Burgenland, an Bundesländer, die :infolge bes­
serer Straßenverbindungen die Möglidlkeit 
l1~pen<werden, im .vermehrten Maße an den 
Bundestheatern teilzunehmen. ~ Wir werden 
uns also hier etwas einfallen lassen müssen. 

Kollege Dr. KaufmaDn:1 Das Bundestheater­
gesetz' kommt. Sie' wissen, daß die Materie 
nimt leimt zu lösen und zu klären ist. AIie 
diese Dinge braumen langwierige Verhand­
lungen. Idl bin jedom fest davon überzeugt, 
daß das Bundestheatergesetz absolut notwen­
'dig ist, damit die. Dinge, die zu regeln sind, 
eine gesetzlich.e Fundierung finden. 

Beim Geld fangen eben die Sdl",ierigkeiten 
auffi an. Es ist nidlt immer leidlt, jemandem 
plausibel zu mamen, daß Kultur audl Geld 
kostet. Bei Krankenhäusern, Sdlulen, Straßen 
un<i E-Werken sieht man. es nodl ein. Aber 
daß ,Konzerte, Festspiele. und Theater subven­
tioniert werden sollen, dafür findet man nidlt 
das ungeteilte Verständnis aller Mensdlen. 
NatürlidJ. hängt es davon ab, ob jemand ein 
sadJ.Uch.es oder person~iles Verhältnis zur 
Kunst hat. Idiglaube, daß man hier di<~ Dinge 
doch. so seheJi sollte, wie es zum Beispiel 
Pompidou tut. .' . 

Idl habe midJ. gefreut, daß ,Pompidou vor 
drei "Wodlen in einem großartigen Gespräch., 
das einen enormen Widerhall in der franzö­
slsdleliPresse gefunden hat; folgendes gesagt 
hat: . " 

Der Staat soll die Mittel gebeliund grum das 
Genie seiner Zeit und seines Volkes wirken 
lassen. In dieser Materie ist die VersdJ.wen­
dung mehr wert als der Wille, sein Geld gut 
anzuwenden. Alles zusammen setzt man nidJ.t 
viel aufs Spiel, und der Gewinn kann uner­
meßlidl sein. 
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Das, was hier Pompidou sagte, war mir sehr 

sympathisch. Ich glaube, daß sich dieser Auf­
fassung auch der Herr Minister für Unterricht 
und Kunst anschließen wird, weil ich seine 
Meinung über Kunststruktur genau kenne. Ich 
glaube, daß er die Dinge auch auf das öster­
reidüsche Kultur- und Kunstfeld übertragen 
wird. 

Nun möchte ich einige V Qrschläge zur wei­
teren Kunstförderung der öffentlichen Hand 
bringen. VielleiCht kann man, Herr Bundes­
minister, in Ihrer Abteilung mit den zustän­
digen FaChbeamten die eine oder andere Frage 
prüfen, und vielleicht kann man sie auch wei­
terdenken und weiterführen. 

Ich glaube, daß in der Kultur- und Kunst­
politik ein Marketing notwendig wird. Hier 
sollte es folgende Zielsetzungen geben: 

Erstens soll das Kultur- und Kunstinteresse 
des einzelnen erweitert und vertieft werden. 
Zweitens scillen die schon apostrophierten 
Kulturabstinenzler für das Kulturleben ge­
wonnen werden. Und drittens soll die Jugend 
frühzeitig angesprochen werden, wobei die 
Sdl.ulen einen entsCheidenden Beitrag zu lei­
sten hätten. - Ich möchte lobenswerterweise 
anführen:' Das Theater der Jugend, Jeunesses 
Musicales und andere EinriChtungen, die sid'l. 
hier wirklich mit großartigem Erfolg bewährt 
haben. Im habe einige dieser Veranstaltungen 
besucht, um mir ein Bild zu mamen, um mir 
auch ein Bild zu machen, wie die Jugend auf 
diese Veranstaltungen reagIert. Ich glaube, 
es ist sehr interessant, wie positiv die Jugend 
hier mitgeht. 

Wir sollten' kultursoziologisdle Forschung 
bewußt betreiben. Ein Anfang ist schon getan. 
Der Bundesminister wird demnächst den Auf­
trag" erteilen. Ich glaube, deiß dies nur der 
Anfang sein sollte, denn die Resultate der 
kultursoziologisChen Forschung sind Voraus­
setzung für das vorhin genannte Marketing. 

Marketing ist unerläßlidl, wenn man ein 
sozial geredltes Kulturprograttun zu verwirk-

, limen hat. Wir braudien ein Marketing~Pio­
gramm im Kunst- und Kulturbetrieb, um eine 
Nachfrage zu sdlaffen, die eines Kulturstaates, 
wie es Osterreidl. ist und bleiben soll, audl 
wirklidl würdig ist, vor allem einem sozialen 
GereChtigkeitsgefühl nadlkommt' und den 

. Künstlern - und das ist das Wichtigste -
AbsatzmögliChkeiten ihrer Werke und Arbei-

'ten bietet. Denn das Ankaufen. von Kunst­
gegenständen, Lesungen, Repräsentationen 
und "Besudlsreisen ins Ausland sind mir zu­
wenig. 

Ich glaube, daß auch hier ein Beginn mit 
der großen internationalen Graphik-Ausst~l­
lUng' gemadltwurde. Vielleimt kÖnnte man 

eine Biennale eigens für Wien ins Leben rufen. 
Man sollte sich hier Gedanken machen, was 
man noch an Initiativen entfalten könnte. 

Meine Damen und Herren I Herr Bundes­
minister! Ich glaube, man sollte nodl etwas 
tun. Wie könnten wir - darüber sollten wir 
uns alle Gedanken madlen - unserer Epodle 
einen größeren und stärkeren künstlerisdlen 
Ausdruck verleihen? - Das ist für midl ein 
sehr entsdleidendes Problem. Das heißt: Wie 
sollte diese Welt von heute, diese Arbeitswelt 
- ganz gleidl, ob es jetzt im Krankenhaus 
oder im Masdl.inenraum ist - einen größeren 
kulturellen und künstlerischen Ausdruck. be­
kommen? - Wir sollten vor allem die Künst­
ler und die Kunst stimulieren. 

Ich bin voll der Hoffnungen, daß hier Vor­
sdlläge kommen werden, Wenn man an die 
Künstler herantritt. Vielleicht werden manche 
utopisch genannt werden, vielleicht kann man 
sie nicht sofort umsetzen. Aber wir' sollten 
zumindest die Künstler einladen, diese unsere 
konkrete Gesellschaft künstlerisdler, besser 
und erfüllter zu gestalten. 

ICh zitiere hier Apollinaires Zeile, die mit 
den Worten beginnt: "Seid nachsichtig, wenn 
ihr uns mit jenen vergleicht, weldle die Ver­
körperung der Ordnung waren. Uns, die wir 
überall das Abenteuer sudlen ... Mitleid mit 
uns, die wir ständig an den Grenzen des Un­
begrenzten und der Zukunft kämpfen. Mitleid 
für unsere Irrtümer, Mitleid für unsere Sün­
den." 

Meine Damen und Herren I So spridlt ein 
Künstler, der für mandl~ Erscheinungen in 
der Kunstwelt um Verständnis bittet, die von 
mandl.en strikte abgelehnt werden. 

Ich glaube, daß gerade in jüngst~r Zeit eine 
gewisse Mißstimmung breite Kreise des Kunst­
publikums ergriffen hat. Idl fühle, daß diese 
Rücksdlläge sidler ein retardierendes Moment 
darstellen, das aber auCh nidlt übersChätzt 
werden sollte. 

Ich sehe die Krise etwas anders, als sie 
gemeinhin gesehen wird: Sie ist in meinen 
Augen keine Krise des Künstlers, das heißt 
ein Verebben der schöpferischen Kräfte, ein 
Nachlassen von Formkraft und Erfindung. Und 
so wenig wir es mit einer Krise des Künstlers 
zutun haben, so wenig mit der gegenwärtigen 
Kunstüberhaupt, ob gegenständliche oder ab­
strakte. Idl mag dieses Gerede, nidlt, wenn 
man, sagt: WIr befinden· U1lS fn einer Krise. 
Das war schon zur Zeit der griechischen Kunst 
der Fall; diese Krise gab es audl im 19. Jahr­
hundert. Dauernd redet inan von Krisen. Idl 
glaube, wir sollten endlich einmal damit auf­
hören. 
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Wir sollten schauen,' was uns das Neue kum ständig nachläuft, sieht immer nur seinen 

bietet und welche Möglichkeiten wir haben, Hintern." 
dieses Neue zu integrieren. Ich glaube, daß Der Herr Bundesminister, meine Damen und 
das Neue ständig nachwächst. Das ist in der Herren, hat in seinen Bestrebungen "Förde­
Kunst ein Gesetz, aus dem nicht. gefolgert rung der Kunst" die drei Punkte, die ich ge­
werden kann, daß das soeben Geschichte Ge- sagt habe, gesetzt. Der "Steirische Herbst", 
wordene eine Sackgasse oder ein falscher Weg der schon ein etabliertes Forum darstellt, ge­
gewesen sei. hört sicher auch mit dazu; wiewohl mir - ich 

Meine Damen und Herrenl Das nachträg- habe das heute dem Kollegen Dr. Kaufmann 
liche Verdammungsurteil - ich habe das be- auf der Fahrt vom Bahnhof ins Hotel gesagt­
reits vergangene Woche gesagt --- ist töricht! die Palette, die der "Steirische Herbst" hier 
Noch. spricht für eine angebliche Krise der anbietet, vielleicht doch etwas zu groß ist. 
Kunst daß das durchschnittliche Auge in dem Man sollte sich hier Gedanken machen, wie 
Wust 'halbgarer Experimente, unter den modi- man d.iese Dinge lösen könnte. 
schen Gesten dessen, was heute hier noch Meine Damen und Herrenl Wir sollten der 
sozusagen mitläuft, nicht sofort die Keime der nachrückenden Generation Möglichkeit bieten, 
ferneren Entwiddung und fernerer Tendenzen neue Ausdrucksformen der Kunst zu erleben. 
zu entdecken vermag. Denn diese Generation ist das Publikum von 

Diese Schwierigkeiten,' meine Damen und' morgen. 
Herren, sind es, die uns immer wieder Sorgen . Meine Damen und Herren! Wir können das 
machen. Aber denken Sie doch daran: 1863 Wachsen, das Älterwerden der nachrückenden 
tobten die Kunstfreunde vor den Bildern Generation ja nicht aufhalten. Das sind eherne 
Manets. Oder man denke an das trostlose Gesetze. Aber wir sollten der nachrückenden 
Schicksal so manchen Klassikers der Musik-, Generation die Möglidlkeit geben, frühzeitig 
der Literatur- und der Kunstgeschichte. Kunst zu' üben und'Kunst zu erfahren. 

Meine Damen und Herrenl Wo sehe ich die Es sind konkrete Ansätze im Budget bei der 
Krise? - Sie liegt in unserem Falle.so: Wenn Literaturförderung. 'Bei all den anderen Ein­
nicht der Konsens .gelingt zwischen Künstler zelpositionen sind Ansätze vorhanden. 
und Publikum, dann geht die Reise in tiefe 
Fremdheit. Kurz: Die Krise ist in meinen Ich möchte noch etwas sagen. Gerade bei 
Augen eine Krise des Verhältnisses zwischen der Tagung der Filmwissenschaftlichen Gesell­
Kunst und Gesellschaft .. Von dieser Krise· wird schaft. ist mir das bewußt geworden, als dort 
aber kaum geredet. beridltet wurde, wie Gratz und audl Sinowatz 

gerade diese Gruppe, die Filmwissenschaft-
Silbermann, der Kultursoziologe, nannte un- liche Gesellschaft, in hohem Maße gefördert 

längst den Künstler einen "Produzenten von haben. Man sollte diese Dinge, die oftmals 
Kunsterlebnis" . Er hat mit diesen Worten. vielleicht als unscheinbar angesehen oder 
glaube ich, die. soziale Rolle des KÜllstlersfi- nicht in ihrer ganzen Bedeutung erkannt wer­
xiert, seinen Arbeitsplatz innerhalb einer den, hier wirklich der öffentlichkeit vortragen. 
hodlspezialisierten, arbeitsteiligen Sozialord-
nungzut Debatte gestellt. Filmförderungsgesetz.Frau Kollegin Doktor 

Bayer und Kollege Dr. Kaufmann I Sie wissen 
Meine Damen und Herren! Dieses. Problem genau. daß dieses Gesetz zwei Ministerien 

sollten wir in unserem konkreten Verfassungs- befaßt: das Handelsministerium und das Unter­
staat in österreich zu lösen versuchen: Wir richtsmüiisterium.· Wir werden uns also auch 
sollten uns wirklich Gedanken machen. wie hier. Gedanken machen. Die Entwürfe liegen 
wir dieses Problem angehen. zum Großteil vor. Es ist also nur die Frage 

Herr Bundesminister! Man könnte auch diese der Abgrenzung der Zuständigkeiten gegeben. 

Frage in IbremMinisterium von fachkundigen Abschließend möchte ich folgendes sagen. 
Beamten und von Fachleuten außerhalb des Was ist also konkret zu tun'? 
Ha:uses in einem Gespräch. in einem konkreten 1. Kultursoziologische Untersudlungen sy-
Arbeitskreis, so wie wir es mit Minister Dok- stematisch fördern. 
tor Broda bei. den Medien madlen, behandeln. 
Ich glaube, daß hier bei diesem Gespräch dn 2. Marketing entwickeln. 
einem sol<hen Arbeitskreispösitive Ergebnisse 3. Das Kunstförderungsprogramm lleu durch-
erzielt werden können: denken, neue' Formen entwickeln, neue Akti-

Man sollte sich in der Frage der Kmistförde- vitäten unterstützen beziehungsweise anregen. 
rung. meine Damen und Herren. an Max Rein- 4. Im größeren Rahmen Künstler anregen 
liardt halten, der gesagt hat: "Wer dem Publi- zu Vorsdllägen; wie man unserer Epoche einen 
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künstlerischen Ausdruck, einen deutlicheren Nun kommt aber nom dazu, Herr Bundes-
als bisher geben kann. minister, daß wir das 2. Budget-

Zum Schluß - wenn man so fragen darf .:......: . überschreitungsgesetz beschlossen haben, das 
Was darf Kultur und Kunst kosten? einen zusätzlichen Ausgabenrahmen des Jah­

res 1972 mit rund 16 Millionen Schilling 
Meine Damen und Herrenf Aum diese Rela- fixiert hat, .sodaß also für das J,ahr 1973 

tionen sollten wir uns alle zusammen über- - wenn man nun zusammenzählt, was im 
denken. Denn nur so, glaube ich, können wir Jahre 1972 ausgegeben worden ist - Jm 
zu einer Gesellschaft werden, die werterfüll- Sportbudget eine Verringerung von 11,5 Mil­
ter ist, die besser ist, die lebensvoller ist lionen Schilling gegenüber 1912 festzustellen 
und in der für· den Mensmen wirklich das ist. 
Leben einen Sinn hat. Nur mit der Kunst, 
meine Damen und Herren, ist das Leben sinn- Meine Damen und Herren und hier die 
erfülltl (Beifall bei der Spö.) Offentlichkeitl Was halten Sie von einem 

Schwerpunkt, den diesmal der Miilister selbst 
Präsident Probst: Der nächste Redner ist der gesetzt hat, wenn das letzten Endes zu .einer 

Herr Abgeordnete Ofenbödr. Er hat das Wort. Verringerung der BUdgetausg,aben von 
11,5 Millionen Schilling im laufenden BUdget-

. Abgeordneter OienböCk (OVP): Meine sehr jahr führt? 
geschätzten Damen und Herrenl Der Herr 
Bundesminister hat im August dieses Jahres Jetzt erlauben Sie, daß ich dazu auf das 
angekündigt, daß er beim Finanzminister Sportprogramm für Osterreich verweise, von 
_ das war damals die Zeit der Verhandlungen dem ich ja doch zwangsläufig annehmen muß, 
über das Budget - mehr Geld für den Sport daß Sie sich darnach zu halten· verpflichtet 
und die Trainer haben möchte. Er selbst for- fühlen, Herr Bundesminister. 
mulierte in einigen Zeitungen der damaÜgen Hier heißt es im Vorwort des Herrn Bundes­
Zeit, daß er in seinem Budget, im Unter- k!anzlers Dr. Kreisky: "Die Sozialistische 
richtsbudget, den Schwerpunkt für das Jahr Partei Osterreichs wird für deI?- Fall, daß ihr 
1973 auf Sport legen werde. ein hohes .Maß an Verantwortung übertragen 

Herr Minister I Das mußte ich jetzt vorher werden sollte" - das war natürlich noch, 
sagen, damit man mir nidlt auch - wie vielen als die Verantwortung· nicht übertragen 
meiner Kollegen - dann vorwirft, im hätte war -, "Fragen des Sports besondere Auf­
lizitiert, Wenn hier von Lizitation gesprochen merksamkeiten schenken und eine konstruk­
werden kömite - leider kann man es nicht _, tive Sportpolitik vertreten:' 

dann hätten Sie lizitiert. Ich komme dann Ich darf unter Berücksichtigung der von mir 
noch darauf zurück, daß aus dieser Ankündi- vorhin geschilderten Situation nur fragen, was 
guilg eine· große Zahl von Hoffnungen inner- von· dem Programm, das· sehr groß ange­
halb der Sportbegeisterten, der Sportler fest- kündigt worden ist, überhaupt noch realistisch 
zustellen war: Jetzt gibt es endlich einmal wirken kann. 
eirie Ankündigung, im Unterrichtsbudget 
mehr für die Sportförderung freizumachen! Nun darf ich mich aber - das ist die 

Zwangsfolge -' mit dem·2. Budgetüber-
Ich Illöchte mich nun mit diesem Problem sdueitungsgesetz, das die Ausgaben desJah­

beschäftigen; Dazu, Ist. es notwendig, einen res 1972 ja immerhin um 16 Millionen Schilling 
Blick in. das Budget, das zur Debatte steht, gesteigert hat, beschäftigen. Hier heißt es bei 
zuwerfen; . der Ansatzpost1/12226i· Spoitförderung, daß 
. Im Jahre 1972 war· die Sportförderung niit für die Städte Linz und Salzburg ~ dort gibt 

32,6 Millionen Schilling präliminiert, im Jahre es je ein Fußballstadion, die vergrößert, die 
1913 - das wir jetzt verhandeln - sind das ausgebaut werden sollen - 10 Millionen 
rund 37 Millionen. Man kann daher - zumin- Schilling beziehungsweise 5 Millionen 
dest bisher - sagen, das ist eine Steigerung Schilling naChträglich zur Verfügung gestellt 
um: 13,4 Prozent. wurden. Ich habe· mich davon überzeugt, daß 

beide Sportstätten . dieses zusätzlichen Aus-
Qiese Steigerung für den Sportförderungs- bimes bedürfen, dasistvöllig richtig. 

rahmen hält aber nicht Schritt mit der Aus-
weitung des Unterrimtsbudgets, das eine Aber, Herr Bundesminister, jetzt zu dem 
Steigerung um rund 22 Prozent erfährt. Hier, Verfahren, das zu·den zweimal fünf Millionen 
mUß ich· sagen,· haben Sportförderungs- für 19t1 und 1972, die im Nachtragsbudget 
ausgaben riicht; wie Sie es vorher angekündigt 1972 für Linzausgewiesen worden sind, ge­
haben; jeneil Smwerpunkterhalten,denn die hört. Der Magistrat Linz hat im August 1970 
Sportförderungsausgaben gegenüber dem ein Ansuchen eingebramt und um· Förderung 
Vötjahr sind nUr um 13;4 Prozent gestiegen. des Projekts der Stadthalle Linz ,in der Höhe 
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von insgesamt 10 Millionen Schilling gebeten. 
Das Gesamtprojekt kostete nach damaligen 
Schätzungen 45 Millionen Schilling. Das öster­
reichische Institut für Schul- und Sportstätten­
bau hat in seinem Gutachten festgestellt, daß 
die Stadthalle, die also errichtet werden soll, 
mit den erwarteten Gesamtkosten von wahr­
scheinlich 55 Millionen viel zu kostspielig, daß 
die Anlagen in der Sporthalle nicht sport­
gerecht seien, daß die vorgesehene Doppel­
verwendung von Garderobe, Wasch- und 
Nebenraumen für Stadion und Halle·sehr frag­
. würdig ist, daß die Klosettanlagen für die 
Sportler nur auf einem Weg von 200 bis 
300 Metern erreicht werden könnten, weil sie 
im Tribünengebäude des jetzigen Stadions 
untergebracht sind, daß es sonstige 
funktionelle Fehllösungen in diesem Plan gab. 
Man forderte überhaupt, ein zweites Angebot 
einzuholen. Zu all diesen Problemen gehört 
noch dazu, daß die Anlage schlecht situiez:t 
ist. Es gibt künftig weniger Parkplätze als 
derzeit, weil die bestehenden Parkplatzmög­
lichkeiten verbaut werden sollen, es gibt eine 
schlechte Zufahrt und der Vorplatz des 
jetzigen Stadions soll verbaut werden. 

Das Land Oberösterreich hat vorgesdllagen, 
eine Rundhalle zu bauen. Herr Ministerl Die 
gesamte Rundhalle, schlüsselfertig zum damals 
geschätzten Betrag von 16 bis 18 Millionen 
Schilling! Die Errichtung dieser Halle wurde 
nicht in Erwägung gezogen. Durch die nied­
rigen Gesamtkosten wären auch Bundes­
förderungsmittel in. weit geringerem Maße 
zugesprodlen worden. Es kam nJdlt zu diesem 
Bau, weil der Magistrat Linz damals - das ist 
sicherlich nicht Ihre Zuständigkeit - Grund­
stücke hiefür nicht zur Verfügung gestellt 
hat. . 

Für den nonnah'!.n asterreicher, für den am 
Sport Interess~ertenerhebt sich die Frage, ob 
diese Vorgangsweise noch vertreten werden 
kann, zu einem Zeitpunkt·nämch, zu.dem der 
Herr Minister bei der letzten Spitzensport­
enquete :im Sch~oß Laudon erklärt hat, ledig­
lich zwei Millionen zvsätzlim für die Bezah­
lung von Spitzentrainern ausgeben zu können. 

Herr Bundesminister I Hier versteht die 
Sportöffentlichkeit tatsädUidl· nimt, d.aß Geld 
so unsinnig aufgewendet werden muß, wäh­
rend man gleimzeitig erklärt, der Bund habe 
kein Geld. Er habe kein Geld, denn es sei 
nimts da. Hier wurde seitens. des Unterridlts­
ressorts bewiesen, daß es, nicht .nur da war, 
sondern daß es auch unnötigerweise aus­
gegeben wordE!n ist, wie ja in vielen Fällen 
dieses Budgets, wie wir. heute sehr deutlim 
auch in der Smulbumaffäre zur Kenntnis neh­
men haben müssen. 

Meine Damen und Herren! Diese Ange­
legenheit wird in der Offentlimkeit frag­
würdig bleiben, denn das Land Oberöster­
reim hätte seine eigene Halle natürlich auch 
entsprechend· fördern können. Jetzt nicht, weil 
die Halle jetzt in Linz· ohne das Land Ober­
österreim errichtet wird. Hier gibt es eine 
Zwiespältigkeit, die einer Aufklärung bedarf. 

Und nun etwas, worüber ich mich sehr ge­
freut habe, das ist die spontane Reaktion der 
Bundesregierung zu der bevorstehenden Be­
werbung Innsbrucks als Olympi,astadt für 
1976. tIier bekommt Osterreich wieder die 
Chance, Olympische Spiele zu veranstalten. 
Es kommt - hier bestätige ich Ihre Aus­
sage - zu weniger Kosten, weil die meisten 
Anlagen, wie sie jetzt bestehen, benützt 
werden können. Man schätzt, daß die voraus­
sicht1imen Kosten, die durch den Bau des 
Olympischen Dorfes entstehen werden, das ja 
nimt nur ein Olympismes Dorf bleiben muß, 
sondern das späterhin als Wohnungsstätte 
für viele Hunderte Mensdieri herangezogen 
werden kann, und die Samleistungen einen 
Betrag von etwa 120 Millionen Schilling aus­
mamen werden. Hiezu kommt noch der Ein­
satz des Bundesheeres, der Polizei und son­
stigen Personals. Hier ist im Budget, Herr 
Bundesminister, keine Vorsorge zu finden. Das 
ist an sim verständlim, denn zu dem Zeit­
punkt, da Sie das Budget mamten, konnte 
natürlim von der Bewerbung Innsbrucks nom 
nich~ die Rede sein. Aber werden Sie sich 
dafür einsetzen, ohne Kürzung der Sport­
förderungsbeiträge die Mittel vom Finanz­
minister hiefür zu bekommen? In diesem Zu­
sammenhang, Herr Bundesminister, habe iCh 
gesagt, daß die Leistungen des Bundes trotz 
großartiger Ankündigungen weit hinter dem 
zUIÜckgebIleben . sind, was. man erwarten 
durfte. 

Aus der Zeitung "Sport und Toto" vom 
24~ Oktober entnehme ich: ,,15 Millionen für 
den· Spitzensport Unterrichtsminister 
Sinowatz greift ein". Und auf der Innenseite 
wird das dann etwas zurückgeschraubt, dann 
ist nicht mehr von den 15 Millionen die 
Rede - denn das gibt ja d.as Unterrimts­
ressort nimt, sondern hier erwartet man 
ja, daß viele, viele andere etwas geben, nicht 
der Unterridltsminister -, hier wird nur mehr 
von den zwei Millionen gesprochen, die Sie 
für die Trainerbeistellung . flüssig· mamen 
wollen. . 

Oder eine weitere "Sport und Toto"-Aus­
gabe, vom 12. Dezember. Sinowatz: "Soviel 
Geld für den Spdtzensportwie nom nie." 
Merken Sie, wie das in einem Widersprum 
steht zu dem, was ich gerade vorhin gesagt 
habe? Dieses "Geld wie nom "nie" koinmt 
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nämlich nicht vom Staat. Das bringt die Wirt­
schaft auf! Ich werde dann im Detail darauf 
noch zurüdckommen, um das auch nach­
zuweisen. Darüber hinausgeben natürlich 
zuständigkeitshalber Länder und Gemeinden 
für Sportanlagen das meiste aus, es ist ja auch 
ihre Kompetenz. 

Aber, Herr Minister, zu einem Problem 
möchte ich mich sehr gerne melden. Ich finde 
hier in der "Kronen~Zeitung" vom 22. Novem­
ber dieses Jahres eine Uberschrift: "Neue 
Schulmöbel geplant: Sie sollen Zahl der Hal­
tungsschäden verringern." 

"Um den Haltungsschäden der öster­
reichiLschen Schuljugend entgegenzuwirken, 
führten die. Gesundheitsbehörden kürzliCh eine 
der größten Meßaktionen in Europa durch. 
Ziel der Untersuchung war~s, die bestmög­
liche Form von Schulstühlen und -pulten zu 
finden." 

Herr Bundesminister! Da wird. das pferd 
verkehrt ,aufgezäumt. Wir versuchen jetzt 
alles, setzen Kommissionen ein,' damit die 
Kinder besser sitzen, bessere Möbel haben, 
damit Haltungsschäden geringer werden. Aber 
w,as tut der Staat dafür, daß die Jugend ge­
zwungen wird, körperlich mehr zu unter­
nehmen? Da stimme ich überein . mit dem 
Kollegen Zeillinger: Was geschieht da wirk­
lich, um die Haltungsschäden zu verringern? 
Ich kann ja hier nur ausgleiChen, vorhandtme 
Haltungsschäden verringern, vorhandene Hal­
tungsschäden leichter ertragen helfen, indem 
die Kinder in besseren Stühlen sitzen. Aber 
verhindern, Herr Bundesminister, können wir 
Haltungsschäden mit besseren Sdlulmöbeln 
nicht. Hier bleibt die Frage offen, was vom 
Staat her, vom Bund her. tatsächlich unter­
nommen wird, um diese Fragen einer besseren 
Lösung zuzuführen, als es hier etwa eine 
Kommission ,zur Verbesserung der SdlUlmöbel 
tun kann. 

Ich weude mich dem· wichtigsten Sektor in 
dieser Beziehung, dem Pflichtschulsektor zu. 
Herr Bundesministerl Entscheidende Änderun­
g.en in der Ilrziehung unserer .Kinder müssen 
einsetzen I Ich habe vorhin ·gesagt, ·Zeillinger 
hat recht, die Kinder finden die Zeit gar nicht 
mehr, um sich außerschulisch überhaupt noch 
einIDal dem Turnen, dem Sport, dem Spiel 
widmen .zu können. Hier muß mari anfangen 
umzudenken. Wir reden immer von Chancen­
gleichheit. Wir haben in den kleineren Ge­
meinden immer noch nicht jene Sportplätze, 
die notwendig sind. Idl mache jetzt nicht allein 
Ihnen den Vorwurf, daß das' nichts'(:hon 
geschehen ist Ich glaube, daß Sie mir das auch 
nidlt vorwei"fen,'daß ich mich nichtsdlon, 

seitdem ich zu diesem Problem rede, auch 
darum bemüht habe. Die Zahl der Sport­
anlagen ist größer geworden, aber wir haben 
heute nom Gemeinden, wo es wedet einen 
Sportplatz noch einen Turnsaal gibt. 

Aber, Herr 'Bundesminister, nicht bessere 
Schulmöbel sind das Um und Auf, um HaI. 
tungsschäden zu verbessern, sondern viel 
wichtiger ist eine verbesserte körperliche Aus­
bildung der Kinder, um sie rechtzeitig vor 
Haltungsschäden zu bewahren. 

Ein zweiter Punkt; der hier mit herein­
schlägt: Es gibt kaum mehr Lehrkräfte, die 
am Schul ort wohnen. Das· hindert die Lehr~ 
kräfte, die unter Umständen gut ausgebildete 
Leibeserzieher sind, an ihrem Wohnort tätig 
zu werden. DEm Vereinen als Trainer zur Ver­
fügung zu stehen, dazu hätte man den besser 
ausgebildeten und auch pädagogisch hiefür 
weit geeigneteren Menschen, der das tun 
könnte, aber er wird das so lange nii:ht 
köimen, solange er nicht die Möglichkeit hat, 
am Wohnort auch zu unterrichten, nämlich in 
jenen kleineren Gemeinden, die hierunter be­
sonders zu Schaden kommen. 

Vor allen Dingen, Herr Bundesminister, man 
muß doch endlich erkannt haben, daß in den 
Pflichtschulen immer noch ein unnötiger 
Kampf gegen die Bewegung der Kinder 
geführt wird. Man g-eht gegen die Unruhe 
vor, man findet aber auch bei· den Schulen 
viel zu. wenig Bewegungsräume, und .selbst 
wenn sie da sind, läßt man die Kinder in den 
Pausen nicht hinaus, um sich auszul,aufen.Das 
ist das, was ich nicht begreifen kann. 

Man verbessert lieber SdlUlmöbel, ohne sich 
darum zu kümmern, daß die Kinder im Unter­
bewußtsein ihren Körper schon richtig auf 
das einstellen, was sie später einmal im Leben 
erwartet. Einseitige Bildung mOchte ich das 
bezeidmen;eiriseitige Bildung, denn zu einem 
ganzen Menschen gehört neben dem Geist 
auch ein Körper. Auf den vergessen wir in 
der Zeit, in der alles mechanisiert wird, viel 
zu sehr. Wir kümmern uns viel zuwenig 
darum, daß die Kinder schon mit Mängeln 
behaftet sind, die völlig unnötig sind. 

Wir haben, Herr Bundesminister, in der 
Schule zu vi-eI reglementiert. Das Kind kann 
frei üb~rhaupt nichts mehr unternel;tmen. Da 
glaube ich, sollten wir ei~aken. Solange die 
Turnstunden als Fach an letzter Stelle des 
Zeugnisses stehen, solange werden wir die. 
körperliche Bildung der Kinder nicht viel v-er· 
bessern, denn es wird ihnen in ihren Zeug­
nissen klargemacht, . daß . das Turnen . das 
wenigst Wichtige i~t, . weil es als letzter 
Gegenständ angeführt ist. 

380 
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E& ist ebenso unangenehm festzustellen, daß 

wir bei der musischen Bildung -,- ich halte das 
für unser Volk, das in seiner Vergangenheit 
hervorragende Menschen hatte, die in Kunst. 
Kultur oder Musik besonders begabt war­
ren ~ nicht mehr gut dastehen können, weil 
diese Gegens.tände im UIiter:cicht völlig unter­
bewertet werden. Idl glaube, es ist in Oster­
teidieine Blamage, so vorzugehen. Wir 
sollten das ändern. 

gleiChzeitig entsChließt, den TurnunterriCht zu 
kürzen." Herr Bundesminister! NiCht iCh habe 
diese Forderungen erhoben, sondern Fadtleute 
aus Ihren eigenen Reihen. Diese Forderungen 
wurden, offenbar anerkannt, denn sie wurden 
mit dem Siegel des Bundeskanzlers ver,sehen. 
Aber Sie halten siCh niCht daran! Herr Bundes­
ministerl Das sind WidersprüChliChkeiten, die 
einer Aufklärung bedürfen. 

Wenn sie Klassen bei, bestehenden Schulen 
Idl glaube auch, Herr Bundesminister, hier zubauen, weil höhere Sdlulen Raumnot auf­

fällt etwas mit herein, und idl versuche, das weisen, bauen sie nur Klassenräume dazu, 
sehr vorsichtig auszudrücken: Die SChülerfrei- was zur Folge hat, daß die bestehenden Turn­
fahrten helfen nicht, den Kindern zu mehr hallen, die den Bedürfnissen vorher kaum ge­
Bewegung zu verhelfen. Jetzt fahren alle, weil reCht werden konnten,niCht mehr ausreiChen. 
es, umsonst list, obwohl sie es manChmal niCht Die Kinder kommen dann noch weniger zum 
QräuChten und es für sie gesünder wäre, Be- Turnen, weil mehr Klassen den Turnsaal 
wegung zu, maChen. NiChts gegen jene, die weniger benützen können. Bei diesen Vor­
weite Strecken zu fahren haben. Aber es wäre aussetzungen nützen Prognnnme, nützen An­
sehr günstig, wenn die Kinder, die in der kündigungen, daß der Sport heute mehr Geld 
SChule sowieso keine Bewegungszeiten mehr hat, nichts. 
hallen, diese Bewegung, wenigstens auf dem 
Schulweg maChen könnten, anstatt sChon bei ICh stehe auCh auf dem Standpunkt, daß, 
einer' Entfernung v()n, drei ,Kilometern zu wenn wir weiter in den Sdiulen' so wenig auf 
fahren. Das wäre ein Vorteil für aUe unsere die körperliChe Ausbildung Wert legen, es uns 
Kinder. Lassen Sie sich d",s sagen, weil.iCh sChwerer f,allen wird denn je, im Spitzensport 
selbst so ein Kind habe, das, obwohl es vier noCh große Talente zu entdecken, die wir 
Kilometer von der Sdiule' weg wohnt, im dringend braudlen. Es läßt siCh der Spitzen­
Sommer mit dem Fahrrad' zur SChule fährt. sport niCht vom Sdiulsport, von der ent-

o. • <. " ' ,',' ,wicklungsfähigen Bewegungsfreude des Kin-
DabeI ergIbt, SIch em neues problem, Herr des trennen denn das' eine erfordert das 

Bundesminister. ,Kinder köimen' heute über- andere. ' 
wiegend gar niCht mehr mit den Fahrrädern- ' , ' 
zur SChule fahren; weil unsere Straßen keine KürzliCh haben in einer Fernsehsendung. an 
Fabrradstreifen mehr aufweisen. So wie die der, iCh das Glück hatte dabei zu sein, ein 
Städter allgemein ihre Fahrräder niCht mehr deu~Cher, und ein SChweizer Journaliist von 
benützen können, weil siCh jeder des diChten "SpitzellsportzüChteIi" geredet. Es ist läCherliCh 
Autoverkehrs wegen sCheut, mit' dem Rad anzunelimen, daß das sinnvoll sein kann. ICh 
noCh durch c;lie Stadt hinaus in die Erholungs- kan;n zwar von fünf den Besten heraussuchen, 
gebiete zu fahren,' so wenig können Kinder aber ob er der Beste eines Landes ist, ist damit 
heute ihre Fahrräder benüt~en, um, in, die noCh niCht geklärt. ICh kann von hundert Oster­
SChule zu' fahren. Das ist eine Tragik; wir reiChern den Besten einer Sparte heraus­
sollten uns auCh hier in der Haltung äIidern suchen, aber ob er der beste OsterreiCher ist, 
und in der Verkehrspolitik darauf RücksiCht ist noCh nicht geklärt. Das heißt also, es wäre 
nehmen. " " läCherlich anzunehmen, daß iCh, wenn iCh einen 

Herr Bundesminister! In den" allgemein- k~einen Kreis von an~einend Geeig~eten 
bildenden höheren SChulen sollen derzeit von emer Sportsparte vor mIr habe, und aus dIesem 
der ersten bis zur dritten Klasse vier WoChen­
stunden UnterriCht in Turnen gehalten werden. 
Von der vierten bis siebenten Klasse sollen' 
das drei Stunden TUrnen wöChentliCh sein. 
Herr Bundesministert Von 349 Klassen der 
allgemeinbildenden höheren SChulen in Kärn­
ten erfuhren 258 jetzt' erst Turnstunden'­
kürzungen. 'In GesamtösterreiCh sind von 
1016 Klassen 23 Prozent bei Leibesübungen 
gekürzt worden. 

,Herr Bundesministed Im ASKO-Sport­
programm für Qsterreidl heißt ,es: "Beteuerun­
gen, den. ~Chulspori fördern zu wollen, ver­
lieren jede GlaubwiirdjQ'k~it), wenn man sich 

kleinen Kreis den Besten weiterzüChte, dann 
sChon den Besten hätte, den Osterreidl zu ent­
senden hat. Wir sollten aufhören, in solchen 
Dimensionen, die völlig falsCh sind,zu denken. 

Im PfliChtsChuibereiCh müssen die Lehrer 
eine bessere Ausbildung erhalten, und auCh 
die Lehrerfortbildung auf diesem Gebiet muß 
forciert' werden, weil der UnterriCht auf 
diesem"Gebiet ständigem Wandel unterliegt. 

Herr Bundesministerl Hier noCh zu einer 
Frage, die Sie nur am Rande berührt haben, 
die aber., ni'Cht ,unbedeutend ist, weil sie mit 
dem Spitzensport ,eng zUJSammenhängt. In der 
ZeitsChrift des OsterreiChisChen Ski-Verbandes 
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"austria ski", wurde im Heft 5/1972 vom 
Vizepräsidenten Ing. Pirdmer, einem bekann­
ten Skiexperten, ein SdlUlproblem im Zu­
sammenhang mit dem, Skilauf angeschnitten. 
Er führte aus, daß man jetzt eine Reihe von 
Skihauptschulen hat, also Pflichtschulen, in 
denen die Kinder, die talentiert sind, neben 
dem: Unterricht in der Hauptschule im Skilauf 
weitergebildet werden können, daß aber nach 
der Hauptschule jene Kinder, die nicht mittel­
schulrejf werden, keine Möglichkeiten haben, 
die Skisportau~bildung weiter zu erhalten, 
damit das Talent tatsächlich zum Blühen 
kommen kann. 

Hier hat ein sehr markanter und sehr aus­
sagekräftiger Mann auf ein Problem aufmerk­
sam gemacht, hinter das ich mich ganz stelle, 
nicht nur deshalb, weil ich auch einer der 
Präsidenten eines Schiverbandes bin. 

Vißlleicht darf. ich aber hier, Herr Bundes­
minister, auf eine Lösung aufmerksaIll machen, 
die es in Niederösterreich gibt. Wir haben 
neben einer Skihauptschule in Lilienfeld eine 
Handelsschule in Waidhofen an der Ybbs, in 
der die Skihauptschüler aus Lilienfeld, die 
nicht nachStams weitergereicht werden 
konnen; eine weitere Ausbildung für' den 
Beruf, aber auch für ihre Karriere als Ski­
rennläufer vorfinden. Die Betreuung der Ski­
handelssdiüler hat ein Verein übernommen, 
der' im engsten Einvernehmen mit der Schule, 
dem Landesschulrat und dem Nieder­
österreichischen Ski-Verband seine Arbeit 
leistet. Die Investitionen, die das Land Nieder­
österreich der Skihauptschule Lilienfeld an­
gedeihen hat lassen, wirken ökonomisch auch 
noch in der Handelsschule weiter und finden 
keinen unnötigen Abbruch. Hier sollte man 
weiterfördem, es handelt sich um die große 
Masse von Skitalenten, und es ist· sinnvoll, 
ihnen weiterzuhelfen. 

Schwierigkeiten bereitet ja ferner auch die­
Aufbringung der finanziellen Mittel, wie­
Trainerhonorare, Internatskosten, . Fahrtkosten 
und Organisationskosten. Hier wäre neben 
dem Land sicherlim eine stärkere Unter-· 
stützung durm das Bundesministerium für' 
Unterridlt und Kunst sehr wüosmenswert. 

Herr Bundesministerl Ich komme zum Ende .. 
(Abg. Z i n 9 1 e.r: Zweite Halbzeit! - Abg~ 
Dr. Sc h r an Zf Schlußpfifif) Nein, nicht zweite 
Halbzeit. Das ist eine nette Einladung; noch 
fortzusetzen. Im tue es nicht. Sie werden dann. 
von Ihren Kollegen bestraft. 

Herr Bundesministerl DIese Schulen sollen 
ja nicht Olympiasieger produzieren, sondern. 
diese Schihauptschulen, Schihandelsschulen,. 
aber auch die Schulversuche, die wir in. 
Wiener Neustadt an zwei höheren Schulen, in, 
Eisenstadt -an einer höheren Schule habe'n r 

sollen dazU helfen; jene Lücke ari Leibes-· 
erziehern zu schließen, die derzeit noch. 
besteht. Denn was wir dringend brauChen, 
sind mehr und bessere Leibeserzieher, Trainer,. 
Ubungsleiter, die dem Breitl'm- und Leistungs-· 
sport, letzten Endes aber. auch dem: Spitzem­
sport zukommen sollen. 

Vom ersten Maturajahrgang des Sportreal-· 
gymnasiums in Wiener Neustadt haben wir 
einen deutliChen Beweis dafür, daß das Ziel 
erreicht wurde, denn zwei Drittel' dieser Absol·, 
venten haben den Lehrberuf gewählt. Von. 
28 Maturanten wurden zwölf Leibeserzieher 
und sechs gingen an die Pägagogische 
Akademie. Hier· müßten sim der Bund unQ 
auch die Länder mehr engagieren, und hier 
sollte auch der Bund diese Lehrkräfte außer­
schulisCh den Vereinen zur Verfügung stellen~ 

Das Interessante für mich ist jedenfalls, daß 
in diese Skihandelss<,hulein Waidhofen an 
der Ybbs westliche Bundesländer Kinder ent­
senden. Aus Salzburg, aus Tirol kommen sie 
dorthin, weil es die einzige Möglichkeit für . 
nicht matuiareife Skitalente ist. 

Denn das ist zuwenig, Herr Bundesminister, 
daß Sie' sich jetzt bemühen, Spitzentrainer für 
die sportliche Elite österreichs zur Verfügung. 
zU. stellen. Viel wesentlicher erscheint mir, 
daß alle kleinen Vereine durch die neben­
berufliche Tätigkeit eines Lehrers sich mit den 
sportbegeisterten jungen Menschen beschäf­
tigen .. 

Eines, glaube im, kann man mit ruhigeml 
Gewissen sagen: Jeder junge Mensch, der ein-· 
mal in seiner Jugend sportlich tätig war, ist: 
gut aufgehoben. Sonst erleben wir nom das, 
was ich kürzlich in einem Fernsehfilm über die­
schwedische Jugend gesehen habe .. Wolle­
Gott uns helfen, daß unS das in. österreich, 
erspart bleibt. (Beifall bei der OVP.) 

Ich bitte, Herr Bundesminister, . diesen Um­
stand im Empfehlungswege an die Landes­
schulräte weiterzugeben, auf diesem SdÜll­
sektor ähnlich vorzugehen. Es wäre halt not­
wendig, daß Sie diesen Schulversuch - denn 
sowohl die Skihauptschule als auch die Waid­
hofener Handelsschule sind ja noch ein Schul­
versuch -,- institutionalisieren und daß Sie 
dadurch, daß Sie das Schulunterrichtsgesetz 
novellieren, hier dieses Schulversuchsstadium 
beenden. . 

Da sind mir smon . die sportlich aktiven~ 
Kinder lieber, und es ist besser, daß man sich. 
heute dafür verwendet, daß sie eine andere 
als schwedische Erziehung genießen. Es hat 
da ein junger Schwede dem Reporter etwa 
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gesagt: Ja, idl weiß nodl nidlt, ob idl einen 
Beruf nehmen werde, ob idl arbeiten werde, 
im weiß es nimtl Es war ihm vermutlim aum 
egal, denn wahrscheinlich wird er so aum 
leben, die Offentlimkeit hat ja aufzukommen, 
ob er was tut, ob er was leistet oder ob er 
nichts leistet. 

Im will nur hoffen, daß dieser falsdl ver" 
standene Humanismus bei uns nicht zum 
Tragen kommt. Nun sind die Weimen in diese 
Richtung hin leider eher gegeben als zu einer 
sportlichen Erziehung, die ich der öster­
reidlisdlen Jugend von Herzen gerne ver­
gönne. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Kraft. Er hat das Wort. 

A:bgeo~dneter Kraft (OVP): Herr PräSident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Die 
Debatte zum Kapitel Unterridlt könnte. man 
vielleicht mit dem Titel eines Theaterstückes 
von Ferdinand Raimund· überschreiben: "Der 
Verschwender". In der Hauptrolle: Fred Sino­
watz. Regie: Bruno Kreisky. Idl mömte nidlt 
direkt zum Kapitel Unterricht reden, sondern 
möChte meinen Debattenbeitrag der Kunst­
politik und der Kulturpolitik widmen. 

1976 ernsthaft in Frage gestellt ist." (Abg. 
Z i n gl e r: In zwei Jahren ist das so ver­
fallen?) 

Idl habe ja nimt gesagt, von wo, idl stelle 
nur fest, daß das im Bericht des .oster­
reidlismen Bundestheaterverbandes fest­
zustellen ist. Eine sehr besorgniserregende 
Mitteilung, insbesondere weil hier dom sehr 
große Sanierungen uno Investitionen dringend 
notwendig werden, besorgniserregend audl 
deshalb ... (Abg. Dr. Tul1: Die Versäum­
nisse, die von Ihnen unterlassen worden sind!) 
Herr Kollege Tull! Mein Kollege Kaufmann 
hat schon darauf hingewiesen, weil ja der 
Abgang bereits ein sehr beadltIicher ist. Da 
können Sie sidl nimt auf eine OVl'-Regierung 
ausredeq, das ist natürlichaudl eine Entwick­
lung der Politik,· der Preispolitik, der 
Inflationspolitik in ° der letzten Zeit: das 
Defizit hat nämlich seit 1969 bis 1973 um nimt 
weniger als 206 Millionen zugenommen. 
Allein von 1912 auf 1973 sind es über 67 Mil­
lionen Schilling. Diese gefährliche Politik der 
Inflation, des Preisgalopps ist audl hier sehr 
deutlim festzustellen. 

. . 
Der Kollege Kaufmann hat audl darauf hin-

gewiesen, wieviel das D~fizit der Bundes­
In der RegOierungserklärung steht unter der theater pro Tag beträgt.1eder Staatsbürger, 

Uberschrift .. fö"rderung der Kunst" zu lesen: vom Säugling bis zum 100jährigen Greis, 
"Unsere Aufgabe wirci es setq, imliler mehr mu~ pro Jahr rund 80 S für die Bundestheater 
Mensdlen für

o 
die TeHnahme am kulturellen aufboi-ingen. Pro Vorstellung fehlen immerhin, 

Leben unserer Zeit zu gewinnen."- Wie in wenn der Vorhang fällt, 465.000 S. Idl stelle 
vielen anderen Bereidlen auch hier leere das nur als eine Tatsadle beziehungsweise 
FIoskeI~ und nichtssagende Sätze. als eine Gegebenheit fest. 

Weiter heißt es: "Kulturpolitik ist ein be- Ich möchte damit keinesfalls eine Kritik an 
deutsamer Teil der Gesamtpolitik, sie darf den Bundestheatern selber anbringen, sondern 
nicht nur als ein Ornament des gesellsdlaft- hier ist auch die Politik vieUeimt dodl ein 
lichen Lebens aufgefaßt werden, sondern muß bißdlen smuld. Wir glauben ~ und· das geht 
in der Realität wurzeln, damit konkrete Auf- auch aus dem Beridlt der Bundestheater­
gaben bewältigt werden können.'.'. _ Nun die verwaltung hervor -, daß eben Bühnen von 
Frage: Wo sind die Wurzeln, und wo sind oWeltrang wie die Bundestheater nicht markt­
denn die konkreten Aufgaben, die hier ge- geremt operieren können, im Sinne von 
meint sind? marktgeremt nidlt erfolgreidl sein können 

und sie andere Aufgaben als nur auf gesmäft-
Dem sdlon heute zitierten Bericht des Oster- limen Erfolg ausgerichtete Theater haben, die 

reichisdlen Bundestheaterverbandes entnehme sidl nadl ihrem vorgeschriebenen Bildungs­
ich eine sehr ersdlreckende Feststellung .uud auftrag timten mussen. Sie haben aber die 
Aussage: vom Staat bereitgestellten Mittel ver­

"Burgtheater, Staatsoper, Volksoper und 
Akademietheater sind im HinbIi<k auf die 

antwortungsvoll und widmungsgemäß zum 
hödlsteli künstlerischen Nutzen einzusetzen. 

bühnentemnisdlen Einrimtungen,oauf Zu- Das ist alles ganz recht und schön. Wir sind 
sdlauerräume, Garderoben, Pausenräunie, . auch dafür, daß natürlimerweise diese unsere 
Probenräume in einem unveralitwortIidümZu· stand. . Bundestheater das höchste oder das bestmög-

lime internationale Ansehen und .den besten 
Der al1gemeine baulidle Zustand der Ruf in der Welt genießen und den klingen­

Bundestheatergebäude ist so sdllecht, daß bei den Namen Osterreidl hinaustragen. Wir 
Nimtdurdlf-&hrung von Generalsanierungen ; glauben aber audl - und persönlim bin idl 
die Bespielbarkeit der Volksoper ab 1974 und ·0 der Meinung -, daß es neben diesen Bühnen 
jene der Staatsoper und des Burgtheaters ab auch Länderbühnen, sonstige große KuItur-
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einrichtungen, große Ausstellungen und so, Beispiel ,Betriebsgesangsvereine, Betriebs­
weiter, also auch andere Kulturträger in den musikkapellen, die ebenso wie die anderen 
Städten, Märkten und Dörfern gibt, die nur Einrichtungen mit Konzerten, Heimabenden, 
vom Idealismus der Ausübenden leben und Heimatabenden und sonstigen Veranstaltun­
überhaupt bestehen können. Sie finden oft gen das Leben in der Gemeinschaft ver­
auch nicht die Aufmerksamkeit, die ihnen viel- schönern. 

leicht auf Grund ihrer Bedeutung für das ganze Abschließend darf festgehalten werden, daß 
gemeinschaftliche Leben zukommen sollte. die eminente Bedeutung des kulturellen 

Es gibt beispielsweise in ganz österreich Lebens auch in der Gesamtschau der Politik 
über 6000 Kulturvereine, Musik-, Theater- und gesehen werden' soll: Kultur ,für die 
Gesangsvereine. In Oberösterreich, Herr Gestaltung der zunehmenden Freizeit, als 
Kollege Tull,sind es 8;35. Es gibt darüber Bindemittel der menschlichen Gesellschaft 
hinaus --:- um hier wieder ein oberösterreichi- überhaupt, als Entspannung im hektischen Ge­
sch~s Beispiel anzuführen - eine Arbeits- triebe der Arbeitswelt, aber auch als wirt­
gemeinschaft für Dorfkultur,die auch eine schaftIicher Faktor in einem Fremdenverkehrs­
sehr bedeutende, Kulturpflege betreibt, die und Gastland wie österreich. 
Brauchtum pflegt im Ablauf eines Jahres, 
im Ablauf des Lebens eines Menschen., Vieles, glaube ich auch; könnte gerade im 

kulturellen Bereich nicht zustande - kommen, 
wenn es nicht Tausende Menschen in Unserem 
Lande gäbe, die niemals danach fragen, was 
sie für ihre Leistung bekommen. : 

Es gibt eine Reihe von Künstlergilden, die 
auch ein Sammelbecken iin regionalen Be­
reich' der KultllIpflege sind. Es gibt auch 
draußen in deii Gemeinden und Dörfern Laien­
spielgruppen, Trachtengnippen, kleinere 
Ausstellungen, Galerien und VOlkskunde­
häuser, Heimathauser; Heimatmuseen und 
eine Reihe von Leuten, die sich um die Mund­
artpflege besonders :verdient gemachtha,ben. 

Alle diese Einrichtungen'und, Örganisatio­
nen schaffen doch tinschätzbareWerte, pflegen 
'und erhalten sie audiaer NachweI1: und geben 

Privatinitiativen sollen gerade' auf die­
sem Gebiet nicht erschwert, sondern gefördert 
werden. Ich weiß sdlOn, Idealismus kann und 
läßt sich niemals bezahlen, aber er soll ermög­
'licht und edeidttert werden. Wir sind der 
Me~nung, . daß "mit den Ansätzen in diesem 
Budgetkapitel dies nicht der Fall sein kann. 
(Be~fall bei der OVP.) 

sie weiter. Ich glaube, daß diese Sparte kul- Präsident Probst: Als nächstem Redner 
turellen Lebens einfach aus unserer Gesell- erteile1ch das Wort dem HerrnAbgeordne~ 
schaft' nicht wegzudenken jst und, daß daher Ortner. 

auch die öffenUlqte Hand diese EinJ"i~tungen Abgeordneter Ortner '(SPÖ): Herr Präsident! 
nichtganz vergess~nsoll. Hohes Hausl Verehrte Damen und Herrenl 

Die Erhaltung und die Förderung diese~ Ich repliziere oder zitiere nicht sehr' gerne 
Einrichtungen ist zurzeit in erster'Linit:( nur --'-' und, der Kollege Ofenböd\. ist·, auch nicht 
Aufgabe der Länder 'uhd Gemeinden. Der Bund hiet .:....-, .. aber wenn er, gesagt hat, im Kapitel 
hat hier. keinerlei Mittel·-'- zumindest bis' .. Unterridit -in Sportförderung sind keine 
,her"-"-' dafür übrig' gehabt. . Schwerpunkte und nicht entsprechende Mittel 

. i&<meiile; daß auch beide~ Mensm:~~ im ausgewiesen, dann muß, im, ihm sagen; ·er 
. ;," ' .,' ",." ;"" "," scheint vor lauter Bäumen den Wald nicht zu ~anä1imen 'Siedlungs- und ,Wohnbereich , ein 
;echtes I<:tilturbedütfnis. vorhanden ist UIld,aum sehen. (Beifall bei der SPO.) 
der Kulturkonsum ein ,bißchen angereg~Es sind sehr wohl Schwerpunkte in diesem 
wEird~n s.oÜ, 'vor alleJIl aber auch bei der Budget. Er hat angezogen, daß im 2. Budget­
Jugend. Im besQnderen in der Schule sollte überschreitungsgesetz rund 16 Millionen aus­
~lieser KuIturkonsuIIl mehr als bi,sher m~Vleckt gewiesen sind, Das ist rimtig, und wir freuen 
werd~rt, Um die Jugend vielleicht auchm~~- uns darüber;, Darf ich festhalten, daß es 
mesMal einbißchen von den immer' wieder gerade . dieOsterreichisme Volkspartei 
besprodi'enengtoßen 'Gefahren" abzulenken. gewesen ist, die diesem Budgetüber­
Die' Förderung der Theiiteraldionen, der, Kon~ ,schreitungsgesetz ihre Zustimmung nimt ge~ 
zertaktlonen 'ist sicherlich ein sehr 'brauch- . d 
liiil:er An' satz dazu. Es sind, sehr oft dra'u, ßen gebenhat,sie verweigert hat. Und sie wir 

auch voraussichtlich heute dem Kapitel Unter­
dig: Lehrer,' die in de~ Geineindenmit viel rirutwiederumnidlt zustimmen und ebenfalls 
Idealismusih ihrer Freizeit als echte Kuitur- .denAnsätzen für die Sportförderung und für 
apostel tätig sind. .' die ,Jugend österreichs _ und. das muß man 
. Nidtt ~e~ähnt sollen bleiben die kul- doch mit aller Deutlichkeit sagen - nicht 

turellen Einrichtungen auf Betriebsebene,:zum zustimmen. 
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Außerdem können wir das erstemal seit Und nun die Länder. Darf -ich· dazu gleich 
zwei Jahren dom feststellen,daß Schwer- etwas sagen. Herr Bundesminister! Ich würde 
punkte gebildet werden. Wenn wir Vergleiche anregen, daß man einen Katalog, eine Liste 
ziehen in der Bereitstellung der Mittel: Im oder eine Aufstellung - ganz gleich, wie man 
Jahre 1971 waren 28 Millionen für direkte das nennen mag - beim Bundesministerium 
Sportförderung, 1972 32,5 Millionen, für 1973 anlegt, damit man einmal echt sieht, was in 
sind es 37 Millionen. Das ist eine Steigerung Osterreich auf dem Gebiete der Sport­
von 13,4 Perzent. Herr Kollege OfenböCk hat förderung und der Förderung der körperlichen 
bemängelt, daß das nicht im' selben Ausmaße Ertüchtigung getan wird. Idl könnte mir vor­
geschehen' sei, wie das iin übrigEm Unterrichts- stellen, (jaß· das sehr interessante Schlüsse 
ressort der Fall sein sollte. Dilrf ich folgendes geben müßte. 
feststellen: Wenn den Kollegen Ofenböck oder. 
die OsterreiChische Voikspart"ei die' Tätigkeit 
in der Opposition vor allem' zu neuen F()r­
derungen und Vorstellungen so" anregt, dann 
wäre es' eigentlich . sehr zwedqiläßig, wenn 
Ihnen der Souverän des' östEirrEiiChismen 
Staates, der Wähler, Gelegenheit geben 
würde, sehr viel Nachdenkzeit zp belcomxnen, 
denn d,a~, glaube ich, müßten Sie doch auch 
erkennen, daß. es doch. ,nicht. so ist,. wie man 
immer sagt: Jetzt müssen es mehr, sein, jetzt 
ist alles zuwenig! Und Sie selber haben aber, 
solange Sie: dazu Gelegenheit gehabt haben, 
es nicht für zweckmäßig . erachtet: und. nicht 
getan. 

. , :N~n, . SCh~erpurilüe in der:, $pprtföiderung 
fUi' 1973 -:- schauen. Sie sirll' i:Ien,~S,portStätten­
I~itplan an.~. er.nießen::b~L<\e*·, Sp~~thällen, 
Sportschwimmbädern, be~:, .@u.Kunst­
eisbahnen und bei den sonstigen Sportstiltten. 
Hier: :istdodt, echt . auch . eine!: Schwerpuilkt­

Uns ist die Förderungshphe seitens de~ 
Bundes bekannt, vereinzelt audi noch seitens 
der Länder, interessant· wäre aber auch 
- denn. hier ist bestimnit ein entsprechend 
größer Anteil drinnen -, was die Gemeinden 
an Sportförderung zur Verfügung stellen und 
- soweit es offensichtlich gemacht werden 
kann -..::- wq.s aus dem Bereiche der privaten 
Wirtschaft und der Sponsoren dem Sport echt 
zufließt. benn damit würde sich, glaube ich, 
auch eine Argumentation ad absurdum führen 
lassen, 'nämlich' die. daß aus versdiiedenen 
Kreisen ganz einfach geschrieen wird, es wird 
.in Osterreich für den Sport und für die körper­
lich~ Ertüchtigung nicht~ getan . 

Herr Bundesministerl Es wäre auch sehr, 
sehr interessant zu wis~en. _. ich, glaube, das 
geh t in die Hunderte von Millionen 
Sdiilliug ~, was' in O&teIIei~ fÜr den Sport 
flüssi~gemadlt wird.. . 

bildung erfolgt: im Jahre 1912 von 8,5: ! Mil- . Herr Bundesminister! Bei der Spitzen sport­
lionen der Förderung, 1973 hier schon 16Mil- enquete im Schloß Laudon in Wien wurde 
lionen der Förderung, also ein neuerlicher Ende Oktober in Punkt 7 eine Anregung fest-
Schwerpunld. '. ...... ; . ",: '" ....... gehalten, die, würde siesichreaIisieren lassen, 

.. Darf idl:hieretwassehrbewußtsag~n: Nodl,mir sehr bed~utung~voll ers~eint. Es ist die 
niemals' 'wurden in'Osterreimso ::viele Fr~g~.der Instalherung emer parlamen­
Schwimmbäder, Hallenbäderund.Sportbäder~anschen Sportkommission. Da~ ist eine alte 
fertliggesteUt oder i.hr·.Bauii>. Angriff . genom- fordexyng des ASKO ~ch?n ~elt Jahren, ab~r 
meri wie in der Zeit in der .in OsteHeich die auch eme Forderung, dIe Jetzt ganz allgemem 
sozialistische Regie~g'am Werk ist;:wirklich in den. ,~all:mgestel~! ~ird. ~hle ~olchep"ar­
echtl'egiert und auch .. , etwas tut: (Beifall' bei lamel1~ansch: " KOIIlIll1~SlOn _ko~t~ seIlT" se~r 
der SPO.) ~te llnd~ktlV~,Arbelt, unterst~tze,ndeArb~lt 

leIsten. NIcht vorstellen kann Ich mir das In 

Ist -es nicht auch, ein Schwerpunkt, wenn der Form, wie es Kollege Ofenbö<x in seinem 
. man· nun für die Sportlehrer und !luch für den Intervfe:w im Sportfunk gemacht hat. Er' stellt 
Sportstättenausbau . zusätzlich> : noch' einmal siili die Etablierung eine~, parlamentaris<nen 
,3 Millionen zweCkgebundeIi' zur 'Verfügung UIiterlnissdi'tlsses vor.' Das' iJSt doch' nach der 
stellt?· Darf . ich 'darauf hinweisen,' daß . bei Cesc:häfts'ordnung' . eiDfadt ilicht: iriÖgli<h, 
einem anderen AnsatzimUnterrichtsressort glaube ~dli was ich mi,t Vorl?ehalt'sage,uji im 
22,Millionen Sdlilling zusätzlich zu' dieser ni<:ht .ein sehr guter Kenner der Gesdiäffs­
Förderung ,für· den'. Bau :derHalIenbäderdn ordilung bin. Aber ich könnte 'mir' nicht vor~ 
österreich. zur . Verfügung gestellt werden? stellen, (faß' mim für . alle Dlpge .'. einen, par­
Auch erstmals' ein ausgesprofuener Schwer- lamentarischen. Unterausschuß. . einsetzt,s9n~ 
punkt!. Und da sagt der Hel'rKollege' Ofenbödr der.p, nur für cUe spe7lielI.(m Fragen. Aber das 
so ganz einfach von hier aus: hier:werden wäreIi~ das darf ich auch mit aiIer Offenheit 
keine Schwerpunkte gebildet.Diese~ehaup- sagen - etliche der Gedallkimgänge, mit 
:tung kann man doch:bei bestem Willen Iiichtdenen. man sich positiv 'auseinandersetzen 
mehr aufrechterhalten. ,,'.,., . könnte."'" 

,/ 
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Es geht aber nidlt an, daß Kollege Ofen- Nun zur Frage des Spitzeilsports und der 

böck ganz einfach schreibt: Die Gemeind~, Gesamtsituation seitens der Vereine und der. 
Wien, das Land Wden hat kein Sportförde- Sponsoren. Hiezu darf ich doch noch folgendes 
rungsgesetz, das ist eines der Länder, die auf sagen: Der Spitzensport scheint mir in Oster­
diesem Gebiete no.ch nichts haben. - Oder er reich jetzt eine Gratwanderung durch­
führt dann noch Kärnten und so weiter an. zumachen. Neben der Förderung der Gesund­
Herr Kollege OfenböCk, darf ich etwas sagen: lieit steht im Spitzensport und i IIi reinen Lei­
Es. kommt doch in diesem Bered.me gar nicht stungssport sdlOn der gesundheitsschädigende 
darauf an, ob man immer 'ges;etzliche Normen Aspekt, neben der Leistungsfreude das Lei­
hat, damit man die körperliche Ertüchtigung stungsmuß und neben dem Völkerverbinden­
und den Sport fi)rdem kann, sondern es den der Leistungsdruck. Wir wissen, . daß 
kommt darauf an, daß echter Wille vorhanden neben:d~m nationalen Prestige teilweise schon 
ist und daß auch Mittel bereitgestellt werden. ausgesprochener Chauv.inismus und neben 
Diese A~s5age ist' vollkommen falsch, geht den .. wirtschaftsfördernden. Momenten die 
dan:eben't.mdthuß auchvop. hIer aus zurück- totale .Kommerzialisierung im Raum steht. 
gewieseriwerdeD:.p~nri· uns ist bekahilt, da~ Daher sagen wir Sozialisten: In allererster 
das Umd Wien sehr, sehr' viel Mittel der Linie gilt ullsere Hauptsorge nicht dem 
SportfÖrderung zur Verfügung stellt. Spitzensport, sondern' unsere Hauptsorge muß 

. . '" dexn breiten Volks-und Gesuridheitssport 
. Nun :z;u.eüler Frage, die ebeW<:ills seitens gelten. (Beifall bei der SPO.) Auf dieser Basis 

<lesKolIegeri.'OfenhQck ;angesdmitten wUrde.; wird sich dann a' la longuemlI der Spitzen­
Olympiade . in: InnsbruddSelbstverständIich, . "., . '. ,. '. und LeistungssI?o. rt entwickeln können. 
(Ier Tirole'r Landtag hat, clas besdllossen. Jetzt 
wird dIese Frage ---:- Jast möd.lte " im sagen: 
auch gut so' -::- viellei'cnfzu. einer nationalen 
Prestigefrage. 'Innsbru<k' bewirbt siCh, obwohl 
man noch nicht sagen karm, was das IOC' ent­
scheiden wird, denn. wii'''.habenja. echte Kon­
kurrenten bekommen. Sie wissen, Lahti und 
TaIilpere· in Finri.la1'id bewerben sich' ebenfalls. 
Es ,ist also'noch garnidlt eiltschieden;ob wir 
die Winterspiele bekommen werden. 

Selbstv~ri;tänd1idl.'uIitetstützt" die' Bundes­
re~iettirif1 'diese Bewerb1.tD~; des' Landes Tirdl 
und der'Stadt Innsbrudl:: Wii"Wütden' 'uns 
freUen, "wenn wit'die Olympis&enWinter­
spiele bekamen. 'Wir' müssen IilitKosten in 
der Höhe 'von: zirka' 550 MiIlidiiEm' SdiH1ing 
'reChnen; Bezüglich dei Aufbringung de'r'MittEiI 
werdelri' GespräChe" 'sta.ttiUfinden : häben. Die 
Aufbtingung wird eIile Fiage"der:DisktIssion 
werden. .. ;'.' 

. "Kbhege OferibÖ<k(;W~e .. wat derii1c;I~~i~uIl 
~igentli& - 'istWerhid{täu& ~üiUnie:r~ 
sdifed zu selieh; 'viie'sich'diese Bundes­
r~giefün~f veJ:häIii Ich :Weiß: J ~68h~t~i<n 
artÜißlich ii~r ',ölympisdlEin 'Smhmerspiele d~ 
Stadt W!eri'au,dlb~;worben, Aber die d~malige 
B1indesreg~e'rung haf söfbtt· äbgeW'unk~n ,Und 
neln~esagt; dl'e .k6Steris~ien ~uhoch. Wir 
unterstützen riatürlidl . die . Bewerbung lnns­
brud{~~' Aber nut zur Erinnerung: Es ist niCh.t 
immer so. gewesen', daß man seitens dei Volks­
pafte~' gleidi AÜelujagerufeil hat. Die Bund'~s­
regierung hat si& 19~.s~hr;: s~hr reseij1ett 
gegenüber der BewerbUng' Wiens für die 
Qlympisch~il . SoniIilerspiele . 'verhalten. Das 
dllrf . man doch hieraudi :sageri .. (Anhaltende 
Zwischenitife,b~i, .<leE' OVP.und· Gegeniufe bei 
@rSPO,Y"'· 

Ich muß auf eine.sehr gefährlidIe Entwick­
lunghinweisen>-das gilt für alle Vereine, 
ganz gleich, welcher Couleur -, es ist dies dde 
Frage der Sponsortätigkeit privater Personen 
in V~reill:en. D.q.s ist alles schi)n und gut, ist 
älles sehr positiv zu bewerten. ldi'kannaudl 
~ieA:~r~g-Q.ng vom 16. November im 'Finanz­
un.d,~~dgetausschuß .verstehen,., hier audl 
steuerlich etwas . zutun, Aber was geschieht 
de~n," wenn sich die Vereine' mit !ihrem Aus~ 
gabenrahmen .' in. ein Budget efabliert haben 
und JIJ,Jien. der Sponsor eines . Tages ß~ine 
GunsC'e:ntzieht und nlmt mehr Mittel in' dem 
b~~~efI.gen~~hme~ b~reit~t~iIt? ,Was tiitt'dann 
ein? Da:liaben und mussenwir . festsiEillen, 
d~ß' viel~Ve~einega·ri'~~hlfach iiJ, Ko~kurs 
gehen müssen, und das w'ollEmwir' vermelden. 
Darum müssen wir darauf aufmerksam 
mamen: Eiri: soImesEngagement muß sich 
jeder Verein' atichfürdie Zukunft überleg'en~ 

~. ~ •.. '.' 

Ein gutes Beispiel hat sicherlich der ins 
Lebelf .. gerufene •• Sthiji601 .' geÜefert. . Hier ." ist 
doCh' audl unsere "Bundesregierung sehr sÜirk 
engagiert. ' " " , 

"D~rch, die. InsÜiI1ierung. der Spoithilfe im 
yorigen"Jallf :rsf ,a\ldl.~Ill B:~l\eichdes. L.~i­
stungs~ und des Spitzensports in OsterreidJ. 
sehr, seh,r viel ges~elie!l" . . ,. 

Nun zur Sportförderung. Man sagt da 
hinlier; Selbstveistandlklisoll, ·.lian,n, p.nd darf 
die ~portfÖrderi,l.ng niCn.tauf9·r:u~d. partei~ 
poiitiseher' G~Simtspunkte erf<>ig~Il. : ~ 'Da 
w~rd d~n ~enrlaut gerufen.. ,... . 
; .. ' "., ••• ".' c •••• ' 

Ich muff jetzt doch jenes Beispiel wieder­
holen, da.s ich Ihnen voriges' j aht' genau "vori 
diesem Rednerpult aus' vorgetragen 'habe; , 
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Ortner 
damit Sie, meine Herren von der Oster­
reichischen Volkspartei, sich endlidl von dem 
Irrglauben befreien, daß alles, was Sie machen, 
überparteilich und unpolitism ist beziehungs­
weise nach objektivsten Gesichtspunkten ge­
schieht und daß das, was andere tun, nur 
vom parteipolitischen Standpunkt aus erfolgt. 
Im bringe jetzt ein Beispiel, das sehr inter­
essant ist, das aum die Offentlimkeit kennen 
soll, damit die Dinge ins remte Lot gerüdct 
werden. 

Im komme jetzt auf die' Sportförderung in 
Oberösterreim zu spremen. Dataus kann man 
sdlon sehr, sehr viel ersehen. I<h beziehe mich 
auf die Zeit von Jänner bis September 1972. 
In Oberösterreidl wurden im Jahre 1972 etwas 
mehr als 30 Mil1ionen für die Sportförderung 
ausgegeben. Ich darf Ihnen sagen, was die 
Union-Vereine bekommen. haben. Dagegen 
können Sie gar nidlts sagen, denn das sind 
Zahlen. (Heiterkeit bei der OVP.) 

Zahlen. die ni<ht falsm untereinander ge­
sdlrieben, nidlt falsch dividiert oder sub­
trahiert werden, lügen eben nimtl Zahlen 
geben nur dann ein· falsmes Bild, wenn wir sie 
verdrehen. (Abg. Gi a f:Aha!) 

. Union 3,828.000 S, ASKO 1,190.000 S, ASVO 
3,508.750 S. Idlweiß J]idlt: Sollte das smon ein 
"Anregungsbetrag" für 1973 seinJ Bitte,' 1& 
weiß es nimt, im stelle es nUr zur Dis­
kussion.·- Sonstige Vereine 1,oai:945 S~Dies 
alles,obwohl wir' wissen, Herr Kollege 
Graf - das wissen Sie wahrsmeinlidi genau­
so gut wie im' ... (Ruf bei der OVP:I;f;senßie 
die Protokolle von derletztim, Landtags­
debatte! Da wird iIJidas wldcrlegtlj'Das 
glauben Sie. Gar nichts ist wirletIegt!Solme 
Zahlen' kann man 'namlidl nidlt widerlegen I 
(Beifall bei dei SPO.)' . . 

Herr~andesrat. Possart ,hat etwas, herum­
geredet. Widerlegt. hat, er . überl1aupt nichts. 
Das ist ganz.gena~ ersimtl~dl. 

Sie IIlÜssen. genauwJ!)s~n, daß, jn Oberöster~ 
reich der ASKO. min4e~tens so ,viele .Vereine 
mit mindestens so vielen Mitgliedern hat wie 
die Union. Doch hier klafft ein .Fehlbetrag 
von mehr als . zw~i Dritteln. t:>a:s . ist die unpoli­
tisdle, üb~rpaiteiliche SportfÖrderung, wie Sie 
sie sich vorstellen, mein Liebetl,( Abg. Oi e n';' 
böe k: Bleiben Sie beim 13iJndesbudgetl) 

Hetr Kollege Ofen1,l.ö&1 Sie wissen ganz 
genau, . daß' nadl Artikel 15tinsel'es Blindes­
Verfassungsgesetzes .. ~ N ~gativ:kompetenz, 
weil keine . taxative Ariführung erfolgte.--':' 
die Länder für den Sport zuständig' sind. Das 
~st so. Wenn .wir d,iese Kompetenzen so be­
lassen, dann wird man den Bwi.d nur für die 

.. übemationale.beziehungsweise die nationale 

Sportförderung zuständig mamen. Es wird 
nidlt gehen, daß die Länder verteilen, der 
Bund zahlt, aber nimts mitzureden hat. Das 
geht halt einfam nimt, das ist nicht möglich. 
(Abg. 0 f e nb ö c k: Ist der Bund für den 
Spitzensport zuständig oder nicht?) Für den 
Spitzensporf? Ja, aber für den gesmieht ... 

Präsident Probst: Bitte, meine Herren, ein 
bisserl abgrenzen! Die Bundesverfassung 
kennt nicht die Begriffe Spitzensport und 
MassenSport. Idl madle Sie darauf aufmerk­
sam. 

Abgeordneter Oftner (fortsetzend): Ich darf 
fortfahren. Die ÖVP-Gemeinden haben in 
Oberösterreidl 6,010.000 S bekommen, die von 
der SPO verwalteten 2,940.000 S .. Und in die­
sen Gemeinden wohnen 52 Prozent der Be, 
völkerung Oberösterreichs. 

. Das ist jene 'Überparteilime und unpolitisdle 
SportfÖrderung, die Sie immer so in den Raum 
stellen: (Beifall bei der spo. - Abg. Pet er: 
Zum Mikrophon gehen, sonst h.Ören wir Sie 
nichtl) Kommt SchOli, Herr' Kollegel Das ist 
ja' audl hinsichtlim der Ihnen nahestehEmden 
Vereine sehr interessant. 

Präsident Probst:· Idl glaube, meine Herren, 
wir sind im oberösterreichisdlen Landtag. Da 
diskutieren ja nur ,mehr die . Oberösterreidler 
untereinander: (Heiter·keit.- Abg. Pet e r: 
Eine Familie!) ... 

AbgeordneterO~er (f()Itsetzend): Folgen­
qes : sollte man,. glaube. ich, aum einmql zur 
Diskussion stellen: Heute ist es so, daß bei der 
Sportb~riChte;rstaÜung grÖßtenteils nur' mehr 
die. e~treme~ Spitzenleistungen beziehungs­
we~se.der Spitzensportzum Zug kommen. Ver­
ständlich! ,Aber, im glaube,. wir sollten uns 
<loch etwas mehr bemühen, in.der Publikation 
audlden: Breite~~undden Gesimdheitssport 
stärker' herauszuste11en. 

.. Folgend,~,s darf idl. Jn diesem Zusammen­
hliIignodlsagen: ~odl nie-'- das werden aum 
die 'zuständlg'en " FUnkÜon~re. der Dach: 
verbände und die BundessportfuDktionäre be­
stätigen .-:-:·gaQ es' in OsterreiCh eine so gute 
Kooperati61J, zwisdJ.e~ dem 'Blindesministei'ium 
uridden Sportbehör9,en wie seit: zwei Jahren, 
seitd~tU . diese Bwi.desregierimg hier ange­
treten' ist. Das darf man ebenfalls mit aUer 
Deutlidikeit sagen. (Beifall bel der SPö~ -
Abg. 0 fe n böe k: Bei den 15 Mi11ionen ist 
die Bundessportorgru:Usation überhaupt nicht 
gefragt worden!) Geschhifen? (Abg. Gr a f: 
Nicht hat er geschlafen!) 

Herr Kollege Ofenböckl . (Abg .. 0 feil­
b ö,ck: 'Unwiderlegbcu!) Eine Praesumptio 
juris et de jure gibt es beim Mensmen nidlt; 
Herr Kollege Ofenbödtl (Abg. 0 f e n böe k: 
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Ortner 
Die Bundessportorganisation wurde bei den 
15 Millionen nicht gefragt/) Was schreden Sie 
denn so? Deswegen werden Ihre Ausführun­
gen nicht glaubwürdiger oder besser! (Heiter­
keit und Beifall bei der Spö.) Warum schreien 
Sie bei der ganzen Geschichte ISO? 

Noch eine Frage, die ebenfalls im Finanz­
und Budgetausschuß angezogen wurde: Was 
könnte man steuerlich noch zur Förderung des 
Sports tun? Ich glaube, auch die Bundes­
abgabenordnung, Herr BundesmiIlister, müßte 
man da überdenken, nämlich, ob inan die Ge­
meinnützigkeit doch nicht auf Ei:qnahmen aus­
dehnen könnte, die Sportvereine nidlt nur 
dann erzielen, wenn sie auf dem· Sportfeld 
selbst tätig sind. Ich weiß, das ist natürlich 
eine sehr diffizile Frage. Aber; Herr Bundes­
minister, hier könnte Sie eine. parlamen­
tarische Sportkommission 'sidlerlich unter­
stützen. 

. .. . 

Zum Abschhiß zur Bed~utung des Sportes. 
Sie wurde hier schon kurz dargestellt. ich 
darf betoneIl: Sportist.nicht~in Hobby irgend­
welcher Funktionäre' ,ln :Österreich. Sport ist 
heute eine gesellscna'ttliche Frage geworden. 
Per Sport zeigt ,pädagogische und wirtschaft-
H<;he Aspekte~ . , . 

Sport geht' letztliCh Uns alle an, und zwar 
deswegen, weil wir" in einer Zeit der Be­
wegungsarmut leben, die immer ärger wird. 
Wir leben in einer Zeit des Dauerstteß, Das 
gilt auCh für das Parlament. All das kann nur 
mehr d\1.rch körperliche Ertüchtigung ausge­
glichen werden .. 

Natürlich sollten wir - denken wir an die 
letite Wochel - einmal drandenkeIl, Kollege 
Ofenbodc, ob wir nicht einen geeigneten leer­
stehenden: Raum dieses' Hauses zu einemFit~ 
raum' für Uns alle m~chenkönnten: ICh denk~ 
zum Be~spiel an ein Schwimmbad, ,au<:h das 
wäre eine MögÜchkeit. IchgJauhe;<;las wäre 
eine sinnvolle· Verwendung leerstehender 
Räume. (Beifall bei der SPlO.· -.:.. Heiterkeit.) 
Man könnte auch auf diesemqebiete etwas 
tun.' 

Zum AbsChluß:· Kollege Ofenbödd Natürliich 
hat die Opp'Ösitiön das 'Recht, Kritik zu Üben. 
Aber, .. Kollege Ofenböck.,· sich selbst mit 
utopischen Forderungen· zu berausdleil, die 
man selbst zu erfüllen nie gewillt war - das 
wird·· nicht gehenl'·(Abg. 0 f e rib ö c·k: Wet 
hat was aufgesteJIt?} Alles· war IhneIizu 
weriigl ..., 

All das wird eines. Tages vor den Souverän 
kommen, und das <ist das österreichisdle Volk. 
Das. wird im Zeitpunkt X mit· der' Goldwaage 
gemesse~ werden, lind da, glaube ich, werden 

Sie mit Ihren Forderungen zu leicht befunden 
werden. (Beifall bei der SF.ö.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Ing. Rudolf Heinz Fischer. 
Er hat das Wort. 

Abgeordneter Ing. RudoIf Heinz Fisdler 
(OVP): Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich möchte doch noch kurz 
auf meinen Vorredner eingehen und feststel­
len, daß Sportförderung wohl von aUen Insti­
tutionen in Osterreidl betrieben wird. Sicher­
lich vom Bund, von den Ländern, Gemeinden 
und auch von der Wirtschaft. Daß es zuwenig 
ist, das wissen wir ,alle, die in Vereinen selbst 
tätig sindjdaß hier natürlich Forderungen auf­
gestellt werden, die nicht immer erfüllt wer­
den können, das wissen wir auch. 

Aber eines möchte idl erwähnen. Das ist 
die Besteuerung der Vereine, die hier ange­
klungen hat. Getade diese Sportvereine, die 
für die breite Masse etwas· tun, sollten vom 
Finanzministet ':-und' das wäre eine Initiative 
für Sie, Hert Unteidchtsminister - ausge­
nommen werden und··nicht ·oesteuert werden. 

Nocheinesistallch zu sagen: Eine derartige 
Vereinfachung, .. wie sie' der Kollege Ortner 
hier gemacht hat, indem er festgestellt hat, 
die Opposition sei nicht ,tür ,die Sportförde­
rung, weil sie .das., Unterrci.chtsbudget ab­
lehnt, ist: doch nicht möglich, so :einfach geht 
das wohl nicht. Dann müßten wir nicht für die 
Schulen ~ein und. für gar nid;lts. Wir lehnen 
das Budget aus gan,zbestimmten Gründen ab 
und haben das .auch .schon zu~ großen Teil 
bekanntg.egeben. 

Ich niöchteinichaber in meinem Debatten­
beitrag d'~tauf besdiiänken, mich mit dem 
sozialistismen' ;' Sdi~lbariprogramm ausein~ 
andenaisetzEm, u!id· das aus dem Bli<kwinkel 
und der praktischen' Erfahrung eines Baufach­
mannesiab~r,zugle,icb.· au<h.ein,es Schulerha~­
ters von PfH<D,tsdll~len,· In diesem Zusammen­
hang ist .essidlerlich: notwendig, einige Fest­
stellungen ~u treffen. und auch Fragen an den 
Herrn Minister,zu richten. 

Es ist nurhedauetliich, daß' :d,ie Anordnung 
dieses Rednerpultes hiersogestdltet ist, daß 
es nicht möglich ist, in direkter'Konfrontation 
mit dem . Herrn Minister diese· Fragen zu stel­
len. Diese Tatsache haben schon mehrere Ab­
geordnete festgestellt. Es ist das ein großer 
Nachteil für die Opposition; da'die Regierung 
auf höherer,EbeneIÜck.viärtsist und die 
direkte Konfrontation nicht gegeben: ist. Man 
hört mögli<:herweise··hö41stens Einflüsterun­
gen, die aber ni41t uns; .. sondern vielleicht 
Ihnen zugute kommen, .denn Sie stehen ja 
vor rind auch unter der Regierung, Ich glaube, 
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Ing. Rudolf Helnz Fismer 
die Verantwortungsträger des Hauses 
müßten sich schon einmal damit befassen, 
diese antiquierte räumliche Anordnung zeit­
gemäß umzustellen und zu erneuern. 

Ich habe im Finanz- und Budgetausschuß 
eine Reihe von Fragen hinsichtlich des Schul­
bauprogramms an Sie, Herr Minister, gestellt. 
DurCh die kurzbemessene Zeit im Ausschuß 
war es niCht möglich, diese Fragen zu beant­
worten, und Sie .sicherten eine schriftliChe Be­
antwortung zu.. 

Programme zur Orientierung. Wie soll eine 
Kontrolle vorgenommen werden, die ja eigent­
lich in den Ausschuß gehört, wenn ,die Unter­
lagen einfach fehlen? Im Dezember 1971 kün­
digten Sie bereits die Vorlage an das Parla­
ment an. Heute haben wir Dezember 1972, 
und es ist noCh nichts eiIlgelangt. 

Ich möchte aber zum Schulbauprogramm in 
aller gebotenen Kiirzeganz chronologisch vor­
gehen. Im November 1971 erklärte 
in der Zeitschrift "profil" auf die Frage eines 
Journalisten: Bis zUIIi 1. 1. 1973 verdient Ihr 
FinaIizminister ,.' immerhinnadl ,diesem unge­
rechten Steuertarif!, Herr Bundeskanzler 
Kreisky: Nicht sinnlos. Wir werden sehr 
große Aufgaben"fü'f: Infrastruktur planen; wir 
wir werden rascher und: mehr Schulen bauen: 

Sie werden mir aber als Oppositionsabge­
ordnetem zugestehen,da:ß ich Ihre Antwotten 
und all das' Wesentliche, was Sie und Ihre 
Ministerkollegen zum -SChulbau in. Presseaus­
sendungen gesagt haben, einer kritischen 
Analyse unterziehe und aum, Gegenüberstel­
lungen in kurzer Form ,vornehmen werde. 

. .. .. . . Nun, eine schriftliche parlamentarische An-
ICh b~n auf .GriInd der der~eitigen d~pflogen- frage meiner Fraktionskollegen Dr. Lelitner, 

heitgezwup.gen,. diesJlier ifll Plenum.zu tun, Dr. Gruber vom 30. Mai beantworten Sie, 
obwohl i~derMeinung bin"daß:det:n Finanz- Herr BUridesmiIiisfer; am: 'li'-Juli; wie Sie 
und Budgetausschuß. ~iIlgrößerer Zeitraum selbstwiss'enundwiE~ idi Sie im AussChuß 
eingeräumt werde,nköp.nte, da dort 21 Abge- aufmerksam gemacht h~be,ililv~iiständig, ins~ 
ordnete rationeller und ökonomisCher arbeiten besondere Punkt 4uiid '5~ Dorf wurde nadl 
kÖi-triten, noCh dazu wenn: es möglich wäre, die dem Bauprbjektpr6gratiim: . '1971/72 gefragt, 
Türen zu öffnen ühdnid1thintet verschlos- welche Projekte in Angriffgimommen wurden 
senen Türen zu beraten, sondern:' Presse und und welche Projekte abgeschlossen wurden, 
Rundfunkdazu'einzuladen. Dann könnte man und es wurd e'ne namentl'~ Auf t Il ..' .. e 1 _ .: ll,lle . se ung 
diese'Marathondebatte': hier' gewaltig 'abkür- gefordert. pie ,Beantwortj,mg .Ist leiq,er nicht 
zen. (Rut bei'derSPö;Verlegenl) Nein, abkür- erfolgt -'.., .' . 
zen~ Im glaube kaum,' da::ß mali hieraHe Detail-
fragen noch, einmal wiederholen müßte, wenn : Auf eine' weitere mündliche Anfrage des 
im Aussmuß"dazu viel Zeit ,wäre; , Das wäre Abgeordneten Dr. ' Grober teilten Sie am 
nidlt Iiotwendig,und' ;wenn' das Oftentlkh- 5. Juli mit" daß' hinsichtLich' dieses Ptojekts­
keitsremt gegebenwärei' wäre, das sidlerlich programms die Anzahl der Projekte e115t im 
ein ökonomischer Stil, Herr Abgeordneter Programm 1972/73 aufscheinen wird. Für 
Tun~Das ist sÜherlic:hüberlegensw~rt. (Abg. eine Reilie dieser Projekte sei die konkl-ete 
Dr: T ull:'Kollege F.isch~rJBi~ ...... isse!lc, ganz ~'auplan$g bere~ts. imyöÜen Gange,P.lldun­
genau~ ~ie viele der' "e~te" hieiaujge\irorte- mittelbar 'vor d~rßinleituIig, Und jetzt kommt 
nEin Fragen der I:IerrNinister. SÜ1Q~'-at~, i In ~ber' ein: wesentlicher :S;:i(i: Wel~e' Pi:oj~kte 
Ausschuß aUS1.ühriich.st; beaiztworie.{liatV .::..:... sagten Sie,. Herr Mimster -:-' im Jahre '1973 

bezvgsfertig ge~tellt werd~n können, kann mit 
Meine' Fragen zum-·Beispielnicht/Hert Ab- eiliger Sicherheit ~rst iih kotDm.. enden Jahr 

geordnetE'ir TulL Idl habe dieFtagenamS. No- . 
vember: 'gestelit, und Ii<hihabe~ die Beantwor~a~gegeben werden .. 

tung'meinerFragen sdiriftIidt erst aJl:t.15;<De~ Herr Ministeri WennSie im Juli sagen, Sie 
zember, also am zWeiten:'Täg;'nadldem die könnten erst im Jahre 1973 die Schulen nen~ 
Vnterrichtsdel:J·atte be.re~ts b~gonnen hat" be- nen, d(e im Jahre 1913 bezogen ,werden, dann 
kommen. Idlka,nn. sie ja,nur hier bringim, fehlt e:s hier. wobt an' der Koorqinierung, vor 
ich h~l:te keine Mögli~e(t,dieBeaIltwortung . <illem mit' dem .. ' Baute~iIlisterium und <lem 
~Üeser. Fragen im,A.usschußru heltom~enl .ich Finanzministerium. Ich kann mir licht vor­
habe die Beantw.or tUn9>erst am ~5: D~zember ~t~llen,4aß:eine sokur~fristigePl{lIlungiIl 
erhalten und .muß sie hier, vorbriIlgen. DQ.s so 'wesentlichen Punkten nicht so weit. fertig­
s·inq, sehr wesentliche :Frag~m, ~ie ithg)allbe. gestellt ,werden könnte, daß man nicht ein 

Meine ersteFrage·lautet~ Wann sind Sie halbes Jahr vor Beginn des KalEmderjahres 
endlidl, Herr Minister, in' der' Lage, ' die' Seit mitteilen kann, wann diese SdlUlen praktisch 
vielen Monaten ~angekündeten Programme Und fertiggestellLwerden. (Ruf bei der SPO: Wenn 
vörallem d'asSchulentwiddungsprogramm die . Bauwirtschaft die' Termine' einhalten' 
1971/80' Ihres Vorgängers:'überarbeitet, dem kann!) Die'kann"sie leicht einhalten, ich werde 
Pai-lamentzuzuleiten? ' Wir, benötigen diese Ihnen das nodi beweIsen, Herr Kollege. 
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Ing. Rudolf Heinz Fisdler 

"Was im nächsten Jahr und in den nächsten 
Jahren von diesem Programm realisiert wer­
den kann, wird davon abhängen, welche Mittel 
im Budget zur Verfügung stehen werden." 

Das sagten Sie im Oktober 1972. Da wußten 
Sie also genau, was im Budget enthalten ist, 
konnten aber nidlts sagen. Sie haben nur in 
einer Anfragebeantwortung mitgeteilt, daß 
aus dem' Baupröj~ktprogramm 1911/72 nur 
13 SdlUlen no<h, nicht in Angriff genommen 
wurden. 

Ich habe itil Finanzausschuß am 8. Novem­
ber sehr kOIlkrete Fragen an Sie gestellt, die 
Sie <im 15. Dezember beantw~i:tet'haben. 

,,:Aus qieser ,Antwort, die icQ.Il!!ltürlich jetzt 
nui:Scunstag/Sonntag ,durchsehen konnte, :geht 
hervor, daß von ,den 113 Schulen •. die Mini" 
ster Gratz bereits .im Bauprojektprogramm 
197,1/191;2 vorgeseh,en hat; nur 28 fertiggestelIt 
sind. Also 28 sind, r~alisiert, 33 noch im Gange, 
~ür die, übrigen, sind' Planungsaufträge verge­
ben, und für, 19 Projekte ist nach außen hin 
überl1allpt noch nichts geschehen. Hier wurden 
nur: ,Raur,nforde,rungsprogramme iin Ministe­
riUIn "undPlanungsvorbereitungen erstellt. 
AbE;ll:das ist keine Realisierung, wenn inner­
halb von Ministerien ,gearbeitet wird. 

Als .steirischer: Abgeordneter mUß: im fe!)t­
stellen, daß unter diesen.19 Objekten"sich das 
Musisch-pädagogism.e Gymnasi\lm Dep.tsch­
landsberg befindet. IhnE;ln Ist .vit~ileid:tt die R,e­
solution 'der' ,Elternveteinig{ing v(jm2',t'J I" 
zugegangen,' atfs der hervorgeJ;jt, ,welche stiin~ 
muti!t dbii herrsChte, Zuerst wurde VOll Ihrien 

• ."\ •••• " • 1 • '. ,. _ ••• ,' 

der, ~aupeg!im mit Herbst '1912 zugesagt, . daM 
mit Retbst 'i913','und nün ist es soweit, daß 
ihü.dem B~t dieser~SdlUI~ii e,rst im Frühjahf 
~~7~b~gohn,e~'w'er~~cfa!lll~ '.' ; .","" '",' 
;.:: ,pa~sel1;>egiltJür die Handelsakademie Lie~ 
zen. Die Raumsitllation· isLsOr, daß ein, nor" 
maler Unterrichtsbetrieb sehr, smwJerig ist. 
(.Abg:'H'Q'b et'l:DciShabenlhre'!eUte in der 
~;!~i~1Aart ve~iög~rtt)jiW Scluile:'h~(y#r e~ii~ 
einhalb Jahren .das Rilum~ und Funktionspro­
graJtiiti: 'ab~eveben, und der, Landes8ch~iat, h~z.t 
'eg Vbr eltiigenMon<iten erst geiieiert!) , " " 
~ .'~': : ."< •• : • ,",'" , .•• ' •• ": • . ,,".. ..".. '.". .- •. 

,Herr! E:ollegel Entgegen' der :Mitteilung ist 
'l(9mLand ,überhaupt . keine Verzöge(Ung., Es 
~st,alles:fertig. Der'Ball lie,gtj~tzt nur beim 
Minister. (~eifallbei der OYP.) Er: könnte 
sofort anfangen .. Pas ist alles fertig. " 

Ich räume Ihnen~ "'Herr Minister, persönlich 
sicher ein, daß' Sie Ihr Ressortniitbesten Äb­
sichten verwalten, !daßSie aber die ungelöste 
Kompetenzverfli'khtung zwismen Unterridits­
ministerium, Bautenministeriumund Finariz~ 
ministeriUIIi" derart eineIigen,' daß" Sie nidlts 
durchsezten:, können. ,Das '; Baupi'ojektpro-

gramm 1911/1972 konnte nicht realisiert wer­
den, das Bauprojektprogramm 1972/1913 liegt 
nodl immer nicht dem Parlament vor, und das 
zehnjährige Sdlulentwiddungsprogramm 1971 
bis 1980 ist auch nodl nicht überarbeitet. 

Sagen Sie doch die Wahrheit, Herr Minister, 
die praktism nur so lauten kann: Wir haben 
uns bei den Ankündigungen im Wahlkampf 
und in der Regierungserklärung, in Presseaus· 
sendungen zuviel vorgenommen. Wir sind 
nidlt in der Lage, die Zusagen und die Ver­
sprechungen zu erfüllen. Wir müssen mit Er­
smütterung feststellen, daß wir Konsequenzen 
ZN ziehen haben. 

Diese letzte Feststellung, meine Dainen und 
Heuen von der linken Seite, ist.beileibe nicht 
von mir, sondern von einem weitaus Kompe­
te;nteren. Ich zitiere aus der "Wiener Z~itung" 
4" 1. 1971:"SchulraumI.lot noch drückend", 
Minister Gratz: 

"Für das kommende Schuljahr mußten im 
Bereldl dieslilr Schulen" - der beJufsbilden­
den höheren Schulen - "etwa3ÜOO Anmel­
dungen zurückgewiesen 'werden, was Gratz 
als ,wirklich erschütt,ernd' ,bezeidlnete. Es 
s~ien daher imRalunend~s lO-.)'ahres-Schul­
ausbauprogrammes . gera<;le ,für die berufsbil­
d~nden Schulen4mge~eI.ld Konseqtlenzen zu 
ziehen." So Minister Gratz 191i in der "Wie­
ner Zeit:qng" ~ (Abg.; Ing. "S c'h ei ben g r a i: 
Das war Ihr Erbe!) 

; Wo bleiben diese k(:ms~qu':eri~en, Herr Mini­
ster'? Wo sInd reale Losungsvöi:schläge außer 
Ankündigungen und Versprechungen? ' 

" Jlörenwir,,-was der HerrFinanzminis~er,m,~t 
dem Sie ja, se1:J.reng zusammenarbeiten müß, 
ten, • über: dieSdlUlbautensagt~"Kurier" 
30. August 1972: "Br.em~e bei Wohnbau Und 
?~u~en, ___ An.drosdl"und Kreis~y,konform,,1 
Sinowatz einverstanden". " , 

Aufdie Frage, wann das nachgeh9lt wE;lrden 
sOll;,was:' vorerst.' der"l3aubreD;lse "zum Opfer 
fallen" würde, antwortete, Mini~ter-' 'AD:drosch: 
"Von: eine~ Nachiiq'ien braurot gar Dldlt'die 
Rede sein. Wir sind ohnedi'es nidtt. im Ver­
zug. Im Gegenteil, man kaoo'uris"vorwerfen, 
daß wir zuviel begonnen haben." 

Weiter sdlreibt der "Kurier":' _ 

.• "Auf de~ SdlUlbaus~kt()r scheint manUntel'~ 
richtsmip.ist~r . S~no~atz. bereits ,weichgeklopft' 
zu haben." Dazu "meinte der Ressortchef am 
Dienstag::'Idl bin natÜrIidlaudldaran inter­
essiert; 'daß die Baupreisestabilisiert und 
daduI'dl auf lange Sicht mehr Schillen gebaut 
werden können. Das zefuljähFige Schulbati­
programm mtiß ohnetlies in 'bestimmten' Ab­
ständen revidiert werden." - AnkündigUngen, 
aber leider nidlt gehalten, 
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In der "Wiener Zeitung" vom 31. Oktober 

1972 heißt es unter ,der Ubersdlrift ,,5000 wur­
den abgewiesen" - und hier sehen wir, wohin 
das führt -: "ZuBeginn des heurigen Schul­
jahres mußten in ganz Osterreidl allein an den 
berufsbildenden Sdlulen 5000 Schüler abge­
wiesen werden. Die intensive Bildungswer­
buny hatte eine edlte ,Sdlülerflut' arigeregt. 
Für das Sdluljahr 1973/14 erwarten die Sdlul­
experten noch größere Schwierigkeiten. 

Wie Minister Sinowatz' betonte, erscheine 
es wichtig, daß alle Schüler in jenen Schulen 
aufgenommen werden können, in die sie 
gehen wollen." - Sicherlidll Unwiderspro­
dlenl Aber man müßte etwas dafür tun. 

Sie sagen weiter: "Die im Bau befindlidlen 
Sdlulgebäude sollen termingerecht fertig­
gestellt, die iin Bauplan 1913 vorgesehenen 
Projekte nadl Maßgabe der Mittel ausgeführt 
werden." 

Idl frage Sie, Herr Minister: Wo ist der 
Bauplan 1973? Uns ist er nicht bekannt, und 
er ist uns 110ch nicht zugefeitet. 

Als Abschluß versidlem Sie nodl am. 29. No­
vember 1912 ih Ihrer Zeitung "Linzer Tag­
blatt":, '"Keinen Baustopp und keine Bau­
bremse "für den Sdlulbau werde es ini -kom­
menderi'Jahr geben, versidlerte Unterrichts­
minister Sinowatz in seiner Festansprache .. /' 

Was heißt das? Kürzungen der Mittel. von 
SdlUlbauvorhaben, ", die bereits in Bau' sind. 
Sie wissellgenau, Herr Minister, daß von 
31 Sdlulen, di:e ursprunglidl im Budget vor­
gesehen waren; 31 gekürzt wurden; davon 
auch sOldle, die bereits iIi Bau sind. Idler­
wähne nur· zweisteü1isme Sdlulen::' das BG 
und BRG Muraugekürzt· von 12 auf 5 Mil­
lionen Schilling und Graz-Göstäng von 10'aU:f 
5 Millionen Sdlilling. 

Wenn Sie sorche schuten,' die bereits in 
Bau sind, kürzen, dann: geben: Sie dodl deutliCh 
sichtbare Zeimen,däß entweder' die Kootdi;' 
nierungnidlt klappt oder daß keine Sdlwer-
punkte ges~tzt werden. .' 

Zusammenfassend ist festzustellen: In den 
nahezu drei Jahren der sozialisti~che~ Unter­
ridltsverwaltung sind die wesentlichen Vor­
aussetzungen einer zielführenden mittelfristi­
gen Bildungspolitiknidlt erreicht worden. 

Der Schwerpunkt der Schulpolitik, die 
S&affung von Sdlulraum, wurde durdl über­
$türzte Aktionen der Gratisschulbüdler ver­
nadllässigt und füJut, durdl die, Rück.reihung 
im steigenden. Ausmaß~ ,zur Abweisung vOn 
Schülern für ,die berufsbildenden höheren 
Schulen. 

Es wurde durch die unzulängliche soziali­
stische Schulbaupolitik Tausenden jungen 
Osterreidlern die Chance genommen, zwe<ks 
einer höheren und besseren Ausbildung SdlU­
len zu besudlen und den damit verbundenen 
sozialen Aufstieg zu erreidlen. Bei verstärk­
tem und vorausschauendem Einsatz im Lea­
singprogramm, das sehr positiv ist, dessen 
Ansätze aber, wie Sie wissen, zurü<kgehen; 
wäre es möglidl, ohrie Ausweitung des Bud­
getrahmens mehr SdlulEm zu bauen. 

Auch durdl sinnvolleren Einsatz, bei Ihrer 
Schulbuchpolitik. Wenn Sie den Vorschlag der 
Volkspartei angenommen hätten und den El­
tern das Geld gegeben hätten, dann wären für 
Jahre hinaus Mittel erspart worden. Ich habe 
im Jahre 1911 eine adltklasgige Schnellbau­
Schule um 3 Millionen Sdlilling in zehn 
Wochen· fix undfertiggestellt.. Wenn Sie jetzt 
rechnen, so eine Sdlule kostet fünf Millionen, 
so könnten· Sie, weIin Sie für die Wegwerf­
Sdlulbüdlernur 500 'Millionen im Sinne des 
Vorsdllages der Volkspartei eingesetzt hät­
ten,' mit diesen Mitteln insgesamt 800 Klassen 
bauen. Im Leasingverfahren wäre eS mögIidl, 
wenn man voraussdlauend' 'Maßnahmen trifft 
und wenn, man' diese Mittel richtig einsetzt. 
(Zustimmung bei. der öVP.) 

Abschließend eine 'kurze aber wesentliche 
Bemerkung" Herr Minister, zum Sadlaufwand. 

, Wir' wissen 'alle, daß Sie' hier schwer in 
Ve'nug sind,In der Steiermark sind es 4,6 Mil­
lionen Sdlilling, die Sie' iln Samaufwand sdlul­
den. Sie sdlulden den Professoren Reise­
kosten., Wenp. sie zu S~ilagew Oder zu Sdlul­
landwochen'fahren, müssen sie das selbst.vor­
finanzieren und bekommenes 'erst' Monate 
später. Sie schulden die Repaiaturrechnungen 
für die kleinen Handwerker, die in den Ferien 
die Sdlulenherrichten, und Sie sdlulden den 
Gemeinden eine 'ganze: Menge Geld. 

, Idi mö(;iite ,hier ~iti' Beispiel aus "meill~r 
eigenen Gemeinde anfuhren, u.mrecll, Zu sein: 
Sie" haben' dell WasseriiriS'd~s Bundesreal­
gymnasium:s rütd.as jhli~ 1911. JiomniCht be~ , 
:tahlt; in{ Jahre 1972 keinen 6rosdieIÜW~rui 
das ein' Staatsbürger "iri.'aCht, wird 'ihm' 'der 
Wasserhahn zugedreht.-, Sie haben die Müll­
abfuhr für 1972nodl nidltcbezabIt. 'Sie haben 
keine KaIialgeb'ühr bezi:ihlt. Sie ,haben den 
Strom für das E-Werk seit März nicht bezahlt. 
Wenn das einen' Staatsbürger betrifft, wird 
zugedreht und ,!i~~eschaltet. , 

Zu diesem Sdlritt·werden wir uns ,nidlt ent­
schließen. Idl darf Ihnen aber hieraIikünden, 
daß der Gemeinderat von Gleisdorf nach aU 
den Vorberatungen besdlließen wird, den 
Bund gemäß Artikel. 131 des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes hinsichtlich einer Leistungs~ 
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klage zur Verantwortung zu ziehen und vor 
dem Verfassungsgeridltshof zu klagen, um 
einmal darzustellen, daß diese Säumigkeit ab­
gestellt werden muß. (Beifall bei der öVP.) 

Herr Ministerl Verlangen Sie von Ihrem 
Finanzminister, daß er Ihren Sachaufwand 
deckt. Sie haben Millionen zur Verfügung für 
fragwürdige Filme eines Schönherr oder für 
Bilder eines Hausner, das haben Sie, aber Sie 
können den Sachaufwand nicht bezahlen! (Bei­
fall bei der ÖVP.} 

Wo bleibt die Gleichheit vor dem Gesetz? 
Herr Minister! Sorgen Sie dafür, daß diese 
vielen Gemeinden ~ wir sind nur eine von 
hunderten - endlich zu ihrem Recht kommen; 
daß Sie Ihre Verpflidltungen erfüllen un.d daß 
wir nicht gezwungen sind, das Licht in den 
Schulen auszumachen und das Wasser abzu­
drehen, sondern der Bund hat genauso seine 
Pflichten zu erfüllen wie der letzte Staats­
bürger. (Beifall bei der avp.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Eduard Moser. 

Abgeordneter Dr. Eduard Moser(öVP): 
Herr Präsident! Hohes Haus! In gebotener 
Kürze: Die Frau Bundesminister Firnberg muß 
ja schon länger warten, und ich bitte sehr um 
Verständnis, wenn ich hier noch einen Ab­
änderungsantrag aus dem Finanzausschuß und 
die. Appelle der öffentlichkeit wiederhole, 
beim Kapitel Unterricht eine Art Schandfleck 
zu entfernen. 

Erstmals seit vielen Jahren hat es eine 
österreichische Bundesregierung für richtig ge­
halten, bei der Jugendförderung zu kürzen. 
Dabei ist doch no& in lebendiger Erinnerung, 
wie· Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky die 
Jugendverbäride zu fünf Hearings eingeladen 
hat, wie er über die Notwendigkeit einer 
größeren Förderung der Jugendverbände ge­
sprochen hat. Und er hat stolz in der Regie­
rungserklärung alle fünf Hearings angeführt; 
freilich; sie fanden alle vor der Wahl 1911 
statt.. 

Er hat bei' diesen Hearings nicht unterla'S" 
sen, gezielte Bemerkungen über die Versäum­
nisse der Regierung Klaus bei der Förderung 
der Jugendverbände einfließen. zu lassen. 
Jetzt schweigt er. Es findet au~ kein Hearing 
mehr statt. 

Herr Bundesminister Sinowatz ist in durdl­
aus anerkennenswerter Weise in die. Bresche 
gesprungen mit sogenannten Jours fixes,. die 
Beadltung bei allen Jugendverbänden gefun­
den haben. Aber, Herr Minister, wie sollen 
denn bei gekürzten finanziellen- Mittelhdie 
Jugendorganisationen und die vom Bund ge­
förderten Jugendeinridltungen die großen 
staatspolitisdlen Aufgaben bewältigen, wie, 

etwa den Ausbau der internationalen Jugend­
kontakte oder die politische Bildung oder die 
vielen' sportlichen Initiativen oder die Be­
mühungen um eine moderne Freizeitpädago­
gik, die SChulung qualifizierter Leitungskräfte 
und so fort? Denn zur Kürzung tritt ja noch 
die 15prozentige Bindung der Förderungsmit-
tel. . 

Oft .wird jetzt hier im Haus das Wort 
"Europareife" bemüht. Aber Europareife be­
deutet auch 'angemessene Förderung der ge­
meinsamen europäisdlen Jugendanliegen. 
Bundesparteiobmann Dr. Sdlleinzer hat sehr 
ridltig und treffend vorgeschlagen.: Was wir 
braudlen, wäre ein Europatraining unserer 
Jugend I Und er hataudl ein komplettes Pro­
gramm dafür vorgelegt. 

Für soldle Ziele ist im Kapitel Jugendförde­
rung leider kein Platz. Ebenso fehlt dort eine 
Vorsorge für die Vorbereitung eines· euro­
päischen Jugendwerkes; das ein Kanzler Dok­
tor Klaus mit großem Engagement ang'estrebt 
hat und das mit einem Sitz in Wien doch ein 
bedeutender· Beitrag Osterreichs zu Europa 
werden könnte. Aber Kürzungen bei der 
Jugendfötderung? .. 

Man kann fast klagen: Modernes öster­
reiCh, wo wirst du hingesteuert? Ja wie soll 
denn' mit gekürzten Mitteln bei steigenden 
Baupreisen das so dringend notwendige 
Jugendherberg'9netz in Osterreidl saniert und 
die Ausbesserung und Instandsetzung der Her­
bergen durchgeführt werden? 

Herr Bundesminister a. D. Gratz war selbst 
anwesend, als die große Jugendherberge in 
Graz eröffnet wurd€!. Er hat dabei das ver­
bindliche Verspredlen in der Offentlidlkeit ab­
gegeben, daß der Bund die übernommenen 
Verpflidltungen einhalten wird. Für 1973 hat 
das, schriftlidl zugesagt, so gelautet: 1,4 Mil­
lionen Schilling bei der Jugep.dförderung. Und 
was steht nun drinnen, meine Damen und Her­
rEm? - Ein Vierzehnte1: 100.000 S. Im giimbe, 
auch als Oppositionspolitiker muß man Wert 
darauf legen, daß ein österreichisdler Minister 
sein Wort hält. 

Das Unbehagen über den traurigen Zustand 
des Budgetkapitels Jugendförderung ist allge­
mein. Auch bei der Regierungspartei. 

Wie hört sich das zum Beispiel bei Abgeord­
netem Bledla an. Ich zitiere aus der "Parla­
mentskorrespöndenz'" vom 8. November im 
Finanzaussdluß. BleCha sagt: 

"Ein SchÖnheitsfehler in diesem Budget ist 
es, daß die Mittel für den Bundesjugendring 
eine Kürzung erfahren haben. Was wird ge­
sdlehen, damit die Jugendorganisationen, die 
ja audl im Rahmen der Fortbildung und der 
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politischen Bildung eine große Rolle spielen, 
nicht zu kurz kommen?" 

Ja, was wird geschehen? Minister Dr. Sino­
watz, in die Enge getrieben, hat sich damit ge­
rettet daß er für 1974 'eine Art Budgetschwer­
punkt bei der. Jugendförderung angekündigt 
hat; . Nun, das ist· immerhin etwas, aber wir 
sind ja beim Budget 1973. Und damit wird es 
noch unverständlicher, wozu man heuer diese 
beschämende Kürzung von 21,3 Millionen auf 
25,6 Millionen _. also nicht ganz zwei Millio­
nen, meine Damen und Herren, bei einer Bud­
getausweitung des Kapitels um zwei Milliar­
den - notwendig hat. Es ist verständlich, daß 
die Jugendverbände das als Diskriminierung 
ihrer Tätigkeit betrachten. 

Wenn die außerschulische Jugendarbeit, die 
freie Jugendarbeit, in jeder Demokratie ihren 
festen Standort· und geachteten Platz im bil­
dungspolitischen Gesamtkonzept hat oder 
haben .soll, dann müssen dazu vor allem 
höhere finanzielle Mittel bereitgestellt wer­
den. (Beifall bei der öVP.) Da kann man nicht 
ein Jahr finanzielle Pause einlegen. 

Ich wiederhole daher den im Finanzausschuß 
mit einem Bededmngsvorschlag gestellten 
An t r a g,die Jugendförderung, Kapitel 12236, 
um 5 Millionen Schilling aufzustocken, also 
auf 30,623.000 S. . 

Machen wir, meine Damen und Herren Ab­
geordneten, wenigstens in diesem einen· Fall 
von der Budgethoheit des Parlaments Ge­
brauch! Beseitigen .wir mit diesem Beschluß 
die Diskriminierung der österreichischen 
Jugendverbände und ihrer ungezählten ehren­
amtlichen Mitarbeiter, die wahrlich für ihre 
schwierige staatspolitische Aufgabe unsere 
Achtung und Unterstützung verdienen I (Bei­
fall bei der öVP.) 

Präsident Probst: Herr Abgeordneter Doktor 
Moser! Ich muß Sie doch aufmerksam machen, 
daß Sie Ihren Antrag nicht direkt verlesen 
haben, sondern nur rhetonisch mUgetcilt 
haben. Aber nachdem es .sich nur um einen 
.Satz handelt, darf ich das selbst tun, ohne die 
Begründung anzugeben. Idl glaube, die ist 
nicht notwendig. 

"Der Nationalrat wolle beschließen: 

BeIm Kapitel 12: Unterricht, hat der An­
satz 1/12236/11 Förderungsausgaben zu la.u­
ten: ,30,623'." 

Immerhin haben· die anderen Herren und 
Damen au~ das Anred;lt zu hören, wie der 
Antrag lautet. Die Begründung brauche ich 
nicht zu geben, die haben Sie ja in Ihrer Rede 
gegeben. . 

Der Antrag ist genügend unterstützt und 
steht daher zur Verhandlung. 

Zum- Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
minister Dr. Sinowatz. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Dr. Sinowatz: Herr Präsidentl Hohes Hausl Es 
ist eine solche Fülle von Fragen an den zustän­
digen Ressortleiter gestellt worden, daß ich 
sehr lange Zeit benötigen würde, wirklich auf 
jede dieser sicherlich sehr interessanten Fra­
gen einzugehen. Es sind in diesem Ressort 
Fragen, die eben nidlt nur Fachleute berühren, 
die nicht nur Experten interessieren, sondern 
es sind zumeiSt Fragen, die heute einen sehr 
großen Teil der Bevölkerung mit Interesse 
erfüllen. Sie ersehen daraus vielleicht auch 
den Umfang der Arbeit, der heute in diesem 
Ressort zu bewältigen ist. 

Er wird immer größer. Er wird deswegen 
größer, weil· die gesellschaftliche und wirt­
schaftliche Veränderung ungeheuer rasch vor 
sich geht, und größer werden auch die An­
sprüdle, die an uns gestellt werden. Daher, 
muß ich sagen, können nicht alle Ansprüche 
sofort und im gewünschten Maße erfüllt wer­
den. Ich möchte daher sehr nüchtern und sehr 
einfach zu den wichtigsten Fragen Stellung 
nehmen, 

. Zuerst zum Schulbau. Ich möchte noch ein­
mal sagen, daß es sich im Bereich des Schul­
baues nicht um Kürzungen handelt, daß kein 
Schulhaustopp zu verzeichnen ist und auch 
keine Schulbaubremse, Tatsache ist, daß wir 
bei den Schulbaumitteln, die beim Bauten­
ressort zu finden sind, eine Steigerung von 
410 Millionen auf 470 Millionen verzeichnen. 
Tatsa&e ist, daß die Mittel für den Leasing­
Schulbauvon 70 Millionen auf 120 Millionen 
angestiegen sind. Und Tatsache ist, daß ge­
rade diese Leasingmittel faktisch dem Zehn­
fachen hinsichtlich -des Bauvolumens entspre­
chen, 

Das heißt also, daß im Jahre 1973 etwa 
1600 Millionen Schilling auf dem Schulbau­
sektor verbaut werden. (Beifdll bei der Spö.) 

Nur so ist es auch .in den letzten beiden 
Jahren möglich gewesen, daß 28. Schulen 
fertiggestellt werden konnten, daß sich 
34 Schulen im Bau befinden und daß 51 Schulen 
in Planung stehen, .also 113 SdlUlen. Der Herr 
Abgeordnete Dr. Schnell hat sehr deutlich 
diese Zahl in Verbind1.illg zU der Anzahl der 
Bundesschulen in Verbmdung gebracht, die in 
österreich überhaupt bestehen .. 

Wir können für die Jahre 1971 bis 1973 
insges~mt ein Bauvolumen auf dem Schulbau­
sektor von etwa· 3600 Millionen. Schilling ver~ 
zeichnen; in der Zeit von 1966 bis 1968 waren 
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etwa 700 Millionen Schilling auf dem Schul­
bausektor verbaut worden. (Beifall bei der 
SPO.j 

Ich möchte nom einmal in aller Klarheit 
feststellen, ,;daß . es' keinen Schulbaustopp und 
auch keine Schulbaubremse geben wird: 

Natürlich haben wir Sorgen, natürlich- wür­
den wir noch mehr Mittel benötigen, um den 
ungeheuren Bedarf in möglichst kurzer Zeit 
decken zu können .. Wenn .der Herr Abgeord­
nete Pet<~r zu Recht auf das berufsbildende 
Schulwesen verwiesen hat und wenn gesagt 
wurde, daß vor zwei Jahren ·3000 'Bewerber 
nicht aufgenommen' werden konnten und daß 
im Vorjahr 5000 Bewerber nicht aufgenommen 
werden konnten, dann muß ich sagen, daß 
die Gründe dafür sicherliCh nicht in der 
Gegenwart liegen,' sondern' daß diese Gründe 
inder Vergangenheit zu suchen sind. (Beifall 
bei der SPO.) 

Ich möchte es mir aber Dlicht leichtmachtm, 
meine Damen und Herren! Ich möChte es mir 
nicht leichtmachenund jetzt sagen: Die Regie­
rung vorher war schuld! Schuld war die allge­
meine Vernachlässigung des berufsbildenden 
Schulwesens in OsterreidiüberhauPt. Schuld 
war, daß sich ein falsches Prestigedenken in 
Oste.rreidl letztlich allein auf die allgemein­
bildende höhere Sdlule hin verlagert hat. 
(ZustimInung bei der SPO.) SChuld war 
letzten Endes, meine Damen und Herren, daß 
feststeht, daß diese. berufsbildenden Schulen 
weitaus mehr kosten, sowohl was die Er­
ridltung betrifft wie auch was die Erhaltung 
angeht. 

Idl bin sehr frohdarüber,daß sidl jetzt 
überall - ich darf das wirklich mit Befriedi­
gung feststellen - der .Gedanke durchgesetzt 
hat, daß nunmehr dem berufsbildenden Schul., 
wesen Vorrang gegeben werden muß. Es ist 
audl in den. letzten beid,en Jahren so ge­
wesen, daß wir vornehmlidl berufsbildende 
Sdlulen gegründet haben, daß wir dazu über­
gegangen sind, sie provisorisch unterzubrin­
gen, und daß das Leasingprogramm ja in 
erstet Linie für das Aufholen der Versäum­
nisse auf dem Gebiet des berufsbildenden 
Schulwesens geschaffen worden ist. 

Wir .haben im Schuljahr 1972/13 erstmals 
zu verzeichnen, daß die Zuwachsrate der 
Sdlüler in den berufsbildenden . Sdlulen 
größer gewesen ist als jene in den allgemein­
bildenden höheren Sdlulen, und das ist eine 
gute Entwlddung, die uns 'audl letzten Endes 
die Weichen für die 'Zukunft zeigt. (BeifalJ bei 
der SPtJ.) . . .. ' 

Meine Damen und . f:IerreIl! Idl gebe gern 
:zu, . däfiwir. in Osterreidl. einen Lehrermangel 

haben und daß. wir in Osterreidl einen Raum­
mangel haben und daß wir in gewissen Be­
reichen auch . die Klassensdlülerhödlstzahl 
überschre-iten.Aberauch das ist nicht etwas, 
was seit gestern oder seit vorgestern besteht. 
Wir befinden uns in einem Prozeß, den wir' 
erst bewältigen müssen, dann, wenn wir 
wissen, daß sich die Zahl der Schüler an 
den allgemeinbildenden höheren SChulen im 
letzten Jahrzehnt verdoppelt hat und daß nodl 
nie in Osterreidl ein so großer Teil der jungen 
MensChen an weiterführenden Sdlulen zu fin­
den gewesen ist! Wir müssen uns. alle '·pe­
mühen und wir müssen wirklidl alles dazu 
beitragen, diese Situation in einer möglidlst 
kurzen Zeit zu bewältigen, aber es hieße von 
dieser Stelle aus etwas Unmöglidles zu ver­
sprechen, wenn idl sagen würde, daß das 
morgen' oder übermorgen schon der Fall sein 
kann. (Abg. Ha h n: Vor zwei Jahren habt 
ihr es versprochen! - Gegenrufe bei der SPO.) 

Herr Abgeordneter Hahn! Eines möchte idl 
sagen: Wir haben in diesen zwei Jahren -1m 
mödlte das für· die Bundesregierung sagen -
aUCh=etwasgetanl Wir haben die Situation 
verbessert, und iCh möChte niCht sagen, wie 
sie -Vorher gewesen ist, weil idl tilidl nur 
ganz nüChtern und sadlliCh an Zahlen halten 
m6dlte. Wir sollen audl hier nidlts dramati­
sieren, wir sollen nicht so . tun, als ob es 
siCh bei diesen Mangelersdleinungen um all­
gemeine Zustände in Osterreich handeln 
würde. Das stimmt nidlt. 

Wir haben im Jahre 1962 an den Volks­
und Hauptschulen 126.000 Sdlüler zu verzeich­
nen gehabt und 33.000. Lehrer. Wir haben 
heute 913.000 Sdtüler und 43.000 Lehrer. Das 
heißt: Die SChülerzahl ist um 21 Prozent ge­
stiegen, und die Lehrerzahl ist um 30 Prozent 
gestiegen. Das heißt, daß .wir ununterbroChen 
eine Verbesserung der Situation vorfinden. 

Etwa 1200 Lehrer - Volks- und Haupt­
schullehr~r - sdleiden jährlidl aus. Wir redl­
nen mit einem Zugang von etwa 2700 Lehrern 
jährliCh. Nur eines: Wunder wirken kann man 
auf diesem Gebiet niCht, und Lehrer, die nidlt 
vornanpen sind, kann man bekanntliCh auch 
n,idlt einstellen. 

'Meine Damen und Herren! Der Lehrer­
mimgel ist deswegen so schwierig, weil er 
regional so unterschiedlidl ist. Es gibt Gebiete 
-in 'ÖsterreiCh, die gut, die hervorragend ver­
sorgt sind, und es gibt innerhalb von Bundes­
ländern wieder Regionen, die Lehrermangel 
aufweisen und in denen es audl im beson­
deren M(iße zu Improvisationen kommen muß. 
Aber ·audl hier ist es nidlt so, daß dies 
gewissermaßen ein Allgemeinzustand wäre. 
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Es ist zwar so, daß durch den Entfall des 

Unterrichts in einem Pflichtfach eine Beein­
trächtigung vorhanden ist, daß aber bei den 
allgemeinbildenden höheren Schulen diese 
Gegebenheit nur in 390 Klassen von 5200 
Klassen der Fall ist und bei den Hauptschulen 
in zirka 200 Klassen von 11.000 vorhandenen 
Klassen! 

Oder anders ausgedrückt: Das ist nicht die 
gesamte Situation des Schulwesens in Oster­
rehn. Die Behinderung ist die Ausnahme im 
österreichischen Schulsystem. Und gemessen 
an den Sorgen der anderen westlidlen Indu­
strieländer kann sidl das österreichische. Sdlul­
system sowohl dem Inhalt nach wie auch 
bezüglich der Ausstattung durdlaus sehen 

. lassen. (Beifall bei der SPO. - Der Prä 8 i­
den t übernimmt wieder den Vorsitz.) 

Audl was die Uberschreitung der Klassen­
schülerhöchstzahl betrifft, kann ich sagen, daß 
wir in den letzten Jahren immer einen Fort­
schritt verzeidmen können. Es ist so, daß 1968 
beli den allgemeinbildenden höheren Schulen 
21 Prozent der Klassen melrr als 36 Schüler 
hatten, 1971 waren es 11 Prozent und 1912 
13 Prozent. Das heißt, daß die Situation immer 
günstiger wird. 'Der DurchsChnitt, die Durch­
schnittsschülerzahl in· den österreichischen . . 

Klassen beträgt 30. 

Es ist nur so, daß hier auch die regionale 
Unterschiedlichkeit zum Tragen kommt und 
daß außerdem im besonderen die Klassen der 
Unterstufen der allgemeinbildenc4:!n höheren 
Schulen überbelegt .sind. Ich glaube aber, daß 
wir das nicht dramatisieren sollen, sondern 
daß wir uns bemühen sollen, Sdlritt für Schritt 
eine Verbesserung herbeizuführen. 

Ich weiß nicht, Herr Abgeordneter Peter, 
ob unsere Maturanten lin der Gegenwart so 
schlecht sind und ob sie wirklich so wenig 
für den Beruf vorbereitet sind, Nur eines: 
Auch die Wirtschaft hat sich in ihren Struk­
turen geändert zu der Zeit, als etwa vor 20, 
300der $Ö Jahren die Maturanten die Schulen 
verlassen haben. Ich glaube, daß sich die 
Absolventen unserer allgemeinbildenden 
höheren Schulen in der VerwaUung, aber auch 
in den verschiedensten Berufen durchäus be­
währ~n. Es ist nur notwendig - und da 
stimme ich zu-:-, daß. in höherem Maße als 
bisher die berufsbildemden Schulen Vorzug 
genießen sollen. 

Frau Abgeordnete Bayer! Wenn irgendwo 
etwas geschehen ist in den letzten Jahren, 
dann, glaube ich, bei der Verbesserung der 
regionalen Ch~mcengleichheit. Wenn idl 
denke, daß die Sdlüler- und Heimbeihilfen . in 
erster Linie Jenen Schülern zugutegekommen,. 

die in ländlichen Gebieten wohnen, daß die 
Schulfahrten in erster Linie jenen zugute­
kommen, die im ländlidlen Bereidl aufwach­
sen, wenn wir ein Internatsprogramm haben 
- Sie haben es übersehen, Frau Abgeordnete; 
ich darf Ihnen mitteilen, daß es 1912 17 Mil­
lionen Schilling beinhaltete und nun 20 Mil­
lionen Schilling im Budget vorsieht -, wonadl 
sich der Bund mit einem Drittel der Kosten 
beteiligt, dann ist audl das eine Verbesserung 
der regionalen Behinderung von Schülern 
in Osterreich. 

Auch der Schulbau war in letzter Zeit aus­
gerichtet· nach dem Erfordernis, die Unter­
sdliede von Stadt und Land, dem ländlichen 
Gebiet, zu vermeiden. Ich nenne einige Orte, 
in denen Projekte fertiggestellt wurden: es 
sind unter anderem Neusiedl, Krems, Gänsern­
dorf, Amstetten, Mödling, Wels, Bad Ischl, 
Perg, st. Johann im Pongau, Tamsweg, Bruck 
an der Mur, Kapfenberg, Knittelfeld, Zell am 
See, lrust - und im B.au sind unter anderem 
Güssing, Spittal an der Drau, Völkermarkt, 
St. Pölten, Wiener Neustadt, Baden, Traun, 
Steyr, Gmunden, Bad IschI, Kirdldorf, Saal­
felden, Steinadl', Murau, Köflach, Wörgl, Dorn­
rurn, Feldkirdl. Daran kann man wohl sehen, 
daß sich in der österreichischen Schulland­
schaft vieles verändert! (Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Einiges zu der 
Frage der Schulbuchaktion. Es hat sich dabei 
- ·ich möchte das sehr offen hier darlegen -
um eine sehr komplizierte Organisation ge­
handelt. Wenn man bedenkt, daß wir in Oster­
reich 6169 Schulen und 1,400.000 Schüler 
haben, wenn man sidl noch dazu vor Augen 
hält, daß daran die Verlage, die Buchbinder, 
die Buchhändler, die Lehrer, die Sdlüler und 
die Eltern beteiligt sind, und wenn man sich 
die regionale Verschiedenheit in Usterreich 
vorstellt, dann kann man sich vielleicht doch 
auch dazu durchringen zu sagen, daß im ersten 
Jahr dieser Aktion manche Schwierigkeiten 
aufgetreten sind, ·die man gar nicht vorher 
voraussehen konnte. 

Die Vielfalt der Titel - ich werde darauf 
nodl eingehen und Ihnen zeigen,· was wir hier 
in Osterreidl zu vermerken hab:en ,- hat, die 
Aktion schwieriger gemacht. Letzten Endes 
fehlten uns Vergleichsziffernzur Vergangen­
heit deswegen, weil ja eine Unterversorgung . 
in den Schulen zu verzeiChnen gewesen ist, 

Ich muß auch sagen, daß alle optimistischen 
Hinweise auf die Schülerl~den nicht gestimmt 
hatten. Nur etwa 15 Prozent· der Bestände 
der Schülerladen konnten übernommen· wer­
den. Es hat sidl herausgestellt, daß· auch in 
Wien die Bestände überaltetwaren, daß nur 
35 Prozent dieser Aktion in Wien übemom-
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men werden konnten. Das ist ja der Nachteil 
des Systems: Diese Bestände sind veraltet 
und dürften nicht mehr in Gebrauch genom­
men werden. Das abzustellen ist letzten Endes 
ja auch von uns als Zielsetzung gedacht wor­
den. Ich gebe zu: Wir haben hier eine Aktion 
.gestartet, ohne auf Erfahrungen zurückgreifen 
zu können, nicht zuletzt deswegen, weil vor­
her eine solche Aktion in Osterreich noch nie 
bestanden hat. (Beifall bei der SPO.) 

Trotz Schwierigkeiten, meine Damen und 
Herren, waren vier bis fünf Wochen nach 
Schulbeginn, im gesamtösterreimischen Durch­
schnitt gerechnet, wiederum regionale Unter­
schiede unberücksimtigt, 75 bis 80 Prozent 
aller Schulbücher in den Händen der Schüler. 
Natürlich waren einige Titel vergriffen. Aber 
{das hat es ja bisher in lasterreich immer 
gegeben. Wir müssen aber eines feststellen: 
1n dieser Zeit waren vier bis fünf Wochen 
nach Schulbeginn zwei~ bis dreimal soviel 
Schulbücher in den österreichischen Schulen, 
als das früher, in den Jahren zuvor, das ganze 
Jahr hindurch der Fall gewesen ist. (Beifall 
pei der SPO.) 

Wenn wir das vermerken, dann muß es 
früher zuwenig Sdmlbücher gegeben haben, 
dann muß es früher Gegenstände gegeben 
haben, wo Schulbücher nicht verlangt wurden, 
weil man auf die soziale Lage der Schiiler 
Rücksicht genommen hat. Es gibt auch heute 
noch einige Titel - von etwa 1500 Titelnl -, 
,die vergriffen sind, die noch nicht fertig sind 
·und die nicht zur Verfügung stehen. Aber 
·eine solche Aktion - wir haben jetzt zwischen 
·neun und zehn Millionen Schulbümer ausge­
·liefert - wird nie so funktionieren, daß sofort 
,(im Beginn alle Schulbücher überall vorhanden 
sind. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit eines auch 
:sagen: Seit Monaten wissen viele in Oster­
.reich - ich weiß. nicht, woher. -, daß diese 
Aktion 800,1000, 1500 .Millionen Schilling 
.kosten wird. Ich möchte jedenfalls eine Ziffer 
nennen, die stimmt. Bisher sind etwas über 
neun Millionen Schulbücher verrechnet wor­
·den, und· dafür WUrde ein Betrag von 420 Mil­
lionen Schilling ausgegeben, sodaß unsere an­
·gen·ommene Zahl bei dieser Aktion aller Vor­
.aussicht nach stimmen und nicht übersChritten 
werden wird. (Beifall bei der SPO.) 

Bitte lassen. Sie mich ganz kurz· noch eines 
-sagen: Wir haben eine Kommission eingesetzt, 
die in den letztEm Wochen sehr :intensiv ge­
arbeitet hat, aufbauend auf den Erfahrungen, 
,die die Landesschulräte, die Vetleger, die 
Buchhändler und die Buchbinder sammeln 
,konnten. D.er Bericht dieser KommiSsion iiegt 
-vQr~ Wir haben eine Reihe von Maßnahmen 

setzen können, die uns die Aussicht geben, 
daß im nächsten Jahr die Schulbümer recht­
zeitig in den Händen der Schüler sein werden. 

Wir haben erstmals ein Bümerprofil er­
stellt, Herr Abgeordneter Zeillinger. Das­
möchte ich auch dem Herrn Abgeordneten 
Leitner, der von der Lehrmittelfreiheit ge­
sprochen hat, sagen: Wenn es in Osterreich 
die Wahrung der Lehrmittelfreiheit hinsicht­
lich der Schulbümer überhaupt einmal geben 
wird, daIin nur durch diese Schulbuchaktion, 
meine Damen und . Herren. Hier sehen Sie 
das neue "Scllulbuchprofil" - fast 2000 Titel 
sind hier verzeichnet, 2000 Schulbücher I (Bun­
desminister Dr. S i n 0 W atz zeigt es 
vor.) Noch nie hat ein Lehrer in Osterreich 
alle approbierten Lehrbücher auf einer Liste 
vor sich liegen gehabt. Noch nie konnte die 
Lehrmittelfreiheit in Osterreich überhaupt 
ausgenützt werden; weil man gar nicht wußte, 
welche Lehrbücher es überhaupt gibt. 

Herr Abgeordneter Zeillingerl Ich darf Ihnen 
sagen, daß kein einziges approbiertes Lehr-. 
buch,das es bisher gegeben hat, nimt in das 
Smulbumprofil aufgenommen wurde. Sollten 
wir eines von 2000 Bümem übersehen haben, 
dann bitte mir das zu sagen. Wir werden es im 
nachhinein . in dieses Konvolut aufnehmen. 
(Anhaltender Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herrenl Wh wollen mit 
dieser Aktion keine parteipolitische Ziel­
setzung anpeilen. Wir wollen eine pädagogi­
sche Möglimkeit schaffen, die auf viele Jahre 
hin . Bestand haben soll. Sicherlich, es ist 
manches ungewohnt I Manches, was unsere 
Großväter noch für selpstverständlich gehalten 
haben, wird Jn Zukunft Dicht mehr gelten. 
Die Lehrmittelfreiheit wird aber gesichert 
sein. 

. Wir werden nun endlich dazu übergehen 
können,·Arbeitsbücher zusmaffen. Wenn Sie 
nun' fragen: Wanlln ist das noch nicht ge­
schehen?, dann muß ich Ihnen sagen: Kein 
Verlag 1n Osterreich konnte bisher· überhaupt 
ArbeitsbüCher herstellen, die in einem Jahr 
verbraucht werden, in denen man Notizen 
macht und in denen man die Rechenübungen 
durchführt. Dies kann jetzt erst gesmehen, 
weil bisher alle Schulbücher auf mehrere Jahre 
hergestellt werden mußten und niemand ein 
solches Buch erworben hätte. 

Erst jetzt, im Laufe der nächsten Jahre, 
wird man diese Umstellung vornehmen kön­
nen. VJelleicht haben Sie bei der Post, die 
Sie heute bekommen hab~m, schon einen Pro­
spekt eines Verlages dabei, der fünf oder 
sechs dieser Arbeitsbü4\er herstellt. 

381 
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Wir werden ,im Jänner bei einer Presse­

konferenz an einer Schulklasse sehr deutlich 
demonstrieren, was es heißt, mit Arbeits­
büchern zu unterrichten, und welcher Vorteil 
sich für die Lehrer und Schüler in österreich 
ergeben wird. (Beifall bei der SPO.) 

M~ine Damen und Herren! Ich freue mich, 
daß sich doch alle Redner im wesentlichen 
zu den Schulversuchen bekannt haben. Es ist 
ein gewaltiges Reformunternehmen, das hier 
gesta,rtet wurde. Ich möchte es nicht für diese 
Regierung oder für mich in Anspruch nehmen, 
sondern das ist die Leistung aUer jener, die 
in den letzten zehn Jahren in der Schul­
reformkommission und in den Unterkommis­
sionen beraten und gewirkt haben. Es ist das 
Verdienst jener, die letzten Endes auch das 
Schulgesetzwerk 1962 zustande gebracht 
haben. Es ist das Verdienst der besten Schul­
poHtiker österreichs, daß wir jetzt dieses ge­
waltige Unternehmen der Bildungspolitik in 
Osterreich starten konnten. (Neuerlicher Bei­
fall bei der SPtJ.) 

Es ist deswegen ein demokratisches Unter­
nehmen, weil hier nichts oktroyiert, sondern 
alles erprobt wird. Es ist deswegen politisch 
bedeutsam, weil manche Widerstände im 
Laufe der Jahre abgebaut werden konnten 
und weil manches vor aller OffenUichkeit er­
probt werden kann. 

Wir freuen uns, daß die Zeitungen darüber 
schreiben. Wenn mancher Schulversuch nimt 
gelingt, so muß ich sagen: Es sind ja Ver­
suche, es sind Erprobungen! Deswegen machen 
wir diese Untersuchungen und diese Versuche. 

Es ist aber auch ökonomisch richtig, weil 
wir .im Laufe der Jahre durch diese Schulver­
suche überhaupt die wirtschaftlichen Voraus­
setzungen erst schaffen können, um das Er­
gebnis der Schulversuche später organisa­
torisch zu effektuieren. Und es ist bildungs­
wissenschaftl.ich ein großes Unternehmen, weil 
hier nicht nur so viele unserer besten Lehrer·in­
nen und Lehrer in geistiger Hinsicht mobiloi­
siert werden, weil nicht nur so viele bei 
diesen Schulversuchen sich engaglieren, son­
dern weil es hier auch zu einer echten Zu­
sammenarbeit von' Bildungswissenschaft und 
Bildungspra:ris in österreich kommt. 

Ich kann rhnen versichern, daß wir auf die 
wissenschaftliche Betreuung 'und auf die 
wissenschaftl~che Kontrolle unser größtes 
Augenmerk legen werden. 13 Professoren für 
Pädagogik und Didaktik sind in der w.issen­
schaftIichen Betreuung tätig i 21 der erfahren­
sten Schulaufsichtsbeamten Osterreichs, die 
auf Publikationen, auf w.issenschaftliche Ar­
beiten hinweisen können, und 6 Pflichtschul­
lehrer, die sich durch ihre Tätigke.i.t von ihrer 

Kollegenschaft herausheben, sind daran be­
teiligt. 

Was die wissenschaftliche Kontrolle betrifft, 
so sind hier ausschließlich Vertreter des 
sdmlpsychologischen Dienstes tätig. 

Herr Abgeordneter Harwalik! Ich möchte 
das sagen, um Ihre Bedenken zu zerstreuen: 
Es gibt keine Uberschneidung von Betreuung 
und Kontrolle. 

Ich sage noch einmal: Die Schulversuche 
sind das größte bildungspolitische Ereignis 
.in der Geschichte unseres österreidlischen 
Schulwesens. (Beifall bei der SPO.) 

Ihnen, Herr Abgeordneter Harwalik und 
Herr Abgeordneter Peter, möChte ich ver­
sichern, daß wir alle Fragen, die unser Schul­
wesen betreffen, vom Schulunterrichtsgesetz 
beginnend bis zur Frage des Polytechnischen 
Lehrganges sow.ie der Vorschulerziehung, ge­
meinsam beraten wollen. Ich glaube, daß wir 
das auch in der Schulreformkommission und 
in den Unterkommissionen bewiesen haben. 
Wir wollen, daß möglichst alle in diesem 
Hause die widltigsten Gesetze, die die 
Weichen unseres Schulwesens für die Zukunft 
stellen sollen, mitbeschließen. Ich werde mich 
immer bemühen, einen möglichst bre.i.ten 
Konsens auf diesem Gebiet herzustellen, so 
wie das mein Vorgänger, Herr Minister Gratz, 
vor seinem Ausscheiden in der Offentlichkeit 
bekanntgegeben hat. 

Ich hin sehr froh darüber, daß zum Be.i.sp.iel 
in der Frage der Ernennung von Direktoren 
in der öffentlichen Diskussion nunmehr die 
Entwi<klung so weit gekommen ist, daß sich 
eine Unterkommission der Schulreformkom­
mission damit befaßt. Ich bin froh, daß dar­
über gesprochen wird. Nur eines, glaube ich, 
muß uns immer wieder als Ziel vor Augen 
stehen: daß wir vernünftig beraten sollen, daß 
wir nicht um einer modischen Strömling willen 
etwas verändern und daß das, was wir 
schaffen, besser sein muß als das System, das 
wJr bisher gehabt haben. 

Der Frau Abgeordneten Dobesberger möchte 
ich in aller Kürze sagen, daß die Recht­
schreibreformkommission, die se.i.t langem 
nicht mehr getagt hat, für Mitte Jänner ein­
berufen wurde. 

Was die Ganztagschule betrifft, sind wir 
nunmehr so we.i.t, daß die vorhandenen 
Modelle durch Arbeitsgruppen überprüft wer­
den und daß wir im Schuljahr 1914/15 an­
streben, die ersten Versuche auf diesem Ge­
biet zu starten. 

Ich möchte nicht verschweigen, daß wir, was 
die Raumfrage und die Lehrerfrage betrifft, 
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heute nicht imstande sind,das Problem zu 
bewältigen. Es ist aber auch hier -- so wie 
bei den anderen SdlUlversudlen -- notwendig, 
zuerst die Voraussetzungen zu schaffen, zu­
erst zu erproben und dann die entspredlenden 
Vorkehrungen zu treffen. 

Zum Verwaltungs aufwand möchte ich nur 
ein Wort sagen. Wir sind jetzt bei 99.Mil­
lionen Sdlilling angelangt, im Vorjahr waren 
es 75 Millionen Schilling, zusätzlich der Aus­
gaben, die wir durch das 1. und 2. Budget­
überschreitungsgesetz vornehmen konnten. 

Ich möchte diese Ziffern nicht mit jenen 
vergleidlen, . die in den späten sechziger 
Jahren in Osterreich für den Verwaltungs­
und Sadlaufwand zur Verfügung gestellt 
wurden. Es ist nur sehr interessant, daß es 
in Wien möglich ist, mit den Mitteln, die 
wir zur Verfügung gesteIlt haben, diese Schul­
den zu begleidiEm, und daß es Landesschulräte 
gibt, bei denen es nicht derFaU ist. Vielleicht 
gibt es in diesen Bundesländern manche 
organisatorische Sdlwäche, die Schuld· daran 
ist, daß es nicht so geht, wie es gehen sollte. 

Es wurden sehr viele Fragen gestellt, was 
dIe Kulturpolitik betrifft. Ein Wort zu den 
Bundestheatern. Wenn gesagt wurde -- der 
Herr Abgeordnete Kraft ist nidlt hier --, daß 
aus dem Bundestheaterbericht zu lesen ist, 
wie sdlledlt der baulidle Zustand der Bundes­
theater ist, dann kann ich nur erwidern: Das 
ist ja der Grund, weswegen wir eine Reform 
der Bundestheater anstreben. Ich muß es offen 
und ehrlich sagen, daß in der Vergangenheit 
auf diesem Gebiet sehr w·enig geschehen ist. 

Nun sind wir seit zwei Jahren dabei, die 
Bundestheaterreform voranzutreiben. Wir 
haben dabei -- ich möchte es .nicht aufzäh­
len ~ eine Reihe von bedeutsamen Erfolgen 
zu verzeichnen. Wir haben in dem Bundes­
theaterberfcht, den wir vorgelegt- haben, erst~ 
mals -- erstmals I -- vor der gesamten öster­
reidlischen Offentlichkeit alle Vorgänge' in 
den Bundestheatern aufgezeigt. Es. gilt nun­
mehr, darüber zu reden und zu diskutieren 
und die Weichen für die Zukunft zu stellen. 

Es .ist ganz gut, wenn beJ den Bundes­
theatern audl über die finanzielle Seite ge­
redet wird. Aber hier bitte idl um eJne sach­
liche Diskussion. Es ist sehr leicht, immer zu 
sagen, daß die Bundestheater pro Tag soundso 
viele Millionen Schilling brauchen. Aber jeder 
OsterreJcher ist stolz auf seine Bundestheater, 
auf die Staatsoper, auf das Burgtheater, auf 
das Akademietheater und auf die Volksoper. 
Immerhin haben' wir bei der Staatsoper :in 
den letzten vier Monaten 1,5 Millionen Schil­
ling Mehreinnahmen, also. weJtaus' mehr Be-. 

sucher, als wir sie jemals in der Staatsoper 
zu verzeidlnen gehabt haben. 

Idl bitte Sie -- h;ier stimme ich mit dem 
Herrn Abgeordneten Peter überein --, keine 
künstliChe Gegnerschaft zwischen Bundes­
theatern und Länderbühnen herbeJzuführen. 
Hier ist eine Kooperationsmöglichkeit ge­
geben, die erst am Beginn steht und die 
noch ausgebaut werden kann. 

. Wenn es nun um die Hilfe für die Länder­
bühnen, die wirklidl mit großen SchwJerig­
keitenzu ringen haben, geht, dann darf doch 
nidlt vergessen werden, Herr Abgeordneter 
Kaufmann, Herr Abgeordneter Kraft, daß im 
neuen FJnanzausgleich der Zuschuß für die 
Länderbühnen von 30 Millionen Schilling auf 
50 Millionen Sdlilling und für die Theater~ 
g'emeinden von 3 Millionen Sdlilling auf 
13 Millionen Schilling erhöht worden ist. 
(Beifall bei der SPO.) 

Ich habe hier auf dieser Liste so viele 
Auslandsgastspiele unserer Bundestheater bis 
1975, daß idl das nicht verlesen möchte. Im 
bin gerne bereit, nachher das allen interes­
sierten Abgeordneten zur KEmntrns zu bringen. 
Ich darf auch mitteilen, daß mit dem ORF 
bereits. Vereinbarungen bestehen, daß etwa 
vier Inszenierungen im Laufe des nächsten 
Jahres vom ORF übernommen werden; das 
betrifft das Akademietheater und we Volks­
oper. 

Zur Künstlerselbstverwaltung werden wir 
noch Gelegenheit haben, ausführlich' in dem 
Kreis zu sprechen, ,in dem wir ja auch in 
Innsbrudc zusammengewesen sind. Hier gibt 
es verfassungsrechtliche Schwierigkeiten, hier 
gibt es die Ministerverantwortlichkeit, hiti!r 
gibt es aber vor allem die kulturpolitische 
Schwierigkeit,daß ja letzten Endes auch diese 
Regierung kuIturpolitische Leitlinien besitzt 
und den Auftrag hat, sie zu realisieren. 

Das zweJte. Idl bJn der Meinung, daß, wenn 
sidl die Künstler in das Getto der Selbst­
verwaltung begeben und nicht das tun, was 
der Abgeordnete Luptowits mit Kunst und 
GeseIlsdlaft gemeint hat, nämlich sidl, in die 
Gesellsdlaft zu integrieren, dies ein Bären­
dienst wäre, den wIr den Künstlern leisten 
könnten. Es.ist aber der Vorschlag der Schaf-· 
fung einer Kunstdokumentation zu begrüßeDr 

die es in Oster,reidl überhaupt nicht gibt. Hier 
sind wir dabei, Vorarbeiten zu. leisten. 

Ich bin auch der Meinung, daß man den. 
Künstlern, den Kritikern und den Fadlleuten 
auch eJn weites Mitspracherecht geben soU 
bei der Vergabe der Förderurigsmittel und 
bei der Festlegung der kulturpolitischen Leit­
linIen, die wdr anstreben. 
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Bundesminister Dr. Sinowatz 
Hinwelse auf England und auf die Schweiz politische Bildung den Jugendorgamsationen 

sind deswegen nicht richtig. meine Damen 1 Million Schilling zur Verfügung gestellt, 
und Herren, weil dort von Staats wegen fast weil ich der Meinung bin und auch die 
keine Mittel für die Kulturlörderung ausge- . Jugen,dorganisationen die Meinung vertreten, 
geben werden und weil die Künstler dort daß politisChe Bildung und die Einordnung in 
sehr, sehr unzufrieden sind mit dem, was das gesamte Bildungssystem das Wesentliche 
die Künstlerselbstverwaltung gebracht hat, an der Aufgabe der Zukunft ist, die aber 
nämlich Cliquenkämpfe noch und noch. - und das sagen auch die Jugendorganisa~ 

tionen - noch immer nicht so· artikuliert ist, 
Meine Damen und Herrenl Wir sind dabei, daß daraus ein echter Plan für die Arbeit 

diese Grundlagenforsdmng in Auftrag zu der nächsten Jahre erwachsen Jst. 
geben. Wir haben sie ausgeschrieben. Es hat 
sich leider bisher nur. ein Institut gemeldet. Wdr ha~en bei der Erwachsenenbildung 

diesmal einen großen Schritt nach vorne ge-
Wir haben als Forschungsziel vor: die Er- macht. Ich glaube, daß dies ein großer Erfolg 

arbeitung eines Katalogs der kulturellen Ver- ist. Es wird morgen im Ministerrat auch das 
haltensweisen in Osterreich, die Untersuchung Erwadlsenenbildungs-Förderungsgesetz be­
der Motivation zu kulturellen Aktivitäten in reits auf der Tagesordnung sein .. 
der Bevölkerung, rune Bevölkerungsbefragung 
zum Kulturverhalten, eine gezielte Motiv- Der Herr Abgeordnete Zeillinger hat an­
studie als Grundlage für Entscheidungshilfen scheinend dqe Einladung zur Sportenquete 
im Bundesministerium für Unterricht und übersehen. Er war zu der Sportenquete einge­
Kunst, um eine effiziente KultÜrarbeit zu laden, ist aber nicht dort gewesen. Auch beim 
erreidlen, und die Ausarbeitung eines Maß- Sportbudget haben wJr heuer eine sehr 
nahmenkatalogs. wesentliche Steigerung zu verzeidlnen 

Ich möchte. eines dazu sagen: Erwarten Sie - wenn wir alle Posten zusammenredlnen, 
nicht von uns Initiativen gewissermaßen hin- die der Sportförderung dienen -, nämlich 
sichtlich des kulturellen Betriebes. Wir sind von 153 Millionen Schilling auf 180 Millionen 
ja nur hier, um zu helfe~, um zu ffudern. Schilling. Wir haben für den Spitzensp'ort 
Wdr wollen ja nicht reglementieren, wir wol- heuer wirklich mehr getan, als das früher 
len ja letzten Endes nicht eine Kunst in Oster- der Fall gewesen ist. Vor allem haben wir 
reim smaffen, die vom Staat her in die Wege endIJch artikuliert und klar dargestellt: Was 
geleitet wird, sondern wir fühlen uns als ist Spitzensport und was ist Leistungs- und 
Diener, als Helfer der Künstler in diesem Breitensport; damit niCht iinmer wleder die 
Staat. (Beifall bei der SPO.) Dinge ununterbromen verwedlselt werden 

und ein schlechtes Gefühl bei allen Beteiligten 
Daher fragen wir uns auch: Was und wJ.e hervorbringen. . 

steht es mit der sozialen Seite beJ den Künst-
lern? Wir haben ja schon bei den bildenden Wir haben mit der Gründung der Sport­
Künstlern früher e.ine Lösung gefunden, wir hilfe und .mit der Traineraktion sicherIidl für 
sind jetzt dabei,· mit den Schriftstellern dar- die nächste Zeit die We.ichengestellt. 

über zu reden im Zus~menhang mit dem Die Sportstätten-Kreditaktion ab 1. Jänner 
Bibliotheksgroschen oder mit einer anderen 1973 wird vor allem den Sportstätten in klei­
Lösung. Wir haben erste Gespräche auf diesem neren Städten dienen. 
Gebiet audl schon geführt hinsichtlich der 
Schauspieler. . Beim Sdmlsport haben wir in zwei Jahren 

immerhin 50 Turnsäle errichtet, fertiggestelIt; 
Was das Filmförderungsgesetz angeht, 55 sind .im Bau. 18 Hallenbäder sind fertig-. 

möchte ich sagen, daß wir sdlon einen Ent- . gestellt worden, und 31 Hallenbäder sind dm 
wurf haben, dhn bei der Enquete auch schon Bau. Also, ich glaube, wir haben auch auf 
zur Diskussion gestellt haben, daß wir sruther dem Gebiet des Schulsports in der letzten 
zwei neue Entwürfe ausgearbeitet haben und Zeit doch einiges erreicht und auch einiges 
daß ich - ich sage es ganz ehrlich - eher gemacht. (Beifall bei der SPO.) 
dafür bin, daß wir eine Trennung der beiden 
Te.ile des Filmförderungsgesetzes vornehmen. Zuletzt - weil viel von der BHanz geredet 

wurde, meine Damen und· Herren - eine 
Bei der JugEmdförderung, meine Damen und Zusammenfassung: Wir haben die Schulver-

Herren, Jst es so, daß, insgesamt gesehen, sudle eingeleitet und damit nunmehr eine 
die Jugendförderung ebenfalls eine Steigerung große und umfassende Reformphase im öster­
zu verzeidlnen hat, aber innerhalb der 
Jugendförderung sind (iie Gewichte anders 

reichisdien Schulwesen ermöglidlt. 

gesetzt worden. Ich habe aber noch heuer Wir haben ein Rekordbudget für die Bildung 
aus den . Mitteln der Erwachsenenbildung für zu verzeichnen. Fast 12 Milliarden Schilling 
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Bundesminister Dr. Slnowatz 
werden für das Kapitel Unterridlt ausgegeben, anderes antwortet, als hier gefragt wurde, 
eine Steigerung um 22 Prozent. daß man Feststellungen trifft, die den Ein-

druck madlen, hier werde eine Antwort er-
Wir haben ein Sdlulentwicklungsprogramm t-eilt, obwohl das nidlt der Fall ist. Idl gehe 

ausgearbeitet und haben heute erstmals ob- nidlt auf alle Details ein. Aber Sie haben 
jektive Kriterien, um dieses Problem anzu- keine Antwort auf die Feststellung gegeben, 
gehen. daß im vorjährigen Budget 1200 Millionen 

Wir haben die Schüler- und Heimbeihilfen, Sdlilling für den Schulbau projektiert waren 
freie Sdlulfahften eingeführt und die Sdlul- und daß dieser Betrag im Budget für das 
bücher zur Verfügung gestellt. Jahr 1973 auf 788 Millionen Sdlilling herab­

gesetzt worden ist. (Lebhafte Zustimmung bei 
Wir haben schrittweise die Lehrerversor- der. OVP.) Sie haben keine Antwort gegeben, 

gung und die Situation bei der Klassensdlüler- Herr Bundesminister, auf die Feststellung und 
hödlstza,hl verbessert. auf die Aufzählung der Sdlulbauprojekte von 

Wir haben das lang diskutierte Schul- Murau in der Steiermark über Wiener Schul­
unterridltsgesetz und als sehr widltiges Ge- bauprojekte bis Salzburg, die hier mit Adresse 
setz die 5. Sdlulorganisationsgesetz-Novelle unter genauer Nennung genannt wurden mit 
vorgelegt.' den Beträgen, um die gekürzt wurde. Sie 

Wir haben die Mittel für die Erwadlsenen- haben dazu nidlt Stellung genommen. Sie 
haben andere Zahlen zitiert, Globalziffern. bildung fast verdoppelt. 
Sie haben gesagt, man soll doch nicht ver-

Wir haben mit der Traineraktion und mit gessen, daß ein Ansatz von 410 Millionen 
dem Sportstättenplan eine aktive SportpoLitik Sdlilling für Schulbauten ,außerhalb des 
betrieben, wobei es sidl um ein riesiges Leasing auf 470. Millionen Sdlilling angehoben 
Unternehmen des Sports in Osterreich han- worden ist. Ja, meine Damen und Herren, 
delt. da muß man doch auch bedenken: Wir leben 

Wir haben neue Akzente in der Kultur- in einer Zeit höchster inflationärer Entw-ick­
politik, zumindest mit dem Kunstbericht, mit lung. Wenn idl den Baukost-enindex mit einer 
dem Bundestheaterbericht und den nunmehri- Steigerung der Baukosten von mindestens 
gen wissenschaftlichen Untersudlungen ge- 20 prozent im Hodlbau. in Ansdllag bringe, 
setzt. . kann ich jetzt mit 470 Millionen Schilling 

doch nur weniger bauen 'als vorher mit 
Ich darf zum Absdlluß sagen: Dieses Oster- 410 Millionen Schilling. Das sind dom Halb-

reidl gibt für Unterricht, Wissensdlaft, For- wahrheiten, die man hier der Offentiimkeit 
schung und Kunst im nächsten Jahr 18 Mil- vorhält. (Beifall bei der OVP.) 
Harden Schilling aus. Das sind 13 .. Prozent 
des . gesamten Budgets asterreichs. Darauf Dann mömte ,im hier gern-e eine Fest­
.können wir, glaube im, stolz sein! (Beifall stellung treffen. Im komme dabei noch auf die 
bei der SPO.) Bemerkungen des Herrn Abgeordneten Prä-

sidenten Schnell zuruc:::k.. Es heißt hier immer 
Präsident: Nämster Redner ist der Herr wieder, die Gründe für diesen oder jen-en 

Abgeordnete Dr. Mock. 
Mangel lägen in der Vergange~eit. Herr 

Abgeordneter Dr, Modi: (OVP): Meine Bundesministerl Die Unterridltsminister der 
Damen und Herren I Es entsprimt simerlich Osterreidlismen Volkspartei wurden bezqg­
dem allgemeinen Bedürfnis, wenn der Herr lichAnerkennung ulld Kritik daran gemessen,. 
Bundesminister für Unterricht vorhin gemeint wie sie mit oden Bedürfnissen ihrer Zeit fertig­
hat, er wollenidlt auf jede Frage eingehen, geworden. sind; und Sie werden daran ge­
das würde sonst zu weit führen. Ich möchte messen, wie Sie mit den Bedürfnissen .der 
aber jetzt schon an den Herrn Bundesminister heutigen Zeit ferbig geworden sind. (Beifall' 
für Unterrimt, mit großem Verständnis für bei der OVP.) Mir kommt das immer so vor, 
seine Feststellung, dom sehr namdrücklim die daß man zwar am Jahrma:r:kt der Offentlidlkeit 
Bitte richten, daß die von den Abgeordneten von der Zukunft spridlt, was ja sehr en vogue 
hier gestellten Anfragen, die heute wegen ist bei oder SPO, daß man mit der Gegenwart 
der J(nappheit der Zeit, die uns nom zur oft nimt fertig wird und sicil dabei immer 
Verfügung steht, nicht von ihm beantwortet wieder auf die Vergcmgenheit ausredet. (Bei-
werden kömieni schriftlidl . beantwortet fall bei der öVP.) . 
werden. Ich darf Ihr Kopfnicken; Herr Bundes-

. Sie haben darauf verwiesen, daß man eben ininister, als Zustimmung zu dieser Bitte zur. 
Kenntnis nehmen. zuwenig Akzent auf das berufsbildende SdluI-

wesen gelegt hat. Herr Bundesministerl Im 
Nur eines, Herr Bundesminister, kann man Budget 1970 fand sich zum ersten Mal ein 

natürlim nicht machen: daß man auf etwas Budgetansatz von 200 Millionen Schilling, der 
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Dr. Mock 
ausschließlich, trotz mancher Kritik seitens der 
allgemeinbildenden höheren Schulen, den be­
rufsbildenden Schulen vorbehalten war. Dieser 
Budgetansatz als solcher wurde nicht weiter­
geführt. Das muß hier aufgezählt werden. 
Niemand hat in Abrede gestellt und stellt in 
Abrede, weder hier im Parlament noch 
draußen in der Offentlichkeit, daß wir dem 
berufsbildenden Schulwesen Vorrang zuer­
kennen müssen. Aber bitte, einen Vorrang 
festlegen, Schwerpunkte verbal verlangen, das 
ist ja sehr leicht; sie im finanziellen durchzu­
setzen, das ist die S<hwierigkeit. Das muß vor 
allem dort, wo es am schwierigsten ist - das 
-gebe ich zu - im Finanziellen, seinen Nieder­
schlag finden. 

Wir sollen diese Mängelers<heinungen nicht 
dramatisieren! - Sicherlich, Herr Bundesmini­
ster, wir sollen nicht dramatisieren. Aber den­
ken Sie doch dar an, was es für das Leben eines 
einzelnen Menschen bedeuten kann, wenn er 

Nun, Herr BundesmiIlister, noch zu einigen 
anderen Fragen. 

Vielleidlt hat vorher der Herr Abgeordnete 
Schnell, der ja audl direkt auf mich Bezug 
genommen hat, ein Anrecht auf eine Antwort. 
Sie haben erwähnt, daß 1973 der höchste An­
teil am Gesamtbudget in der Höhe von 
9,15 Prozent bestünde. Der Herr. Bundesmini­
ster hat Ziffern gebr.acht, die offensichtlich um 
Leasing oder Bauten erweitert waren. Bezüg­
lich Ihrer Ziffer belief sich die Parallelbe­
rechnung für das Jahr 1969 auf 9,49 Prozent 
(Abg. Dr. Sc h ne 11: 9,15 Prozentf) und be­
züglich 1970 auf 9,40 Prozent. (Abg. Doktor 
Sc h ne 11: 8,15 Prozentl) Herr Abgeordneter 
Schnell! Ich muß Ihnen leider diese Ziffern 
geben, wir können uns noch privat darüber 
unterhalten. Aber es wäre immer gut, wenn 
man sämtliche Ziffern hier tatsächlictl zitieren 
würde. 

den berufsbildenden Schul- und Bildungsweg Herr Präsident SchnellI Es gehört ja schon 
nicht besChreiten kann, weil mit jedem Jahr zum Standardprogramm des Unterrichts­
mehr abgewiesen werden; wenn ihm zwar die budgets und seiner Behandlung hier im Par­
Schülerfreifahrt und das kostenlose Schulbuch lament, daß man immer in der Vergangenheit 
zur Verfügurig stehen, er aber vom Bildungs- etwas herumwühlt, warum eine Schule nicht 
weg, den er gewählt hat und für den er sich gebaut' wurde oder wem das Verdienst für 
qualifiziert hat, ausgeschlossen bleibt. Wie eine bestimmte Maßnahme. im Rahmen des 
kommt ihm der Fortschritt - und ich betrachte Schulgesetzwerkes 1962 zukommt oder nicht 
das als Fortschritt ~ 'auf anderen Ebenen zukommt. Ich glaube, daß dieses Suchen nach 
zugute, wenn er Überhaupt nicht die Möglich- Eigenlob die Offentlichkeit eigentlich sehr 
keit hat, an dieser Schule zu lernen? Das ist wenig interessiert. 
sehr wohl dramatisch für die Sdlüler und für 
die Eltern, die von einer soldlen Entwicklung Ich habe kej,n Verständnis dafür, daß man 
betroffen sind! die Dinge so darstellt: Alles, was gut ist in 

der Vergangenheit, wurde trotz der Mehrheit 
Zu diesen Fragen muß ich hier festhalten, unter OVP-Ministern gemacht, und für alle 

Herr Bundesmini.ster: Sie haben nicht dazu Mängel, die aufgetreten sind, tragen nur die 
Stellung genommen, daß noch nie 'in den OVP-Unterrichtsminister die Verantwortung. 

letzten Jahren einer so großen Anzahl von Jawohl, das ist das Echo auf Ihre Feststel­
qualifizierten Schülern der Zugang zu berufs-
bildenden Schtllen abgelehnt wurde, daß sie lung, Herr Präsident Schnell. Ich stehe gar 
niCht den Weg gefUnden haben, den sie auf nicht an, hier festzustellen, daß für die .bi!­
Gi:und ihres Interesses und auf Grund ihrer dungspolitische Entwiddung in Osterreidl 
Qualifikation gewählt haben. Sie haben nidlt audl die Arbeiten soldler Persönlidlkeiten 
dazu Stellung genommen, daß noch nie der wie Glöckel und Neugebauer, wenn auch von 
Ausfall an Unterridlt bezüglidl der Pflicht- einem anderen Standpunkt her, von einer 
gegenstände im Bereich des allgemeinbilden- anderen Ideologie getragen, von Gewidlt 
den Schulwesens so hoch war wie .in diesem waren. Es ist keine Schande, auch den Bei­
J.ahr. Sie haben nicht dazu Stellung genommen, trag des politischen Gegners anzuerkennen. 
daß der Zugang und der Einsatz von nicht Wir sollten uns da vor Einseitigkeiten zu­
vollgeprüften Lehrern im allgemeinbildenden rückbalten. (Beifall bei der öVP.) 

Schulwesen noch nie so kraß war wie in Die Volkspartei braudlt sich des Wieder­
diesem Jahr. Das sind Mängel, wo wir Sie aufbaues eines Hurdes und eines Kolb und 
bitten, wie ich vorhin gesagt habe, daß Sie der Leistuzigen des S&ulgesetzwerkes 1962 
uns· hier sagen, wie Sie wenigstens in den eines Drimmel und audl der Leistungen eines 
nädlsten Jahren damit fertig werden wollen. Piffl im Allgemeinen Hodlsdlulstudiengesetz 
Darum geht es, und es ist für jeden einzel- mit all den Vorber-eitungen für die Unter­
nen Mensdlen, für jeden Schüler dramatisdl, stützung in Form von Stipendien in keiner 
wenn er nicht den Bildungsweg beschreiten Weise zu sChämen. (Beifall bei der OVP.) 
kann, den er sich gewählt hat. Wir anerkennen audl die Beiträge, die von 
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Dr. Modi 

anderer Seite in der Diskussion gekommen 
sind. 

Beschäftigen wir uns etwas mehr mit der 
Gegenwart und mit der Zukunft. Es gibt hier 
einige Fragen, die sehr wohl dramatisch sind. 

Herr Bundesminister! Ein Problem heraus­
genommen: Sie haben vorhin - und auch 
einige andere SpredJ.er - zur Frage der SdJ.ul­
versuche Stellung genommen. Die Osterrei­
chische Volkspartei hat die SdJ.ulreform 1969 
mit einem Geist der Offenheit und der libe­
ralität angetreten. Sie hat dafür bei den 
damaligen oppositionellen Abgeordneten, die 
Vertreter in der Schulreformkommission 
waren, bei den Abgeordneten Radinger, Zankl, 
Stella Klein-Löw, Verständnis und Koopera­
tion gefunden. 

Wir sind an die Frage der SdJ.ulversuche 
aufgeschlossen herangegangen. Wir haben die 
Auffassung vertreten, daß wir SChulversudJ.e 
durchführen sollen über die ganze Bandbreite 
vorgeschlagener Modelle, Schulversuche in 
der Langform, Modelle der gesamten Schule 
und ihrer verschiedenen Ausformungen. 
Heute müssen wir feststellen, daß Vorschläge 
der OsterreichisdJ.en Volkspartei, wie der 
Schulversuch im Rahmen der Langform, syste­
matisch hintertrieben werden. 

Herr Bundesminister! Ich habe diese Worte 
hier bewußt gewählt: SystematisdJ. hinter­
trieben werden! Sie haben hier in der 4. Sdml­
organisationsgesetz-Novelle vom Juli 1911 
den Gesetzesauftrag im § 6 Abs. 1: 

In den allgemeinbildenden höheren SdJ.ulen 
sitid Schulversuche ZlU Neugestaltung der 
Oberstufe und der· ad1.tstufigen Form der all­
gemeinbildenden höheren SdJ.ulen durchzu­
führen. 

. Bis heute gibt es kein Modell,·· wo dieser 
Gesetzesauftrag realisiert ist. Wir wissen aus 
den Verhandlungen, zum Beispiel im Kolle­
gium von Wien, daß - und ich wiederhole 
mid1., Herr Präsident Sd1.nell - das systema­
tisdJ. hintertrieben wird. SystematisdJ.! Es Liegt 
eine 5. Sd1.ulorganisationsgesetz-Novelle vor, 
Herr Bundesminister. Id1. sehe keine unbe­
dingte Notwendigkeit, hier Besd1.lüsse zu 
fassen, wenn nid1.t ei.nmal die 4. SdJ.ulorgani­
sationsgesetz-Novelle realisiert worden ist. 
(Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundesminister! Gehen wir nid1.t die­
sen Weg im BereidJ. der Schulpolitfk - idJ. 
möd1.te Ihnen das nid1.t persönlid1. untersteHen, 
aber da müßten Sie sidJ. gegen Ihre Berater 
und Mitarbeiter eben entspredJ.end zur Wehr 
setzen -, gehen wir hier nicht den Weg, wie 
er leider in vielen anderen Bereid1.en gegan­
gen wird, wo. es kaum. mehr eine Zusammen-

arbeit zwisdJ.en den Oppositionsparteien und 
der Regierungspartei gibt. IdJ. erinnere an die 
Fragen der Landesverteidigung, an grundsätz­
liche Fragen der Sozialpolitik, an grundsätz­
lidJ.e Fragen der Währungs- und der Wirt­
sdJ.aftspolitik. 

Wir sind bereit, an diesem gemeinsamen 
Unternehmen der SdJ.ulreform mitzutun. Aber 
Sie müssen als Bundesminister für Unterrid1.t, 
so wie Ihr Vorgänger Gratz und so wie wir 
uns bemüht haben, die Voraussetzungen 
sdJ.affen, daß man glauben kann an das ge­
meinsame Bemühen. Sie müssen glaubhaft 
sein, Herr Bundesminister. Wenn einzelne 
Modelle systematisd1. hintertrieben werden, 
dann bremsen Sie hiemit die SdJ.ulreform ab 
und stellen diese gemeinsame Arbeit in Frage'. 

Es ist das ein sehr ernstes Anliegen. Es ist 
das keine Fußnote in meinen Feststellungen. 
Es ist Ihr legitimes R'echt und audJ. unser 
Interesse, audJ. mit der 5. Novelle zum Schul­
organisationsgesetz die bildungspolitisdJ.e 
Entwicklung voranzutreiben. Aber, Herr Bun­
desminister, nur unter der Bedingung, daß das, 
was einmal bt;lschlossen wurde,· auch fair und 
glaubhaft ausgeführt wird. (Beiiall bei der 
avp.) . 

Im übrigen, Herr Bundesminister, sind heute 
eine Reihe von ganz konkreten Anliegen der 
SdJ.ulorganisation hier genannt worden, wo­
runter die Schüler, die Eltern und audJ. die 
Lehrer sehr leiden. 

Eine Schulreform, die langfnisÜge Ziele hat, 
wird nur dann glaubhaft bleiben, wird nur 
dann dioe Mitarbeit der Eltern, vor allem audJ. 
der Lehrer finden, wenn sie begleitet ist von 
und wenn sie nur eine Ergänzung ist zu einer 
realistisdJ.en Sd1.ulpolitik der Gegenwart, wo 
die Eltern !Spüren, daß sid1.die Verhältnisse o.n 
diesen Jahren an der SdJ.ule konkret ver­
bessern. Wenn die Eltern einmal nur mehr 
den Eindru<khaben, daß voti der Schule für 
das Jahr 2000, von den· Schulreformergeb­
nissen des Jahres 1980 gesprochen wird, daß 
sie aber hier keine MöglidJ.keit haben, eine 
wertvolle . pädagogische Betreuung für die 
Kinder zu finden, daß ihre Kinder nidJ.t die 
MöglidJ.keit haben, den Bildungsweg zu 
gehen, den sie sidJ. wünschen, daß sie in 
baufälligen Schulen ihren UnterridJ.t genießen 
müssen, . ohne daß sid1. sdJ.rittweise - man 
verlangt keine Wunder, auch nidJ.t von 
Ihnen - etwas bessert, dann wird aud1. die 
Schulreform ihre Glaubhaftigkeit in der 
Offent1Ji.d1.keit verlieren. Bine Schulreform, die 
bei Eltern und Lehrern nicht glaubhaft dst, ist· 
von vornherein eine Totgeburt. (Beifall bei 
der OVP.) 
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Dr. Mock 
Wenn ich hier, Herr Bundesminister, für 

eine undogmatische, für eine pragmatische 
Schulpolitik der Gegenwart plädiere, dann vor 
allem im Zusammenhang audl mit der Frage 
der GesamtsdlUle. Ich habe das vorhin ge­
nannt. 

Es ist dodl wirklidl zu billig - bei aller 
Bedeutung, die dieser Frage zukommt -, 
wenn man das als Fetisdl betradltet, zur 
Lösung unserer bildungspolitischen Probleme, 
wenn man das als einziges Lösungsmittel 
betradltet für eine verbesserte Chancengleidl­
heit. 

Die Verbesserung der Chancengleidlheit, 
Herr Präsident Schnell, beginnt doch vor allem 
im vorsdlUlisdlen Alter. Deswegen findet sich 
im ersten Bedcht an das Parlament noch in 
der Zeit der OVP-Regierung über den Stand 
der Sdlulreform eine ausführlidle Behandlung 
über die Entwicklung des Kindergartenwesens; 
obwohf idl weiß, daß das Landessache ist. 
Deswegen haben wir den Ausbau von Bil­
dungs anstalten für Kindergärtnerinnen als 
Schwerpunkt erklärt., Dort müssen wir 'begin­
nen und den Eltern helfen, den Kindern stär­
kere Phantasie zu vermUteln, bessere sprach­
lidle' Ausdrucksfähigkeit vermitteln, wo das 
Kind durch soziale Unterschiede gehemmt ist, 
sei es, daß man aus deIU Arbeitermilieu, sei es, 
daß man aus dem ländlidlen Bereich kommt. 
Das sind konkrete Hilfen. 

Hier steigert sidl die Bildungschance für 
den einzelnen viel mehr als durdl eine schul­
organisatoI1ische Umstrukturierung zwiJSdlen 
10 und 14 oder zwischen 10 und 18 Jahren. 
Dort soll auch eine realistische Schulpolitik 
ansetzen. ' 

Herr Bundesminister! ,Eine Senkung 'der 
Sdlülerhöchstzahl wäre dodi von 'größtem 
pädagogischem Wert. Glauben Sie nicht, daß 
siro €in Lehrer viel leichter täte, der Erfolg 
seiner Arbeit viel größer wäre, wenn er statt 
einer Klasse mit 46 Schülern nur eine Klasse 
von 36 :oder statt einer Klasse von 36 nur 
28 Schüler zu betreuen hätte? 

. Idl weiß, daß das finanziell sehr viel' be­
deutet. Aber beschäftigen wir uns dodl neben 
den langfristigen 'Problemen init Maßnahmen, 
die kurzfristig den Eltern und den Sdlülern 
den Eindruck und die Uberzeugung vermitteln, 
daß wir die Dinge wirklich verbessern wollen, 
und vertrösten wir sie nicht nur auf einige 

, Jahrzehnte. 

In die normale Pflidltschule, fortführende 
Sdlule geht jeder einmal, und die Schüler 
haben in diesen siebziger Jahren nidlts davon, 
wenn sie nur auf Verbesserungen der achtziger 
Jcihl'e vertröstet werden. Das, glaube ich, 

Herr Bundesminister, ist ein sehr widltiger 
Aspekt, den ich Ihnen sehr ans Herz legen 
möchte. 

Abschließend nur eine kurze Bemerkung zur 
Frage der Auslandskulturpolitik. Der Herr 
Abgeordnete Peter hat ja heute begrußt be­
ziehungsweise den Wunsch zum Ausdruck 
gebracht, wenn ich richtig zitiere, daß man 
dodl auch hier eine Bestandsaufnahme vor­
nimmt, um diesen Bereidl der kulturellen 
Auslandsbeziehungen dynamischer zu ent­
wickeln, zu revitalisieren. 

Herr Bundesministerl Ich darf Ihnen in Er­
innerung rufen, daß es sehr ausführlidle 
Unterlagen gibt, zum Beispiel der damaligen 
Sektion für kulturelle Auslandsbeziehungen: 
die Ergebnisse einer Kulturenquete über Ziele 
und Formen der Auslandskulturpolitik Oster­
reidls, wo man unmittelbar mit konkreten 
Aktivitäten aufhauen kann. 

Aber hier wäre es falsdl, Ihnen allein die 
Verantwortung zu geben, da die Entwicklung 
eine so komplizierte ist und sich die Dinge 
so sdlwer in den Griff bekommen lassen. Denn 
hier hat einmal mehr eine ras&e Entsdleidung 
der Regierung Kreisky . . . Idl bin sehr froh, 
daß gerade zu dieser Bemerkung der Herr 
Bundeskanzler uns wieder die Ehre gibt. 

Hier im Bereidl der Auslandspolitik, Herr 
Bundeskanzler, hat einer Ihrer rasdlen Ent­
sdllüsse sehr deutlidl und sehr klar in eine 
Sackgasse geführt. 

1966, Herr Bundeskanzler, war es zum 
erstenmal in den letzten 25 Jcihren,daß man 
die, Kompetenz für kulturelle Auslandsbezie­
hungen in einer adniiliistrativen Einheit zu­
sammengefaßt hat, daß die Verwaltung- dieser 
Agenden von einer Sektion, von einem Mini­
steriumaus erfolgt ist. 1910 haben Sie die 
Verantwortung übemommen.WrJ: haben 
Ihnen damals gesagt: Wenn Sie unbedingt die 
Auffassung vertreten; das sollte zum' Außen­
ministerium kommen - für das Sie verständ­
licherw€ise ein besonderes Faible haben (Abg. 
Dr. Kr e i 8 k y: Sie auchl) -, so könnten wir 
uns vorstellen, Herr Bundeskanzler, daß, wenn 
das sdlon nidlt die' beste Lösung ist; es 
immerhin idie zweitbeste Lösung ist. 

Nein, haben Sie gesagt. Man hat die sdlledl­
teste Lösung gewählt, man hat nämlidl diese 
Sektion zerschlagen. Ein bißdlen etwas ließ 
man d€m Herrn Unterridltsminister, ein biß-' 
dlen etwas gab man der Frau Wissenschafts­
minister - -sie ist offensichtIidl heute noch 
dariiber erfreut, daß siE~ audl hier etwas mit­
arbeiten kann, -,und mit dem Rest hat man 
den Herrn Außenniinister bedadlt. 
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Dr. Modt 
Und jetzt sieht man - und das soll aner­

kannt werden, Herr Unterrichtsminister, was 
Ihre persönliche Äußerung in diesem Früh­
jahr betl1ifft -, daß es so, nicht weitergehen 
kann und daß man nach zweieinhalb Jahren, 
wahrscheinlich im neuen Kompetenzgesetz, 
diese DiIige wieder zusammenfassen muß. 

Eines besseren Beweises hätte es wohl nicht 
bedurft. Natürlich gab es Zweieinhalb Jahre 
nur halbe Aktivitäten, gab es zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand und ist heute die For­
derung mit Recht in den Raum gestellt wor­
den, das wieder zusammenzuführen, ist die 
Forderung nach neuen Aktivitäten im Bereich 
der kulturellen Auslandsbeziehungen aufge­
worfen worden. 

Ich kann Ihnen nur wünschen, Herr Bundes­
minister, daß Sie siro in dieser Frage durch­
setzen und, was die allgemeine Bildungs­
politik anbelangt, daß Sie bei der Linie blei­
ben, die uns in den letzten 20, und 25 Jahren 
kein mängelfreies 'Bildlmgswesen geschaffen, 
aber einen steten FOrtschr.itt gesichert hat; 
eine Bildungspolitik, die unmittelbar an den 
Nöten, an den praktischen Nöten der Sdlüler, 
der Lehrer und der Eltern orientiert ist, ' die 
gleichzeitig als Ergänzung eine' l;angfristige 
Planung und eine langfristige' Reform an­
strebt. 

Das eine ist kein Ersatz für das andere. 
Wir wollen eine realistische Bildungspolitik 
für heute und eine geplante,' langfristig und 
gemeinsam konzipierte Bil<iungspolitik für 
morgen I (Beifall bei der,OVP.} 

,;Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist gesdllossen. 
Wünscht die, Frau Berichterstatter ein Schluß-
wort? ~Nidlt der Fall. ' 

Damit ,ist die ,Aussprache über die Be:r.a­
tungsgruppe VI beendet. 

Wir kommen nunmehr 'zur A b s t i m­
m un 9 über diese Gruppe . 

, Es' liegt ein Abänderungsantrag der Abge­
ordnetenDr. Eduard Moser' und Genossen 
zum finanzgesetzlichen Ansa~ 1/12236 vor. 

Ich lasse daher zunächst über diesen Absatz 
abstimmen und bitte jene Damen und Herren, 
die dem Ansatz 1/12236 samt dem dazuge­
hörigen Teil des Konjunkturausgleich-Voran­
schlages in der Fassung des Abänderungs­
antrages der Abgeordneten Dr. Eduard Moser 
und Genossen ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen ,zu erheben. -,.. Das ist die 
Minderheit. Abgelehnt. 

Ansatz samt dem dazugehörenden Teil des, 
Konjunkturausgleich-Voranschlages in dieser 
Fassung zustimmen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die' Mehrheit. A n g e­
nommen. 

Ich lasse nunmehr über die Beratungs­
gruppe VI mit Ausnahme des Ansatzes 
1/12236, über den bereits entschieden wurde, 
abstimmen und bitte jene Damen und Herren, 
die den Kapiteln 12 und 13 mit dem dazuge­
hörenden Teil des Konjunkturausgleich-Vor­
anschlages in der Fassung der Regierungs­
vorlage - ausgenommen den genannten An­
satz - ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehrheit. 
An gen 0 m m e n. 

Ulier ,die zu dieser Beratungsgruppe einge­
brachten Entschließungsanträge wird gemäß 
§ 51 der Geschäftsordnung nadl der dritten 
Lesung abgestimmt werden. 

Beratungsgruppe XIV 

Kapitel 14: Wissenschaft und Forsdlung 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur Spe-, 
zialdebatte über die Beratungsgruppe XIV. 

Spezialberichterstatter ist der Herr Abge­
ordnete Ing. Scheibengrat Ich bitte um seinen 
Bericht. 

Spezialberichterstatter Ing. Sdteibengraf:', 
Herr Präsident! Hohes Haus·' Ich erstatte 
namens des Finari.z~ und Budgetaussdmsse$ 
den Spezialbericht zu Beratungsgruppe XIV, 
KapitJel14: Wissensdlaft und Forschung. 

Der Finanz- und Budgetausschtiß hat das 
Kapitel 14: Wissensdlaft und Forschung. 

schließlich Konjunkturausgleich-Voranschlag) 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1973' 
in seiner Sitzung am 8. November 1972 in 
Verhandlung genommen . 

. In dem von der Bundesregierung vorgeleg­
ten Bundesvoranschlag 1973 ist für das 
Wissenschafts- und Forschungsbudget (Kapi­
tel 14) ein Gesamtausgabenrahmen von 
4.000,604.000 S vorgesehen. Gegenüber dem 
Bundesvoranschlag 1972 von 3.332,581.000 s: 
ergibt sidl dadurch eine 20,04prozentige Stei­
gerung. 

Hievon entfallen auf den Personalaufwand 
1.722,781.000 S (1972: 1.408,713.000 S) Und auf 
den Sachaufwand 2.2?7,823.000 S· (1912: 
1.923,874.000 S). Gegenüber dem Bundesvor­
anschlag 1972 ist im Personalaufw,and eine 

Ich lasse jetzt über den Ansatz 1/12236 in 22,29prozentige Steigerung, im Sachaufwand, 
der Fassung der Regierungsvorlage abstimmen eine Erhöhung von 18,40 Prozent zu verzeidl-' 
und bitte jene Damen und Herren, die diesem nen. 

-, 
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Ing. Sdlelbenglal 
Der Anteil des Wissenschafts- und For­

sdlUngsbudgets am Gesamtbudget des Bundes 
beträgt 2,88 Prozent, wogegen der Anteil am 
Gesamtbudget 1972 2,71 Prozent betrug. 

Personalaufwand: Die um 314,068.000 S er­
höhten Ansätze auf dem Personalsektor halten 
sim in einem notwendigen Rahmen und sind 
zu einem Teil durch die allgemeine Gehalts­
regelung bedingt, dienen aber zu einem 
wesentlichen Teil einer echten Personalver­
mehrung im Dienste der Wissenschaft, um 
den dringenden Bedarf, .insbesondere der 
Hochschulen, befriedigen zu können. 

Der Gesamtpersonalstand im Rahmen des 
Kapitels 14' wurde von 12.336 um 508 auf 

schungserfordernissen. Eine weitere Erhöhung 
der Kredite für Großrechenanlagen und 
Rechenzentren hat ebenfalls Auswirkungen 
auf den Ausbau der Forsmungstätigkeit der 
wissensmaftlichen Homsmulen. 

Für den weiteren Neubau des Allgemeinen 
Krankenhauses in Wien wurde eine 46,91-
prozentige Steigerung der ,Kredite auf 
173,800.000 S erzielt. 

Um mit dem wissenschaftlichen Fortsduitt 
mitzuhalten, muß auf den Ausbau der wissen­
smaftlichen Bibliotheken besonderer Wert ge­
legt werden. Die A.nlagenkredite konnten bei 
diesem Ansatz um 58,77 Prozent auf 8,521.000 S 
angehoben werden. 

12.844 erhöht. . Ein neuer Ansatz wurde für die "Bundes­
So konnten im einzelnen zum Beispiel auf staatliche HauptsteIle für wissenschaftliche 

dem Hochschulsektor einschließlich der Kunst- Kinematographie" ins Leben gerufen. 
hochsdmlen 59 neue Lehrkanzeln dienst­
postenmäßig veranschlagt werden. Durch Um­
wandlung von Assistentenposten sind 150 
neue außerordentliche Professorendienst­
posten gemäß § 10 a Hochschulorganisations­
gesetz geschaffen worden. 

Sachaufwand: Eine weitere Vermehrung er­
fuhren die beiden Forschungsfonds, und zwar 
der Fonds zur Förderung der wissenschaft­
lichen Forschung mit 120,625.000 S (1972: 
99,000.000 S), das ist eine Steigerung von 
21,84 Prozent, und der Forschungsförderungs­
fonds der gewerblichen Wirtschaft mit 
154,400.000 S (1972: 128,100.000 S), das ergibt 
eine 19.97prozentige Steigerung. 

Die weiteren Forschungsansätze erfuhren 
durchwegs beträchtliche Erhöhungen. Der An­
satz 1416 :..-. "ForsdlUngseinrichtungen" er­
reimt nun einen Gesamtausgabenrahmen von 
51,627.000 S, das entspricht einer 13,99prozen­
tigen Steigerung gegenüber den Budgetan­
sätzen des Jahres 1912. Der Ansatz 1417 -
.. Osterreimische Akademie der ·Wissensmaf­
ten und ihre ForsdlUngsinstitute" erfuhr eine 
26.36prozentige Steigerung auf 62,757.000 S. 
Für den Ansatz 1418 - "Forsdmngsvorhaben 
in internationaler Kooperation" sind nun 
72,140.000 S vorgesehen, was einer 5,41pro­
zentigen Steigerung entsprimt. Ein neuer 
Ansatz 1419 - "Forsmungsunternehmungen" 
ist mit 2,895.000 S dotiert worden. 

Für die BedürtIÜsse der wissenschaftlichen 
Hochschulen (Budget ansätze 1410, 1420, 1421) 
sind im Sachaufwand 1.544,404.000 S gegen­
über 1.283,893.000 S im Jahre 1972 vorgesehen. 
Diese beträchtlidle Steigerung ergibt einen 
Prozentsatz von 20,29 Prozent. 

Um für die steigenden Hörerzahlen ' der 
Kunsthochschulen auch räumliche Voraus­
setzung zu schaffen, wurde der Ansatz für 
Anlagenkredite auf 10,238.000 S erhöht. das 
entspricht einer 21,09prozentigen Steigerung. 

Die Ansätze für die Museen und das Bun­
desdenkmalamt erfuhren ebenfalls eine Steige­
rung der Sachaufwandskredite von 10,63 Pro­
'zent beziehungsweise 13,96 Prozent auf 
32,314.000 Sund 36.972.000 S. 

Die Mittel für den Hochschulbau sind für 
das Jahr 1913 mit 418,260.000 S fixiert worden 
gegenüber 409AOO.000 S im Jahre 1972. 

Im Konjunkturausgleich-Voransdllag sind 
für das Jahr 1973 333.604.000 S vorgesehen. 

An der Debatte, die sich an die Ausführun­
gen des Spezialberichterstatters anschloß, be­
teiligten sich die Abgeordneten' Dr. Blenk. 
Dr. Scrinzi, Radinger, Dr. Gruber, Dipl.-Ing. 
Dr. Johanna Bayer, Blecha, Dr. Ermacora, 
Dipl.-Ing. Dr. Leitner, Dr. Eduard Moser, 
Dr. Heinz Fischer und Dr. Kaufmann. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg beant­
wortete eingehend die an sie gerichteten 
Fragen. 

Bei der Abstimmung am 16. November 1972 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze des 
Kapitels 14 unverändert angenommen. 

Der' von den Abgeordneten Blecha, Sand­
meier und Dr. Broesigke vorgelegte Entschlie­
ßungsantrag wurde einstimmig angenommen. 

Somit stellt der Finanz- und Budgetausschuß 
den An t rag, der Nationalrat wolle be­
schließen: 

Die Steigerung der Aufwandskredite des 10 Dem Kapitel 14: Wissenschaft und For-
Hochschulansatzes beträgt 20,08 Prozent und schung (einschließlich Konjunkturausgleich­
dient vor allem den Unterrichts- und For- Voranschlag) des Bundesvoranschlages für das 
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lag. Smeibengraf 
Jahr 1973 (460 der Beilagen) wird die ver- Ich habe es für notwendig gehalten, diese 
fassungsmäßige Zustimmung erteilt. Einladung vorzulesen, um zu zeigen, daß in 

2. Die dem AussdlUßberidlt beigedruck.te der Textierung wohl niemand lrgendeine Pro­
vokation, irgendeinen aggressiven Ton oder 

E n t s chi i e ß u n 9 wird angenommen. dergleichen finden konnte. Ich muß deshalb 
Ich beantrage weiters, in die Spezialdebatte besonders auf diesen Umstand hinweisen, weil 

einzugehen. es leider in der Beridlterstattung über die Er-
Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr eignisse an der Universität Wien so dargestellt 

Abgeordnete Dr. Broesigke. wurde, als hätte es dort Auseinandersetzungen 
zwischen Linksextremisten und Remtsextremi­

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO): Herr sten gegeben, wobei' die Veranstalter dieses 
Präsidentl Meine Damen und Herren! Wir Vortrages als Rechtsextremisten eingestuft 
Frelheitlimen haben immer eine besonders den E' de t' We t 'st b ke' wur . me rar 1ge r ung 1 a er 1-
nahe Beziehung zu den Problemen von Wissen- neswegs am Platz. 
sdIaft und Forsmung gehabt, weil wir der 
festen Uberzeugung sind, daß dies ein Gebiet Auch hier muß man einiges eindeutig fest­
ist, auf dem Osterreich eine Bedeutung gewin- stellen: Die BursdIenschaft ist die älteste Frei­
nen kann, die weit über seine räumlidIe und heitsbewegung auf akademisdIem Boden. Sie 
zahlenmäßlge Größe hinausgeht. Wir haben konnte erst entstehen, als nam der Schlacht 
aus diesem Grunde aum unsere Zustimmung bei Solferino der Absolutismus..in diesem Land 
gegeben, als für WissensdIaft und ForsdIung zu Ende ging. Sie wurde in der Zeit des Natio­
ein eigenes Ministerium errichtet wurde, und nalso:bialismus aufgelöst beziehungsweise zur 
wir haben in den vergangenen Jahren diesem freiwilligen Auflösung gezwungen und konnte 
Budgetkapitel stets zugestimmt. Wir haben erst nach der Errimtung der Zweiten Republik 
audI, wie ich hinzufügen mömte, bei der Ab- wieder erstehen. Wer diese Tatsachen nidIt 
stimmung im Ausschuß diesem Budgetkapitel zur Kenntnis nimmt, der handelt entweder in 
zugestimmt. grober Unwissenheit oder er handelt böswillig. 

Seit dieser Zeit sind aber Ereignisse ein- Man kann sidI aussudIen, weldIe Deutung 
getreten, die uns veranlassen, uns die Frage man für zweckmäß.ig hält 
vorzulegen, ob nicht auf unseren Hohen Schu- Es ist also keine Rede davon, daß dort auf 
len Dinge im Gange sind, für deren Bekämp- der einen Seite das Lager der. RedItsextremi­
fung Von der Ressortleitung nidIt die not- sten und auf der anderen jenes der Linksextre­
wendige Energie aufgewendet wird, obwohl misten bestand, sondern es handelte. sidIum 
uns ja die Erscheinungen an Hohen Schulen eine Veranstaltung, die von einem demokra­
des Auslandes stets warnend vor Augen ste- tischen Verein veranstaltet wurde, m.it einem 
hen müssen. Ich spreche im einzelnen von frei gewählten Abgeordneten dieses Hauses 
den ,skandalösen Vorfällen des 14. Dezember als Redner. 
1972. Es ;ist viel1eidIt erforderNdI, hier etwas 
in die Vorgeschichte einzugehen. Das EdlO auf diese Einladung klang etwas 

ander.s. Schon die Uberschr.ift lautet: "Die 
Es hat die "Ortliche Burschenschaft Wien" Pläne der Reaktion durchkreuzen;" Das heißt, 

für den 22. 11. 1972 einen Vortrag angekün- eine Aufforderung zu entsprechendem Han­
digt, bei dem unser Fraktionskollege Doktor deIn, um den Vortrag zu verhindern. Aus dem 
Scrinzi spredIen sollte. Weil über diese Dinge Text: 
vielfach falsche Darstellungen kursieren, ist 
es notwendig, 'den Text der Einladung hier "Heute abend haben Burschenschaften mit 
zur Kenntnis zu bringen. Sie lautet: dem Thema ,zum Kärntner Ortstafelgesetz' 

eine Hörsaalveranstaltung angekündigt. Red-
"Die Problematik des Kärntner Ortstafel- ner ist niemand anderer als der berüchtigte 

streites ist aus Zeitungsmeldungen grobflächig Erbguttheoretiker, der FPO·Abgeordnete 
bekannt. Doch es scheint uns wesentlidI, 'über Scrünzi. Dessen Blut- und Bodentheorie. läßt 
die von Emotion und Polemik beherrschten keinen Zweifel aufkommen, was der· haupt­
PresseberidIte hinausgehend, die Hintergründe sächliche Zweck dieser Veranstaltung sein soll: 
dieser Auseinandersetzung auszuleuchten: Auch in: Wien mit der organisierten Hetze 
Wie weit sind die aus dem Staatsvertrag gegen die slowenische Minderheit ill Kärnten 
resultierenden Verpflichtungen gegenüber der zu beginnen, um der dortigen chauvinistischen 
slowenischen Minderheit erfüllt? Gibt es einen Bewegung Rückhalt zu verleihen. Es gibt hier 
Terror gegen die Slowenen? WJe verhält es in WJen keine Slowenen, die diese Brüder 
sidI mit der jugoslawischen Intervention? Wde terrorisieren könnten, aber es gibt einiges zu 
stark ist die slowenische Minderheit? Darüber tun, um der geplanten ,Minderheitenfeststel­
spr.idIt Nationalrat Dr. Scr.inzi zum Thema: lung' in Kärnten im ganzen Bundesgebiet pro-
Kärntner Ortstafelstreit." pagandioStische Hilfe zu leisten." 
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Und weiter heißt es:· "Wenn wir gegen diese 

sChwärzeste und braune Reaktion auftreten, 
darf das nie versChleiern, daß die Hauptgefahr 
für die Arbeits- und Lebensbedingungen sowie 
für die politischen Rechte der Massen heute 
von der SP-Regierung als der staat~ichen Agen­
tur der Bourgeoisie ausgeht, daß diese (und 
nicht die NDP) die Angriffe der Bourgeoisie 
vorträgt. Die SP ist die Hauptreaktion, von 
ihr geht die Hauptgefahr aus. Wer das ver­
tuscht, macht siCh selbst zum Handlanger der 
Bourgeoisie und arbeitet der Reaktion in d~e 
Hände." 

Das Ergebnis dieses Aufrufes war, daß bei 
jener Veransta.ltung der Abgeordnete Scrinzi 
nicht zum Worte kam, weil er durCh dauerndes 
Gebrüll und SprechChöre von Leuten, von 
denen erst zu untersuChen wäre, ob sie über­
haupt Studenten sind, daran gehindert wurde. 

Dessen hat man siCh auCh naCh der Veran­
staltung offen gerühnit. Es heißt in einem 
neuerliChen Flugblatt: 

"Mittwoch abends versuchten Burschen­
schaften auf der Universität eine Veranstal­
tung mit dem Thema ,zum Kärntner Ortstafel­
gesetz' durChzuführen. Als. Hauptreferent 
sollte der berüchtigte Erbguttheoretiker und 
FPO-Abgeordnete Scrinzi auftreten. Die Linke 
besChloß darauf, diesem reaktionären Treiben 
nicht tatenlos zuzusehen. ln einer Einheits­
frontaktion, die von MLS und GRM organi­
siert wurde, trat man der Reaktion entgegen. 
Durch Mobilisiening von einigen hundert 
Studenten konnte Scrinzi niCht audl nur ein 
ein2liges Wort von seiner Blut- und Boden­
philosophie von sidl geben. Es gab eine rich­
tiggehende· Umfunktioriierung." 

Und weiter: "Unser sCharfes Auftreten 
gegen die rechtsradikalen Gruppierungen 
heißt nicht, daß wir der parlamental'isChen Vor­
gangsweise der SPO mehr Sympathie ent­
gegenbringen. Deren Manöver aufzuzeigen 
wird ,in Zukunft vielmehr die Hauptaufgabe 
sein." 

Es ist wohl -VerständliCh; daß naCh dieser 
mißlungenen Veranstaltung der Versudl unter­
nommen wurde, den Vortrag dodl durchzufüh­
ren. Als das bekannt wurde, kam es wüeder zu 
einigen Flugblättern, von denen idl nur die 
Stellen, wo dazu aufgerufen wJrd, eine Dis­
kussion zu verhindern und Gewalt zu üben, 
hervorheben möchte. Denn das scheint mir 
das Entsdleidende an diesen Vorgängen zu 
sein. 

Dementsprechend heißt es auch als Uber­
schrift: "Heute abend ... wäederum die Pläne 
der Reaktion durchkreuzen!" Es wird wieder 
darauf hingew.iesen, daß an diesem Abe,nd 

Dr. Scrinzi spridlt, wobei wüeder die üblidlen. 
BesChimpfungen niCht ausbleiben können, und 
es heißt in diesem Flugblatt weiter: 

"Der reaktionäre Vorstoß, der dn Kärnten. 
hauptsäChliCh vom Kärntner Heimatdienst ge­
tragen und von der FPO und OVP polWsdl 
unterstützt wird, dient der weiteren Verhet­
zung der Arbeiterklasse und des Volkes, er­
neut wird von ihnen das Geschrei über die 
Gefahr, die für die Südgrenzen der ,Kärntner 
Heimat' droht, erhoben, um gerade den jetzi­
gen verstärkten Angriff der Bourgeoisie auf 
die Lebensbedingungen der Arbeiterklasse 
und des Volkes zu verschleiern. 

Aber die Hauptangl'iffe seitens der Bour­
geoisie werden heute auf staatliCher Ebene' 
von der Sozialdemokratie in Regierungs- und 
OGB-Spitze vorgetragen, sodaß von ihnen 
heute die Hauptgefahr für die Arbeits- und 
Lebensbedingungen und die politisChen ReChte: 
der Arbeiterklasse und des Volkes ausgeht. 
Der Angriff auf die ReChte der slowenischen 
Minderheit :soll nun unter dem Dedanantel der 
,Information' auch in der Wiener Offentlichkeit 
vorangetrieben werden. Es kann für uns des­
halb niCht darum gehen, mä.t den Chauvinisti­
schen Hetzern ,saChlich' zu diskutieren, son­
dern diese Hetze von vornherein zu verhin­
dern:' 

In dieser Lage konnte auCh der VSStO nidlt 
untätig bleiben, und braChte auCh ein Flug­
blatt heraus, und zwar· mit der UbersChrJft: 
"Verhindern wir gemeinsam die neuerlidle 
faschistische Provokation". Dort heißt es: 

"Für jene Kräfte, die den Rechten und Frei­
heiten der Mehrheit der Bevölkerung den. 
Kampf angesagt haben und in Kärnten be-· 
reits daran gehen, sie nicht mehr zu beaChten, 
kann es keine Toleranz geben. Dafür ~eugen. 
die zahlreiChen historischen Erfahrungen mit 
ähnlichen Bewegungenl . 

Bereits einmal -hat es der RFS gewagt, ge­
meinsam mit der NDP"- nebenbei bemerkt, 
frei erfunden - "und seiner Vorfeldorganisa­
tion, den BurschensChaften" - iCh gebe jetzt 
alle grammatikalisChen Fehler, die dieser künf­
tigen Elite unterlaufen sind, wieder -, flan 
unserer Hochschule eine Veranstaltung zur 
Propagierung der faschistisChen Umtriebe in 
Kärnten durchzuführen. Dabei hätte einer der 
antislowenisChen HaupteinpeitsCher, der rassi­
sti.sche FP-Abgeordnete Scrinzi, reden sollen. 
Damals. hat ihnen das gesChlossene Auftreten 
antifasChistischer Studenten einen Strich durch 
die ReChnung gemaCht .. :' 

"Diesen antidemokratischen Kräften, welChe 
einer verbrecherischen Politik huldigen, 
mit der Osterreich bereits einmal in eine Kata· 
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strophe geraten ist, gilt es mit aller Entsdtie­
-denheit entgegenzutreten, um ihr weiteres 
Aufkeimen zu untel'binden. Wir rufen deshalb 
alle demokratisdl gesinnten Kollegen auf, der 

nodl Verschiedenes zu sagen sein. Ich be­
sdlränke mich hier nur auf das, was zum 
Thema Wissenschaft und Forschung zu sagen 
ist. 

, ·braunen Brut eine deutlidte Abfuhr zuertei­
.len!" Was sagte nun dazu - idl zitiere wieder 

die Zeitung "Die Presse" - d·ie Frau Bundes­
Soweit die Blütenlese aus diesen versdlie- minister? _ Es heißt dort: 

,denen Sdtriftstüdeen. Das hat eine entspre-
dtende Ernte hervorgebradtt. 

Was am 14. Dezember im Hörsaal 2 ge­
sdtehen ist, hat wohl am besten die Zeitung 
"Die Presse" Jn wenigen Worten zusammen­
'gefaßt. Sie ISdtrJeb inder Samstag-Sonntag­
Nummer vom 16.111. Dezember 1972: 

"Zu den Zusammenstößen war 'es gekom­
men, weil mehrere hundert Anhänger des Ver­
bandes sozialistisdler Studenten sowie linker 
:Splittergruppen eine von der ,örtlidlen Bur­
sdlensdlaft Wien' veranstaltete Diskussion 
in·it dem FP-Abgeordneten Scrinzi über den 
Kämtner Ortstafelstreit verhindern wollte. Be­
reits vor einigen Wodten war eine von den 
'gleidlen Veranstaltern ebenfalls mit Abgeord­
neten Scrinzi geplant gewesene Diskussion 
'unter dem Drude der Linksgruppen abgesagt 
worden. Diesmal hatten sidl den rund hundert 
Studenten, die an der Diskussion im neuen 
Institutsgebäude teilnehmen wollten, mehrere 
,hundert Linksstudenten gegenübergestellt, die 
mit Sdtlagstödeen, Sdtlagringen, zum Teil mit 
Helmen ausgerüstet waren. Obwohl Polizei 
anwesend war und audl Rektor Prof. Winkler 
am Schauplatz erschien, kam es zu schweren 
:Sdllägereien, in deren Verlauf mehrere der 
Veranstalter, erheblidl verletzt wurden. Die 
Diskussion wurde neuerlich abgesagt, am In­
ventar des Foyers und des Couloirs im neuen 
Institutsgebäude entstand beträdltlidler Sadl­
,sdladen," 

Dem: wäre hinzuzufügen, daß die Betreffen­
,den - nennen wir sie Demonstranten - ver­
,sudlten, sidl gewaltsam Eingang in den Hör­
:saal II zu versdlaffen. Als sie feststellten, daß 
die mitgebradlten Ge:rätsdlaften nidlt aus­
,reichten, demolierten sie zuerst die Plakat­
.ständer, die vor dem Hörsaal standen, gingen 
dann in den Gang nadl hinten und zertrüm­
merten das Mobiliar, um auf diese Weise 
:Sesselfüße zu bekommen, womit sie auf die 
Teilnehmer der Veranstaltung einsdllugen. 
Die Polizei sah sowohl der' Zertrümmerung 
des Mobiliars als auch den tätlichen Aus­
.einandersetzungen tatenlos zu und begnügte 
sich damit, den Eingang abzuriegeln und in 
.der Folge dann den Besuchern, die in den 
'Hörsaal 2 gekommen waren, das Verlassen 
·,des Institutsgebäudes zu ermöglichen. 

tiber diese Haltung wird im Zusammenhang 
:mit der Debatte über den Sicherheitsbericht 

"Frau Firnberg meinte, man hätte eben nicht 
ein zweites Mal versuchen sollen, die um­
strittene Veranstaltung ,auf Hodlschulboden 
durdtzuführen, da sich ja schon beim ersten 
Mal gezeigt habe, daß man auf Widerstand 
stoßen werde. ,Man kann ja soldle Veranstal­
tungen auch in einem Wirtshaus abhalten!' 
Es sei .immer sdllecht, mit dem Kopf durch 
die Wand rennen zu wollen." 

Das ist genau der Punkt, wo sidl die Geister 
scheiden. Es gibt dn österreich ein verfassungs­
mäßig gewährleistetes Recht der Freiheit der 
Meinungsäußerung. Es gibt ein Versamm­
lungsrecht. Beide 'sind durch diese Ereignisse 
gröblJidl verletzt worden. An sich müßte dieses 
Haus ohne Rüdesicht auf die Parteizugehörig­
keit empört aufstehen, wenn es einem Abge· 
ordneten auf diese Weise unmöglich gemacht 
wird, einen Vortrag zu halten! (Zustimmung 
bei FPO und OVP.) 

Hohes Haus! WJr sind unbedingt für Tole­
ranz. Wir sind auch für eine sehr weite Aus­
legung des Begriffes Toleranz, weil man ja 
dem politischen Gegner niemals absprechen 
kann, daß er es vielleidlt gut meint und man 
immer zur Kenntnis nehmen muß, daß andere 
eben eine andere Meinung haben. 

Aber :in einem Punkt, Frau Bundesminister, 
gibt es keine Toleranz, das ist geg~nüber der 
Gewaltl (ZustimmungbeiFPO und OVP.) Und 
hier ist nun die Leitung des Ressorts dafür 
verantwortlich, daß an unseren Hohen Schulen 
nicht das stattfindet, was wdr vielfach im Aus~ 
limd vorfinden, daß die demokratische Dis. 
kussion ,durch die offene Gewalt ersetzt 
wird! (Neuerliche Zustimmung bei FPO und 
OVP.) Denn diese Leute .,. (Zwischenruf des 
Abg. La n c.) Wie es in Dänemark war, das 
ist wohl eine andere Frage. (Abg. B lee h a: 
Auch am vergangenen 14. Dezember!) Ja ich 
weiß nicht, warum Sie sidl so aufregen, wenn 
wir bespredlen, was in Osterreich stattfindet. 
Ich habe absichtlich die Entwidelung so aus­
führlidl geschildert. Ich habe Ihnen die Flug~ 
blätter vorgelesen, dn denen zur Gewalt' auf­
gerufen wurde; und dafür gibt es keine Ent­
schuldigung, wer Jmmer es madltl (Zustim­
mung bei FPO und OVP.) Und Sie sind 
audt ... (Zwischenrufe.) Bitte? (Abg. B 1 e c h a: 
Sie haben etliche Flugblätter vergesseni) 
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Ich kann Ihnen nodl eine ganze Reihe vor­

lesen, mit allem Drum und Dran~ Ich habe hier 
eine Sammlung von Flugblättern. Ich habe nur 
die Stellen herausgenommen, aus denen sich 
folgender Wille klar ergibt: Nicht diskutieren, 
sondern die Diskussion verhindern. Und das, 
glaube ich, i,st etwas, -Herr Bledla, wofür es 
keine Verteidigung g,ibt, denn Demokratie 
heißt Diskussion. (Neuerliche Zustimmung bei 
FPO und OVP,) Und wenn einmal die Dis­
kussion aufhört, dann werden eben die Möbel 
demoliert und dann wird eingeschlagen. Es 
ist ja kein Zufall, daß die, die die Diskussion 
verhindern wollten, keine Verletzten gehabt 
haben, Die Verletzten gab es merkwürdiger­
weise auf der Seite der "aggressiven Leute" 
des RFS. Die haben vier Verletzte gehabt, 
und die Bilder in der Zeitung haben ja eine 
deuUiche Sprache gesprochen. 

Das ist also eine Entwiddung, die bedroh­
lich ist, eine Entwicklung, die ich .in jedem 
Fall, wer immer zur Verhinderung einer Dis­
kussion aufgefordert hat, wer .immer zu Ge­
walttätigkeiten aufgefordert hat, als bedroh­
lich bezeidlnen würde, eine Entwicklung, die 
an Osterreichs Hohen Schulen nic:ht einreißen 
darf. Denn sonst, meine Damen und Herren, 
kann man in W.issenschaft und Forschung noch 
so viele Millionen hineinstecken, es ist alles 
vergeblichI 

Wir sind für die Demokratie an der Hoch­
sc:hule, wir sind aber für die Demokratie an 
der Hochsc:hule im Zusammenhang mit -dem 
Hauptzweck der Boc:hschule, und dieser ist 
nicht die Politik, sondern Wissenschaft und 

_ Forschung. Nicht durch die Hochschulpolitik, 
sondern nur durch Wissensc:haft und For­
schung kann Osterreich in der Welt Bedeutung 
gewinnen. Sie Jst das Erstrangige, und sie 
gilt es in den Vordergrund zu stellen. Daneben 
müssen die demokratischen Rechte geschützt 
werden, aber die demokratischen Rechte aller, 
Frau Bundesministerl 

Da kann man nic:ht sagen - ich weiß nicht, 
ob das die Zeitung so rJchtig wiedergegeben 
hat; aber Sie haben es ja nicht berichtigt -: 
Da hätten wh: die Veranstaltung halt woanders 
abhalten sollen 1 - Denn das kommt ja auf 
die' Argumentation heraus, daß der Ermordete 
schuld ist, daß dann, wenn sich. irgend jemand 
über eine Veranstaltung aufregt, sie sofort 
abgesagt und woanders oder gar nidlt abge­
halten werden k~mn. Das sind, wie ich glaube, 
Zustände, die hier nicht einreißen dürfen. 

Daher frage ich Sie, Frau Bundesminister, 
namens der freiheitlichen Fraktion: Welche 
Maßnahmen sollen erfolgen wegen der Dinge, 
die hier geschehen sind? Wollen Sie sich am 
Ende sdlützend vor die Leute stellen, die 

versucht haben, den Hörsaal II zu stürmen, 
oder sind Sie nicht doch der Meinung, daß 
hier die Schuldigen zur Verantwortung ge­
zogen werden müssen? Denn die Hochschule 
ist nicht dazu da, die Veranstaltung Anders­
gesinnter mit Gewalt, mit Prügeln, mit Ver­
letzungen zu stören, sondern die Hoch~chule 
ist dazu da, der Wissenschaft und der Forschung 
zu dienen, wie ich noch einmal betonen 
möchte. 

Daher unsere Frage: Was beabsidltigen Sie 
bezüglich des Vergangenen zu tun? 

Daran anknüpfend unsere Frage: Was soll 
geschehen, damit in Zukunft ähnliche Dinge 
wie im HÖl1Saal II verhindert werden? Was 
beabsichtigen Sie diesbezüglich zu unterneh­
men? 

Von der Beantwortung dieser Fragen wird 
es abhängen, ob wir diesem Budgetkapitel 
unsere Zustimmung erteilen. (Beifall bei der 
FPO und Abgeordneten der OVP.) 

. Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich die 
Frau Bundesminister. Ich erteile es ihr. 

Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung Dr. Hertha Firnberg: Hohes Haus! Herr 
Präsidentl Um Mißverständnisse und nicht 
ganz objektive Berichterstattungen auszu­
klammern und gleichzeitig dem Vorwurf ent­
gegenzutreten, daß die RessortIeitung derarti­
gen Vorkommnissen nicht energisch genug ent­
gegentritt, möchte ich meine Stellungnahme 
dem Hohen Haus nicht verschweigen. 

Ich möchte zu den Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Dr. B~oesigke zuerst einige 
grundsätzliche Feststellungen treffen. 

Erstens: Nach wie vor und selbstverständ­
lich verurteile ich jede Gewalt und jede Ge­
walttätigkeH, von wem immer und wo immer 
sie geübt wird. Das ist meines Erachtens kein 
Mittel, eine Diskussion zu ersetzen; dies ,ist 
eine Selbstverständlichkeit. 

Ich habe diesen Standpunkt auch Jm Zu­
sammenhang mit den Linken öffentlich und 
recht energisch bekannt. Ich bin gegen jeden 
Terror. Ich habe mich auch gegen die Linken 
gewendet und habe mi(iI sehr wohl von ihnen 
distanziert. Wenn es noch eines anderen Nach­
weises bedürfte als meinen seinerzeitigen 
Aussprudl im Fernsehen, der nicht von allen 
sehr wohl aufgenommen wurde, so sind es die 
Flugblätter der Linken, die Sie, Herr Abge­
ordneter, selber zitiert haben. Ic:h glaube, 
Freund der Sozialisten und Freund des sozia­
listischen Ministers für Wissenschaft und For­
schung sind die Leute, die das geschrieben 
haben, sicherlich nicht. Sie wissen, wo ich 
stehe. 

Zum zweiten: Selbstverständlich - wie 
könnte es anders sein - bekenne ich mich 
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zur Meinungs- und zur Redefreiheit, und zwar 
ohne jede Einsduänkung, dies niCht mir auf 
dem sogenannten akademisChen Boden, son­
dern überall (Beifall bei der SPUl, denn ich 
stehe so wie wir alle auf dem Boden der 

. Bundesverfassung. 

Zum dritten: ICh war dafür und iCh bin dafür, 
daß in der UniverSität auCh' andere Veranstal­
tungen durchgeführt werden, daß die Univer­
sität geöffnet wird. Ich darf hinzufügen,. daß 
mir deswegen schon ganz kräftige Vorwürfe 
gemacht worden sind. 

Und zum vierten' möChte ich, um ja keine 
Mißverständnisse aufkommen zu lassen, noch 
hinzufügen, daß diese Unruhe und diese 
SChlägerei am 14. Dezember gar niChts m.it 
HochsChulreform und niChts mit HoChschulpoli­
tik und sChon gar nichts mit dem Universitäts­
Organisationsgesetz zu tun hat. Das liegt auf 
einer völlig anderen Ebene. (Beifall bei der 
SPO.) 

Ich darf auch, Hohes Haus, einige Fakten 
anfügen, und zwar aus dem BeriCht der Polizei, 
den ich erhalten habe und der folgendermaßen 
lautet: 

. "Am 14. 12. 1972, um 19 Uhr 30, sollte im 
Neuen Institutsgebäude der Universität Wien 
die am 20. 11. 1972 von politischen Gegnern 
gestörte'Diskussion zum, Thema ,Ortstafelstreit 
in Kärnten' wiederholt werden. Der Abgeord­
nete zum Nationalrat Dr. Scrinzi sollte bei 
der Veranstaltung, die mit eJnem Flugblatt 
angekündigt wurde, sprechen. Seitens des 
VSStO wurde gleiChfalls ein Flugblatt mit 
der Ubersduift" - Sie haben das zitiert -
"Verhindern wir gemeinsam die neuerliChe 
faschistisChe Provokation' verbreitet. 

Gegen 19 Uhr befanden sich im Vorraum 
des Hörsaaies 2 zirka 50 Personen der ört­
lichen Burschenschaft beziehungsweise Ange­
hörige des nationalen Lagers und etwa die 
gleiChe Anzahl von politisChen Gegnern, 
welche .sodann versuchten, die Versamm­
lungsteilnehmer am . Zutritt zum Hörsaal 2 zu 
hinderp.. Der Saalsdlutz von einer Gruppe der 
KameradsChaft Babenberg versuChte dies zu 
verhindern, worauf es zu einer SChlägerei kam, 
dn. deren Verlauf der Aktivist der Kamerad­
schaft Babenberg Karl Dworak '" mit einem 
Gummiknüppel auf die Gegner einschlug . 
Daraufhin zerlegten die Demonstranten die 
.im Vorraum stehenden Plakatständer und 
sdilugen mit Holzstück.en bewaffnet zu." 

Nun wird gesChildert, wJe versuCht wurde, 
den Hörsaal zu besetzen und so weiter und 
so fort - durChwegs Dinge, über die Sie 
berichtet haben. 

Weiter heißt es hier: 

"Im Einvernehmen mit dem Direktor c,ler 
Rektoratskanzlei ... Dr. K,itzler ... wurde der 
Einsatz der Polizei angeordnet. Die Polizei 
kam dann und versuchte die Gegner zu tren­
nen. Es gab" - das ist richtig - "Verletzte, 
Platzwunden am Kopf, aber auch die geg­
nerische Gruppe" - Herr Abgeordneter Dok­
tor Broesigke - "soll gleiChfalls einige Ver­
letzte gehabt haben, die jedoCh von ihren Ge-
sinnungsfreunden versorgt worden sind." . 

Es wird dann unter Polizei einsatz der Ab­
zug der einen Gruppe durChgeführt, und auCh 
die anderen verlassen den Raum. 

Völlig riChtig: Nur ein Teil der Demonstrie­
renden und Veranstalter waren Studenten. Ein 
anderer Teil waJ;'en,' wie die Polizei mitteilt, 
professionelIe Demonstrierer. 

Die Veranstaltung war nicht polizeilich ge­
meldet, aber sie war abgesproChen mit dem 
Rektor, wie es in solChen Fällen zu sein pflegt. 
Es war kein PolizeisChutz, kein Polizei einsatz 
vorgesehen, wohl aber ein BereitsChaftsdienst 
der Polizei für den Fall tätliCher Auseinander­
setzungen. Der Rektoratsdirektor war es auCh, 
der in Vertretung des Rektors die Polizei 
dann gerufen hat . 

Herr Abgeordneter Dr. Broesigkel In der 
Universität ·ist der Rektor Hausherr, und der 
Rektor holt die Polizei, wenn er es für nötig 
hält. Es haben naCh den Beriditen alle ;Behör­
den völlig korrekt gehandelt; der Polizei 
wurde sogar für ihren Einsatz gedankt. So 
weit die Fakten. 

Und dazu meine persönliChe Stellungnahme, 
die, und das möChte ich betonen, keine Kdtik 
am Rektor oder sonst -irgend jemandem sein 
kann oder beinhaltet. 

Herr Abgeordneter Dr. Broesigkel Eben weil 
iCh gegen jede Gewalt bin und weil iCh SChlä­
gereien verabscheue und als keinen Ersatz 
für eine Diskussion. halte, vor allem aber, 
weil iCh die gemeinsame Bemühung, die wei­
tere Ruhe an unseren HoChschulen zu erhalten, 
vorrangig stelle, halt~ iCh das Risiko, das 
diese zweite Versammlung bedeutet hat, für 
zu groß. Das hat niChts mit Demokratie zu 
tun, das hat niChts mit der Redefreiheit zu 
tun, sondern ich habe das Risiko zu groß ge­
funden. Und iCh bitte. folgendes zu bedenken. 

Die HoChschulen sind heute sehr empfind­
liCh, si~ spüren die Unruhe, es ist eine latente 
Unruhe zu spüren. Sie sind immer im Span­
nungsfeld, auCh in Osterreich. Und wenn .es 
bisher keine Exzesse gegeben hat - und wir 
sind darauf sehr stolz, wir sind gelegentliCh 
sogar etwas überheblich deswegen -, wenn 
es bisher keine wirklichen Exzesse gegeben 
hat, dann doch auCh deswegen, weil' alle Be-
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Bundesminister Dr. Hertha ,Fimberg 
teiligten - ich betone "alle Beteiligten" 
bemüht waren, die Ruhe an unseren Universi­
täten zu erhalten. Und das heißt, alles zu 
vermeiden, was bedeuten könnte, einen Fun­
ken ins Pulverfaß zu werfen. Diese Ruhe ist 
keine Selbstverständlichkeit, sondern sie ist 
das Ergebnis von sehr viel Takt, sehr viel 
Rücksicht, sehr viel Einsicht in die Situation. 
Ich bitte Sie, doCh zu bedenken, wie oft Pro­
fessoren manches erdulden bei Vorlesungen 
und Ubungen, was man ihnen kaum zumuten 
kann. Und sie ertragen es, um die Ruhe zu 
erhalten. 

Das Erhalten dieser Ruhe bedeutet Selbst­
verzimt, Verzicht auf formale, durchaus legi­
time Remte, unbestrittene Rechte. Und meine 
Frage war: Ist das Bestehen auf einer zweiten 
Veranstaltung in der Universität dieses Risiko 
wert? Dieses Risiko einer Auseinandersetzung, 
das Risiko von Verletzten, ja vielleicht von 
Toten - wir haben es ja erlebt -, das Risiko 
eiber mögIichenFortsetzung dieser Unruhen? 
Es muß ja nur einmal aufflammen, Und wir 
wissen nicht, ob wir wieder die Ruhe herstel­
len können. 

Ich bin kein Freund des Wortes von "Fiat 
justitia .. :' und so weiter. Michael Kohlhaas 
war niemals mein Leitbild, das gebe ich zu. 
Ich stelle nicht das formale Recht über alles, 
idl stelle MenschJidlkeit über alles. Und so 
gut ich die Verärgerung begreifen kann und 
so sehr ich Ihren Standpunkt verstehe - es 
ist der Standpunkt vieler Ihrer Gesinnungs­
freunde, der Standpunkt: Redlt muß gesdle­
hen, gesdlehe was wolle -, mein Standpunkt 
ist es nidlt. Für mich persönlich war die Ant­
wort: Nein, nidlt um jeden Preis. diese Veran­
staltung noch einmal in die Universität I Nidlt 
beharren auf dem Recht, dort zu sprechenl 
Niemand bestreitet das Redlt. Aber nicht be­
~arren, sondern dem Frieden zuliebe, dem 
Frieden auf unserer Universität zuliebe schien 
es mir geboten, diese Risiken abzuwägen und 
im Interesse der Hochsdlulen auf dieses Risiko 
zu verzichten. Das ist meine Auffassung, und 
dazu bekenne ich mich. 

Und ich bin mit dieser Auffassung nicht 
so ganz alle.in, denn ich lese zum Beispiel in 
einem Erkenntnis des Verfassungsgerichts­
hofes: "Wenn auch. die Süherheitsbehörden 
grundsätzlich die Abhaltung ordnungsgemäß 
angezeigter Versammlungen zu gewährleisten 
hätten, so dürfe dabei. das Interesse an der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
unq die Wahrung des öffentlichen Wohles 
dom nimt außer acht gelassen werden. Bei der 
entstehenden Pflimtenkollision muß die Be­
hörde nach dem Grundsatz der Verhältnis­
mäßigkeit prüfen, ob nimt die Abwendung 

von Gefahren gegenüber dem Schutz einer 
Versammlung prävaliere:' 

Was mim betrifft, Herr Abgeordneter Dok­
tor Broesigke, Sie"können mein Kredo hören: 
die Redefreiheit, die Meinungsfreiheit ist ein 
hohes Gut. Aber für mim ist der Friede an 
den Hochsmulen, die Menschlichkeit ein noch 
höheres. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Als nämster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Ermacora. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Frau Bundesminister I 
Sie haben in einer sehr wohl abgewogenen 
Weise zu den Fragen, die im Moment durch 
die Darstellung des Herrn Dr. Broesigke das 
Haus bewegen und die' die interessierte 
Offentlimkeit bewegen müssen, Stellung ge­
nommen. Ich habe Ihnen vor einer Viertel­
stunde das Gedächtnisprotokoll des Rektors 
der Universität Wien, Herrn Professor Wink­
lers, übergeben. Ich möchte doch dieses 
Gedächtnisprotokoll, damit es hier in diesem 
Hause aktenkundig ist, kurz. zur Kenntnis 
bringen und möchte anschließend ganz wenige, 
ebenso sachliche Bemerkungen' machen, wie 
Sie sie limMoment abgegeben haben. 

Ich darf das Gedächtnisprotokoll mit Erlaub­
nis des Herrn Präsidenten zitieren. Es ist das 
Gedächtnisprotokoll, das Herr Professor 
Winkler über diese Vorgänge geschr.ieben hat: 

"Am 14. Dezember 1972, 20 Uhr, planten 
die örtlichen Verbmdungen freiheitlicher Stu­
denten eine Veranstaltung gemeinsam mit 
dem Abgeordneten zum Nationalrat Doktor 
Scrinzi. Thema sollte das Kärntner Ortstafel­
problem sein. Da diese Veranstaltung schon 
einmal abgebrochen werden mußte, weil linke 
Studentengruppen durch stundenlange Sprech­
chöre sowohl Vortrag als Diskussion verhin­
derten, war anzunehmen, daß auch dieses Mal 
Störungen zu 'gewärtigen sein werden. Interne 
Bemühungen, die. örtliche Burschensdlaft Wien 
von tier Veranstaltung abzubringen, waren 
erfolglos geblieben. Wie üblich erfolgte daher 
ein Kontaktgespräch zwischen mir und 
Hofrat Hejkrlik vom Polizeipräsidium. Es 
wurde grundsätzlim vereinbart, die Polizei in 
Bereitschaft zu halten. Um 1 Uhr ließ midl 
Hofrat Dr. Kitzler benachrichtigen, daß mit 
ernstlichen Auseinandersetzungen zu rechnen 
sei. Ich verließ daher sofort meine Wohnung, 
begab mim zum Neuen Institutsgebäude. Dort 
befanden sich . bereits mehrere Gruppen von 
meistens jungen Menschen. Der Hörsaal war 
von den Veranstaltern offensichtlich schon be­
setzt. An den Hörsaaltüren kam es auch zu 
den ersten Auseinandersetzungen, die in Tät~ 
limkeiten mündeten. Als ich das Neue rnsti­
tutsgebäude betrat, standen einander zwei 
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Ur. Ermacora 
große Gruppen gegenüber, unter denen je- eine größere Studentenmenge angesammelt, 
weHs einige mit kurzen HolzstöCken bewaffnet die Einlaß in das Gebäude begehrte. Die 
waren. Linke Studenten trugen Holzstäbe, an Polizei erhielt daher Verstärkung und r.iegelte 
denen ein rotes Fähndlen befestigt war. Ein den Eingang zum Institutsgebäude ab. Dadurdl 
freiheitlidler Student hatte eine lange Holz~ wurden nidlt nur größere Auseinandetsetzun­
latte in der Hand, und man sah auch andere gen verhindert, sondern audl der Abzug der 
Formen von StöCken. Nadl einer kurzen Lage- freiheitlidlen Studenten ermöglidlt. Im Ge" 
besprechung mit deli Polizisten kam man bäude selbst hielten sidl unbewaffnete Poli­
überein, den Zugang zum Institutsgebäude ab- zisten teils in Uniform, teils in Zivil auf. 
zuriegeln und niemanden mehr hineinzulassen, Polizeiliche Ubergriffe sind nicht erfolgt, der 
um nidlt die in Kampfstellung bereiten Waffengebraudl unterblieb. Auch Sdllagstö<ke 
Gruppen zu verstärken. Dann und wann kam wurden nicht verwendet. Die Polizei be­
es zum Gebraudl von Sdllagstö<ken, mehrere schränkte sidl dar,auf, die Gruppen aus ein­
Studenten trugen' ernstlidle Verletzungen anderzuhalten. Audl die vor dem Gebäude 
davon. Als die Studentengruppen wieder versammelten zum Einsatz beI'eiten Polizisten 
gegeneinander vorgingen und aufeinander unterließen alle Aktivitäten, die zu Tätlidl­
einsChlugen, stellte idl midl zwisdlen sie und keiten hätten führen können. Verhaftungen 
es gelang mir, sie auseinander' zu bringen. sind nidlt erfolgt. 

In dieser Warte stellung kampfbereiter und Obwohl sdlließIidl die rivalisierenden 
sidl selbst und einander in die Kampfsituation Gruppen getrennt werden konnten und eini­
hineinsteigernden Gruppen begannen die germ aßen friedlich nach Hause gingen, wurde 
ersten Vermittlungsgespräche. Gleichzeitig doch der UniversitätsfriedenerheblJich ge­
wurden Bemühungen unternommen, den Ab- stört. An Stelle der Diskussion wurde die 
geordneten Scrinzi zu bitten, seInen Vortr,ag Macht der Mehrheit demonstriert. Unter 
nichJ zu halten. Als Scrinzi bekanntgab, daß Parolen ,Rot Front', ,Volles Recht für die 
er nidlt kommen werde, ermächtigten JIllich' die Slowenen' und dem Absingen der Inter­
freiheitli<hen Studenten zur öffentlichen Mit- nationale sowie durch Reden aus Anlaß der 
teilung, daß die Veranstaltung abgesagt Stü. Demonstration hatten sich die linken Studen­
Diese Mitteilung genügte jedoch nidlt zur ten in einen starken Erregungszustand ver­
Befriedigung .. Die linken Studenten forderten setzt, eine blutige Schlägerei war jederzeit 
den Abzug der freiheitlidlen Studenten. Dar- zu erwarten. Obwohl sie schließlidl unter­
über wurde nadl längerer Zeit schließlich er- blieb, bleibt doch die betrübliche Tatsache 
folgreidl verhandelt. eine Realität, daß die freie geistige Ausein-

Diese Vorgänge spielten sich vor dem Ein- andersetzung auf Universitätsboden einen 
gang zum Hörsaal II ab. Dek,an Professor echten Tiefschlag erlitten hat. Eine Studenten­
Trogervon der Philosophischen Fakultät war gruppe verhinderte eine andere mit Gewalt, 
gleidl mir bemüht,. die Kämpfenden ausein- über ein politisches Thema zu diskutieren. 
anderzuhalten und zu überreden, nadl Hause Dieser Vorfall ist sicher einmalig, in der 
zu gehen. Unterdessen zersdllug jedoch eine jüngeren Universitätsgeschichte. Bedauerlich 
andere Gruppe der linken Studenten die Ein- ist des weiteren, daß sich beiden Studenten­
richtung eines Vorraumes zum Bufett und be- gruppen Personen zugesellt hatten, die nicht 
waffnete sich vornehmlich mit StuQ,lbeinen. Studenten waren und zur Eskalation der 
Gleichzeitig begannen sie, die Bänke abzu- Situation beizutragen versuchten. 
montieren und iauf einen Haufen zu werfen. Ich Verließ das Institutsgebäude als einer 
Auch hier versuchte ich, vermittelnd einzu- der letzten, dankte der Polizei für ihr vor­
wirken und trat in ein Gespräch mit Herrn bildlit:hes Verhalten. Der Gang des Instituts­
Dworak ein, der offensichtlich der' Organisa- gebälldes war ein Trümmerfeld von Einridx­
tor der linken Gruppe war. Seine Forderung tungsgegenständenund zeigte die Spuren des 
lautete: Abzug der freiheitlichen Studenten Kampfes. Von der Polizei wird die Schadens­
zuerst. Nach vielen Vermittlungsgesprächen summe zwischen 40.000 und 50.000 S ·beziffert. 
zwischen mir und den Studenten und den 
Vertretern der Polizei, anderoen Spitze Vize- " RektorProfessor Dr~ Günther Wi~kler 
präsident Dr. Reidinger,Generalinspektor 
Dr. Bögl und Hofrat Dr. Hejkrlik standen, Wien, am 15., Dezember 1972." 

gelang es. uns, die freiheitlichen Studenten Soweit der Bericht des Rektors der Univer-
zum Abzug zu bewegen, sität Wien: Ich will Sie nicht mehr länger 

Während es im Gebäude zu Körperverloet- belästigen, ich habe auch den Bericht des 
zungen und Sachbeschädigungen kam und auch Rektoratskanzleidirektors über die Vorkoinm~ 
diE~ SchBibeeiner' Eingangstürezerbrochen nisse,. im.niöchte das aber hier nicht ver­
wurde, hatte sich vor dem Institutsgebäude lesen. 

382 
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Dr. Ermacora 
Idl mödlte nun zu zwei Bemerkungen Stel­

lung nehmen, Frau Bundesminister, die Sie 
gemacht haben. Sie haben in der Fernseh­
diskussion, wenn ich das rimtig verstanden 
habe, bei den möglichen Aussdlreitungen von 
2 Prozent gesprochen. Frau Bundesminister! 
Im verurteile ebenso wie Sie oder Sie ver­
urteilen ebenso wie im die Anwendung von 
Gewalt. Aber mit diesen 2 Prozent, Frau 
Bundesminister, steht Ihr Satz von Mensm­
lidlkeit über alles und nicht das Recht - an 
sim ein ungemein bedenklimer Satz, das 
möchte ich hier anmelden -, steht an sich 
der erste Gedanke, nämlich Menschlichkeit 
über alles, in Widerspruch, denn diese 2 Pro­
zent sind Menschen, die in Unruhe unsd in 
Angst sind, und· diesen Menschen muß ge­
holfen werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Im möchte zweitens hervorheben: Ich halte 
im konkreten Falle Ihre Aussage, die Diskus~ 
sion in das Gasthaus zu verlegen, möglimer­
weise nunwirklim für eine Lösung der Klug­
heit oder des Pragmatismus. Das begreife ich 
durchaus. Aber ich hoffe nur, Frau Bundes­
minister, wenn an der Hohen Schule im aka­
demischen Lehrbetrieb eine sohne Situation 
eintritt, daß Sie hier nicht mit diesem Risiko 
rechnen mögen. (Beifall bei der öVP.) 

Frau Bundesministerl Ich möchte jetZt zu 
meinem eigentlicheri Beitrag zu dem Budget­
kapitel kommen. Ich möchte eine persönliche 
Bemerkung voraussetzen, weil ich ja doch 
aktiv im Personalstand Ihres Hauses und 
daher von Ihnen letztlich nicht ganz unab­
hängig bin. Ich würde aber mein Amt hier 
falsm verstehen, wollte ich bei aller Hoch­
schätzung Ihrer Persönl.ichkeit IIllit meiner 
KritilC an der Gestaltung dieses Budgets zu­
rückhalten. 

Herr Minister Broda hat vor einer Woche 
auf eine Kritik von mir geantwortet, er wolle, 
daß eine Kritik voliständig sei. Frau Bundes­
minister! 'Ich möchte versuchen, diese voll­
ständige Kritlik, soweit aus meinen Unter­
lagen mir diese zu ermitteln. möglich ist,zu 
geben. Ich möchte, bevor ich aber zu dieser 
Frage der vollständigen Kritik komme; Sie 
auf drei Fragen aufmerksam machen, die ich 
gemeinsam mit anderen Abgeordneten, Herrn 
Dr. Blenk, Herrn Dr. Morlt, in Entschließurigs­
form kleiden möchte. Im möchte Sie also auf 
drei Fragen aufmerksam machen, d~e deshalb 
so bedeutsam sind, weil sie mit der von der 
Regierungspartei in diesen zwei Wochen 
immer wieder hervorgehobenen Erfüllung des 
Regierungsprogramms und weil sie mit der 
Modernität dieser Hochschulpolitikeng zu­
sammenhängen. Ich darf diese drei Fragen 
ganz kurz herausstellen; sie sind für die 
Offentlichkeit nicht ohne Interesse. 

Das eine Problem betrifft das Problem der 
Ausschreibung. Es war das Verdienst dieser 
Parlamentsfraktion in dem Wissenschaftsaus­
schuß, über das Hochschul-Organisationsgesetz 
beziehungsweise seine Novelle die öffentliche 
Ausschreibung in diese Hochschul-Organisa­
tions-Novelle einzubauen. Wie sieht aber nun 
die Praxis mit dieser öffentlichen Ausschrei­
bung der verschiedenen Dienstposten aus? 

Wir haben da einmal die Bezahlung der 
Ausschreibung,· und wir haben auf der anderen 
Seite die Technik der Ausschreibung. WiiS 

die Bezahlung angeht, so wurde in einem 
Erlaß aus dem Jahre 1910 ursprünglich er­
klärt, daß in der "Osterreichischen Hochsmul­
zeitung", im "ibf" und natürlich in der IIWiener 
Zeitung" veröffentlichte Ausschreibungen vom 
Ministerium bezahlt werden sollen. Heute 
wird lediglich die Ausschreibung in der 
"Wiener Zeitung" und in dem Verordnungs­
blatt der zuständigen Ministerien bezahlt. Ob­
wohl, Frau Bundesminister, Ihnen und den 
Herren Ihres Hauses bekannt sein muß, daß 
die offentIiche Ausschreibung in der lIöster­
reichismen Hochschulzeitung" und im "ibf" 
sicherlich für den ausländismen Interessenten 
weitaus größere Transparenz ermöglicht, 
selbstverständlich auch größere Transparenz: 
für den inIänsdischen Interessenten ermöglicht, 
insbesondere da das Verordnungsblatt, von 
dem immer wieder. die Rede ist, zum Beispiel 
für den Monat Dezember bis zur vorigen 
Woche noch nicht ausgeliefert war. Ich möchte 
aber dann zeigen, welche Schwierigkeiten die 
Ausschreibungspraxis aUfwirft. Die bisherige 
Praxis hat bewiesen, daß es nach normalem 
Verwaltungs ablauf der Ausschreibung bei 
einer Assistentenstelle - Jch weise jetzt zum: 
Beispiel auf die knapp vor dieser Budget­
debatte vorgenommenen Ausschreibungen am 
13. Dezember im Amtsblatt zur "Wiener Zei­
tung" hin - etwa sems Monate dauert, bis: 
ein Assistentenposten besetzt ist, bis diese. 
Ausschreibung alle bürokratischen Hinder­
nisse überwunden hat, um an das Ziel zu. 
gelangen. 

Frau Bundesminister! Ich muß herausstellen, 
daß die Besetzung des Dienstpostens ohne· 
Gefährdung von Interessen von Parteien oder 
Beteiligten so nicht vor sich gehen kann. 

Daher, Frau Bundesminister, bringen wir 
den E n t s chI i e ß u n g san t rag ein: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Bundesminister für Wissenschaft und·. 
Forschung Wlird aufgefordert, 

L den Ausschreibungsvorgang mit einer.­
im Bundesgesetzblatt zu verlautbarenden 
Durchführungsverordnung zu regeln - Und 
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Dr. Ermacora 
nidJ.t so am Rande, wie es im Erlaß 
Zl. 173.181-5/1972 gesdJ.ieht-

2. ein Ausschreibungssystem . einzuführen, 
das die ra.sche Besetzung fre( geworden er 
Dienstposteri ermöglicht, " . 

3. die Ausschreibung von Dienstposten fur 
außerordentliche Professoren (neuen Typs) 
in jedem Fall vorzunehmen, 

4. die Ausschreibung in dem wenig 
transparenten Verordnungsblatt für die 
Dienstbereiche der Buildesministerien für 
Unterricht und Kunst sowie für WiSSen­
schaft und Forschung nicht mehr vorzu­
nehmen, 

5. die damit eingesparten Gelder für die 
Bezahlung der Ausschreibung aus den für 
den VerwaItungsaufwand zugewiesenen 
Mitteln zu Lasten der Post 1/14201 Nr. 7280 
"Entgelte an Unternehmungen (Werklei­
stungen)" für die Ausschreibung im IBF und 
in der Osterreichischen Hochschul­
zeitung zu verwenden, 

6~ die Ergebnisse der AussdJ.reibung halb­
jährlich dem Nationalrat zu berichten. 

Eine zweite Entschließung, .Frau Bundes­
minister, betrifft auch Ihr Reformprogramm. Es 
handelt sich um die leidige Durchführung der 
Studiengesetze. Wde Sie wissen, können die 
Studiengesetze nicht • ohne Studienordnung 
durchgeführt 'Werden; damit tnitt aum das aU­
ge~eine Hochschulstudiengesetz nicht in volle 
Geltung. Das bedeutet vor allem für das 
Studium an den Philosophischen Fakultäten, 
daß heute nahezu keine der 40 beziehungs­
weise 45 Studienordnungen seit dem Erlassen 
dieses Gesetzes. vor gut einem Jahr erlassen 
ist und daher die Studierenden gezwungen 
s,ind, nach dem alten Studiengesetz zu studie-
ren. 

Das dr,itteProblem, Frau Bundesminister, 
betrifft den Prof~sor neUen Typs. Der Pro­
fessor neuen Typs wurde hier beschlossen, 
um den wissenschaftlichen Nachwuchs zu för­
dern. Sie gehen in . der derzeitigen Praxis 
anscheinend so vor, daß Sie Assistentenposten 
umwandeln wollen. Aber niemand, auch die 
Fakultäten wissen nicht, w~e viele Dienst­
posten ihnen Jm Jahre 1972 zur Verfügung 
gestanden sind. Wir wissen es heute durch 
das Budget, daß Ihnen im nächsten Jahre 
150 Dienstposten zur Verfügung stehen. Man 
kann aber nur mit einem gewissen alge­
braisChen Verständnis ermitteln, 'wievJele von 
den 150 Dienstposten durch Umwandlung der 
Alssistenten besetzt werden sollen. ,(Präsident 
Dr. Mal eta übernimmt den Vorsitz.) 

Diese Unsicherheit und vor allem die man­
gelnde Ausschreibung von außerordentlichen 
Professoren neuen Typs führt zu einer Beun­
ruhigtplg der Interessierten. Ich möch~e nur 
auf die salomonische Erklärung aufmerksam 
machen, die man indem Ausschreibungserlaß 
findet. Auch. we"nn Sie das heute zum ersten­
mal hören, wel"den Sie sofort erkennen, welche 
Beunruhigung "und welche Unsicherheit damit 
hervorgerufen wird: 

Dienstposten für außerordentliche Professo­
ren neuen Typs •.•.. werden nur dann auszu­
smreiben . sein, wenn sie tatsächllich frei sind 
- das ·ist .sicherlich richtig -, . das heißt,· wenn 
es sich nicht um die Umwandlung eines bereits 
besetzten Dienstpostens zwecks Ernennung 
eines Hochschulassistenten mit der Lehrbefug­
nis als Hochschulassistent zum außerordent­
lichen Professor neuen Typs handelt. 

Aber das weiß ja kein Mensch, wann umge­
wandelt wird oder ob umgewandelt wird. Ich 
glaube daher, ßaß ~~ mit dieser Regelung 
und mit der tatsächlichen Praxis - Sie kön­
ne~, Frau Bundesminister, Fakultät für Fakul­
tät dur~gehen .- eine. erhebliche Beunruhi­
wmg vor allem bei jenen . erzeugt, die sich 
für .. einen soIdl.en. I?ü;~D:stposten, ,eines außer-

Der E n t s chi J e ß u n g san t rag lau-· ordentlichen Professors neuen Typs ,interes-
tet: sieren. 

Der Naticmalrat wolle beschließen: 

1. Der Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung wird aufgefordert, alles 
daran zu: setzen, daß alle fehlenden Studien­
ordnungen zu den in letzter Zeit beschlos­
senen Studieng~setzen ehebaldigst erlassen 
werden Und daß 

.2. das Studiengesetz für . das Studium 
der Rechtswissenschaften ehestens dem 
Nationalrat vorgelegt wird. 

Wir stellen daher folgenden En t s chi i e­
ß u n g sa n tr a g:. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Bundesminister für WissensChaft und 
Forschung wird aufgefordert, die Unsicher­
heit in der Verwaltungspraxi.s hinsichtlich 
der Professoren neuen Typs dadurch zu 

'klären, daß 

1. jede Fakultät vor der Stellung von 
Anträgen über· die Bestellung von Profes­
soren . neuen· Typs darüber. in· Kenntnis ge-
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setzt wird, wie vißle Dienstposten für Pro- biete der Fosdlungsförderung audl·in Zukunft 
fessoren neuen Typs zur Verfügung stehen, energische, planvolle und großzügige Maß­

nahmen zu setzen." 
2. jeder Dienstposten für einen Universi­

tätsprofessor neuen Typs öffentlidl· ·inder 
Wiener Zeitung, in der Osterreidlischen 
Hochsdlulzeitung und im IBF ausgesdlrie­
ben wird, 

3. zur VerfügungsteIlung von Dienst-
posten fu"r Professoren neuen Typs nicht 

In allen Dokumenten, die dem Hohen Haus 
auf der einen Seite und der Offentlichkeit 
auf der anderen Seite' vorliegen, wird das 
Bild einer planvollen, koordinierten, transpa­
renten, konzentrierten, energischen For­
sdlungspolitik entworfen. 

Unbestritten ist die Erhöhung von Budget-
mitteln im kommenden Jahr. Unbestritten ist 

Assl·stentenpos·ten umgewandelt und damit 
die Erhöhung für den Fonds. zur Förderung 

die Verfügbarkeit über Assistentenposten der wissenschaftlidlen Forsdlung, den For­
verkürzt, sondern neue Dienstposten zur 

schungsförderungsfonds der gewerblichen 
Verfügung gestellt werden. Wirtschaft, die Ludwig Boltzmann-Gesell-
Frau Bundesminister! Das sind meine drei sdlaft, die Akademie der Wissenschaften, 

konkreten Anträge in diesem Zusammenhang, einige Küriungen bezüglich der Expertengut­
und nun darf iCh midl Ihrem Kapitel etwas amten beziehungsweise der Auftragsfor-
eingehender zuwenden. sdmng. 

Es gibt, Frau Bundesminister, mehrere Auf den Seiten1S bis 16 des entspredlenden 
Wege, Ihre Forsdmngspolitik, oder besser die Budgetbehelfs, Frau Bundesminister, im 
Forschungspolitik der Bundesregierung, auf brauche das ja Ihnen nicht zu sagen, finden 
die Sie sich· in Ihren öffentlimen Äußerungen Sie die Mittel ausgewiesen. 
berufen, zu durmleuchten, eine Politik zu 
durdlleudlten, die erheblime Steuergelder in Aber idl möchte jetzt hervorheben: Es 
Bewegung setzt. kommt nicht allein auf diese Zahlen an, son­

dern es kommt auf die Politik an,· die man 
Ihre Rede zum Beispiel, die Sie in der Fest- mit diesen Zahlen betreibt. (Beifall bei der 

sitzung des Osterreidlisdlen FOl1Smungsrates OVP.) 
am 24. Oktober 1912 gehalten halben, Ihre 
Antwort auf die Anfrage des Herrn Abge- Man müßte nun die Entwicklungsgeschichte 
ordneten Radinger und Genossen, 1I-1S01, vom der Wissenschaftsförderung, Frau Bundes-
24. August 1912, 13 Seiten umfassend, das minister, die Sie 10. öffentlidlen Reden, in 
wären solche Beispiele, an denen man die Dokumenten entwerfen,~tisch unter die 
gesamte Kritik an der Forsdmngspolitik Ihres Lupe nehmen. Wenn ich mir die Zeit nehmen 
Hauses beziehungsweise der Forsdlungspoli- würde, hätte ich die Dokumentation dazu, um 
tik der Bundesregierung sozusagen aufhängen von Monat zu Monat, von Jahr zu Jahr diese 
könnte, wenn ich mich hier mit einem jour- GesdIidlte zu entwickeln. Ich mödlte es aber 
nalistisdlen Jargon sdlmücken darf. . nilr in ganz grobEm Zügen zeigen. 

ICh inödlte aber diesen Weg nidlt wählen. Die Wissensdlaftsförderung hat durdl das 
Idl könnte Punkt für Punkt und Satz für Satz Wissensdlaftsförderungsgesetz 1961 begon­
kritism unter die Lupe nehmen, würde bei nen. Ein Gesetz, Frau Bundesminister, . das, 
mandien Punkten sagen, daß hier durdlaus . ich würde das so nennen, eine· passive For-

.n:idlt mit Sdllagwortengesprodlen wird, aber sdlungspolitik ermöglicht, die geredlte Ver­
idl . könnte an mandlen Stellen audl Sdllag- teilung der Mittel voraussetzt. 
worte aufzeigen. 

Der seinerzeitige Unterridltsminister Mock 
Idl mödlte ganz kurz das herausstellen, was hat die Idee der WissEmsdlaftsplanung, die 

Sie hins·idltIidl der Regieiungspolitik in Ihrer Idee der. Wissensdlaftskoordination, der 
Rede vor dElm Osterreidlisdlen Forsdlungsrat Sdlwerpunktbildung gan:z deutlidl herausge­
gesagt haben. Sie sagten: "In der Regierungs- arbeitet. Frau. Bundesminister, idl darf Sie 
erklär,,!-ng vom 21. April 1910 wurde Wissen- auf eine Studie aufmerksam madlen, auf die 
sdlart und Fotsmung, die Wissensdlaftspolitik, Scllriftenreihe des Kummer-Institutes "For­
zu . einem zentralen Anliegen der Bundes- sdlungspolitisdles. Programm für Osterreidl", 
regierung erklärt. wo Sie sdlon aus· dem Inhaltsverzeichnis er-

Die Regierungserklärung 1911 bekräftigte sehen können, daß diese Gedanken, die Ihre 
diese Priorität: Die Bundesregierung betram- Regierung und Ihre Politik übernommen hat, 
tet audl weiterhin. die Wissensmafts- und hier sehr wohl smon längst vorgebildet ge­
Fors<hung~politik als ein zentrales. Anliegen wesen sind~ Es l~t also keine. Erfindung Ihrer 
und. ist daher. fest entsdllossen,'auf . dem Ge- Regierung und Ihres Hauses. . 
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Dr. Ermacora 
Dann haben Sie sich vorgenommen, eine 

sogenannte aktive. Forschungspolitik zu be­
treiben - das gestehe' ich Ihnen zu, Frau 
Bundesminister -, eine aktive Forsdlungs­
politik allerdings mit allen ihren Risken. Die 
Risken sind die gerechte Verteilung der 
Mittel, die Stimulation bei der Auswahl von 
Projekten und die Scheidung von wichtiger 
und unwichtiger Forsdlung. Das sind die 
Risken, die auf die aktive Forschungspolitik 
einwirken und denen Sie, Frau Bundesmini­
ster, naturgemäß ausgesetzt sind. 

Ich betone noch einmal, daß es Ihnen ge­
lungen ist, die Förderungsbeiträge für For­
sdlungseinridltungen zu erhöhen. Aber idl 
habe den festen Eindruck - und wenn idl 
hier auch nicht imstande bin, diesen Eindruck 
in aller Einzelheit auszuführen, sondern nur 
in der großen Linie, so werde idl nidlt ari­
stehen, diesen Eindruck durch eine ganz 
gründliche Untersuchung schriftlich' vorzu­
tragen -, ich habe nämlich den Eindruck, daß 
es Ihnen nicht gelungen 1st, die gesamte Kon­
zeption, zu der Sie an sich kraft Ihres Kompe­
tenzgesetzes verpflidltet wären, in der Hand 
zu behalten. Ich möchte' vielmehr die These 
aufstellen, daß Ihnen die gesamte Wissen­
schaftskonzeption . aus der Hand geglitten ist. 

Sie laufen - und jetzt ·darf ·ich Schwer" 
punkte herausheben- Gefahr, eine For­
schungspolitik ohne gehörige Transparenz, 
eine Forsdlungspolitik ohne gehörige Koordi­
nation, eine Forschungspolitik ohne Koope~ 
ration zu betreiben, und - Sie werden 
mit gestatten, daßidl das sage -, idl habe 
den Eindruck, eine Forschungspolitik mit rein 
oder mit überwiegend parteipolitischen Zielen. 
(Beifall bei der öVP.) 

Diese Forsdlungspolitik, Frau Bundesmini­
ster, diese Forschung,spolitik mit parteipoLiti­
sdlen Zielen verkleiden Sie nadl meiner 
festen Uberzeugung, nach meiner Kenntnis' der: 
Materie seit zwei Jahren .in wohlgeformte 
Sdllagworte, in Schlagworte,' die immer wie!1er 
auftauchen, urid in Schlagworte, FrauBündes~ 
minister, die von anderen PE!rsönlidlkeiten, die 
Sie . auf der anderen Seite positiv zitieren, 
mit größter Kritik bedacht werden: 

Idl darf an den Ber.icht des Fonds zur 
Förderung derwissensdlaftlichen ForSchung 
vom 21. März 1972 an das Bundesminister,ium 
tür Wissensdlaft und F()rschung erinnern, in 
dem eine ganz, ganz harte Kritik Ihrer For­
sdlun9'spoLitik gegenübersteht; Seite 13: 

"Obwohl in der Regierungserklärung und 
,im Jahresbericht 1911 die Schaffung von 
Schwerpunkten gefordert wurde und obwohl 
in'der Forschungskonzeption des Ministeriums 

unter dem Titel ,Zielsetzungen' ausführlich 
von einer langfristigen Schwerpunkt-For­
schung die Rede ist, wurde für die Schwer­
punkt-Anträge der Rektorenkonferenz im 
Hodlsdlulbudget für das Jahr 1972 kein ge­
sonderter Betrag bewilligt. Hier liegt ein 
klarer Widersprudl zwischen Reden und Han­
deln vor, der die Befürchtung aufkommen las­
sen könnte, daß . audl die anderen großen 
und höchst erfreuHdlen Pläne der Forschungs­
konzeption leere Worte bleiben." 

Ich möchte ddls nur zitieren. Das ist nicht 
aus dem Zusammenhang gerissen, weil ich 
den ganzen Bericht gelesen habe. Man kann 
nur jemandem vorwerfen, er reiße aus dem 
Zusammenhang, wenn er etwa eine vorprä­
parierte Rede bekommt und etwas herunter­
liest, was er nicht versteht. Frau Bundesmini­
ster! Ich bin zu vdel interessiert an dem 
Gegenstand, al,s daß ich nicht. den ganzen 
Bericht und alle Dokumente gelesen hätte. 
(Beifall bei der OVP.) 

Idl mödlte nur noch einmal wiederholen, 
Frau Bundesminister: Es kommt nicht auf die 
Gelder an, sondem auf die Politik, die Sie 
mit diesen Zahlen betreiben! . 

Ich möchte jetzt einen ganz kurz gerafften 
Beweis anzutreten versuchen. Die Forschungs­
politik, gleidlgültig ob sie von Ihrer Regie­
rung oder von elner anderen Regierung ge­
führt werden würde, hat heute zu betreuen: 
die Hodlsdlulen, die außeruniversitären Ein­
richtungen, die Forschung betreiben, die Insti­
tute, versdliedene Ins~itt.lte, hochqualifizierte 
Institute, gewisse .Infrastrukturen, wozu ädl 
audl die Auftrags- und Expertenforschung 
rechne, und heute die Forsdlung der Zentral­
stellen vor allem Ihres Bundesministeriums. 

Wie sieht es nun auf .diesen vier Bereichen 
Ihr~r Betreuung' oder der Betreuung der 
WiSJSenschaftspolitik· der 'Bundesregierung 
aus? Sie identifizieren ja Ihre Politik, Frau 
Bundesmirifster, mn der der Bundesregierung. 
Wie sieht es nun in diesen' Bereidien aus? 
Wie sieht es mit Ihrer Betreuung der Wissen­
sdlaftspolitik an den Hochschulen aus? 

Ich mödüe hervorheben: keine Stimulierung 
der ForsdlUngspolitikan den HodlsdlUlen. 

Vor einer Woche hah'en wJr in der Presse 
den hochinteressanten Artikel über das 
Friedensinstitut gelesen, das von Professoren 
der theologischen :und der philosophisdlen 
Fakultät der UniversitätWden initiiert wurde. 
Es wurde dort ganz deutLich gemacht, und 
.idl habe durch kritisches Hinterfragen auch 
die Realität bestätigt erhalten, daß Sie diesem 
Antrag überhaupt nie nähergetreten sind; 
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Dr. Ermacora 
Frau Bundesministerl Ich weiß sehr wOhl, Ich darf Ihnen etwas zitieren, Frau Bundes-

daß auch eine junge Gesellschaft, die allen minister, was nun wirklich nicht den Verdacht 
Elan hat, eine Gesellschaft von bedeutender erweckt, gerade für diese Rede zusammen­
wissenschaftlicher Leistung zu· werden, ,in geschneidert worden zu sein, nämlich aus der 
Salzburg dasselbe Problem behandelt hat. "Neuen Zürcher Zeitung" vom 24. April 1969, 

. . . .. . eine Aussage, die heute auf diese Frage der 
Frau Bunde~mm~sterl. I~ .k~nnte mIr vor-. Nichtstimulierung und der Lahmlegung der 

stellen, daß Sle diesen Imhativen der theo- Hochschulen und ihrer Institute abzielt: 
logischen Fakultät - es hat mich eigens Pro-. .,. " 
fessor Weiler noch dazu angeschroieben _ mit ,,~ohl dIe großte Gefa~r ~es Leerlaufs -
dem Auf-die-Iange-Bank-Schieben begegnen, und l~. habe so~ge, .da~ Su: emmal, Frau ~un­
um möglicherweise dann diese Initiative, die desml~ster, well Sle Ja .~lI~ends. ausweI~.en, 
eine hochinteressante auch für Osterreich Jst was dIe Hodlschulen tatsachlu::h leIsten, plotz­
_ die FriedenspoJ.itik dst eine Tatsache, der lich aummit d~r L~erlaufthese komm~n, wie 
sich smließlim kein Staat und keine Gesell- man das schon In emem anderen BereIch der 
sdlaft versdlließen kann -; um also. mög- Staatspo.litik sehr erfoIgre!ch . angewend~t 
lidlerweise diese Arbeit oder diese Unter- hat ~ ,,10 der .Forsc::hung ergIbt SIch durch dIe 
nehmung vielleicht einem anderen Institut z:unehm~?-~e -yen~lischung d.e~ wis~enscha~t­
zu geben, so ähnlich, Wie der Herr Minister ~Ic::hen TatIgkeit mIt d~r Admlmstra~on. Es 1st 
Broda die Kriminalsoziologie nidü den Fakul- 10 den letzt~n Jab.J:en Immer mehr SItte ge~or­
täten zur. Besorgung gibt, sondern einem de?-: daß Leltervon ~orschungsgruppen glel~­
anderen Institut, nämlich der Boltzmann-Ge- zeItIg vennehrte Führungsaufgaben und dIe 
sellsmaft. . gesamte damit .verbundene Administration zu 

Ül::lelJlehmen haben. Dem Seniorforscher droht 
damit die Gefahr,.daß er Über kurz oder lang· 
aus dem aktiven Forsc::hungsprozeß aussc::hei­
det. Dann steht er vor dem Dilemma, ob er 
verzidlten.od.er ob er wenigstens noc::h kon­
sultativmitmachen und die Forsc::hungsergeb­
nisse nach außen mitteilen und vertreten soll. 
Frustration; Prioritätsstreitigkeiten mit den 
jüngeren Mitarbeitern sind unter anderem die 
Folgen: Eine starke Entlastung· der Wissen­
sc::hafter durch. administratives Personal der 
Universität ist der geeignete Ausweg;" 

Ich möchte weiter hinzufügen, daß ich: den 
Eindruck habe, als würde· die' Konstruktion, 
mit der Sie· das Universitätsorganisations­
gesetz in bezug auf die InsÜtuteabfasseui 
bei aller Anerkenntnis der Notwendiglteit der 
Kl'itik und der Mißbraudlskoritrolle an Insti~ 
tuten, dQr~, }a1l9samda;iu~üh~en~opDEm, die 
Forsch~ng ~ahm~~egeJ?, sof~rn nicht Indivi­
du~n d«:t sinp, diesoforsdlungsbegei'stert sind, 
daß sie ungeaditet der Smwierigkeiten die 
Forschung betreiben. . 

. Ich. mame Sie nur auf die Ausstattung der 
Institute aufmerksam. Frau Bundesminister I 
Im habe Sie vor einem Jahr, und zwar nich.t 
einmal in polemisdier Weise, gebeten, Sie 
mögensic::h'domeinmaI die Situation an der 
rechts~ . undlStaatswissenschaftlidlen .. Fakultät 
.in. WJen . ansehen· und doch eiilmal auc::h· die 
SituatiQu 'an, der remts- undstaatswissen­
smaftlidlen.PakuItät· der" Universität Inns­
brucküi bezug . auf die :Aussta~t~g ans~hen . 
Frau ;Sundesm,ini:sterl Ic::h hätte Ih~n . gern 
eine Führung dur«;haUe diese RäumLich.keiten 
veranstalt~t, und ich. glaube, Süil wären .redlt 
betreten aus diesen Einrichtungen weggegan-
gen.' . 

. : . . 
Was im hervorheben mömte, hängt zwar 

nicht mit· der Ausstattung zusammen oder 
vieUeich.t mit der personellen Ausstattung. 
Man hat mim einmal angegriffen; daß im die 
Studenten als . Benützer der Anstalt, der Uni­
versität bezeidlnßt. hätte. Professoren sind 
sic::herJich.ein samUmes Mittel,aber audl ein 
persönliches- Mittel,aber sehen Sie sich dieses 
persönliche Mittel an: die Verhaftung in Ad­
ministration. 

Frau Bundesminister! ·Es .wird nam meiner 
festen UberzeugUngnichts d~zu getan. Wir 
naben den Leerlauf durch Hyperadministra-
tion. . . . 

Frau Bundesminister! Die Folge davon ist 
- und das ist ein qedanke, der nac::h meiner 
Meinung sehr wohl geäuß~rt werden muß -, 
daß diese Hodlschule'von einer Forsmungs­
anstalt immer' mehr in eine höhere L-ehranstaIt 
unifUnktioniert werdElD könnte, und es scheint 
fastsözu sem, als Würde die eigentliche Wis~ 
senschaft, wenn sie nJidit von einigen initia­
tiVen Leuten getragen wäre, auf die außer­
universitären" Einrichtungen. . und Institute 
übertragen. .. . . 

WeI(ne'haben wir? ...:..- Die Akademie der 
Wissenschaften. Vielleicht wäre es interessant, 
einmal in Ruhe dEm Bericht des seinerzeitigen 
Präsidenten Meister über die Entwiddung der 
Akademie derWlissensthaften zu lesen. 

Danri'ha:beri'Si~ die B~ltzmann-Gesellschaft, 
1960 gegründet. Ich brauc::he der Offentlidlkeit 
eine politische Äuß~rung gar nidltvorzulegen, 
überhaupt nimt, sondern im. brauche der 
Offentlimkeit nur einen Auszug aus der 
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Dr. Ermacora 
"Wiener Zeitung" zur Kenntnis zu bringen, 
und sie wird orientiert sein, wie diese Boltz­
mann-Gesellschaft administriert wird. Und zur 
Garnierung werden wie beim kriminalsozio­
logischen Unternehmen Personen hinzugenom­
men, die mehr oder minder abseits stehen. 

Bei den Neuwahlen wurden ,also bestellt: 
Professor Strasser aus Li~z. 

Frau Bundesminister Firnberg als Vizeprä­
sidentin. Sie wurden bestätigt. 

Es wurde der Herr Ing. Häuser, Bundes­
minister a. D. und Vizekanzler, weiters· be­
stellt. 

Es wurde der Herr Klubobmann Gratz ; .. 
(Rule bei der SPO: Wieso' "Bundesminister 
a. D."?) Verzeihung bitte I ~ Bundesminister 
a. D. Gratz ist die richtige Formulierung. (Abg. 
G ra I: Wird schon werden!) Bundesminister 
a. D. Gratz, Abgeordneter zum Nationalrat. 

Obmann der Wiener Gebietskrankenkasse 
Sekanina. (Heiterkeit bei der OVP.) Wurden 
Ztl Mitgliedern des Vorstandes bestellt. 

Frau Bundesminister! Ich brauche überhaupt 
keine politische Erklärung. a.bzugeben: Es ist 
eine politische Gesellschaft, die hier das Boltz­
mann-Institut führt, Frau Bundesminister. Dem 
können Sie nichts. entgegnen, oder Sie er­
klären sich hier als unpolitisch; Das nehme ich 
aber nidlt an. (Beifall bei der OVP.) 

Frau BundesministerLAber es sind hier noch 
andere Tendenzen erkennbar mit dieser Ge­
sellschatt, wobei ich' grundsätzlich: hervor~ 
heben möchte, daß der Bericht derBoltzIIiann~ 
Gesellschaft über ihre Arbeit ein interessanter 
Bericht ist und daß ich durchaus die LeistUIi­
gen der Boltzmann-Gesellsdl:aft ,anerkenne; 
aber auf der anderen Seite muß man zwischen 
der politischen Führung, der Leistung und der 
zukünftigen Leistung wohl unters meiden kön­
nen. Haben Sie. - ·natürlich haben Sie es, 
sicher, ich bin dumm, so etwas zu· fragen -
die Funktionskumulation von Herrn Kabi­
nettsrat :Dr.,Josef Bandion zur Kenntnis ge~ 
nommen?Das. Arsenal gehört dem. Bund­
dort hat er. eine Koordinationsfunktion, Sei­
bersdorf, Atomgesellsmaft -, eine Koordina­
tionsfunktion, und er ist Geschäftsführer .der 
Boltzmann-Gesellschaft, 

Frau • BUhdesniHlister! Hier deutet. sim in 
dei ForsdJ:ungspoÜtlkeine Kqnzentration von 
parteipolitisd( : bedeutenden ' .• Pei:sönlichkeiten 
bei der' Führung'gewichtiger außerimiversi­
ti;irer . Fors(fningseinrichtungen an. (Zustim~ 
mung l:?ei der OVP.) ..' 

Herr Blecha, ich möchte ihn nicht kritisieren, 
sondern ich möchte gerne etwas herausheben, 
was ihn betrifft,' das ist das Institut für empi­
rische Sozialforschung, das IFES. (Abg. G r a f: 
Wenn sich die Beamten unterhalten wollen, 
dann sollen sie hinausgehen, aber nicht auf 
der Beamtenbank grinsen! Wir werden uns 
das nicht gefallen lassen!) 

Meine Herrenl Ich. möchte hier etwas aus~ 
drüddi<h ausrufen I Meine I{erren, wenn Sie 
mim hier hinter meinem Rücken auslachen, 
dann haben Sie Ihre Funktion auf der Beam~ 
tenbank ni<ht verstanden. (Stürmischer Beifall 
bei der OVP.) Meine Herren! 

Und. weil Herr Sektionschef Grimburg hiet 
gelacht hat, möchte im etwas mitteilen! (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai e r:' Frau Minister! Sorgen Sie 
für Ordnung! - Abg. Dr. Mus s i 1: Er grinst 
ja sChon wieder!) I<h habe Herrn Sektions­
chef GriInburg auf Anregung der Frau Bun­
desminister' ein eigenes Forschungsprojekt 
unterbreitet, und er hat mir seit zwei Jähren 
auf diesen Brief Blicht geantwortetl (Heftige 
Zwischenrufe bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Meine Herren, wenn ich mich da ein­
sChalte, bitte im jetzt einen Monient um Auf­
merksamkeit. Ich habe j.a hier kein Periskop, 
um um die E<ke zu sehen. (Abg. Dr. Mus si l: 
Wenn er seine LaChmuskeln niCht beherrsChen 
kami, soll er hinausgehen!) Ich würde für den 
Fall, daß dieser Vorwurf stimmt, ersumen, 
daß die Betreffenden hinaUSgehen. Ich habe es 
selbst nicht feststellen können. Ansonsten 
würde ich jetzt bitten, daß die Verhandlungen 
wieder weitergehen. . 

Abgeordneter Dr. Erma~ora. (fortsetzend): 
Herr Präsidentl Frau Bundesminister! Hohes 
Haus! Es ist in ,dieser Auseinandersetzung ein 
Satz· von mir untergegangen, den ich. gerne 
wiederholen mö<hte. Ich hätte den Satz ni<ht 
gebraudlt. I<h würde. hier. überhaupt. nieman~ 
dem persönlich etwas vorWerfen • .I<hhabe auf 
Anregung der Frau BundeSminister dem Herrn 
Sektionschef Grimburg vor etwa eineinhalb 
Jahren einen Brief mit einem Angebot einer' 
Forschungsarbeit unterbreitet. Er hat mir nicht 
einmal geantwortet. 

Ich möchte dann bitte zurückkommen auf 
IFES. Frau Bundesminister! Es wird Ihnen 
natürlich nicht entgangen sein, .daß' die Ab­
geordneten der großen' Oppositionspartei ... 
(ZwisChenrufe bei der OVP. -Abg. S k rj'; 

te k: Wir werden doch laChen dürfen! - Abg. 
G r a i: Sie können g.rinsen, abe.r nicht die 
Beamten!) . . 

Im mödüe' dann, Frau Bundesminister, auf . Präsident Dr. Maleta: . Bitte, ein neues Pd­
etwas weiteres hinweisen. Es kommt jetzt vilegium der Abgeordneten.. (Abg. G r a f: 
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Präsident Dr. Maleta 
Skrilek! Das ist so ernst wie der Laden­
schluß! - Abg. S k r i t e k: Daß Sie uns er­
lauben, daß wir lachen, ist grotesk! - Abg. 
Dr. W i t haI m: Sie können machen, was Sie 
wollen!) 

Also kann man jetzt die Debatte darüber 
be enden , auf allen Seiten! 

Abgeordneter Dr. Ermacora (fortsetzend): 
Es haben die Abgeordneten der Oppositions­
partei mit einer gezielten Anfrage die Ver­
gebung von Forschungsaufträgen, Experten­
gutachten und Meinungserhebungen erfragt. 
Frau Bundesminister! Ich stehe nicht an fest­
zustellen, daß ich als Theoretiker seinerzeit 
wirklich dankbar war, daß Sie die Subven­
tionspraxis der Ministerien durch Ihre Anfra­
gen erhellt haben. Aber nun danke ich den 
Abgeordneten der großen Oppositionspartei, 
daß sie hier den Schleier über manchen Din­
gen gelüftet haben. Wenn Sie die einzelnen 
Anfragebeantwortungen durchgehen - ich 
habe das genau studiert -, so fällt auf das 
Institut für empirische Sozialforschung der 
Betrag von 4,584.500 S, die hier an Forschungs­
vorhaben ausgewiesen wurden. 

Wenn ich mir nun die Zeit nehmen müßte 
und könnte - ich möchte aber doch die De­
batte nicht so hinausziehen .-:.., könnte man 
die verschiedenen Aufträge durchgehen und 
man könnte erkennen, daß eine ganze Reihe 
von Aufträgen viel billiger von Instituten der 
Universitäten durchgeführt werden könnten. 
Ich bin fest davon überzeugt, daß es nicht 
notwendig ist, hier diese Forschungsaufträge 
gerade an dieses eine Institut zu übertragen. 

Besonders beachtenswert scheint mir die 
Anfragebeantwortung , 608 A.B., das heißt 
11-1429, des Sozialministers zu seill, der hier 
aufzeigt, daß eine ganze Fülle von Forschungs­
aufträgen gerade an dieses Institut gegeben 
wird. Vielleicht ist es für die Offentlichkeit 
interessant zu wissen, daß das Institut vom 
Osterreichischen Gewerkschaftsbund und von 
der, BA W AG' mitorganisiert und getragen 
wird, falls der Ausdru<k IFES nicht bekannt 
sein sollte: 

Ich möchte dann hinzufügen, daß sich aus 
diesen Anfragebeantwortungen, die hier vor 
mir liegen, deutlich ergibt, daß '!immer wieder 
die Frage der öffentliChen Ausschreibung eine 
Frage ist; daß die Frage der Koordination ein 
Problem ist. 

ja nicht anders - auf die Onorm A 2050. 
Diese Onorm A 2050 enthält eine Bestim­
mung, die der Herr Bundesminister für soziale 
Verwaltung als einziger bei all diesen An­
fragebeantwortungen auf Seite 5 herangezo­
gen hat. Damit versuchte er zu begründen, 
warum er diese verschiedenen Aufträge, die 
an das IFES gegangen sind, nicht ausgeschrie­
ben hat. Gerade er hat versucht, das' zu be­
gründen. Aber die Onorm A 2050 ist, Frau 
Bundesminister, wie Sie das ja selbst und alle 
Herren des Hauses wissen, so weitwendig, daß 
man darunter natürlich eine ganze Menge von 
Argumentationen stellen kann. Ich würde also 
sagen, daß die Frage der öffentlichen Aus­
schreibung, die Frage de~ Auftragsvergebung 
dieser doch für die Forschung so bedeutsamen 
Mittel hier offenbleibt. 

Ich möchte dann, Frau Bundesminister, auf­
merksam machen auf das Problem der Infra­
struktur, dq.s Problem der Bibliotheken. Ich 
weiß, man bemüht sich, aber es wäre halt 
sdlön, wenn man die Dinge etwas vorantrei­
ben könnte. Das Personal an Bibliotheken, die 
Frage des Raumes, auch hier weiß ich, daß 
dort und da Planungen und Unternehmungen 
eingesetzt werden; die Frage nach den 'Mikro­
filmanlagen, die Frage nach der Datenverar­
beitung und der Diltenspeicherung an den 
Hochschulen. Dann möchte ich das gesamte 
Problem der Expertengutachten und der Auf­
tragsforschung hervorheben. 

Frau Bundesminister! Wir haben im Budget­
ausschuß für Ihr Ressort die Fragen schon 
näher beleuchtet. Auch hier ist es die Frage 
der Transparenz. Es ist die schriftliche Anfrage 
des Herrn Dr. Blenk, der Sie in bezug auf die­
ses Problem· befragt hat, und Sie haben ihm 
eine interessante Antwort gegeben. In der An­
lage zur Antwort finden Sie die verschieden­
sten Forschungsvorhaben ausgewiesen. 

Wie steht es nun hier mit der Ausschrei­
bung, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren? Hier steht eS mit der Ausschreibung wie­
derum etwas anders" weil man sich auf die 
Richtlinden für Expertengutachten und An­
tragsforsdlung des Bundesministeriums für 
Wissenschaft und Forschung bezieht, die Sie 
aber dem Ministerium gegeben haben, Frau 
Bundesmiilister. Es ist ja ni&t so, daß wir Ge­
setzgeber ihr, der Frau Bundesmimster, und 
lihrem Ministerdum, diese Richtlinien gegeben 
hätten, .sondern Sie, Fi"auBUndesminister, 

, Frau Bundesminister! Ich weiß genau, was haben Sie sich selbst gegeben und haben sich 
Sie mir antworten werden, bitte,vielleidlt zum Beispiel die Richtlinie gegeben, daß, wenn' 
werden Sie, es mir jetzt nicht beantworten, ,das Entgelt -im Einzelfall 100.000 S übersteigt, 
i;lber Sie werden sich beziehen - Sie können auszuschreiben üst. ' 
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Dr. Ermacora 
Sie selbst haben sich das gegeben und sagen 

nun in all Ihren Anfragebeantwortungen: 
Gemäß den Richtlinien hat man nicht auszu­
schreiben, wenn der Betrag unter 100.000 S 
liegt. . 

Frau Bundesminister! Wenn man so argu­
mentiert, dann müssen Sie zugeben, daß diese 
Richtlinien doch Ihrer Organisationsgewalt 
- wenn im mich juristisch ausdrücken darf -
entfließen und Ihrer Macht in diesem Mini­
sterium. Nam meiner festen Dberzeugung ent­
halten diese Ridltlinien, wenn man in diese 
Richtlinien einmal einsteigen würde, so viele 
verfassungsrechtliche Bedenklichkeiten, daß 
man mit ihnen möglimerweise, zumindest mit 
je~en, die etwas ungleim beh.andeln, sehr 
leimt den entsprechenden Angriff führen 
könnte. 

besonderem Interesse. Nach welchem Krite­
rium haben Sie denn diese Persönlichkeiten 
dort bestellt'? Ich entnehme der Presse, daß 
es nur zwei Tagungen gegeben hat. Es gab 
auch den· Plan zur Gründung einer Gesell­
schaft mit b,eschränkter Haftung. Wie steht 
es mit diesem Plan? Wurde der Plan ver­
folgt? 

Ich komme nun mit wenigen Worten auf 
die Eigenforschung zu sprechen. Frau Bundes­
minister! Sie selbst haben sich das Rezept 
dieser Eigenforsmung gegeben und sagen: Sie 
können Forsmung betreiben, wenn es Ihr 
ministerielles Ressortinteresse erfordert. 

Frau Bundesminister! Ich könnte mir doch 
vorstellen, daß Ihr besonderes Ressortinter­
esse die Wissensmaft und Forsmung auch auf 
den Homschulen ist. Wo steht denn die. Unter-

Wenn ich nun all diese Anfragen, die die sumung betreffend den Hörerschwund bei stei­
verschiedenen Abgeordneten der Oppositions- gender Inskription'? Wo·steht denn die Unter­
parte~ gestellt haben, und die Antworten über- suchung in bezug auf die Leistungen der For­
sehe, so möchte ich sagen, daß Sie eine Poli- schung an den Hochschulen selbst? Warum 
tik auf diesem Gebiet nach dem politischen sind Sie nicht dem OECD-Bericht entgegen-­
sogenannten Gießkannenprinzip betreiben. getreten, der von einer geringen Forschungs­
Hier gibt es keine Linie. Ich würde sagen: freudigkeit gesprochen hat? Warum findet man 
Hier gibt es bei dieser Frage der Experten- in dem Hochschulbericht, den Sie uns vorge­
gutachten und der Auftragsforsmungen keine legt haben, nimt den Namweis über d{e For­
Linie. sdmngsaufgaben der Universitäten und Hoch-

Frau Bundesministerl Ein weiterer Punkt ist schulen? Warum untersurnen Sie nimt die 
die Frage der ministeriellen Forschung. Die Verwaltungsstrukturen an den HochsdlUlen? 
Frage der' ministeriellen Forsdmng ist nam Warum untersurnen Sie diese Frage nicht, die 
meiner Meinung gekennzeichnet'von der Ver- Ihnen doch durch eine Anfrage nahegebramt 
nachlässigung der Koordinierung. Im bin sehr wurde, nämlich die Frage nach der sogenann­
froh gewesen, Frau Bundesminister, als Sie ten Durchfallsquote? 
in dei mündlichen Anfragebeantwortung an Frau Bundesminister! Im habe den Ein­
Herrn' Dr. Blenkhervorgehoben haben, daß druck, daß sim die Bundesministerien durch 
nach' Ihrem Kompetenzges~tz, dem kleinen diese Forschungskompetenz, die sich zum Teil 
Kompetenzgesetz, das Bundesministerium für Sie und zum Teil die anderen Bundesminister 
Wissensmaft und· Forsdiung für die Koordi- nun zurechnen, ein Ubergewimt gegenüber 
nation der Forschungsvorhaben des Bundes_ dem Parlament herausbauen und herausbil­
zur Wahrung der allen Verwaltungszweigen den, das gleichartig jenem Ubergewicht ist, 
gemeinsamen Interessen sowie für die Koor- das auf dem Gebiete der Datenverarbeitung 
dination der Planung des Einsatzes von Bun-durm die EDV der VerwaltUng zukommt. 

,desmitteln tür Zwecke der Forsdwng zustän" . 
dig ist. Es wird dann ausdrücklich festgestellt 
- so 'machen Sie das, Frau Bundesministerj 
dasdst Ihr Wort -, daß dieses Ressort, also 
Ihr Ressort, aum für Forschungsfragen ande­
rer Ressorts zuständig ist. 

Wenn man nun die Ergebnisse der Anfrage­
beantwortungen Punkt -für Punkt durchgeht, 
so muß man sim wirklich die Frage stellen: 
Wo 'liegt denn hier die. Koordination? Oder 
ist· es nicht vielmehr so, daß jedes Ministe­
rium nach seinem Wohlgefallen die versmie­
densten Forsdmngsmaßnahmen trifft? - Das 
ist meine Frage. 

Was nUn die ministerielle Forschung be­
trifft, . ist dann das Wissenschaftsforum von 

Frau 'Bundesminister! Ich mömte sagen, daß 
man dahe,reinheitliche Vergaberichtlinien im 
Gesetz verlangen muß, daß die Vorlage von 
Forschungsprojekten und Diskussion dersel­
ben in den Ausschüssen verlangt werden.muß, 
daß die Erarbeitung von Hochsmulforschungs­
schwerpunkten zunächst in Fakultätentagen 
vorgen()mmen werden sollte, daß man eine 
Koordination unternehmen sollte und daß man 
insbesondere den Abbau der Frontstellungen, 
die es heute bei den außerunliversitären Insti­
tuten gibt, vornehmen sollte. Im könnte mir 
vorstellen, daß man, so wie es in Deutschland 
eine Max-Plandc-Gesellsmaft gibt, in Oster­
reim eine' ähnliche Forschungsgesellsmaft 
haben sollte, die alles koordinieren und auf-
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'Dr. Ermacora 
bauen sollte. Die Budgetmittel erlauben es 
nicht, daß man derart nadl dem Gießkannen­
prinzip vorgeht. 

Frau Bundesminister! Idl möchte damit 
sdlließen, daß man erkehnen müßte: Um 
modern zu sein, kommt es nidlt nur auf die 
Höhe der versdlliedenen Gelder an, sondern es 
kommt auf die Politik an, mit der Sie diese 
Gelder verwalten. Idl würde, gelinde ausge­
drüdd, sagen: Sie haben hinter der Fassade 
der Sdllagworte die Madlt der Koordination 
wrloren. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Herr Abgeordneter 
Dr. Ermacoral Sie haben drei Entsdlließungs­
an.träge vorgelegt, aber idl glaube, Sie haben 
nur zwei verlesen .. (Abg. Dr. Er mac 0 r a: 
Nein, ich habe drei verlesen!) Dann war das 
vor meiner Vorsitzübernahme, und im stelle 

-fest, daß die Entsdlließungsanträge hinrei­
<hend unterstützt sind und daher mit in Ver­
handlung stehen. 

Als nädlster zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Radinger. Ich erteile es ihm. 

, Ab9"eordnetE~r Radinger (SPO): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus I Meine beiden Herren Vor­
redner haben sidl am Anfang ihres Debatten­
beitrages mit den Aussdlreitungen an der 
Universität Wtien am vergangenen Freitag 
besdläftigt. Icl). mödlte dazu nur einen Satz 
sagen: Im ,h~hne die Gewalt als Mittel zur 
Austragung. von Meinungsverschiedenheiten 
in 'einerdemokratisdlen Gesellschaft abi Id,l 
lehne sie aber nicht nur ab an Homsmulen, 
sondern audl überall sonst! (Zustimmung bei 
derSPO.) 

Der Herr Professor })r. Ermacora hat sldl 
'sehr eingehend und umfassend mit Fragen der 
Forsmurigspolitik besmäftigt. Soweit die Frau 
Bundesminister nimt l:!elbst zu diesen Fragen 
Stellung nehmen wird, wird sich in eben­
solcher GrÜndlidlkeit ein Frak~ionskollege' 
der' AufgabE\ unterziehen, in elltspremender 
Form diese Pröbleme: der ForschungspoliÜk 
:zu behandeln;' 

. Im mödite nun zu Fragen des Budgets und 
zli den Problemen Steliung !lehmen, die uns 
in diesem' Ressort vorwiegend besChäftigen. 
Im Finanzaussdmß' hat der erste Sprecher der 
OsterreidiisdlenVolkspartei in seinem De­
battenbeürag zu diesem Kapitel" seine' Wort~ 
'meldung damit eingeleitet, daß er ,sagte, er 
llabe bei derBEmrteÜullg dieses Kapitels ein 
]adiendes und ein weinendes Auge. 

Herr})r. BlenläDas ladlende Auge,\So 
m~hme ich an, galt der gewaltigen, Steigerung 
,der Ansätz~ für Wissenschaft und Forschung, 
,das weinende' Auge offensidltlich der Mög­
Jichkeit, daß ebeq auf Grund der Steigerungen 

in diesem Kapitel von diesem Kapitel inflatio~ 
näre Impulse ausgehen könnten. - Im glaube, 
ich habe das so ridlt.lg aufgefaßt. 

Es ist - und das möchte idl sagen - auch 
in diesem Kapitel für uns sehr schwer, mit der 
Osterreichischen Volkspartei zu argumen­
tieren. Denn wenn die -Erfüllung von Wün­
schen, die audl w.ir als beredltigt anerkennen, 
aus budgetären Gründen; aus Gründen einer 
längerfristigen Planung oder. 'eventuell zum 
ZweCke der Stabilisierung auf einen späteren 
Zeitpunkt vel1sdloben werden muß, dann wird 
man uns vorwerfen - das werden wir auch 
hier wahrsmeinlid:l im 'Verlaufe der Debatte 
wieder zu hören bekommen ~, daß wir zu­
wenig Mittel für die. Wissenschaft: und For­
schung sowie für die Hochsdlulen bereit­
stellen. Wenn wir andererseits jedom beredl­
tigt auf die ständig und in beadltlidiem Maße 
verbesserte Dotierung dieses Kapitels hin­
weisen - und audl im heurigeri Budget kön­
nen ,wir eine ausgezeidlnete Zuwachsrate im 
Budget anführen -, so laufen wir Gefahr, daß 
wir der Anheizung' der Inflationbezidltigt 
werden. 

Wie dem auch sei, wird man sich - so wie 
es im Ausschuß war.-:' von seiten der großen 
Opposition bemühen, Schönheitsfehler und 
Mängel aufzuzeigen. Man, wird dqbei - 050 

wie das in der Vergangenheit war - ver­
sdlweigen, daß die OvP - ddltp.uß.audl auf 
die Vergangenheit zU: reden kommen, denn 
auch mein Vorredner hat es getan':""" ~5 Jahre 
lang für' dieses Ressort zuständig war und daß 
selbst nach zweieinhalb'Jahren Spq-R,egi~rung 
diese Schönheitsfehier, die' auf .einen sehr 
langen Vitaminmangelünd aufcine BlutilIID.ut 
zU:rückgeh~n,.einer sehr sorgfältigen Kur be­
dürfen, die'ni<ht v()n heute auf morgen voll­
zögen werdenkann. (BeifaU !J.ei der SPtJ.) . 

. In der Regierungserklärung weist - wie 
schon gesagt~der Bundeskanzler darauf hin, 
daß, -sidJ. die Sdlaffung und die Existenz eines 
eigenen Bundesministeriumsfür, 'Wissensdlaft 
und -Forsdmngbelebend lind" stiniulierend 
au;;w.irkt und. daß von ,diesem Ministerium 
erstmals. rd.cbtungweisende Impulse" gegeben 
und Aktionen gesetzt wurden .• , 

Es ist in der Zwischenzeit deutlidl erkenn­
bar geworden, daß von diesem Ministerium 
tatsächlich in . konsequenter 'Konzeptivität, 
aber audl. ,in mühevoller Kleinarbcit eine 
Reihe VOll-.inder Regierungserklärung aufge­
stellten, Postulaten und Ankü.D.digiuigen er­
füllt worden, ist, Leistungen, die einfach mit 
Worten nicht wegzudiskutierensind. Ich 
glaube, daß man das ruhig sagen kann. 

Ich mödlte einzelne Beispiele dafür an­
führen. Es hieß in der Regierungserklärung: 
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Radinger 
"Der zur Diskussion vorgelegte Entwurf für sdllag der tierärztlichen Hochschule ebenfalls 

ein neues Universitäts-Organisationsgesetz im Begutachtungsverfahren. 
soll nach ehebaldigen AbsChluß der Beratun- ICh möchte darauf hinweisen, daß neben der 

/ gen dem Nationalrat übermittelt werden." Vorbereitung der neuen Studiengesetze als 
Die parlamentarJsChe HochsdlUlkommission, Zwischenlösungen und kurzfristige Maßnah­

in der ein solcher Diskussionsentwurf für .men in einzelnen Studienrichtungen Novellen 
-ein Universitäts-Organisationsgesetz beraten zu den bisher geltenden Vorschriften vom 
wurde, hat sidl, wie Sie wissen, im Jänner Haus verabschiedet wurden, um diese Studien 
dieses Jahres aufgelost, und zwar aus durch Maßnahmen, die dem Allgemeinen 
Gründen, die zweifellos nicht am Ministerium Hochschul-Studiengesetz entsprechen, an das 
lagen. Daraufhin wurde vom Ministerium die moderne Studienrecht anzupassen. Diese No­
Erarbeitung eines Entwurfes für ein' Univer- vellen betreffen - wenn ich es kurz erwähnen 
sitätS-Organisationsgesetz in Angriff genom- darf - die medizinische Rigorosenordnung, 
men, die Steilungnahme der Vertreter der eine Neuregelung bezüglich der Ablegung von 
Professoren, Assistenten und Studenten noch- Staatsprüfungen und der Erlangung des Dok­
'mals eingeholt und der Gesetzentwurf dem torates in den rechts- und staatswissenschaft­
Begutachtungsverfahren zugeleitet. Wie Sie lichen Studien sowie die sozial- und wirt­
wissen, haben einzelne Stellen, die zur Be- schaftswi~senschaftliche Studienordnung. 
gutachtung eingeladen waren; eine Erstrek- Hinsichtlich der in der Regierungserklärung 
kung der Begutachtungsfrist erbeten. Diese versprochenen Reform der Kunsthochschulen 
ist auch um zwei weitere Monate gegeben 
worden. Das ist zweifellos mit ein Grund, wäre zu sagen, daß die Umstellung der Kunst­

hochschulen vom Akademiestatus auf Hoch­
warum die Vorlage an das Hohe Haus sich JSchulebene auf Grund des Kunsthochsdml-
verzögert hat und sich verzögern wird. Organisationsgesetzes durchgeführt wurde. 

Weiters steht in der Regderungserklärung: Die etappenweise. Sanierung der Personal-
1,Die schon weit vorangetriebene Reform des struktur ddeser Hochschulen ist im Gange. An 
Studienrechts .:. wird durch die Reform des der Kodifizierung und Reformierung des 
Medizinstudiums, des Studiums der Rechts- Studienrechtesder künstlerisPlen ijochschulen 
Wissenschaften und der Veterinärmedizin vor- wird gearbeitet. Man kann zu diesem Punkt 

. läufig abgeschlossen werden können." sagen, daß auf diesem Gebiet jahrzehntelang 

Was ast im Bereich der Studienrechtsreform nichts geschehen war. 
bisher geschehen? Nach der Beschlußfassung Die Begutachtung.eines Gesetzentwurfes für 
durch den Nationalrat über geistes- und natur- die Errichtung einer Hochschule für Gestaltung 
wissenschaftl.iche Studienrichtungen werden in.Linz ist prak.-tisch abgeschlossen.. . 
nunmehr die 44' Studienordnungen zur Er- Die Regierungserklärung kündigt des wei­
lassung vorbereitet. Ich glaube', daß nicht nur teren die heute schon erwähnte Schaffung 
auf Grund dieser großen Zahl dieses Werk als eines außerordentlichen Professors neuen 
sehr umfangrEiidie Arbeit zu bezeichnen Jst, Typs sowie eine zeitgemäße Reform des 
sondern auch deswegen, weil mer erstmalig Habilitations- und Berufungsverfahrens an. 
detaIillierteSt:udienordnungen zu erarbeiten Weiters werde datS besondere Interesse der 
sind; . . Förderung des wissenschaftlichen Nachwuch-

Die Entwürfe für sieben Studienordnungen ses dn Osterreich gelten. 

sind bereits dem Begutachtungsverfahren zu- Dazu ist zu~berichten, daß eine Reform des 
geleitet worden, und dde ersten Studienver~ .... . ... 
<>rdnungen werden auf Grund dieses beson- Habilitations~' und . Berufungsverfahrens in 
deren Studiengesetzes in Kürze erlassen wer': dem Entwurf -für .ein UniversiÜits-Organisa­
<ienkönnen. - tionsgesetz bereits vorgesehen ist und daß 

durch eine Novelle zumHOG das Versprechen 
. Die. Regierungsvorlage für ein Studienge- nach Sdiaffung·· von außerordentlichen Pro­

setz der Medizin .wird gegenwärtig in einem fessoren.neuen Typs erfüllt wurde uIid zu­
.\Jnterausschuß vorbehandelt und voraus- gleich audl dem wissenschaftlichen Nachwuchs 
:SichUdch ili. dEm kommenden Monaten, und Aufstiegsmöglichkeiten eröffnet wurden. 
zwar im Frühjahr 1973, dem Hause. zur Be-
handlUJig undUescp.1ußfassung vorliegen. In der Regierungserklärung wurde die Ab-

schaffung' der Hochschultaxen als neuer Bei­.·EinGesetzentwurf für die Neuordnung des 
StUdiums der Rechtswissenschaften steht vor tnig zur Schaffung gleicher Zugangsmöglich­

keiten aller Bildungswilligen zur Hochschule 
<ier Begutadltung. in Aussicht gestellt. ,Das Hodischul-Taxen~ 

Was die' Reform des Studiums der Veteri- gesetz wurde ~m Februar :im. Nationalrat be­
närmedizin betrifft, so. befindet sich ein Vor- schlossen. Damit wurde dieses Verspredlen 

59. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 91 von 145

www.parlament.gv.at



________ ~_~O __ , ________________________ _ 

. , 
'I 

5532 Nationalrat XIII. GP - 59. Sitzung - 18. Dezember 1972 

Radinger 
eingelöst und die UngleiChheit der Bildungs- Zeit einen Gesetzentwurf dem Begutachtungs­
chancen weiter abgebaut. (Beifall bei der SPO.) verfahren zuleiten. (Beifall bei der SPO.) 

Eine weitere Verbesserung der sozialen 
Lage der Studenten bramte eine Novelle zum 
Studienförderungsgesetz, die bereits im ver­
gangenen Studienjahr zum Tragen kam und 
die eine Erhöhung der Beihilfen sowie eine 
Erweiterung des Kreises der Beihilfenbezieher 
bewirkte. Die Beträge für die Studienbeihilfen 
sind von 132 Millionen Schil1ing im Budget 
1911 über 153 Millionen Schilling im Budget 
1972 auf 197 Millionen Schilling im derzeitigen 
Budget angestiegen. 

Der Herr Finanzminister konnte in seiner 
Budgetrede mitteilen, daß in den abgelaufenen 
Jahren an den wissensmaftlichen Homschulen 
10.229 Studierende Studienbeihilfen in durch­
smnittlicher Höhe von 1622 S erhielten, daß 
2638 Studierende Begabtenstipendien zu je 
5000 S bekamen und 578 Studierende an den 
Kunsthochschulen in den Genuß von Studien­
'beihilfen kamen. 

In der Regierungserklärung wird in Aus­
sicht gestellt, daß im Zeitalter der vielfältigen 
Zusammenarbeit der einzelnen Staaten auf 
zahlreichen bilateralen und ,multilateralen 
Ebenen die Bundesregierung sich die Pflege 
internationaler wissensdiaftlimer Beziehun­
gen und der Kooperation angelegen lassen 
sein werde. 

Es ,kann auf diesem Gebiet darauf ver­
wiesEmwerden, daß eine Intensivierung dieser 

'Zusammenarbeit tatsächlich erfolgte. Gemein­
same Forsdiungsprojekte mit Frankreich und 
der Sdiweiz werden durchgeführt. Vorarbeiten 
für bilaterale Projekte mit Großbritannien, 
Bulgarien, Jugoslawien und Italien sind ein­
geleitet. Dazu kommt auf diesem Gebiet die 
Unterzeichnung von drei Verträgen in Brüssel 
für Forschungsprojekte und die Beteiligung 
Osterreichs an dem internationalen geodyna­
mischen Projekt der OECD sowie an dem 
UNESCO-Vorhaben "man andbiosphere", um 
nur einige Fälle aus der Fülle der internatio­
nalen Kooperationsfälle anzuführen. 

Ferner wurde in der Regierungserklärung 
versprochen, daß die Bundesregierung um 
eine Regelung der Tierversuche bemüht sein 
werde, die sowohl den Erfordernissen des 
Gesundheitsschutzes, der Wissenschaft und 
Forschung als auch den Zielen des Tier­
schutzes entspricht. Dazu ist zu berichten, d~ß 
das Bundesministerium für Wissenschaft und 
ForsChung ein Projektte~m "Alternativmetho­
den zum Tierversuch" eingesetzt hat,dessen 
Ergebnisse in einer Studie zusammengefaßt 
wurden, lind das Bundesministerium wird ,auf 
der Grundlage dieser Ergebnisse in absehbarer 

'Im Bereich der Museen wurde ein Ausbau 
der Sammlungen und musealen Einridltungen 
sowie eine Aktivierung und Belebung des 
Museumsbetriebes erreicht. Davon zeugen die 
angestiegenen Besucherzahlen, und dazu führ­
ten unter anderem gezielte Aktionen, wie 
kostenloser Museumsbesuch für Pensionisten 
oder der "Tag der offenen Tür" am Staats­
feiertag, Sonderausstellungen und Sonderver­
anstaltungen. Es ist, glaube ich, erfreulich, daß 
unsere Museen von immer weiteren Kreisen 
unserer Bevölkerung als wertvolle Bildungs­
quelle erkannt und als solche auch benützt 
werden. 

Was das Bibliothekswesen betrifft, möchte 
ich sage~, daß schon im Vorjahr eine Er­
höhung der Mittel für Literaturanschaffung um 
30 Prozent erzielt werden konnte und daß der 
Sachaufwand 'auch voriges Jahr schon um 
mehr als 20 Prozent g-esteigert werden' konnte. 

Das vorliegende Budget weist eine Er­
höhung der Anlagenkredite für den Ausbau 
der wissenschaftlichep. Bibliotheken um 58 
Prozent vor. Für die Reform des wissenschaft­
lichen Bibliothekswes-ens und der Bibliotheks­
organisation an den wissenschaftLichen Hoch­
sdmlen unter Einsatz von EDV sind umfang­
reiche Vorarbeiten geleistet worden, deren 
Ergebnisse bereits die ersten Früchte auch in 
der Praxis bringen. 

Der Entwurf des UOG enthält überdies auch 
Vorsdlläge zur Schaffung rechtlicher Grund­
lagen für ein koordiniertes Bibliothekssystem 
an den wissenschaftlichEm Hochschulen. 

Ein neues Denkmalschutzgesetz ist gegen­
wärtig im Begutadltungsverfahren. Durch 
dieses, ich glaube gerade für unsere Zeit 'so 
notwendige Gesetz soll die, Erhaltung wert­
vollen Kunst- und Kulturgutes als Anliegen 
des gesamten Volkes auf einer neuen Grund­
lage geregelt werden. 

Mit Fragen der Forschung und Forschungs­
förderung und der Forschungspolitik - darauf 
habe ich .gchon hingewiesen - wird sich ein 
Fraktionskollege noch eingehend beschäftigen. 
Ich ,darf nur in Schlagworten noch einmal 
darauf verweisen, daß die· Arbeiten an der 
österreichischen 'Forschungskonzeption abge­
schlossen wurden, daß inzwischen auch ein 
Katalog ,aller österreichischen Forschungs­
stätten erstellt worden ist und daneben auch 
eine zweite Publikation, nämlich Forschungs­
finanzierungsaktionen, veröffentlicht wurde. 
Diese Publikationen bieten erstmals eine Ge­
samtinforniation auf diesem Gebiet. 
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Radlnger 
Der Zustrom zu den Hochschulen hält un- um 53 Prozent. (Neuerlicher Beifall bei der 

vermindert an; Er betrug in den vergangenen SPO.) 
beiden Jahren 8 Prozent beziehungsweise Bei den Hochschulbauten verhalten sich die 
6 Prozent. Die Boesucherzahlen der Höheren Zahlen wie 20 zu 28 und beim Sachaufwand 
Schulen lassen eine weitere Erhöhung dieser der Hochschulen wie 11 zu 57 zugunsten der 
Steigerungsr.aten erwarten. S -PO. 

Dieser Umstand sowie die Tatsache, daß Darf ich Sie aber auch noch an die Budget-
der Akademikerbedarf von verschiedenen rede des Finanzministers erinnern, die Sie 
Seiten verschieden prognostiziert wird, und allerdings aus einer mir nicht g,anz verständ-
des weiteren aber auch, daß die vorgesehenen lichen Trotzreaktion heraus nicht angehört 
Studienzeiten teilweise bedenklich überzogen haben. Ich zitiere daher für Sie Dr. Androsch, 
werden, haben das Ministerium auch auf die- der sagte ... (Abg. Dr. BI e n k: Wir haben 
sem Gebiet aktiv werden lassen. Eine Arbeits- sie angehört! Sehr brav!) Bitte um Entschul­
gruppe der Hodlschulpl.anungskommission hat digungl (Abg. Mit t e r e r: Ich glaube, Sie 
sich die Aufgabe gestellt, eine Reihe von waren nicht hier!) Ich konnte leider nicht da 
Studien zur, Frage des Akademikerbedarfes sein. _ Ich darf also zitieren, was der Herr 
und zur Akademikerprognose vorzubereiten, Finanzminister gesagt hat. Er sagte: "Ohne 
um ein Instrument zu bekommen, das mit- kontinuierliche wissensdlaftlidle Forsdlung ist 
helfen soll, die Studenten in diejenigen es undenkbar, unsere Wirtsdlaftsentwick.lung 
Zweige des Studiums zu lenken, bei denen weiter zu dynamisieren, um mit der auslän­
Bedarf voraussehbar ist. dischen Konkurrenz Sdlritt zu halten. Die 

Eine andere Untersudlung im OECD- finanzielle Unterstützung des österreidlisdlen 
Rahmen soll Aufsdlluß geben über die Um- Forsdlungsgeistes ist daher ein ökonomisdles 
stände, die zu Fehlleistungen und Studien- Erfordernis unserer Zeit." 
verzögerungen führen. Zweifellos wird man, Dazu mo"chte 'ch sagen daß 'ch d' F 1 , SI le or- , 
glaube idl,auch versudlen müssen, jenen sdlungsausgaben im Bereidl des Bundesmini­
Studierenden; deren Beg,abung für ein Hoch- steriums für Wissensdlaft und Forsdlung seit 
sdlulstudium nidlt ausr>eicht, in ihrem eigenen 1970 verdoppelt haben, daß die Mittel - das 
Interesse in einern FTÜhstadium adäquate ist ja erst auch von meinem Vorredner her­
andere Ausbildungswege anzubieten. vorgehoben worden - für den Fonds der 

Ich mödlte aber nun, meine Damen und wissenschaftlichen Forsdlung in diesen drei 
Herren, doch die budgetäre Seite des Kapitels Jahren um 168 Prozent gesteigert wurden, die 
noch einmal beleuchten, wenn auch gesagt für den Forschungsförderungsfonds der ge­
wurde, daß Zahlen nichts oder wenig bedeu- werblidlen Wirtsdlaft um 215 ProzEmt und 
ten. für die Akademie der Wissensdlaften um 

Wir können also feststellen, daß die Ge-
187 Prozent. 

samtsumme desWissensdlaftsbudgets von Meine Damen und Herrel). von der großen 
3,3 Milliarden Schilling im verg,angenen Jahr Oppositionl Ich glaube, das sind sdlon Zahlen, 
um mehr als 20 Prozent auf über 4 Milliarden die für den objektiven Beurteiler deutlicher 
Sdlilling angestiegen ist, daß der Anteil des sprechen als alle auf Verdunkelung und Ver-. 
Kapitels arn Gesamtbudget seit 1971 ständig wirrung ausgelegten vokabelreichen Reden. 
erhöht wurde und ,nun 2,88 Prozent ausmacht. Sie sind auch ein Beweis dafür, glaube ich, 
Wir können feststellen, meine Damen und daß bei uns Worte und Taten übereinstimmen. 
Herren, daß die prozentuelle Steigerung dieses (Beifall bei der SPO.) Ein Beweis dafür, d,aß 
Kapitels - verzeihen Sie mir, wenn ich das es uns ernst ist mit der Verwirklidlung der 
sagen muß - in den drei Budgets der SPO- Regierungserklärung, in der der Bundeskailz­
Regierung 58 Prozent ausmacht gegenüber ler die Wissenschafts- und Forsdlungspolitik 
33 Prozent in den vergleichbaren letzten drei als ein zentrales Anliegen bezeidmete und 
Jahren der OVP-Al1einregierung. (Beifall bei Entschlossenheit bekundete, auf dem Gebiete 
der SPO.) . der Forsmungsförderung energisch.e,planvolle 

Wir können- feststellen, daß in den gleichen und großzügige Maßnahmen zu setzen. 
Jahren der OVP-Zeit der Sadlaufwand eine Meine Damen und Herren I Diese· - ich 
Erhöhung um 26 Prozent erfuhr, in der sazia- weiß, aus zeitlidlen Gründen -'- sehr kurso­
listischen Zeit jedodl um 64 Prozent. Wenn rische und keineswegs vollständige Aufzäh­
Sie wiederum dieselben Jahre als Vergleichs- lung der legistischen, . organisatorisdlen und 
basis nehmen, so zeigtsidl bei den wissen- -budgetären Maßnahmen beweist, daß der 
schaftlichen Hodlschulen eine, ich mödlte überwiegende Teil der Postulate und Anküu­
sagen,VP~Steigeiungsratevon 23 Prözent, digungen der Regierungserklärung zumindest 
inden Kreisky-Firnberg-Jahren eine solche von Seite des Ministeriums erfüllt ist und daß 
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Radinger 
darüber hinaus eine Fülle wertvoller Arbeiten 
auf anderen Gebieten geleistet wurde. Ich 
glaube, daß es am Platze ist, hier auch den 
Beamten des Ministeriums unseren Dank aus­
zusprechen,die durch ihr fachliches Wissen 
und Können, durch ihren Fleiß wesentlich zu 
diesen Erfolgen beigetragen haben. (Beifall 
bei der Spö.) 

Ich möchte, meine Damen und Herren, aber 
auch nicht versäumen hervorzuheben, daß es 
im Ausschuß für Wissenschaft und Forschung 
trotz vielfach differenter Auffassungen gelang, 
soweit ich mich erinnern kann, und ich glaube 
nicht fehlzugehen, in gemeinsamer Arbeit zu 
einstimmigen Beschlüssen zu kommen. 

Meine Damen und Herren! Wir Sozialisten 
sind uns der. Tragweite und der Schwierig­
keiten, der Komplexität der Aufgabenstellung 
gerade in diesem Ressort voll und ganz be­
wußt. Wir wissen, daß die Lösungen. dieser 
Aufgaben einer sorgfältigen Uberlegung und 
langfristiger Planung bedürfen und daß es 
dabei gilt, ständig neuen Entwicklungen Rech­
nung zu tragen. Die Frau BundesminIster hat 
sich bei zahllosen Anlässen .als mutige Ver­
fechterin notwendiger. Reformen und fort­
schrittlicher Maßnahmen erwiesen. Wir stellen 
mit Freude fest, daß sie bei ihren Initiativen 
und Anstrengungen, den Anliegen von Wis­
senschaft, Forschung und Hochsdlule im. Sinne 
der Regierungserklärung zum Durchbruch zu 
verhelfen und für sie mehr Mittel zu bekom­
men, große Erfolge verzeichnen kann. (Beifall 
bei der SPrJ.) 

Die sozialistische Regierung .ist sich - das 
beweist das vorliegende Budget - bewußt, 
daß mit der Entwicklung unserer Hohen 
Schulen, mit der Entwicklung von Wissen­
sdlaft und Forschung die Zukunft unserer 
demokratischen Gesellschaft, die Zukunft 

. unseres Landes in wirtschaftlicher, kultureller 
und sozialer Hinsicht aufs engste verknüpft 
ist. Wir Sozialisten werden daher diesem 
Budget aus vollem Herzen unsere Zustimmung 
geben. (Beifall bei .der Spö.) 

Präsident Dr: Malela: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Kaufmann. Ich erteile 
es ihm. . 

Abgeordneter Dr. KaUfmann (öVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus I Meine sehr geehrten 
Damen und Herren I Wir haben jetzt vom 
Herrn KollegElll' Radiilger nur die schöne Seite 
dingestellt bekommen. Sie werden verstehen, 
daß ich als. Redner der Oppositionspartei mich 
nun auCh mit einigen Dingen beschäftige, die 
weniger schön sind. 

schaft zu jenen Dingen zählt, die heute Vor­
rang verdienen. Dazu gehört aber auch die 
Ausbildung eines entsprechenden Nachwuch­
ses .. Sie ist· unbedingt notwendig, wenn wir 
uns in einem Zeitalter des stürmischen Fort­
schritts behaupten wollen und uns vor allem. 
gegenüber einer immer stärker werdenden 
ausländischen Konkurrenz behaupten wollen. 

Es ist daher zutreffend, wenn die Frau Bun­
desminister bei einer Tagung des Komitees, 
für Hochschulbildung und Forschung des 
Europarates in Salzburg im Mai dieses Jahres. 
erklärt hat: Unsere Hodlschulen müssen so­
ausgebaut werden, daß auch .fn;Zukunft jeder 
befähigte Bildungswillige ein Hodlschulstu­
dium nach eigener Wahl ergreifen kann. 

Leider; meine Damen und Herren, sprechen 
die Fakten eine andere Sprache. Die Raumnot 
an unseren Hochschulen, eine bekannte Tat­
sache, wird immer größer. Die Bedingungen. 
unter denen unsere Studenten studieren müs­
sen, werden immer drückender. Wenn sieb. 
die Dinge 'so weiter entwickeln, wie es jetzt 
den Anschein hat, besteht tatsächlich die Ge­
fahr, daß schon in allernächster Zeit da und. 
dort Zustände eintreten werden, die einem 
Numerus clausus sehr ähnlich sind. 

Numerus-clausus-ähnhlche Zustände hat es 
ja, wie Si~ wissen, in der. Vergangenheit. 
schon mehrmals gegeben, denn es sind Nume­
rns-c1ausus-ähnliche Zustände, wenn etwa eil\ 
Student keinen Arbeitsplatz, keinen Labor­
platz bekommt und auf diesen ein oder zwei 
Semester warten muß. Ich betone ausdrück­
lich: inländische Studenten, nicht ausländische 
Studenten. Von einem relativen' Numerus 
clausus bis zu einem absoluten Nichtstudie­
renkönnen kann es dann mitunter nur ein. 
sehr kurzer Weg sein. 

Die Frau Bundesminister hat im Budget­
ausschuß selbst eingeräumt, daß die Bewälti­
gung des zu erwartenden Hörerzuwamses. 
sehr schwierig sein wird. Es 15011 - ich folge 
hier ihren Worten - versucht werden, m~t·. 
dem Bauprogramm nachzukommen, die Hörer 
rascher durchzuschleusen und außerdem jene 
Studierenden, deren Begabung' fur ein Stu­
dium nicht ausreicht, nicht allzu lange auf 
den Hochschulen verweilen zu lassen. Pro­
fessoren und Studenten sind sich jedenfalls 
einig, daß es hier um ein Problem geht, das 
unsere gesamte" Lehr- und Forschungstätig-· 
keit beeinträchtigt. 

Und hier nun einige konkrete Beispiele, die­
uns warnen sollten, nicht allzu selbstsicher zu. 
sein. 

In einem stimmen wir sicher überein: daß Der neue Rektor der Wiener Universität 
die Förderung von Forschung und Wissen- Professor Dr. Winkler hat noch im September 

"'. ~ 
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Dr. Kaufmann 
dieses Jahres erklärt: Das wiChtigste Problem Oktober des Vorjahres erklärt, daß das Auf-· 
der österreichdschen Hochschule ist ihre bau- nahmelimit erreicht sei. 

liche Erweiterung. Die laufende Zuführung Ebenso hat sich die Osterreichische Rek-
immer größer werdender Studentenscharen 
kann nur durch eine intensive Bauplanung torenkonferenz im vergangenen Jahr ausge-· 
bewältigt werden; sproChen und ernste Besorgnisse geäußert. 

Die Tierärztliche Hochschule in Wien müßte ~rst vor w~nigen Tagen habe ich einen. 
ihr Areal um mindestens das Doppelte des Artikel in den "Salzburger Naduichten" unter 
heutigen Standes vermehren. dem Titel gefunden: "Numerus clausus ab. 

1915 befürchtet". 
Die Salzburger Universität. wird, falls der "Der Vorsitzende der österreichischen Hoch-. 

derzeitige Hörerzuwachs an1;lält - außerdem schülerschaft an der Universität Wien .. , gab 
haben sich die Lehrkanzeln erfreulicherweise Donnerstag der BefürChtung Ausdruck, daß an 
vermehrt -, schon in absehbarer Zeit aus der Universität Wien 1975 der Numerus clau­
den Nähten platzen. Die Zahl der Hörer, die sus eingeführt werden müsse. Dies ergebe 
1965/66 noch 470 betrug,· hielt im Winter- sich aus der ständig steigenden Anzahl von. 
semester 1971/72 bereits bei 2909 und wird Hörern und dem nicht zu lösenden Raumpro­
schon 'sehr bald <lIie 4000er Grenze übersChrei- blem. In drei Jahren werde man den kritischen 
ten. Stand von 27.000 Studenten erreicht haben. In 

Der Rektor der Unzer Hochschule Professor dem jetzt zu Ende gehenden Jahr sind es 
Dr. Kurt Rothschild hat darauf hingewiesen, 22.000. Im Jahre 1985 schließlich rechnet man. 
daß der jährliChe Zuwachs der Studierenden mit 36.000 Hörern." - Soweit der Vorsitzende 
bei 30 Prozent liegt. Man hielt im Frühjahr der Osterreidiischen Hochschülerschaft. 

bei 2780 Hörern, 1975' werden es bereits Wie soll nun dieser ~drang bewältigt wer-
4000 sein. den? Aus einem längerfristigen Entwicklungs-

Ähnliches gilt für andere Hochschulen, nicht programm für Hochschulbauten, das der Mini-· 
zuletzt auch für die Kunsthochschulen. So ver-' sterrat ,im August des heurigen Jahres. verab­
langen - ich möchte hier dieses Beispiel schiedet hat, geht hervor, daß der Bund bis 
herausgreifen, ,weil es mir besonders bemer- 1980 15,9 Milliarden Schilling, auf dem Lohn-· 
kenswert erscheint - die Musikhochschulen und Preisstandard von 1910 beredmet, wird 
Eignungsprüfungen, wobei die Begabungs- aufbringen müssen, um die ErstkQsten für den. 
richtlinien immer enger und immer strenger Ausbau der österreächischen Hochschulen dek­
gezogen werden. Man könnte nun sagen, daß . ken zu können. Dazu kommen noch viele Mil­
eine solche Auslese an und für sich etwas lionen an Folgekosten. 
Positives ist. Wenn man allerdings um die Alle' diese Pläne sind umso unvollständiger, 
Problematik solcher Eignungsprüfungen weiß, als gerade von seiten des Bundesministeriums 
wird es schon etwas weniger positiv. Und es für Wissenschaft und For!:!chung keine kon~· 
wird besonders bedrückend, wenn die Profes- kreten und, seriösen Vorschläge zur Finan­
soren ganz offen erklären, daß wir heute be- zierung des Nachholbedarfes gemacht wur­
reils bei einem Stand halten, daß nicht mehr den, was mich um so mehr enttäuscht, als es 
alle Begabten bei den MusikhochsChulen ihr gerade die Frau Bundesminister war, die noch, 
Unterkommen finden können. im Jahr 1970 dankenswerterweise erklärt hat, 

In der Musikhochschule in Graz etwa ist daß man sich auch um neue Finanzierungs­
es so, daß Professorenmangel herrscht. Aber methoden und um neue Finanzierungsarten. 
selbst wenn fünf Professoren mehr bewilligt bemühen müsse. Aber vielleiCht bin lPlniCht 
. würden, so könnte diese Hochschule die Pro- vollständig informiert, und die Frau Bundes­
fessofE~n einfach nicht mehr unterbringen. minister kann mich hier eines Besseren beleh-

ren. 
Das ist besonders schwerwiegend bei den Soweit es also dieses Hochschulbaupro-. 

Schulmusikabteilungen, wo die Gymnasialleh- gramm betrifft, muß schon jetzt gesagt wer­
rer für Musik ausgebildet werden, denn hier den, daß seine Planungs grundlagen ungenau 
herrscht ein ausgesprochener Mangel. Hier und seine Finanzierung ungesichert sind. Das 
müssen Jahr für Jahr auf Grund der herr- Programm basiert näIillich _ wie ich schon 
sChenden Zustände AbstriChe gemacht werden, gesagt habe _ auf dem Bci.upreisindex von 
weil einfach nicht genügend Lehrer und nicht 1910. Eine Anpassung an das Jahr 1912 wäre 
genügend Unterrichtsräume zur Verfügung unbedingt erforderlich. Aus diesen Planungs­
stehen. grundlagen wird nämlich deutlich, daß die ent-

Auch der Rektor der Wiener Hochschule für haltenen Finanzierungserfordernisse nur von 
Musik und darstellende Kunst hat bereits im relativer Richtigkeit sein kölllien. Aber selbst 
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Dr. Kaufmann 
diese Finanzierungserfordernisse werden 1913 
nidlt einmal auf der Basis des Jahres 1970 
eingehalten werden können. 

Nun gestatten Sie mir nodl ein paar Worte 
zu dem Komplex der Kunsthodlsdlulen. 
Unsere Kunsthodlsmulen leiden darunter, daß 
sie sim sehr oft als eine Art fünftes Rad am 
Wagen empfinden, daß sie glauben, ein 
Aschenbrödeldasein zu führen, obwohl es ge­
rade diese Kunsthodlsmulensind - im 
glaube, das muß man mit Nachdru<k sagen -, 
die sehr attraktiv sind und zum internatio­
nalen Ansehen Osterreichs in der Welt ge­
rade auf diesem Gebiet beigetragen haben. 

Mit der Erlassung des Kunsthomschul­
Organisationsgesetzes ist 1910 endlich die 
Gleimstellung mit den -wissenschaftlidlen 
Homsmulen erreicht worden. Aber nun be­
fürchtet man in Kreisen dieser Kunsthom­
sdlulen, daß mit dem kommenden UOG neuer­
!im eine Diskriminierung der Kunsthodlsdlu­
len eintreten könnte. Es ist ja aum so, daß 
dieses UOG vorsieht, den anderen Hodlschu­
len den Titel Universität ZU geben, den Kunst­
hochsdmlen aber nicht. Wobei idl der Mei­
nUllg bin, daß es iSidlerlim nidlt auf 'den 
Namen ankommt, aber entsdleidend wäre 
dom, daß hier eine Gleichstellung gesimert 
bleibt. Deshalb wäre zu fordern, daß gleim­
zeitig mit diesem UOG audl eine Novellie­
rung des KHOG erfolgen müßte. 

Die Erhöhungen, die das Budget der Kunst­
hochschulen ,im nädlsten Jahr erfahren wird, 
gehen fast vollständig auf Pflimtausgaben, auf 
Personalausgaben auf. Das heißt, daß, der 
Samaufwand kaum nom BeIÜ<ksidltigung fin­
det. Und gerade das wäre für die Kunsthom­
schulen von besonderer Wichtigkeit. Idl denke 
nur daran, daß dazu nom eine Geldwertver­
dünnung kommt, die 'auch diesen Aufstok­
kungsbetrag reduziert und vermindert. 

In diesem Zusammenhang mömte im auch 
'anmerken, daß die Kunsthochschulen bei den 
beiden Budgetübersmreitungsgesetzen im 
heurigen Jahr keine Berü<ksichtigung gefun­
den haben. Die Frage naCh dem Warum stellt 
sim hier von selbst. 

Es ist aum b,edauerIich - im glaube, es ist 
nidltübertrieben, wenn man das so sagt -, 
daß bisher keiner einzigen Kunsthodlsdlule 
witklich die Möglichkeit gegeben wurde, sich 
großzügig zu entfalten. Das fängt bei den bau­
lichen Dingen an. Der einzige Zubau der letz­
ten Jahre betraf eigentlich nur das MozarteuDl 
in Salzburg. 

'Aber auch die personelle ,Besetzung der 
KunSthochsdmlenist hÖ<nst unzUreichend. 

Hier vielleimt ein sehr illustratives Beispiel 
von der Grazer Kunsthochschule. Von den 
85 Klassen und Lehrkanzeln sind nur sieben 
mit ordentlichen Professoren besetzt. Der 
'Rest geht auf 24 außerordentli<he Professoren, 
17 Bundeslehrer der Verwendungsgruppe L 1, 
22 Vertragslehrer, 15 Lehrbeauftragte, wäh­
rend Klassen künstleris<her Ausbildung und 
vor allem Lehrkanzeln eigentli<h mit ordent­
lichen Ho<hsdlulprofessoren besetzt sein soll­
ten. 

Au<h die bestehende Kunsthochs<hul-Dienst­
ordnung 1912 ,ist, wie ich hier im Hause bereits 
einmal gesagt habe, unzurei<hend. Die Re­
munerationen für Vertragslehrer und Lehr­
beauftragte müssen endlidl denen der wis­
senschaftli<hen Hochs<hulen angeglimen wer­
den. Die Vertragslehrer müssen Verträge er­
halten, die den Bestimmungen des Vertrags­
bedienstetengesetzes entspre<hen, und nicht 
Sonderverträge ohne Biennalvorrü<kungen. 
Die Frau Bundesminister hat hier dankens­
werterweise eine baldige NoveUierung zuge­
sagt, und wir warten darauf. 

Zum Abschluß mö<hte idl mich nodl ganz 
kurz mit einem Thema besdläftigen, das mir 
sehr aktuell erscheint, und zwar mit dem 
Denkmalsmutz. 

Es liegt uns der Entwurf zu einer Novelle 
des Denkmalschutzgesetzes vor, der neben 
begrüßenswerten Bestimmungen allerdings 
audl Passagen enthält, mit denen es sich die 
öffentliche Hand auf Kosten der Staatsbürger 
wieder einmal sehr lei<ht machen will. So 
soll zwar der Eigentümer eines denkmal­
ges<hützten Objektes zur Erhaltung verpfli<h­
tet werden, während der Staat zahlen kann, 
aber n~cht muß. Das heißt, dem Staat steht 
es frei" ob er soldle Zuwendungen geben will 
oder nicht. ' 

Wie dem aber au<h sei: Es ist heute fünf 
Minuten vor zwölf! Das beweist allein schon 
die Statistik der AbbIÜme des Vorjahres. IdJ 
habe mir die Zahlen herausges<hrieben: Ins­
gesamt sind im vergangenen Jahr 106 An­
träge auf AbbruCh von Gebäuden bewiUigt 
worden, von denen ein großer Teil kunst­
historischen Wert besaß. Jetzt etwas sehr Be­
merkenswertes: Allein 98 dieser bewilligten 
Abbrudisanträge sind vom Magistrat der Stadt 
Wien gestellt worden. 

Ich sage es ganz offen: Das Unverständnis, 
das sich auf diesem Gebiet breitmadlt, die 
Barbarei, mit der man hier zu Werke geht, 
ist bestürzend I Die öffentiiche Hand darf ein­
fach nicht zusehen, daß das Demolieren und 
das Verschandeln weitergeht. (Zustimmung 
beiderOVP.) 
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Walter Gropius hat einmal, gesagt: "So- Teil Ihrer Stellungnahme durchaus positiv zu 

lange wir nicht lernen, das Land zu lieben beurteilen ist. Aber es hat uns auf der anderen 
und zu respektieren wie ein uns anvertrautes Seite mit Unbehagen erfüllt, daß der zweite 
Gut, so lange wdrd diese, Zerstörung we!iter- Teil Ihrer Stellungnahme nicht nur gestellte 
gehen." Ich glaube, das sollten wir uns alle Fragen offenließ, sondern zusätzlich neue Fra­
ins Stammbuch sdlIeiben. (Beifall, bei der gen aufwarf. 

DVP.) La'ssen Sie mich zuerst zum positiven Teil 
In diesem Sinne hat der steirische Landes- Ihrer Stel1ungnahme kommen. Sie haben sich 

rat Professor Jungwirth vor wenigen Tagen ausdrücklich und ganz persönlich in einem 
einen offenen Brief an den Herrn Finanzmini- engagierten Tonfall, den wir Ihnen voll und 
ster geschrieben. ganz glauben, gegen die Anwendung von Ge-

Einige Passagen möchte ich hier zum Ab- waU - ganz gleich, von welcher Seite 
schluß zitieren: "Nur die Aufgabenteilung" immer - gewandt. Es ist das auch unsere Hal­
_ so heißt' es ,in diesem Brief - "zwischen tung, und daher, Frau Bundesminister, finden 
öffentlicher Hand und privater Initiative bie- Sie diesbezüglich unsere volle Zustimmung. 

tet neue Chancen. In modern denkenden Nun zu jenem Teil Ihrer Stellungnahme, 
Staaten geschieht das dadurch, daß Beträge den wir bedauedicherweise negativ beurteilen 
steuerlich absetzbar gemacht werden, die von müssen. Sie haben gesagt, das Risiko sei zu 
privater Hand zur Erhaltung ulld Revitalisie-groß gewesen, man hätte das Risiko vermei­
rung wertvoller Bausubstanz " aufgewendet den müssen. Sie sagten dann' sinngemäß und 
werden." führten alles auf diesen einen 'Wert hin: Ich 

Und nun die Frage: "Soll. auch noch aus bin für Menschlichkeit. 

Schönbrunn eine· Hochgarage oder aus dem Sehr geehrte Frau Bundesministerl Diese 
Stephansdom' eine Krankenkasse werden? Der Äußerung ehrt Sie nicht nur al-s Mensch, son­
Europarat" - so schließt der Brief von Lan- dem ehrt Sie ganz' besonders auch als Frau 
desrat Jungwirth - ,;hat soeben beschlossen, in der Politik. Ich möchte das ganz offen aus-
1975 ,zum ,Jahr der historischen Architektur' sprechen. Aber es geht hier nicht darum, ein 
zumachen. Wenn wirJ:n Osterreich so weiter- ' 

. wichtiges Gut über das andere zu' stellen; machen wie,'];etzt, gibt es 1975, nichts mehr zu ' 
wenn es sich in Wahrheit um gleidlIangige 

retten;" (Bei/all bei der DVP.) Güter handelt. . " . 
Präsident Dr~ Maleta: Zum Wort gemeldet. I 

ist,der Abgeordnete Stix. Im erteile es ihm. Die Rechtsstaatlichkeit, die freie Ausübung 
verfas·sungsmäßig verbriefter Grundrechte ist 

Abgeordneter Dr. Stix (FPO): Herr Präsi- ein solches Gut, das nicht niedriger 'einge­
dent! Hohes Haus! Sehr geehrte Frau Bundes- stufLwerden kann als die Menschlichkeit, die 
minister! Erlauben Sie mir bitte, daß ich auch wir hochschätzen. Da haben wir eben 
namens meiner Fraktion noch einmal auf Ihre die Sprache des Staatsmarules

r 
die Sprache des 

früb.ere W ortme~dung, eingehe. Der GI1lnd hie- staatspolitisch verantwortlichEm Ministers ver­
für isfdarin zu sehen, daß wir es mit einem mißt. 
FaktU:ffi zu tUI;l haben, das es 'uns Freiheit-
lichen nicht erlaubt; auch nur den Hauch eines Sie haben in etwa die Anwendung der Ge­
Zweifels hinsichtliCh unserer Haltung aufkom- walt zu verniedlichen versucht. S,ie sprachen 
men zu lassen. von Spannungen, die an unseren Hochschulen 

Das Faktum sei noch einmal kurz umr.is­
sen: Ein freigewählter Volksvertreter, ein Ab­
geordneter dieses Hauses, wurde zweimal 
daran gehindert, ' sein verfassungsmäßiges 

herrschen, und Sie sprachen' davon, daß man 
keinen Funken in dieses Pulverfaß 'schleudern 
soll. Sie sagten wörtlich: Alles vermeiden und 
keinen Anlaß.geben für Exzesse! 

Grundrecht auf freie Meinungsäußerung wahr- Aber, sehr geehrte Frau Bundes,minister,das 
Zlinehmen. Er wurde durch Gewalt .daran ge-bedeutet letzten Endes eine indirekte Ei:muti~ 
hindert. Und das bedeutet, ·daß jener Rubikon gung für jene, die nicht so denken, sondern 

, in diesem Land überschroitten wurde, der nicht die von vornherein erklärterweise und' ganz 
überschritten werden darf, soll nicht die Res offenkundigerweise bereit sind, die Gew-ait' 
publica in Gefahr geraten. als Element' ihres politischen Handeins einzu-

Aus diesem Grund, sehr geehrte Frau Bun­ setzen. ' 

desminister, ist es notwen,dig, daß ich noch, Sie'haben selber ein Beispiel angeführt, um 
einmal auf I,hre Stellungnahme eingehe. Ihre Ihre Stellungnahme zu untermalen. Sie sag.., 
Stellungna~e war, zwiespältig. Wir haben ten: Man möge doch' auch bedenken, wie oft 
mit großer' Aufmerksamkeit und mit Zustim~ sich heute. schon Professoren so manches ge­
mung zur Kenntnis genommen, daß der eine fallen lassen müssen- Sie sagten: erdulden 

383 
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Dr. Stix 
müssen -, um überhaupt ihre Vorlesungen auf das verfassungsmäßige Grundrecht der 
halten zu können, Versammlungsfreiheit und der freien Mei-

nungsäußerung zu verzichten und keinen 
Genau das ist doch d~r springende Punkt, zweiten Versuch zu starten. 

Frau Bundesminister! Hier geht es doch darum, 
den Anfängen zu wehren, Das ist doch kein Da sind wir anderer Meinung. Wir teilen ' 
Beispiel dafür, daß man gegenüber jenen, die die Auffassung der Veranstalter, die nicht wir 
mit der Gewalt drohen, leisetreten soll, son- waren, daß es nicht richtig gewesen wäre, 
dem es ist viel eher umgekehrt ein Beispiel auf die Wahrnehmung eines verbrieften Rech­
dafür, daß es sdlOn höchste 'Zeit ist, der wJder- tes zu verzichten. Hinzu kommt noch der 
rechtlichen Gewalt mit rechtsstaatlichen Mit- erschwerende Umstand: unter Beteiligung 
teIn entgegenzutreten, eines frei gewählten Abgeordneten! 

Genauso verstehen wir die Ereignisse des Man kann auch nimt sagen, daß es sim 
14. Dezember an der Wiener Universität. Sie um.einell radikalen Abgeordneten handelt. Ich 
sind ein Menetekel. Es .ist ein nicht mehr zu glaube, alle hier im Plenum werden es bestä­
übersehendes Beispiel gesetzt worden, daß tigen, daß es im Rahmender außenpolitischen 
es bereits radikale, Gruppen auf dem Boden Debatte in diesem Hause kaum einen Redner 
der Bundeshauptstadt gibt, die über eine gegeben hat, der derart maßvoll, ruhig und 
Macht ver:fügen, die es ihnen erlaubt, si& wohlabgewogen zu dem Konflikt um die 

,über Gesetzmäßigkeit und RechtsstaatIimkeit Kärntner Orts tafeln gesprochen hat, wie eben 
hinwegzusetzen. Otto Scrinzi. Gerade er ist weit entfernt von 

jeder Hetze, Daher glauben wir, daß es von 
Es geht nicht, Frau Bundesminister, um ein den Veranstaltern, die sich besonnen erwiesen 

Fiat iustitia pereat mundus. In der A,b,lehnung hatten, richtig war, die Veranstaltung ein 
dieser Michael Kohlhaasschen Auffassung fin- zweites Mal abzuhalten. 
den Sie uns, durchaus, an Ihrer Seite. Aber es 
geht darum, <laß eS für dl,' e Zukunft der ge- Audi hier - im brauche gar nimt auf alle 

Einz~lh.o.;ten el'nzugehen - l"st do..i. der wl'rk-
samten Rec:htsstaatlimkeit in Osterreich ein-..... Ul 

fach:ni&ts zu:ttoffen gibt, wenn~s sich ein- licheI3klat .wiederum nur dadurch vermieden 
bürgert, daß Gewalttätigkeit gegen verfas- worden, daß erneut die Veranstalter Beson­
sungsmäßige Grundrechte geübt werden kann, nenheit bewahrt haben. Es ist den gewalttäti­
daß sie wirksam wird und daß sie straflos gen Demonstranten nur gelungen, in das Ge­
bleibt. bätideeinzudringen. Sie: waren trotz Gewalt-

anwendung nicht in der Lage, in den Hörsaal 
"Dastehen wir eben auf dem Standpunkt: einzudr.ingen. Den Hörsaal haben die in die 

Wehret <len An.fängen! Wdr glauben, daß hier Defensive gedrängten Veranstalter sehr wohl 
ein einfames Berufen auf die Menschlichkeit behauptet. Es hätte der Vortrag abgehalten 
-- sosehr wir dem Respe~t zollen - nicht aus- werden können. 
reicht, 11m die stqatspolitische Problem~tik aus' 
der Welt zu schaffen. " Aber wiederum waren es' die Veranstalter, 

die gesagt haben: Wenn schon die anderen 
Es ist diese allzu leisetreterische ,Haltung die Verzmnft verlieren, dann wollen wir doch 

gege~über ungesetzliCher Gewaltanwe:Q,dung besonnen handeln,und haben die Durchfüh­
e~ne indirekte Emmtigung fÜr jene radikalen rung eier Veranstaltung abgesagt: Es waren 

,qruppen, auf dieser gewalttätigen Straße die Veranstalter, die den bereits hier im Hause 
weiterzumarschieren. im Aufbruch befindlichen Abgeordneten Dok­

tor' Scrinzi telephonisch ersumt haben, nicht 
Wenn Sie sagten, geehrte Frau Bundesmini- zu erscheinen, um nicht die Situation aufzu­

ster, man müßte behutsam vorgehen, man schaukeln. Da kann man doch wirklich nicht 
m:iißte Besonnenheit beweisen, dann sage sagen, daß irgendwelche Rechtsradikalen am 
ich Ihnen, daßdas,~und zwargenau das - Werk gewesen wären, die hier mit Absicht 
die Veranstalter getan haben; und das nicht versucht hätten, einen Wirbel aufzuzäumen, 
nur bei der erstell Veranstaltung. Bei dieser Ganz im Gegenteil. 
ersten Veranstaltung wäre es auCh scho~ zu 
Gewalttätigkedten gekommen, wenn niCht die Jetzt komme ich nochmals auf den Kern­
Veranstalter ihrerseits- mit dieser über- punkt zu sprechen. Es geht nicht an, daß man 
raschend eingetretenen Situation konfron- auf die Wahrnehmung eines Grundrechtes 
tiert -gesagthätten: Wir wollen, daß auf verzichtet, nur weil gegen jemanden Gewalt 
Hochschulboden eben kein Eklat entsteht. angewendet wird. Die Veranstalter sind nach 

wie vor der Meinung, daß s.ie sich diese~ 
Remtnimt nehlnen lassen können, Es ist die 
Meiinmg meiner Fraktion, daß man es nimt 

Nun scheiden sich die Geister, Frau Bilndes­
miiiister. Sie meinen, es wäre klüger gewesen, 
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Dr. Stix 
hinnehmen. kann, dieses Grundrecht unge" sität, wo die beherrschende Stellung unter 
sühnt verletzt zu sehen. den Studierenden der Ring Fretiheitldcher Stu-

Jetzt möchte ich noch tiefer hineingehen und denten tatsächlich innehat. 

die Problematik der Studentenveranstaltung Ich glaube, wenn es noch irgendeinen Zwei­
aus einem weiteren Blickwinkel beleuchten. Es fel an der demokratischen Haltung des RFS 
handelt sich bei den Veranstaltern um eine geben hätte können, dann ist er einfach durch 
demokratisch legitimierte Vereinigung. Es dessen Haltung in Graz völlig widerlegt wor­
handelt sidl teils um die Wiener Burschen- den. Man kann sehr wohl jedes Thema an der 
schaft, teils um Mitglieder des RFS, in per- Universität" diskutieren, wenn nur die demo­
sonaler Verfledltung letzten Endes eine Ge- kratischen Spielregeln eingehalten werden. 
sinnungsgemeinschaft,· um jeme studentische Wir werden es uns nicht bieten lassen, daß 
Fraktion, die nach wie vor auf den öster- das auf dem Boden der Bundeshauptstadt in 
reidlischen Hochschulen . als das Ergebnis Zukunft nicht mehr möglich sein sollte. 
demokratischer Wahlen an diesen HochsdlU- Ich möchte noch zu einem anderen Thema 
len die zweitstärkste . Studentengruppe dar- eine kurze Anmerkung machen. Sehr geehrte 
stellt, also demokratisch legitimiert istl Wäh- Frau Bundesminister! Sie hatten erklärt, es 
rend· jene radikalen Elemente von links, die bestehe zwischen diesem Vorfall und der 
demonstriert haben, ja keineswegs Sozial- Hochschulreform kein Zusammenhang. Leider 
demokraten waren, sondern, wie sie sich muß ich Ihnen auch hier sagen, daß doch ein 
durch die Unterschrift auf den Flugblättern Zusammenhang besteht, und zwar ein mehr­
durchaus offen·· selber bekannt haben, facher Zusammenhang. 
Mariiisten-Leninisten, Maoisten-Leninisten 
und die kommunistische Jugendbewegung. Fangen wir·wJeder beim Ring Freiheitlicher 

Studenten an. Es war diese in man<nen Zei-
Das ist insgesamt. eine Gruppe, die demo- tungen als rechtsstehend oder in den Flug­

kratisch nicht legitJmiert ist, die eine ver- blättern als "braunfaschistisch" . bezeichnete 
schwindende Minderheit bei Hochschulwahlen Organisation, die vor wenigen Tagen ihrer­
erreicht. Und weil sie sich mit rechtsstaatHchen seils einen sehr umfangreichen Entwurf für 
demokratischen Mitteln . nicht durchsetzen eine Universitäts-Organisationsreform ausge­
kann, greift sie zur Gewalt, geht sie auf die arbeitet und der Offentlichkeit übergeben hat. 
Straß.e, dringt in Gebäude ein, zertrümmert 
Gla:stüren und das Mobiliar, das ja von der We~ Sie, Frau Bundesminister, diesen Eilt-
gEi~amten arbeitenden Bevölkerung Oster- wurf der freiheitlichen Studenten anschauen, 
re!l&s für Studenten, die studieren und nicht dann werden Sie finden, daß diese sich an 
demonstrieren wollen, aus Steuermitteln be- Ihren UOG-Entwurf Cingelehnt haben. Sie wer-
zahlt und aufgebracht wird. den feststellen oder habeIlo· dies schon getan, 

. .. . daß die Gliederung des .Entwurfes des RFS 
Und vor dieser gewalttätigen, widerrecht- weitgehend identisch ist mit der Gliederung 

Hc:hen Vorgangsweise . einer demokratisch Ihres Entwurfes. Selbstverständlich gibt es 
niCht legitimierten Minderheit sollte die demo- sachliche Differenzen, sogar einige recht be­
kratisch legitimierte Gruppe zurückweichen? deutende, aber dieser Entwurf des Ringes 
Sollte sie sagen: Ruhe ist die erste Bürger- ·Freiheitlicher Studenten zu einem neuen Uni­
pflicht: nur keinen Eklat, wir lassen die Sache versitäts-Organisationsgeset~ ist ein echtes 
auf sich beruhenl1 Ich sage Ihnen, ich stehe Diskussions-Pendant zu dein, was Ihr Mini­
voll hinter diesen freiheitlichen Studenten, steriumvorgelegt hat. Das ist demokratisdte 
wenn diese sagen: Wir lassen das nicht auf Auseinandersetzung; und zwar in elner sehr 
sidJ. beruhenl reifen Form) 

Und ich möchte 1hnen ein weiteres Beispiel Dieser RFS wird verteufelt von den links-
geben: Es wurde gesagt, daß es v.i.elleicht radikalen Elementen.· Und Wir wissen auch 
am Thema gelegen sei, am Thema des emo- genau, warum. Deswegen steht auch das UO­
ttonsgeladenen Streites um die Kärntner Orts- Gesetz, auch die Debatte über diese Reform, 
tafeln, und deswegen hätte man vielleicht im Zusammenhang mit den Ereignissen des. 
nicht damit auf den Boden der Hochschule 14. Dezember. Die freiheitlichen Studenten 
gehen sollen. Darf ich Sie daran erinnern, werden nicht zuletzt deswegen derart scharf 
daß dieses Thema schon auf dem Boden der von der Ultralinken attadciert, weil sie die 
Hochschule beredet und diskutiert wurde? Vor UniversHät echt reformieren wollen, weil es 
wenigen Wochen an der Universität Graz mit den freiheitlichen Studenten nur darum geht, 
sozialistischen Studenten, mit Studenten der den alten Auftrag der Universitäten, nämlich 
OSU unter Teilnahinevon Slowenen, und es den, zu forschen und zu lehren, auf eine neu­
war eine sehr demdkratische Diskussion ohne zeitliche, auf eine modeme und dem heutigen 
den geringsten Zwischenfall an einer Univer- gesellschaftlichen Verständnis angepaßte Art 
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und Weise zu erfüllen. Aber sie wollen, daß 
die Universitäten funktionstüchtig. bleiben, sie 
wollen, d(!ß der hohe Stand, den unsere Wis­
senschaft und Forschung erreicht hat, gehalten 
wird. 

gen gewaltsamen Aktionen in Zukunft mit 
allen Mitteln des Rechtsstaates entschlossen 
entgegenzutreten I Darauf, sehr geehrte Frau 
Bundesminister, warten wir und erbitten wir 
noch Ihre Antwort. 

Von dieser Antwort wird meine Fraktion 
-ihre weitere Haltung in den Fragen des Res­
sorts Wissenschaft und Forschung abhängig 
maChen. (Beifall bei der FPO.) 

Prä5li.dent Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich die Frau Bundesminister Dr. Firnberg. 
Ich erteile es ihr. 

Deswegen werden die freiheitlichen.Studen­
ten von der Ultralinken angegangen. Denn 
diese will nicht die Universitäten reformieren. 
Sie will die Universitäten in Werkzeuge ver­
wandeln, um die Gesellschaft umzukrempeln. 
Die Beispiele im westlichen Ausland zeigen 
das sehr genau. Aus diesem, Grund wird vQn 
der Ultralinken die Frage der Mitbestimmung 
so absolut homgespielt .. Denn wenn man die Bundesminister für Wissensmaft und For­
Dinge sachlich betramtet, dann ist die Mit- schung Dr. Hertha Fimberg:' Hohes Hausl Die 
bestimmung ja ein Problem; aber n.ur ein freiheitliChe Fraktion wünsdltkeinen Haum 
Problem unter. vielen anderen,. mindestens an Zweifel über meine Haltung. Sie meint, ich 
gleich schwierigen Fragen, die uris die Uni- hätte eine zwiespältige Haltung gezeigt. Ich 
versitätsreform zu lösen aufgibt.. ' kann dem nimt zustimmen. Ich habe niemals 

die Gewalt heruntergespielt, sondern ich habe 
Es ist nicht riChtig, auch von der Sache her die Gewaltanwendung auch in diesem Fall 

zusagen, die Frage der Universitätsreform kritisierend zurüdtgewiesen. Ich habe niChts 
hat .niChts zu tun ~it~e~, :W~ß sich. auf der über di'ls Thema dieses Vortrages gesagt. Audl 
Straße vor der UmverSltat ereignet., Und ge- ich glaube, daß man ohne weiteres - warum 
nau jene Elemente, die heute auf der Straße. sollte man das nicht? - über dieses Thema an 
stehen, die' lauern ja, nur, darauf, durch .. ihre der Hochschule sprechen kann, wie über jedes 
aktivistischen Stoßtrupps in einem reformi~r- andere Thema. 
ten Mitbestimmungssystem jenen Eingang in 
die Institutionen zu finden, der es ihnen er­
laubt, dann jenen l~ngen Marsch durch diese 
anzutreten, als dessen Ziel eben, nicht die 
Universitätsreform steht, sondern die Um­
wandlung der Universitäten in Instrumente 
des Klassenkampfes. SelbstverstämlIlch sind 
da die freiheitlichen Studenten, Gegner und 
daher erklärte Zielscheibe der ultralinken 
Gruppen. Und 50. ineinenwlr; sehr geehrte 
Frau Bundesminister,'daß eben durch ',' dies~ 
Zusammenhänge' auch die Verbindung zWi­
schen dem, was sich am' 14.' De,zember in 
Wien an der Universität ereignet hat, und 
dem, was wir hier in den nächSten Wochen 
und Monaten debattieren werden, besteht. 

Ich will zum Schluß, kommen. Sie hatten 
die zwei Hauptfragen, die mem Freund Broe­
sigke an Sie, sehr geehrte Frau Bundesmini­
ster, gerichtet hatte, nicht so beantwortet, daß 
wir im Sinne meiner eben getanen Darlegun­
gen davon voll befriedigt sein kannen. 

Die erste Frage lautete: Welme Maßnah­
men sollennam Ihrer Meinung bezüglich die­
ser Vorfälle ergriffen werden? Und die zweite 
Frage lautete: Was glauben Sie persöillich, 
welche Konsequenzen man für die Zukunft 
daraus ziehen soUte? 

Ich erkläre ganz offen, Frau 1,3undesminister: 
Wir. erwaf!.en von Ihnen eitle Zusage, daß 
Sie das; was in Ihrer Mamt als Wissen­
schaftsminister steht, tun werden, um derarti-

ICh habe gar nichts, aber schon gar nichts 
gegen den RFS gesagt, mit dem ich ja sehr 
häufig in eine~ guten Gespräch bin - sie 
waren erst vor zwei Tagen hier -, und das 
erste Exemplar des Entwurfs zum UOG, das 
der RFS ausgearbeitet hß.tte,· habe . ich von 
ihnen persönlich überreicht bekommen. 

Ich habe schon gar nichts gegen den Abge­
ol1dneten Primarius Scrinzi gesagt. Das könnte 
mir ja überhaupt nicht einfallen; warum sollte 
im das? Ich habe Ihnen lediglich meine ganz 
persönliche Haltung und meine persönliche 
Meinung in dieser Frage gezeigt, und die ist 
eben, daß im um des Friedens an der Uni­
versität willen darauf verzichtet hätte, an der 
Universität zu reden. 

Ich habe ausdrüdtlich betont, daß das keine 
Kritik gegen irgend jemanden beinhaltet, nicht 
gegen den Rektor, ,auch nicht gegen die Ver­
anstalter . dieses Vortrages; im habe sie nie­
mals Rechtsradikale genannt - warum sollte 
ich sie' so nennen? ~1 im habe keine Partei 
für die' Linken ergriffen, in diesem Fall, wenn 
sie mit' Gewaltakten an der UIiiversität auf­
treten, überhaupt niCht. 

Und jetzt komme im zur Antwort auf die 
erste Frage. Das Abstellen dieses Unfugs -
und es ist ein Unfug an den HochsdlUlen -
ist nicht meine Sache, sondern das, ist eine 
Angelegenheit der HodlschUlautonomie. Ich 
bin sehr dafür, daß man den Anfängen wehrt. 
(Beifall bei derSPö.) . 
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Bundesminister Dr. Hertha FirnberQ 
Ich darf die Versimerung abgeben - und Das ist eigentlim .alles, was im zu dieser 

im bin besmälIit, daß ich das vor dem Hohen Frage noch sagen möchte. (Beifall bei der 
Haus nom tun muß -: Im werde s-elbstver- SPO.) 
ständlich alle Mittel anwenden, die in meinen p" 'd' t D MIt Z W' t ldet raSl en r. a e a: um or geme Händen sind, um gegen die Gewalt an den 
Hochsmulenaufzutreten. Das möchte ich nicht ist der Abgeordnete Suppan. Im erteile es 
besonders betonen müssen. Ger.ade im warne ihm. 
seit Jahren davor, daß es auch bei uns in Abgeordneter Suppan (OVP): Herr Präsi­
österreich zu ähnlimen Gewalttätigkeiten dent! Hohes Hausl kh mödlte mich ebenfalls 

'kommen könne, wie wir sieiti sehr vielen einem Kärntner Problem zuwenden, und zwar 
anderen Ländern gesehen haben. Ich habe erst ßer Hochschule für Bildungswissenschaften. 
jetzt in der Fernsehdiskussion mit Rektor 
Winkler wieder' darauf hingewiesen, daß wir Frau Bundesminister! In drei Stunden endet 
nicht glauben solleIl, in Osterreich davor gefeit der 18. Dezember 1972, und nach § 71 der 
zu sein. Auch bei' uns sind Wirbel möglim, Geschäftsordnung sind Sie verhalten, auf 
und es war fast wie eine Prophezeiung, denn mündliche oder smriftliche Anfragen von Ab­
einen Tag später haben wir sie erlebt. geordneten innerhalb von zwei Monaten Ant-

wort zu geben. Ich habe an Sie am 18. Okto-: 
Ich mödlte noch einmal betonen, daß die ber 1972 im Verein mit meinen Kollegen 

Reformen nicht in Zusammenhang mit diesen Deutsdlmann und Dr. Gruber eine sdrriftliche 
Unruhen 'stehen, wie überhaupt Homsmul- Anfrage betreffend die bildungswissensmaft­
krawalle und ähnlimes an den Homschulen in lime Hochschule Klagenfurt gerimtet, und Sie 
keinem Zusammenhang mit der Hochsmul- haben mir bis zur Stunde auf diese, smrift­
reform stehen; das können Sie immer wieder lime Anfrage, obwohl die Frist in drei Stun-
feststellen. 'den, abläuft, keine Antwort erteilt. 

Im 'habe aum keineswegs für eine Straf- Herr Prasidentl Ich glaube, hier wird sei­
losigkeit oder für ähnlimesplädiert, das tens der Frau BUndesminister das Kontroll­
könnte mir gar nicht einfallen. Ich habe dafür recht des Parlaments eingeschränkt. Ich darf 
plädiert, daßmöglimstkein Anlaß gegeben bitten, Herr Präsident, daß dieser Umstand 
'Wird,daßsolcheWirbel an einer Homsmule dom zum Gegenstand einer der nämsten Aus~ 
auftreten. (Beifall bei der SPO.) spramen im Präsidium gemamt wird. 

Aber im bin aum - und das darf im hin- Aber die Frau Bundesminister ist ja nicht 
zufügen, meine Herren von der' Freiheitlimen einsam im Nidltbeantworten von Anfragen, 
Partei - für ein- energisches Eintreten im denn ebenfalls am 18. Oktober haben meine 
ErnstfalL Dafür bin im immer gewesen, und Kollegen Dr. GIuber und Regensburger anden 

, aum in diesem Fall. Im habe das aum bewie- Bundesminister für Unterrimt schriftlime An­
sen: Im war dn Wien' und im war in Linz; fragen ger~chtet, und, ich habe sehr genau 
als es' dort zu Unruhen kam, und .ich habe aufgepaßt, ob der Bundesmiriister für Unter­
riicht davorzuiüdtgesdieut zu sagen, d<i.ßim richt diese,'Anfragen anläßlidl der heutigen 
mich gegen solme Gewaltakte immer und Budgetdebatte beantworten wird. Er' hat sie 
überall verwahren werde. ni mt beantwortet. Es ist möglich, daß er jetzt 

Im, muß nidit erst versienem, daß idl es nom in die Debatte eingreift und während der 
besonders bedaure, daß es Primarius Doktor Debatte das Wort nimmt, was i@l nam, der 

Oesdl,äftsor,dnung zusteht, und diese, ,Anfrage 
Scrinzi war, der in diese Unannehmlichkeiten beantwortet. IiättenSie, Frau Bundesminister, 
gekQmmen ist; das müßte eigentUm er und meine sdlriftlidle Anfrage zeitgeredIt beant­
die" freiheitlime, Fraktion selbst wissen. Aber, wortet,so hätte ich, mir .. , (Bundesminister 
meine Herren, im "möchte ,dom das Remt der Dr. HerthaFirn be r g,;.Habe ich ja!) Frau 
freien, Meinungsäußerung, über das wir heute Minister, daß Sie sie haben .... (Bundesmini~ 
so viel reden;"' aum für mim beansprumen. Im ster Dr. Hertha F i rn be r g: Nein, nein, sie 
wollte' nichts anderes als meine Auffassung lif~gt im, pa.rUiment,HerrAbgeordneter!) Wo? 
hier deponieren, und meine Auffassung ist, (Bundesminister Dr. Hertha F i r nb er g: Sie 
lieber ein Verzimtalli eine, gewaltsanle Aus- ist im Parlaini:mt eingebraCht!) Liebe Frau Btin~ 
einandersetzung; meinetwegen nennen Sie es desministerl Im 'habe vor eIner Stunde na:m~ 
ausw,eimen: Meine Auffassung war, lieber gefragt, ob .,die 'AntWort emgelang,t, ist, es 
ausweidlen statt' zUsammenstoßen. Ihre Auf-

, wurde mir mitgeteilt, nein. Wissen Sie, Frau fa~sungist, kein \Terz, icht, sondern lieber das 
, Bundesminister, ich glaube" es ist schon rich-

R.isiko der Auseinandersetzttng.' tig, wenn Stedem anfrag!,!nden Abgeordneten 
Wir, sind in der S.ache ,einig, wir haben" in zuerst die Anwort, geben. (Lebhafte Zustim­

der Strategie unterschie,dliche' Auffassungen. m'-!-ng bei der öVP.) Sie haben ,dies nient getan. 
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Suppan 
Frau Bundesminister! Nam § 2 des Grün-Gründungsaussmusses bestellt wurden. Zu 

dungsgesetzes ... (Abg. S k r i t e k: Wir krie- dieser Kritik, Frau Bundesminister, schweigen 
gen sie alle, die Antworten! Wir sind auch Sie~ 
schon neugierig!) Das ist ein Irrtum. Zuerst· 
wird sie dem anfragenden Abgeordneten zu­
gestellt. Wenn diese Antwort daheim in 
meiner Wohnung liegt, dann ist das halt ... 
(Zwischenrufe bei der· SPo.) Sie war gestern 
nom nimt daheimI Die Frau Minister hat ja 
gesagt, die Antwort ist erst heute ins Parla­

Der Beirat bezeictmet das von der Planungs­
kommission der bildungswissenschaftlichen 
Hochschule Klagenfurt vorgelegte Aufbaukon­
zept als zu weitmaschig und zuwenig kon­
kret. Frau Bundesminister! Sie smweigen 
dazu. 

ment gekommen. 

Wenn diese Regierung sozusagen auf die 
letzte Minute hinausspielenwill, wenn ~s 
darum geht, den Oppositionsabgeordneten 
Antwort zu geben, dann. kann im nur sagen: 
Das Reden ist dieser Regierung vergangen, 
ansmeinend hat sie nun aum smon das Smrei­
ben verlernt! (Beifall bei der öVF. - Abg. 
Dr. Fis ehe r:Minister Pifflhat nach einem 
Jahr eine Anfrage beantwortetf) 

Herr Dr. Fismerl Sie kennen sim in der 
Gesmäftsordnung gut aus: Die .§§ 71 und 72 
smreiben eben vor (Abg. Dr. Fis eh e.r: Zwei 
Monate!), daß zwei Monate Zeit iSt und daß 
der befragte Minister in 4ieser Zeit die Ant­
wort verweigern kimn .. (Abg. Dr. Fis ehe r: 
Oder geben!) Im red'e ni mt vom Minister 
Piffl, sondern vonFiau Minister Firnberg, und 
ich glaube nimt, daß sie sim nom· heute Zl,l 

Wort melden wird,deim im könnte ja jetzt 
bis 10 Uhr reden; Sie kann ja aum mündlim 
den Grund bekanntgeben, warum sie nimt 
antwortet, Dr. Fismer! 

Ich möchte mich. nun doch der HoChschule 
für Bildungswissenschaften in Klagenfurt zu-
wenden. .. 

Frau Bundesminister! Nach §2 des Grün­
dungsgesetzes ist ein Beirat .zu bestellen. Die­
ser Beirat. hat die. Tätigkeit,;,die Arbeit der 
bildungswissenschaftlichen Hochschule kritisch 
zU würdigen. 

Dieser Beirat ist . erstmalig zeitgeredlt 
zusammengetreten. Er hat in drei Sitzungen 
seine kritischen Würdigungen erarbeitet, und 
dann ist etwas Interessantes;· Frau Bundes­
minister, eiIigetreten, nämlich daß gleich vier 
Mitglieder dieses . Beirates plötzlich· zurück-
getreten sind. . . 

Es würde zu weit führen, wenn ich dIe 
gesamte Stellungnahme dieses· Beirates, diese 
kritisme Würdigung des Beirates, hier ver­
lesen wollte. Im mömte nur einige Dinge, 
Frau Bundesminister, hier dom· ebenfalls kri~ 
tism vermerken. - .. . 

. Dieser Beirat stellt mit Befremden· fest, daß 
dh~ ersten Lehrkanteln der Homsmule für Bil­
dungswissensmaften in: Klagenfurt zum über­
wiegenden Teil aus . den • Mitgliedern des 

Der Beirat bedauert allgemein, daß der Kon­
takt zum Gründungsaussmuß nimt gerade 
ausgezeidlnet ist. Frau Bundesminister! Der 
Gesetzgeber hat Ihnen einen klaren Auftrag 
erteilt, aus .dem hervorgeht, was dieser Beirat 
zu tun hat. Sie schweigen. zu dieser Kritik, 
Sie sagen nimts .. Im mömte es mir ersparen, 
den Gesetzestext - im glaube, es ist der 
§ 2 - vorzulesen. Sie smweigen dazu. 

Der Beirat empfiehlt einen Plan zur Koope­
ration mit den österreichischen Hochschulen 
und ausländischen Institutionen. Frau Bundes­
minister! Auch zu dieser Empfehlung schwei­
gen Sie. 

Ich habe am vergangenen Wochenende die 
Kärntner Zeitungen gelesen und muß feststel­
len, daß es bei einer Pressekonferenz so 
dargestellt wurde, als ob an dieser bildungs­
wissenschaftlimen Homschule in· Klagenfurt 
alles in Ordnung sei. 

Frau Bundesminister! Ich. sehe hier wieder, 
daß der neue Vorsitzende des Beirates an­
scheinend über die gesetz1imen Aufgaben 
nimt informiert ist. Denn ansonsten könnte 
die "Kärntner Tageszeitung" vom 15. 12. 1972 
nimt folgendes feststellen- ich zitiere ~: 
" ... erklärte Vorsitzender· Professor Dr. Heit­
ger, der über die Ziele dieser Einrichtung Auf­
smluß gab. Der wissenschaftlime Beirat soll 
kontinuierlimer Dialogpartner für die Hom­
smule für Bildungswissenschaften und das 
Bundesministerium für· Wissensmaftund For­
smung sein .. :' 

, Frau Bundesministerl.Der Gesetzesauftrag 
lautet doch ganz anders. Ich muß Sie fragen: 
Warum mamen Sie die Herren, die Sie. be­
steHen -,. und im ·nehme an, daß Sie im Zu­
sammenhang mit den vier Ausgesmiedenen 
die:Neubestellung vornahmen, wie es das Ge­
setz eben vorsmreibt -, nimt auf die gesetz­
liche Verpflidltung hinsimtlich der Aufgaben 
aufmerksam? 

Im glaube, Frau Bundesminister; der Geset­
zesauftrag lautet auch, daß die Aufbaustufe 
in drei Jahren abgesmlossen sein soll. Der 
GIÜndungsaussmuß hat sim im September 
1970 Konstituiert. Die drei Jahre sind meiner 
Meinung nach bald abgelaufen; 
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Suppan 
Wenn man das vernichtende Urteil des Bei­

rates vom 19. Februar 1972 liest, kommt man 
doch zur Annahme, daß es nicht möglich sein 
wird, bis September 1973 die Aufbauarbeiten 
abzuschließen. 

Frau Bundesminister! Man hat das Gefühl 
- Sie haben' sich ja bei dieser Frage bisher 
in Schweigen gehülltj Sie haben unsere schrift­
liche Anfrage nicht beantwortet -'-, daß die 
Hochschule für Bildungswissenschaften in Kla­
genfurt zum Leben zuwenig und zum Sterben 
zuviel hat. 

Frau Bundesminister! Wir empfinden es als 
weiteren Akt der Unfreundlichkeit gegenüber 
der Kärntner Bevölkerung; daß diese Hoch­
schule,' die mit so vielen Opfern, mit so 
vielIdealismus geschaffen wurde, nun anschei­
n€nd doch auf einen Hungeretat gesetzt 
wurde. 

Frau Bundesminister! Wenn Sie innerpartei­
liche Schwierigkeiten haben, dann tragen Sie 
diese innerparteilichen Schwierigkeiten bei 
Ihren Parteigenossen in Kärnten aus, aber ich 
bitte Sie: Tragen Sie diese Schwierigkeiten 
nicht auf dem Rücken der Kärntner Bevölke­
rung aus! (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Ich unterbreche nun­
mehr die Sitzung bis morgen. Dienstag, den 
19. Dezember 1972, 9 Uhr. 

Nach Wiederaufnahme der Verhandlungen 
wird in der Erledigung der für die heutige 
Sitzung ausgegebenen Tagesordnung fortge­
fahren werden. 

Die Sitzung ist u n t erb r 0 ehe n. 

Die Sitzung wird um 21 Uhr 10 Minuten 
unterbrochen und am Dienstag, dem 19. De­
zember 1912, um 9 Uhr wiederaufgenommen. 

Fortsetzung der Sitzung am 19. Dezember 1972 

Präsident: Ich nehme die unterbrochene 
Sitzung wieder auf. 

Zur Verhandlung steht das Bundesfinanz­
gesetz furdas Jahr i973: Spezialdebatte über 
die Beratungsgruppe XIV. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Blecha. 

Abgeordneter Bledla (SPO): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Vorerst zwei Punkte zur 
gestrigen Debatte. 

Erstens: Der Herr Abgeordnete Suppan hat 
um 21 Uhr eine Anfragebeantwortung von 
Frau Bundesminister Firnberg urgi~rtj sie 
wurde bereits um 17 Uhr 10 dem OVP-Klub 
zugestellt. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
S u P P Q n: Herr Kollege! Das ist unfair, was 
Sie treiben!) 

Sie haben gestern von diesem Pult aus 
erklärt, Sie hätten sich einige Minuten vor 
Ihrer Wortmeldung erkundigt, ob die An­
fragebeantwortung eingelangt wäre. (Neuer­
licher Zwischenruf des Abg. S u P pan.) 

Zweitens: Im Mittelpunkt der gestrigen 
Debatte sind auch Vorfälle an der Universität 
Wien im Zusammenhang mit einem angekün­
digt,en Scrinzi-Vortrag gestanden. Ich glaube, 
daß auch dazu noch einig~ Bemerkungen an­
gebracht sind: Alle Fraktionen dieses Hauses 
sind sich darüber einig, daß Meinungs-, Rede­
und Versammlungsfreiheit zu den höchsten 
Gütern unserer Demokratie gehören und nicht 
gestört werden dürfen. Ebenso lehnen sie die 

Anwendung von Gewalt, als Mittel im Mei­
nungsstreit ab. 

Aber es darf durch Wortmeldungen der 
FPO-Abgeordneten kein schlechtes Licht 
dadurch entstehen, daß auf der einen Seite 
der Auseinandersetzungen nur der anerkannte 
Ring Freiheitlicher Studenten gewesen wäre 
und auf der anderen Seite vielleicht Leute. 
die auf Hochschulboden überhaupt nichts, zu 
suchen haben. Es stimmt jedenfalls sehr be­
denklich, Hohes Haus, wenn am 14. Dezember 
einer der Wortführer des nationalen Lagers, 
wie es im Polizeibericht heißt, ein gewisser 
Herr Hannes Falk war, ein NPD-Mann, sicher 
kein Student, Bombenleger, verantwortlich für 
denSprengstoffanschlag auf das Alitalia-Büro 
in Wien. 

Ihnen, meine Herren von der Oster­
reichischen Volkspartei, di,e Sie so genüßlich 
gehört haben, was die Linksextremisten in 
ihrem Flugblatt über die Sozialdemokratie ge­
sagt haben, Ihnen, die Sie den "Nationalen" 
die Mauer machen, darf ich auch das Flugblatt 
der "Ortlichen Burschenschaft Wien", der Ver­
anstalterin der Diskussion, zur K:enntnis brin­
gen, in dem als verantwortlich für die Vorfälle 
folgendes dargestellt wird: 

"Wohin Desinteresse des Großteils der 
Studentenschaft, eine auf Stimmenfang aus­
gerichtete Politik der OSU, und das Sauf­
student1:lntum des CV führen", das z,eigen die 
Vorgänge am Mittwoch. - Das sagt das Flug­
blatt der Burschenschaft! (Abg. Dr. BI e n k: 
Da fühlen Sie sich aber nicht besonders be­
troffen, nehme ich anl) 
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Blema 
Das wollte ich nur noch zur Kenntnis brin- an sich unbestritt~n - wird in Osterreidl eine 

gen und mich jetzt dem wichtigen Bereich der nach Konzepten geplante Wissenschafts- und 
Forschungspolitik zuwenden. Forschungspolitik betrieben, deren Früchte im 

In- und im Ausland mit Staunen vermerkt 
Hohes Hausl Unsere Welt ist derzeit von werden. Als Beweise dafür darf idl vielleidlt 

einem sozialen Prozeß ergriffen, der von die Züricher Zeitung ,,1;)ie Tat" anführen, die 
Europa seinen Ausgang genommen hat und im Vorjahr, als der Entwurf der Forschungs­
heute bis zu den letzten Primitivkulturen vor- konzeption vorgelegt worden ist,sdlrieb: 
gedrungen ist. Dieser Prozeß wird sehr häufig 
als Modernisierung bezeidlllet, seine Grund- "Nach jahrzehntelangem Fortwursteln und 
lage ist die Wissensexplosion. lähmender Zersplitterung zeidmet sich dieser 

Die Entwiddung der wissensmaftlidlen Tage ein Wendepunkt in der österreidlisd:J.en 
Denkweise in der europäischen Kultur hat zu Forschungspolitik ab. Unter der Federführung 
einer gewaltigen Vermehrung des Wissens des erst vor knapp einem Jahr gesdlaffenen 
über diese Welt geführt. Mit dem Fort~ Ministeriums für Wissenschaft und Forschung 

haben führende Wissenschafter und Wirt­schreiten dieser Wissensexplosion erwies .sich 
für immer breitere Wirtschaftsbereidle, vor sdlaftsexperten kürzlich den Entwurf für eine 
allem für die Produktionsbereiche, nicht mehr ,österreichische Forsdlungskonzeption' fertig-

gestellt, der zum erstenmal die. Rahmenzl'ele, das Kapital als entsdleidender Erfolgsfaktor, 
sondern das tedmische und zunehmend auch aber auch organisatorische und finanzielle 

Lösungsvorschläge zusammenfaßt. " 
das organisatorisChe Wissen. 

"Dank dem permanenten Dialog über die 
Wissensdlaft und Forsdlung sind he.ute die Forschung ist dieser für das kleine Osterreich 

Fundamente,auf denen die modernisierten lebenswichtige Bereich nicht mehr ein -Stief­
Gesellsdlaften ruhen. Nur jene modemen kind der Politik ... Frau Rirnberg ist es bereits 
Industriestaaten werden sich in Zukunft be- gelungen, Forsdlung und Wissensdlaft dem 
hauptan können, deren gesellschaftlidle Ord- Bewußtsein der Offentlidlkeit ein­
nung die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft zuprägen." 
und ihre Weiterentwiddung fördert und die Vielleicht eine andere Stimme. Herr 
garantiert, daß das Daseinsversorgungssystem 
jenen Stand erreicht, der für die Ansprüche Universitätsprofessor Dr. Petrasdle<X' aus 

Leoben, ein in Fragen des UOG, in der UOG­der Mitbürger zufriedenstellend ist. 
Diskussion sehr konservativer Mann, schreibt 

Sowohl die Weiterentwicklung der Wirt- am 10. September 1972 in der "Presse": 
schaftsleistung als auch die des sozialen Ver- D B d .. t' f" W' ch ft "as un esmID1S enum ur Issens . a sorgungssystems wdrd als stark innovativ be-
zeidmet, das heißt abhängig von ständigen und Forschung hat mit einer in der Republik 
und rasch umsetzbaren Neuerungen. Das. Osterreich bisher nie dagewesenen Energie 

und Wirkung die Forschung gefördert. Nicht Innovationstempo wird in Zukunft weniger 
durdl die Intuition der einzelnen Verantwort.: nur, daß die ßudgetposten für die beiden 
lichen bestimmt als vielmehr durch den Stand großen Forschungsfonds, für die Hochsdlulen. 

für die Akademie der Wissenschaften und für 
der Forschung. Da der Beitrag der Forschung wissensdlaftIidle Gesellschaften auf eine Höhe 
zum Innovationstempo in einer Gesellschaft 
davon abhängt, wie diese Forschung geplant gebracht wurden, die endlich eine wissen-
und gefördert wird, hängt letztlich die Zukunft schaftlid:J.e Forschung in europäisdlem Maß­
einer Gesellschaft von der Wissenschafts- stab beginnen läßt; das Ministerium hat vor 
politik ab. allem ein echtes Engagement an seiner Auf-

gabe bekundet." 
In Osterreidl wurde nach Jahren der Sta-

gnation dn den Bereichen Wissensdlaft und Nur einem Mann, Hohes Haus, gibt das 
Forschung unter konservativen Ressortverant- offensichtlich alles nichts, dem Herrn 
wortlidlen in der ersten Regierungserklärung Ermacora, der hier gestern eine besdlänlende 
der ersten sozialistischen Bundesregierung der Vorstellung seiner UnJinformiertheit geboten 
Zweiten Republik diese Wissensdlaftspolitik hat. Die österreidlische Forsd:J.ungskonzeption 
zum zentralen Anliegen erklärt. - vielleicht weiß er das nidlt - wurde 1911 

entwickelt, sie wurde am 28. Jänner 1972 end-
Die Sdlaffung eines eigenen Bundes- redigiert und wUDde bereits im Mai dieses 

ministeriums für Wissenschaft und Forschung, Jahr!,!s zusammen mit dem Forschungsberidlt 
gegen den Widerstand der Osterreichischen der Bundesregierung dem Hohen Haus zur 
Volkspartei, hat zu einer beachtlidlen Ver- Kenntnisnahme übermittelt. Es ist nicht unsere 
besserung der Situation der Forschung in Schuld, daß diese wichtigen Dokumente der 
Osterreich beigetragen. Zum erstenmal - und neuen Wissensdlafts- und Forschungspolitik 
das ist mit Ausnahme von Herrn Ermacora in Osterreidl bis heute nicht diskutiert werden 

59. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)104 von 145

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 59. Sitzung - 19. Dezember 1972 51)45 

Bledla 
konnten. (Zustimmung bei deI 
Zwischenruf des Abg. Sc h lot tel.) 

Spö. -

. Ich kann nicht umhin, Herr Kollege, noch 
einmal mein Befremden darüber auszudrücken, 
daß es Ihre Fraktion war, die Berichte, die das 
Hohe Haus nur zur Kenntnis nehmen kann, 
einem Unterausschuß zur Behandlung zuge­
wiesen hat, der mit seiner Arbeit überhaupt 
erst im nächsten Jahr beginnen kann. (Abg. 
S ChI 0 t tel: Das geht ja nUI dann, wenn 
.es Ihnen recht ist! Sonst geht es ja nicht! Das 
müßten Sie ja auch wissen, Hell Kollege/) 
Wir haben noch nie in diesem Hohen Haus 
verlangt, einen Bericht in einem Unter­
ausschuß zu behandeln, Herr Kollege. 

Diese österreichisdle Forsdlungskonzeption, 
die wir hier nodl nicht diskutieren konnten, 
weil Sie von der ÖVP das nicht wollten, wurde 
aber von der Rektorenkonferenz begrüßt. Der 
Herr Professor Paschke, Rektor der Tedl­
nischen Hochschule, hat sie, wie die in der 
"Industrie" . veröffentlichte Inaugurationsrede 
zeigt, als vorbildlich bezeichnet, und die 
"Neue Zürcher Zeitung" hat sie gar als ein 
für die Schweiz mögliches Modell dargestellt. 
- Aber für den Herrn Ermacora ist das alles 
"nicht transparent", "nlcht koordiniert" und 
"parteipolitisch korrumpiert". 

Der Bundesrat Tschudi, der für Wissenschaft 
und Forschung in der schweizerischen Bundes­
regierung zuständige Ressortverantwortlidle, 
hat österreichische Experten, die federführend 
an der Entwicklung der österreichischen For­
schungskonzeption mitgewirkt haben, zur Be­
ratung einer schweizerischen Forschungs­
konzeption nam Bern eingeladen. Wir sind 
heute im wissenschaftspolitisdlen Bereidl 
nimt mehr Almosenempfänger, sondern in 
Europa blickt man respektvoll auf das kleine 
österreich und holt sich sogar hier gute Rat­
schläge! (Beifall bei der SPO.) Nur einer hat 
diese Entwicklung offensichtlidl versdllafen: 
Herr Ermacora. (Abg. Mit tel e r: Den 
Doktor können Sie ihm schon lassen!) 

Nodl nie ist die Bed~utung der Sdlaffung 
eines neuen Ministeriums, die Richtigkeit der 
Schaffung eines neuen Ministeriums, das die 
OVP verhindern wollte, so rasch bestätigt 
worden wie im Fall des Bundesministeriums 
für Wissenschaft und Forsdlung. Unter seinen 
Auspizien kam es zur Änderung der For­
schungspolitik in Osterreich, die niemand 
anderer als der grand old man der äster­
reidlisdlen Forsdlung, Herr Professor Doktor 
Hubert Rohracher, so oft gefordert hat. - Das 
Sdlicksal hat es gewollt, daß Professor 
Rohrachter Montag früh, also wenige Stunden, 
bevor die Diskussion über dieses Budget­
kapitel im Hohen Haus begonnen hat, ver-

storben ist. Mit Professor Rohracher verliert 
die österreidlische Wiss~hsdi.aft, vor allem 
aber sein Fadlbereidl, die Psychologie, einen 
ihrer hervorragendsten, in der WeIt der 
Wissenschaft bekannten und verehrten Ver­
treter.' Für die österreichische Forschungs­
politik, vor allem für den Fonds zur Förderung 
der wissensdlaftIidlen Forschung, ist sein Ver­
lust nahezu unersetzlich. 

Rohracher als Präsident des österreichischen 
Forsdlungsrates, als der Vorsitzende. des 
Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen 
Forsdlung hat ganz im Gegensatz zu 
Ermacora im Wissensdlaftsforum, als diese 
Forsdlungskonzeption zur Diskussion stand, 
gesagt: 

"Im Laufe meiner jetzt 12jährigen Tätigkeit 
als Forsdlungsfunktionär habe idt noch nie 
von einer öffentlichen Stelle, einer Behörde, 
ein SchriftstüCk. in die Hand bekommen wie 
diesen Entwurf. Ich muß den Autoren nicht nur 
zum Inhalt, sondernaum zu den treffenden 
Formulierungen gratulieren." 

Herr Ermacora hat gestern über das Gieß­
kannenprinzip gesprochen. (Zwis.chenrui bei 
de.r öVP.) Professor Rohracher meinte dazu: 

"Es steht auch mit dem Gießkannenprinzip 
nicht so 'sdllecht. Wir konnten" - früher, etwa 
in der Zeit des Ministers. Mock - ,,~m Anfang 
nur Projekte fördern, die uns empfohlen 
wurden, und wir waren nicht in d~r Lage, 
alle empfohlenen Projekte zu fördern. Heute 
aber" - so meinte er - "kann ich mit gutem 
Gewissen sagen, daß jedes geförderte Projekt 
genug bekommt," 

Was die Auftragsforsmung betrifft, war es' 
wieder Professor Rohracher, der darauf hinge­
wiesen hat: 

"Sehr begrüßt wurde einstimmig" - vom 
Präsidium des Fonds - "die Einführung der 
Auftragsforschung, weil dadurdl dem Par­
lament und der Bundesregierung die Möglich­
keit gegeben wird, aktiv Forschungsaufträge 
zu vergeben und zu finanzieren." 

Ich möchte jetzt nicht näher auf die 
Forschungskonzeption eingehen. Herr Erma­
cora hätte sie vorher durchlesen können. Dann 
hätte er nicht Fragen gestellt, wo die 
Koordinationsgrundsätze ste~en, wie die 
Koordinationsinstrumente und die Koor­
dinationsmaßnahmen ausseheu, denn sie 
bilden den Inhalt dieses Papiers, ebenso die 
zur Erreidlung der Zielsetzungen der For­
schungspolitik notwendigen Maßnahmen in 
Form eines Katalogs und die zur Verbesserung 
der Forschungsinfrastruktur erforderlichen 
Aktionen und ein eigenes Finanzierungs­
konzept. 
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Blema 
Hohes Haus! Das Budget 1973 ist ein .bedeu­

tungsvoller SChritt zur Verwirklichung der in 
dieser ForsChungskonzeption definierten Ziele. 
Die SChwäChen der österreiChisChen Forschung 
und Entwi<klung gilt es zu überwinden, vor 
allem auf dem Gebiet der Finanzen. 

Wir haben vom Bund aus noCh im Jahre 
1969, im letzten Jahr der bVP~Allein­
regierung, 1004 Millionen SChilling für For­
sChung und Entwi<klung ausgegeben, wir 
werden 1973 ·vom Bund aus allein 2054,6 Mil­
lionen Schilling ausgeben. 

Der Anteil der Ausgaben für ForsdlUng und 
Entwi<klung am Bruttonationalprodukt betrug 
im letzten Jahr der OVP-Regierung 0,65 Prö­
zent, er beträgt heuer, 1972, bereits 0,79 Pro­
zent, er wird im näChsten Jahr mit 0,81 Pro­
zent noCh immer mehr betragen, als die For­
sChungskonzeption mit 0,80 Prozent für dieses 
Jahr als unerläßlidle Forderung vorgesehen 
hat. 

Wir werden daher 1975 einen Anteil der 
ForsChungs- und Entwi<klungsausgaben vom 
Bruttonationalprodukt . bei einem Anhalten 
dieser von der sozialistisdlen . Bundes­
regierung eingeleiteten Entwi<klung von 
1 Prozent haben und 1980 von 1,5 bis 2 Pro­
zent. 

Der Anteil der ForsChungs- und Entwi<k­
lungsausgaben am Bundeshaushalt betrug 
1970, als die Sozialisten. die Regierung über­
nommen haben, 1 Prozent, er beträgt heute 
1,48 Prozent, was ebenfalls eine gewaltige 
Steigerung bedeutet. 

Wir befinden uns auf diesem Gebiet so wie 
beim Bruttonationalprodukt und bei den 
Volkseinkommen in Europa auf der Uberhol­
spur. Das österreiChische Forsdmngs- und Ent­
wi<klungsvolumen war in der ersten Hälfte 
der sechziger Jahre noCh so beschaff.en, daß 
Osterrekh in den europäisChen Tabellen in 
den Ranglisten. am unteren Ende der OECD­
Staaten lag. 1973 werden wir etwa auf gleicher 
Ebene wie Dänemark, Norwegen und Helgien 
und vor Italien liegen. 

Die ForsChungs- und Entwicklungsausgaben 
des Bundes stiegen allein im Bereich des 
Bundesministeriums für Wissenschaft und For­
schung von 1970 auf 1973 von 717,5 Millionen 
SChilling auf 1464,4 Millionen Schilling; das 
bedeutet: um mehr als 100 Pro~ent. 

Die Mittel '>für den Fonds zur Förderung 
der wissenschaftlichen Forschung stiegen von 
1970 bis 1973 um 168 Prozent. 

Die Mittel für den Forschungsförderungs­
fonds der gewerbliChen Wirtschaft sind im 
gleichen Zeitraum um 215 Prozent gestiegen. 

Di·e Mittel für die Akademie der Wissen­
schaften nahmen von 1970 auf 1973 um 
187,7 Prozent zu. 

Durch dde. Wiederdotierung der Ludwig­
Boltzmann-GesellsChaft zur Förderung der 
wissenschaftlichen ForsChung in OsterreiCh 
konnte auCh die Realisierung des Instituts­
konzepts der Gesellschaft, eine ausreiChende 
Forschungsinfrastruktur zwisChen universi­
tärer und außerunivetsitärer Forschung ins~ 

besondere im Bereidl gesellschaftsrelevanter 
Problemkreise zu bieten, in Angriff genommen 
werden. 

Es ist auCh mögliCh geworden; daß Institute 
und ForsChungsstellen, vor allem solche, die 
sich mit AltersforsChung, Kriminalsoziologie 
und der Forscl:lUng im Bereich der Suchtgifte 
besChäftigen, errichtet werden konnten. -
Aber der Herr Ermacora hat· auCh diese Ent­
wicklung verschlafen. Ja noCh mehr: Er for­
dertegestern gerade die Errichtung einer Ge­
seIlschaft· - er meinte eines österreichischen 
Max-Plan<k-Instituts -, die genauso struk­
turiert sein sollte wie die bereits längst be­
stehende Ludwig-Boltzmann-GesellsChaft. 

Ich darf nur fragen: Was ist das für ein 
WissensChafter, der die Beurteilung einer For­
schungsinstitution, ja auch die Beurteilung von 
Forschungsergebnissen davon abhängig macht, 
ob ein Abgeordneter dieses Hauses im Vor­
stand einer Forschungsinstitution sitzt?1 (Ruf 
bei der OVP: Alle sind das!) 

Er hat dann auCh über die Auftragsforschung 
sehr ausführlich gesprochen. Er meinte, hier 
erweise siCh ganz besonders, daß die For­
schungspolitik der Frau Bundesminister nicht 
transparent, daß sie unkoordiniert und partei­
politisch einseitig sei. 

Ich kann dazu sagen: Es gibt bei finanziellen 
Zuwendungen aus dem Budgetansatz "Auf­
tragsforsChung" keine freie Vergabe, wie das 
früher im Bundesministerium für UnterriCht, 
etwa zu Ihrer Zeit, KoIleg.e Dr. Mock, möglich 
war. Die Vergabe erfolgt vielmehr auf Grund 
von Vergaberichtllinien, die auch Ihne·n zu­
gestellt worden sind, die im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Finanzen er­
stellt worden sind und dem Rechnungshof vor­
gelegt wurden. Jeder Auftrag, der 100.000 S 
übersteigt, wird außerdem öffentlich ausge­
schrieben. Auch das hat der Herr Ermacora 
nicht gewußt. 

Es gibt auCh keine einseitige Vergabe. So 
wurden ~um Beispiel die Akademie der 
Wissenschaften, das Institut für Raumplanung, 
versChiedene HochsChulprofessoren, wie zum 
Beispiel Rosenmayr und Loitlsberger, die 
Rektorenkonferenz, die Ärztekammer, der 
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Verband für Elektrotechnik, das Institut für finanzgesetzen angekündigt, und hat diese An~ 
Osterreichische Musikdokumentation, das kündigung wahrgemacht. 
Kuratorium für Verkehrssicherheit und der- Drittens: Sie hat eine Intensivierung der in­
gleidlen mehr mit AuftragsforsdlUng bedadIt. direkten Förderungen versprochen, und hat sie 

Es ist mir daher auch ein Bedürfnis, auf fol- durdIgesetzt. Es gibt eine verbesserte steuer­
gendeshinzuweisen: Wenn der Herr Ermacora I1dIe Behandlung der Patente und Lizenzen 
hier behauptet hat, daß keine - keine! - die im neuen Einkommensteuergesetz, es gibt eine 
Hochschulen interessierenden Fragen durch erhöhte vorzeitige Abschreibung -:- 60 Pro­
die Auftragsforschung, behandelt werden, daß zent - für Forschungs- und Entwicklungs­
es gar nie dazu kommt, daß solche Problem- investitionen im Eirikommensteuergesetz 1972. 
kreise untersucht werden, und er das mit der Viertens: Sie hat Maßnahmen zur Ver­
von ihm kreierten Denuntiationsformel "Auf- besserung der Forschungsinfrastruktur ange­
träge des Ministeriums sind nicht transparent, kündigt, und sie hat sie teilweisesdlOn durch­
unkoordliniert und parteipolitisch korrumpiert" gesetzt. ,Etwa bedarfsgeredIter "Ausbau der 
noch garniert, so scheint es mir no~wendig, EDV-Kapazitäten imwissertschaftlich-akademi­
Ihnen zur Kenntnil! zu bringen," daß eine sehen Bereich und verbesserte Information und 
Analyse ,der PtÜflmgsleistungen 'in Auftrag Kommunikation. Ich darf darauf hinweisen: 
gegeben worden ist,' daß objektives Prüfen Erschienen ist ein Forschungsstättenkatalog 
izi der Medizin das Thema eineS anderen For- und eine Ubersicht sämtlicher öffentlicher und 
sdmngsauftiages ist. Odet: Die P"tanung von privater Finanzierungsaktionen für Forschung 
Lehrveranstaltungen, eine Modellstudie für und Entwicklung. In Vorbereitung ist die Er­
BEmifsausbildung von ," Akad~mikern und fassung sämtlicher aus Bundesm1tteln geför­
Berufsanförderungen uooein Projekt über derter Vorhaben auf dem Gebiet der For­
Studiendidaktik.- Aber das hat nach sdmng und Entwicklung. Es liegen For­
Ermacora aUes rilit HOchsdlUle nichts zu hin. schungskonzeptionen für Branchenforschungs­
- Oder: Die Erarbeitung .von Grundlagen einrichtungen vor, wie für die Osterreichische 
für die Standortfragen derWiener Hochschu!- Studiengesellschaft für Atomenergie oder die 
institute - das hat mit Hochschulen laut Bundesversuchs- und Forschungsanstalt 
Ermacora" offensichtlidl nichts zu ,tun. Eine Arsenal. 
Projektstudie zur Deckung, des prognostizi-er- Und fünftens: Sie hat auch angekündigt, das 
ten EDV -Bedarfes des, wissensdlaftlich~ internationale Ansehen Osterreichs als eine 
akademischen Bereichs im Rallme Wien. Ab- Heimstätte d~r Forschung herzustellen. Es' ist 
und Rückwanderung,,: von hochqualifiziertem erst vor' kurzem gelungen, das 'rirldidi be­
wissenschaftlichen Perso~alist das Thema deutende" Internationale Institut" fü,r ange­
einer anderen~tudieiEin '<anderer 'Auftrag: ,watldte Systemanalyse naCh' dsterteichzu 
Problematik de:r ausländischen S~udenten. Ein biingen und diesem ~st-West-Institut ~ine 
anderer" Auftrag:" Entwurf, eines Konten- Heimstatt in Osterreicheinzuräumen. (BeIfall 
rahmens für die Gebarungder Hochschul- bei der SPO.) 

institute. ' Wi~ haben in (Hesem Land eine Wissen-
Ich könnte diese Liste jetzt - die Aufträge sdlafts- und Forschungspolitik durchgesetzt, 

iu Hochschulprobiemen stellenauf. vielen, die sich die Förderung des Wirtschaftswachs­
vielen Seiten ~ noch fortsetzen: Alles Titel tums ebenso zum Ziele gesetzt hat wie die 
von Auftriigen, die Jaut Etma:cora 'offensicht- Lösung 4er negativen, Nebeneffekte der tech­
lieh mit Hochschulfragen nichts zu tun haben. nischen 'EntwicklUng, insbesondere die der 
Man kann sIc::hhier -Wirkli& nur wundern, daß Umweltzerstörungund der psydlisehen Be­
die Osterreid;lische Voikspartei einen so lastung des einzelnen, und die Lösung der 
wenig informierten, Malm wie ,den Herrn Probleme der sozialen strukturveränderung. 
Ermacora als Hauptrednerzu Fragen der For-
scbungspolitik an dieses Pult schickte. (Zu­
stimmung bei derSPO.) 

Die von der Bundesregierung "betriebene 
Forschungspolitik ist für uns ein klarer Beweis 
dafür, daß die :R,egierung·>peinlichst genaudas 
einhält, was sie versptodlenhat. " 

Erstens: Sie hat ein J<:orizept, einen mittel­
u~d "langflÜstigen Rahmenpian,VeiisPtoch~n 
und hat ihn vorgelegt.' . " 

Zweitens: Sie hat für Wissenschaft und For­
schungfinanzielle Priorität in den Bundes-

Aus diesem Grund; Hohes Haus, mußte alles 
getan werden" um das Ungleiehgewicht 
zwischen der wirtschaftsbezogenen Forschung 
und der wisseIliSchaftsbezogenen" Forschung, 
die allein auf öffentliche Förderung angewie­
sen ist, die aber der Humusboden für die wirt­
sdIaftsbezogene Forsdlung ist, herzustellen. 

Uber' " "die'" wirtschaftsbezogene Forschung 
WIrd ein' Fraktionsköllege von" "mir noch"" aus~ 
führlich berichten. ICh 'ni.Ödlte'nuri zum 'Schluß 
kommend ,noch einiges zur Grundlagen­
forschung sagen: 
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Die wissenschaftsbezogene Forschung hat 

eine ganz besonders starke Steigerung der 
öffentlidien Mittel erfahren. 1912 hat der Bund 
etwa 1,2 Milliarden Schilling zur Verfügung 
gestellt, 1913 werden es über 1,4 Milliarden 
Schilling sein, die zur Verfügung stehen. Das 
bedeutet, daß 10 Prozent der gesamten Aus­
gaben für Forschung und Forschungsförderung 
des Bundes der wissenschaftsbezogenen For­
schung, die zum Großteil an den Hochschulen 
situiert ist, zufließen. 

System beitragen kann, wird vom Herrn 
Ermacora offensichtlich verdrängt. 

Die staatliChe Förderung der angewandten 
ForsdlUng, das ist oft genug behauptet 
worden, wird allein durch die Folgen ihrer 
Applikation gerechtfertigt. Die Förderung der 
Grundlagenforschung wird von den meisten 
Herren der Osterreichischen Volkspartei nur 
mit der Hoffnung begründet, daß die Grund­
higenforsdlUng später doch noch Dividenden 
abwerfen wird in Form von technologisch oder 

Dur<h die Forschungskonzeption, vor allem soziologisch relevanten Resultaten. Für uns 
aber durch die Prioliitätenkataloge des Fonds gilt zusätzlich noch, daß GrundlagenforsdlUng 
zur Förderung der wissenschaftlichen For_'zu dem -gehört, was eine Kultur zur Hoch-
sdlung und durch das Schwerpunktprograrom kUltur macht. -
der Akademie der Wissenschaften, die nach Die. Wissenschaftspolitik in Osterreich muß 
einer mehr als 160jährigen Geschichte erst- die Autonomie der Grundlagenforschung ge­
mals ein Fünfjahresprogramm in diesem Jahr - währleisten und gleichzeitig die Befriedigung 
entwickelt hat, wird Sorge getragen weroen, des legitimen Interesses der. Gesellschaft an 
daß diese Gelder gut verwendet werden. ökonomisch wichtigen Forscn.ungsprojekten 

Aber außerhatb· der hier enthaltenen 
Schwerpunktgebiete geht es unS doch auch, 
meine sehr verehrten -Damen und· Herren, um 
förderungswürdige Fotschungsbereidle, deren 
Aufgabe darin besteht, sich mit dem For­
sdiungsstand derjenigen tänder, die im jewei­
ligen aktuellen Bereich führend sind, vertraut 
zu machen. 

siChern. Wissenschaftspolitik muß zwischen 
Gnindlagenforschung und angewandter For­
schung ein Gleichgewicht etablier~n, w-elches 
für die Entwiddung heider günstig ist. 

Sie darf nicht zulassen, daß durch· die 
Dominanz der wirtschaftsbezogenen Auftrags­
forschung eirie' schiefe Entwiddung entsteht 
und die Grundlagenforschung austrockn€t. Bei 
einer solchen Entwicklung wird sehr bald auch 

E.s geht uns auch darum - u~ das hat der dieangewaruite ForSchung mininiiert sein. 
Herr_ Ermacora gestern überhaupt nicht. ver- Eine rein externe Steuerung der Forschung 
standen -, daß miUl- auf solchen Gebieten wäre also verhängnisvoll. Aber auch eine rein 
a jour bleiben muß;- daß man ci jour bleibt, iriterne Steuerung, wie Ermacora gestern ge­
ohneinternatioriaIe Beiträge einer besonderen mefuthat; hätte ebenfalls verheerende Folgen. 
Größenordnung Zti leisten. Hier g€ht es au<h Forschung, die nur nach den -Interessen der 
darum, die eigene brain. power zU pflegen. Forscher selbst gesteuert wird, mefne Dam:en 
Hier geht es darum, die Emigration ·durch die und Herren, . Würde nidit die Unterstützung 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen des der Gesamtgesellschaft finden. 
österrei<hisdlen Hochschulforschers so wenig 
attraktiv. zu madlen, daß' er hier im Lande Wissens<haftspolitik muß daher erstens 
bleibt. ja. es· geht Uns niCht iiür darum,_ dieSEm daZu beitrageIl,d~ß soldlE~s Wissen produziert 
brain drainzti stoppen, SOlidem audl eine wird, das f&rdie Entwicklung deI' Gesells<haft 
R:ückführung österreidlisdter.- Wissenschaftler relevant ist. Was unter Entwicklung, der Ge~ 
aus dem Ausland in die Heunateiitzuleiten; seUsdli'lft zu versteh~mjst, das entscheidet die 
(Beifall' bei der SPO.)· Aber für den Herrn' Politik und das ~ntsChei4en hEritte wir, die 
Ermacora war das gestern unverständlich. EortsdrrittIichen, im zunehinenden Maße mit. 

(Beifall bei der SPtJ.). 
W-as wir brauchen, ist daher.< auch eine 

gründliche Umsttukturiening . des Uni­
versitätssystems,' rlasneben dem· Aus­
bildungs- und Grundlagenforschungssystem 
Platz .bietet den'kritischen,den -'engagierten 
Humanwissensdlaften . und . der Anwendung 
ihrer Erkenntnisse in der universitären Praxis. 
Audl dafür sind. ;tv.Httel notwendig und etwa 
aus dem. Berei«;h -der Auftragsforschung zur 
Verfügung gesteIlt worden. . 

Zweitens ist es Aufgabe der Wissensroafts­
politik, deformierende Einflüsse des Fot­
sdlungsmarkt€szu kompensieren. Aus einer 
zu großen Marktorientierungund aus einer zu 
großen Gebundenheit an ganz bestimmte 
Methoden -zum Beispiel gerade in der 
Grundlagenforschw;tg an ganz bestimmte 
prestigegeladene Methoden - ergibt sich ein 
tingl€idi.es, daher ungesundes Wachstum. 

Aber. alles, was vi€llei<ht zur _ kritischen Sie muß audl- drittens die durro die Aus-
Reflexion über das bestehende- gegenwärtige' weitung des Forsdlungsbereiches besonders 
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notwendig gewordene Strukturrefonn' der Abgeordneter Dr. Blenk (OVP): Herr Präsi-
HomsdlUlen herbeiführen. dentl Hohes Hausl Meine Damen und Herrenl 

Es besteht die Tendenz, daß sim die Aus- Ich muß eingangs auf zwei Punkte zu sprechen 
bildungs funktion der Universitäten immer kommen, die im wesentlichen auch vom Kol­
mehr verselbständigt gegenüber dem eigent- legen Blema angesmnitten wurden, von einem 
1imen Forsmungsprozeß. Die neuen gesell- Abgeordneten Blema, der heute weiß Gott 
smaftlichen Anforderungen ändern die Inhalte eine Vorstellung geboten hat, die ,im persön­
von Forschung und Lehre und ihre Arbeits- lich für betrüblich finde. Betrüblich deswegen, 
fonnen. Arbeitsteilung und Kooperation sind Herr Abgeordneter Blema, weil ich es zunämst 
die Konsequenzen eines vom temnismen Per- einfam mit dem Stil einer Wissensmafts­
sonal und, von technischen Apparaturen ab- debatte für nimtvereinbar halte, daß man 
hängigen Wissensmaftsprozesses. in einem derartig negativen und - ich muß 

~azu sagen ~ unkompetenten Maße einen 
Kein Geringerer als Max Weber hat diese Spremer meiner Fraktion abqualifiziert, wie 

nun entstehellden Parallelen zwischen dem Sie es getan haben. (Zustimmung bei der 
modernen Wissenschaftsbetrieb, der, durch die OVP.) 
Ausweitung der Forsmung entsteht, und dem 
wirtschaftlichen Großunternehmen aufgezeigt. Herr Abgeordneter Blechal Im mömte hier 
Imdarfhier aus seinem bekannten Buch "Wirt- eines ganz offen sagen: Die Frage, wer kom­
schaft und Gesellsmaft" zitieren: petenter ist, über Wissensmaft und Forsmung 

zu sprechen, der Herr Blemaoder der, Herr 
"Au<n auf dem Gebiet des wissensmaft- Professor Dr. Ermacora, wird von der Offent­

lichen Försmungs~ und Lehrbetriebes ist die lichkeit beantwortet werden. (Neuerliche Zu­
Biirokratisierungin den stets vorhandenen stimmung bei der OVP. - Abg. S k rite k: 
Instituten der Universitäten ... Funktion des Das entscheidet nicht der Titel und auch Sie 
steigenden Bedarfes an sachliehenBetriebs-nicht! - Weitere Zwischenrufe bei der SPO.) 
mitteln, welche,' dureh ihre 'Konzentration in 
den Händen desstaatlieh privilegierten Lei- Wenn Sie, Herr Abgeordneter Ble,cha - ich 
ters, die Masse der Forsmer und Dozenten möchte das hier nur als eine' Stilfrage depo­
von ihren ,Produktionsmitteln' ebenso trennt nieren (Widersprtich bei der SPO) -; die Aus­
wie der kapitalistisme Betrieb die Arbeiter sage eines Abgeordneten einer anderen Par~ 
von den ihrigen:' tei - über deren Saminhalt man wie über jede 

Äußerung verschiedener Meinung sein kann, 
Hohes Haus I Diese Trennung zu über- der ich aber zumindest konzediere, und nimt 

winden, ist eine gesellsmaftspolitisehe Auf- nur, weil ich Fraktionskollege bin, dcißsie 
gabe unserer Zeit,. In einer Zeit, in der die in der grundsätzli~en Aussage yon hohem 
Kapitalverwerter in der Wirtschaft das Mit- Ernst und" hoher - Verantwortung getragen 
spracheremt ihrer Mitarbeiter anerkennen war -,' die Aussage ,eines Mannes von einem 
müssen,kann daher audl die Frage des Ob Renqmmee wie Professor ,ErmacQra .damit ab­
der Mitsprame, des Ob der differenzierten quaiifizieren, daß ~iesagen, es sei eine "be­
Mitbestimmurig an unseren Hohen Schulen sChämende Vorstellung von Uninformiertheit", 
keine offene Frage mE;!hr' sein. Eine offene e$ sei derart uninfonniert gespröChen worden, 
Frage, über die wir diskutieren müss~n:und daß man nur annehmen könne, er habe das 
sollen, ist vielmehr das Wie der Mitbestim~ ganze Problem überhaupt nicht, verstanden, 
mung, das Wie der Demokratisierung. ' dann, Herr Abgeordneter Blema, finde im das 

bedauerlim. ' 

Und ein weiteres '- und damit leite im auf 
den zweiten PunkfUber, den ich hier nom ein­
leitend anbringen muß (Zwischenrufe bei der 
SPO) C'": ,Im verstehe es, daß ·Sie. beispiels­
weise das, was gestern den halben Abend 
bespro,ehen Wurde, nämlich die Vorfälle vom 
14. Dez~mber dieses Jahres auf der Wiener 
Uruversität, etwa mit dem Satz kom,mentieren: 
Jie Rechte, dieses Hauses hatgenüßlich ange­
lört, wie hier diese Pamphlete der Linken Ver-
lesen Wurden. . ' , 

Gerade durch. die Ausweituilg' des For­
schungsbereiches, 'nimt zuletzt aum durm die 
Ansätze in diesem Budgetkapitel und durdi 
die ziel bewußte und überaus effiziente öster­
reimisme Forsmungspolitik, die von nieman­
dem, außer von Professor Ennacora, bestritten 
wird, wird somit ein Beitrag geleistet, jenes 
Ziel zu ,erreimen, das sim die Bundes­
regierung gesetzt hat, nämlimdie Modoernisie­
rung Osterreims ,und die Demola'atisiei'ung 
aller gesellsch.aftlimen Bereime zum Wohle 
~einer Bürger durchzusetzen. (Beifall bei der 
SPO.) Herr Abgeordneter Blemal Im habe gestern 

Präsident: Als nämster Redner zum Wort sehr genau hingehört und hingesehen. Sie 
gemeldet ist der' Herr.., Abgeordnete Doktor waren einer der beiden Abgeordneten Ihrer 
Blenk. '" ' 'Fraktion, die, als es darum ging, daß man die 
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Vorfälle aufs Tapet brachte, gerufen haben: 
So hat es schon damals begonnenl Das heißt, 
mit anderen Worten ausgedrückt: Sie gehören 
offenbar nicht zu jenen, die sich wie die Frau 
Bundesminister verbal - ich nehme bei Frau 
Bundesminister an, auch echt - von den Vor­
fällen distanziert haben, sondern Sie haben 
sich mit Ihren Zwisrnenrufenzu jenen gerech­
net, die auf der provozierenden Seite dieser 
ganzen Gesrnehnisse standen. (Zustimmung 
bei der OVP. - Abg. B le c h a: Das ist unge­
heuerlich! - Weitere Zwischenrufe.) Herr Ab­
geordneter Blecha, Sie können das mit 
Schreien nicht wegtun. (Erneute Zustimmung 
bei der OVP. - Abg. B 1 e eh a: Unterstel­
lung! Unverschämtheit! - Weitere Zwischen­
rufe bei der SPO. - Gegenrufe bei der OVP.) 

Ich möchte hier eines festhalten: Herr Ab­
geordneter, Blecha! Waren Sie einer der bei­
den, die hier gerufen haben, als es darum ging, 
diese Vorfälle zu verurteilen: So hat es srnon 
damals begonnen!? - Stimmt es oder stimmt 
es nicht? (Abg. BI e c h a: Nein! Das stimmt 
eben nichtI) Entschuldigen Siel Irnhabe das 
in einer Lautstärke gehört, die nicht zu über­
hören war. (Zwischenrufe.) 

. . . . . . 
Ich möchte hier weiter fortfahren, weil die­

ses 'Problem nun tatsächlich, glaube ich" nicht 
so verniedlicht werden kann, wie es gestern 
geschehen ist. (Abg. Schi e der: Nehmen Sie 
das zur,ückf - Allgemeine Unruhe.) 

Frau Bundesminister! Sie haben gestern bei 
dieser ganzen Debatte eine - das wurde auch 
schon voneiilem Abgeordneten der Freiheit­
lichen Partei gesagt ~ menschlich und, wenn 
Sie wollen,' fraulich durchaus akzeptable Hal­
tung vertreten, wenn Sie etwa sagten: Es ist 
letztlich die Menschlichkeit über das Recht zu 
stellenl, wenn Sie sagten: Ich. bin nicht der 
Auffassung, daß die Welt amRedit zugrunde 
gehen s,011, und damit dieses "fiat justitia", 
diese Michael' Kohlhaas-Haltung' abgelehnt 
haben. ' 

als verantwortliche Ressortleiterin haben, 
dadurch nicht besonders positiv erhellt 
wird -, daß Sie als Ressortleiterin für den 
ganzen Hochschulbereidl die Freiheit der WIs­
senschaft und Lehre zu verteidigen haben. 
(Beifall bei der OVP.) Unter Verteidigung 
meine iCh nicht, daß Sie bewehrt unter den 
Institutssaaltüren stehen oder die Polizei hin­
hetzen. Ich hätte aber zumindest erwartet, daß 
Sie hier nicht nur in einer allgemein unver­
bindlichen Form sagen: Selbstverständlich 
lehne ich Gewalt sowohl innerhalb als auch 
außerhalb der Universitäten abI - eine For­
mel, die dann von den Nachrednern Ihrer 
Partei übernommen wurde -, sondern daß Sie 
hier die Verteidigung zumindest verbal so weit 
realisieren, daß Sie sagen würden: Ich gestehe, 
daß ich diese Art der Mißachtung der Grund­
rechte der Verfassung, der Mißachtung der 
Grundrechte von Freiheit, von Lehre und von 
Forschung mit allen zu Gebote stehenden Mit­
teln ablehne und künftig alles tun werde, um 
es zu verhindern. Denn es, war akademischer 
Boden, nicht "sogenannter" akademischer 
Boden, wie Sie, Frau BundesmiDJister, es 
gestern zu sagen beliebten. Das, Frau Bundes­
minIster, haben wir gestern vermißt. Das 
möchte, ich ganz< offen sagen. (Beifall bei der 
tJVP.) 

Nun, meine sehr verehrten Damen und Her­
ten, komme ich zum Budgetkapitel, um das es 
derzeit geht. Ich möchte hier doch in einer 
Dämpfung der so optimistischen Prognosen der 
Herren Vorsprecher der Sozialistischen Partei 
etwas sagen. 

Ich habe bei meiner letztjährigen Wortmel­
d\lIlg, zu diesem Budgetkapitel eine kleine Le­
gende vielleicht angekratzt ,oder aufgehoben 
dadurch, daß ich gesagt habe, diß Bildungs­
budgets der Jahre 1966 bis 1910 seien in ihren 
ZuwaChsraten hö];ler gewesen als die Bildungs­
budgets der Jahre 1910 und folgende. 

Meine Damen und Herren! Wie schaut es Aber, Frau Bundesminister, das ist etwas, 
was Sie zwar als Frau sagen könriim, wozu im Budget 1913 aus i Ich will hier nur einige 
im Ihnen aber genauso sagen muß, daß es Daten setzen, um das ganze in die richtigen 
für den zuständigen Ressortminister 'für Hoch- Maße zu bringen. ' 

schulagenden einfach nicht angängig dst,' eine Das Gesamtbudget dieser Regierung hat im 
Situation wie die vom 14. Dezember, dit~ wir Jahre 1912 einen Zuwachs von 10,1, Prozent 
weder auf der einen' noCh auf der anderen erfahren. 'Das Budget 'Wissenschaft und For': 
Seite zu vertreten haben, als -wie Sie es schung wuchs damals, um 24,3 Prozent. Im 
gestern sagten --'- Unfug abzutun. Sie haben kommenden Budget nehmen die Gesamtaus­
sich in der zweiten Wortmeldung zur "Ahstel- gaben um 13,5 Prozent zu, das Wissenschafts­
lung solchen Unfugs" bekannt. Sie haben dann und Forschungsbudget nimmt um 20 Prozent 
gemeint, es sei praktisch so, daß das Risiko zu. Das heißt in schlichten Zahlen, daß trotz 
eben zu groß gewesen sei, und so weiter. einer Gesamtausgabensteigerungszuwachsrate 

Frau Bunc:iesminister! Hier geht es meiner von 2,8 'Prozent der Zuwachs' der Wissen­
Meinung nach darum - und ich stelle fest, schafts~ und ForsdlUngsausgaben um 4,3 Pro­
daß das Verhältnis, das Sie zu Ihrem Ressort zent gesunken ist. 
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Meine Damen und Herren! Ich bin der letzte, trächtlicherhöht werden. Auf dem Gebiet der' 

der Dinge verabsolutiert haben möchte., Aber Hochschuldotierung ist in den letzten Jahren 
die Zahlen gehören doch gesagt, um die eine Stagnation oder ein RüCkgang eingetre­
Euphorie, in der Sie offensichUich sdlwelgen, ten. Erstmals wurden den Hochschulen zu-
etwas zu dämpfen. sätzliche Mittel zugeführt. 

Idl darf vielleidlt nodl einige kleine Details Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
dazufügen. So hat der Verwaltungsarifwand Die Situation im Hochschulbereich ist, glaube 
des Wissenschaftsministeriums im allgemei- idl, eine der mit Recht am meisten zu bekla­
nen um 25 Prozent zugenommen. Es hat der genden. Das ist eine Tatsadle. Wir wissen,' 
Personalaufwand Jm reinen Ressortbereich daß sIdl die Raumnot allenthalben verstärkt, 
jedodl um 51 Prozent,zugenommen. Wenn ich daß die Durchfalls- und Aussdleidungsquoten 
sage "hat", meine ich den Entwurf. Der Per- dauernd steigen, daß die Forschungsfunktion 
sonalaufwand der Hochschulen wird dem- der Hodlschule ausgehöhlt wird, daß die Rela­
gegenüber allerdings nur um 21 Perzent zu- tion zwisdlen HodlsdlUlpersonal und Studie-
nehmen. renden immer mehr versdlledltert wird. 

Idl finde das deswegen bemerkenswert, weil Frau Bundesminister! Nun komme ich auf 
ja seinerzeit gerade die Herren der freiheit- Ihre konzeptiven Arbeiten im Zusammenhang 
lidlen Fraktion die Zustimmung zu Ihrem Bud- mit der Behebung dieser Mängel zu sprechen. 
get davon abhängiggemadlthaben, daß keine Ich mödlte mit dem Ende des Jahres 1970 be­
Verw-altungsaufblähung und kein Verwal- ginnen. Kurz nach Errichtung Ihres Ministe­
tungsmehraufwand erfolge. Nur am Rande riums haben Sie eine sogenannte umfassende 
mödlte idl sagen, Frau Bundesminister: Daß Bedarfserhebung eingeleitet. Diese ,Bedarfs­
diese Erwartungen enttäuscht wurden, das erhebung hat zunädlst den Nadlteil gehabt, 
ist; glaube idl, inzwisdlen 'klar, soweit es den daß sie sektoral beschränkt war - das ist 
reinen Administrationsbereidl angeht; Ich wJIl bekannt - auf die naturwissensdlaftlidlen 
jetzt gar nidlt auf die persönlidlen Repräsen- Bereiche, daß die' Antworten, die Sie von den 
tativprobleme eingehen. Aber idlmödlte noch Fakultäten erwarteten, sehr besdleiden waren 
einmal kurz sagen:, Es war der Abgeprdnete und daß Sie ,erst Anfang 1971 eine umfassende 
Serinzi, der sidldamals hier für diese ganze Erhebung eingeleitet haben. Dazu möchte ich 
Sache in einem .. sehr engagierten Maße . v'er- allerdings sagen: Es war nidlt das, was man 
wendet hat und der diese enttäuschten Erwar- unter Erhebung versteht, Frau Bundesminister. 
tiüi.gen <lamals zU Wort gebradlt hat. Der- Es war ein~ Befragung der einzelnen Lehr­
seibeAbgeordnete Scrinzi, Frau Bund.esipini- kanzeln und Institute - und zwar nur jener, 
ster,stand letztlich ja auch im Mittelpunkt - die schon im Jahre 1970 dotiert wurden.-, 
und Sie haben das gestern schon etwas beklagt was sie nun für wesentlidle Personal- und 
- der G~schidlte, die, wir so betrüblich gestern Sachaufwandserfordernisse hätten.. ' 
und heute frühnodi. diskutieren mußten.' Das 
nur amRande:" . ' FrauBJ.l.Ildesminister! Was dabei heraus-

kam, war dann eine Globalziffer von 500 Mil-
Frau Bundesminister! Der Herr Abgeordnete lionen Schilling, die seither durdl alle Bedarfs­

Radinger hat als Hauptsprecher Ihrer Fraktion erhebungsdiskussionendurdlgeistert. Denn 
den vom Abgeordneten Fisdler am Beginn und gesdlehen ist praktisdl nichts weiter. Sie 
als Grundlage der Debatte angeführten Ver- haben zwar immer wieder in einer 
gleidl mit der Regierungserklärung angesteilt. ,ganzen Reille von mündlidlen und. sdlriftlichen 
Idrmuß hier einmal mehr sagen: Es: ist, glaube Änfragen, diesidl auf die Zukunft der Raum­
idl, Herr Abgeordneter Fisdler, Ihrer Partei entwicklung, der Studentenentwicklung und so 
kein besonders guter Dienst erwiesen worden weiter bezogen haben, gesagt: Wir haben ja 
mit '. diesem rhetorisch redlt gut klingenden, diese Prognosen, wir haben diese Bedarfs­
aber in Wirldidlkeit dodl sehr prekären Hin- erhebungen geIIladlt, und Wlir werden die Sa­

. weis auf die angeblidle Erfüllung der Regie- nierung der Hodlsdlulen auf Grund dieser 
rungserklärung. Der Herr Abgeordnete Radin- durdlgeführten, Bedarfserhebungen in Etappen 
ger hat sidl denn audl so redlt und sWledlt vornehmen. 
durdlgequält. durdl die. einzeIil,en Regierungs-

. zusagen. Idl mödlte mir dodl erlauben, darauf Frau Bundesministert Es ist nicht ganz unin-
im einzelnen etwas einzugehen, und beginne, teressant und nidlt unpikant zu hören, daß 
nidlt ganz in der Reihenfolge der. Regierungs- SIe beispielsweise eine sehr spezifische und, 
erklär:ung, zunächst einmal mit dem wesent- idi würde sagen, fadllidl nidlt' abwegige 
lidlen Berei& der Hodlsdlule.n. . Einstellung zu diesen Bedarfserhebungen 

haben. Sie haben im Juni dieses Jahres bei 
, . 

In: der Regierungserklärung' wurde gesagt: einer Rede vor der Forschungskommission des 
Die Mittel für die Hochsdlulen werden be- Euröparates Ihre 'grundsätzlidlen' Bedenken 
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haben Sie als statisch angenommen; den Er­
satzbedarf an Akademikern mit ausgewiese­
nen 2,6 Prozent jährlich haben Sie als statisch 
und unverändert angenommen; den Erweite­
rungsbedai'f an Akademikern jährlich, von 2 
bis 3 Prozent haben Sie ebenso als statisdl 
und unverändert angenommen. 

gegen sämtliche Prognosen dieser Art - schon 
aus Ihrer Herkunft verständlich - zum besten 
gegeben und habeI.1 gemeint, es sei praktisch 
unmöglich, Prognosen im Bildungsbereich an­
zustellen, und es hätten die Ergebnisse und 
Erfahrungen gezeigt; daß alles das, was man 
an Bedarfserhebungen praktisch bisher ver­
sucht habe durchzuführen, zu keinem Ergebnis 
geführt habe, Frau Bundesministerl Ich mödlte damit ab-

sdtließend nur sagen: Soll dieses Hochschul-
Das hat Sie aber nicht gehindert, Frau Bun- bauprogramm, das' längerfr:istige Entwick-

desiIlinister, kurze Zeit darauf, nämlidt im lungsprogramm für den Hochsdmlbau, das im 
September des Jahres 1912, ein sogenanntes hlier vor mir Liegen habe, tatsächlich mehr 
langfristiges Entwicklungsprogramm für den sein als manche der Schriften, die von Ihrem, 
Hochsdtulbau vorzulegen, das - ich möchte Ministerium herausgekommen sind, wie zum 
das vorweg zusammenfassend sagen- in sei- Beispiel dei heute mehrfach zitierte For­
nem Wert für mich von einer unglaublichen sdl1.mgsstättenplan? : Denn, Frau Bundesmini~ 
Unkompetenz, von einer unglaublich mangeln~ ster, das ist an sidl eine, Arbeit, die nicht 
den Aussagekraft ist, eine Arbeit, Frau Bun- einmal ein Diplomand macht. Ich will Ihre 
desminister, bei der Sie nämlich etwas getan Arbeit nldlt abwerten, aber das ist lediglich 
habeI.1, was Sie vorher abgele,hnt haben: Sie eine Zusammenfassung der Institute, die bis~ 
haben diese Arbeit auf Grundlagen aufgebaut, her irgendwie mit Forsmung etwas zu tun 
die Sie kurz zuvor als vöIi,ig unzulänglich und h tt D 't' b D' I d b 't ' a en, as 15 eIne rave, Ip oman enar el , 
inakzeptabel abgelehnt haben, Sie haben bei- b' ß I ' L' t d M'n' a er SIe so gro a s, eme eIS ung es I 1-
spielsweise gemeint, daß man den Raumbedarf steriums hinzustellen, wie der Kollege Blecha 
und damit eben das Bauprogramm für, die das getan ,hat, das würden Sie simer nicht 
Hochschulen darauf aufstellen müsse, was vor~ , tun. 
liegende Prognosen ergeben hätten. Sie haben 
sich auf Erhebungen gestützt, die zum Teil Frau Bundesministerl Es heißt weiter in die­
vom Bundesministerium für Unterricht' ausge- sem Elaborat: "Raumbediuf'. Ich darf nur am 
arbeitet wurden. Nur nebenbei sei gesagt, daß Rande sagen. ,daß dieS'~t· Raunibedarf . nach 
das' Bundesministerlum für Unteiridit - das, einer Bedarfserhebung 'von 1968 ltuf 1969 auf­
hat Bundesminister $inowatz ja bereits im gestellt wurde und daß letztlich neben-alleri 
Zusammenhang mit den berufsbildenden höhe- diesen erwähnten statismen Elementj;!ll Sie 
ren Sdlulen und dem ZuliiUf zu diesen zuge- etw~s 'gemacht haben; 'was diese .Prognose 
geben - mit, diesen seinen Voraussagen völ- oder dieses Bauprogramm, fur die praktische 
Hg danebengegriffenhat. Das hat Sie' nicht Schulpolitik der kommenden Jahre völlig sinn­
gehindert, diese als Grundlage zu nehmen. los maCht. Und zu all dem kommt noch eines: 

Zusammenfassend mödtte im feststellen: Was die Kosten betrifft, um:d.ie es ja primär 
Diese ganze, dIe Grundlage derganzeIikünf- geht, Frau Bundesminister - notabene, das 
tigen Hochschulentwicklung bilden sollende "Werk" wurde im September ,1972 vorge­
Aussage' basiert auf lauter statischen ElemE!ll- legt.--:., haben Sie sie; auf der Basis des Preis­
ten, die zum Teil zeitlich längst überholt sind; und LohnstandardsdesJahres1970 erredmet. 

zum anderen Teil in ihrer Aussagekraft sdlon Frau, Bundesministe,rl Ich will nidlt weiter 
von Ihnen selbst praktisdlinminiiert wurden. ausholen, -idl möchte damit nur die Relati­
Ich nenne einige der sogenannten Gnuidlagen vierung dieser Arbeiten hinlänglich begründet 
dieses Hochschulbauprogramms, die deswegen haben. 
völlig unzulänglich und nicht akzeptabel sind, 
weil sie eben völlig, statisch gesehen sind: Und, Frau BUndesminiSter, Sie haben schließ­
Die Zahl der Schüler Jm Vergleidl zu den lich auf verschiedene Anfragen im .zusammen­
Maturanten ,haben Sie -..:.. wie ausdtücklidl hang mit diesen 'ganzen Hochsdlulbauten auch 
gesagt wurde' ~ äuf der gleidlbleibenden zurnTeil sehr widersprüchHdle und auswei­
Basis der - und notabene, das ist hun eine cnende Antworten gegeben,' Die letzte An­
Vorausschau auf das Jahr 1980 - bereits vor- frage war von mir persönlich mündli,m in, die­
liegenden Unterlagen, als statisch angenom- sem 'Hause aln 11. Oktober 'gestellt worden, 
men. Die Ubertrittsquote von den Mittelschu- Ich habe Sie damals gefragt, wieweit nun die~ 
len an die Hochschulen haben Sie als statisch ses ganze BauprograIIUIi, das Sie hier 'vorge­
angenommen; die Retentionsrate der Hoch- legt haben, durch die Bausperre oder die Bau­
schulen bis 1980 mit etwa 60 Prozent haben einschränkung der Regierung eingeschränkt 
Sie als gegeben und damit als statisch ange- werde. Sie, haben, gemeint, Sie werden, 
riommen; die durchsdmittIicheStudiendauer alles tun" daß das planmäßig ausgebaut wird. 
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Auf meine Frage: Wie wird nun die Dotierung sen. - Hier geht sie wieder einmal echt 
'ausschauen?, haben Sie gesagt: Die Antwort zurück. 
dazu wird das Budget 1913 geben. Frau Bundesmini~terl Daher die Frage: 

Fr.au Bundesministerl Damit bin ich nun bei Warum mac:ht man neue Dienstposten, weim 
diesem Budget für die Hochschulen. Ich möchte man a) das bisherige Personal' kostenmäßig 
Ihnen zunädlst sagen, es ist aus dem DieIist- kaum zu decken vermag, wenn mari aber' b) 
postenplan zu entnehmen gewesen, daß wir vor allem die Anlagen, die ganzen Instituts­
zum Beispiel 150 außerordentlidle Professoren und sonstigen Einridltungen IlIidlt nur mdlt 
neuen Typs, daß wir weiters insgesamt 59 erhöht, sondern faktisdl reduziert? 
neue Lehrkanzeln haben werden, daß wir Ähnlich sdlaut die Sadle beim Verwaltungs­
aber - und das möchte ich dodl relev.ieren, aufwand für die Hodlschulen aus. Sie haben 
Frau Bundesminister ~ an den wissenschaft- im kommenden Jahr 193,3 Millionen Sdlilling 
lidlen . Hodlsdlulen.einen Rückgang von ausgewiesen. Frau"Bundesminister, was madl-
12 Assistentenstellen zu verzeichnen haben. ten die Verwaltungsaufwände im Jahre 1912 
Ich halte hier fest, Frau Bundesminister, und aus? 118,3 pll,lS 10 plus 24 mit den beiden 
bitte Sie hier um Antwort: Wir haben bei der Budgetüberschreitungsgesetzen, das heißt 
Behandlung der HaG-Novelle betreffend die 212 Millionen Sc;hillingl Das Budget 1913 weist 
Professoren neuen Typs diese . Frage ausge- nur ganze 193 Millionen Sdlilling aus. 
sprüchen nachdrückl,ich behandelt. Idl habe mir Frau Bundesminister, 'idlfrage Sie, und das 
auch persönlich erlaubt "ZU ftagen: Frau 13un- ist nun eine' ganz zwingemde Frage: Was hat 
desminister, . werden diese außerordentliChen Sie~ bewogen, ein: derartiges Sdleinbudget zu 
Professoren neuen Typs etwa nicht hindern; erstellen? ICh glaube,. es ist einfadl nidlt an­
daß Sie trotzdem die notwendigen Assistim- gängig· und nidlt zulässigj daßman,nur um 
tenstellennidlt nur beibehalten, sondern im woanders' . eine gewisse Optik erzeugen zu 
notwendigen Ausmaß' fortführen, lies aufstok" können,dort, wo man weiß, daß:man auf jeden 
ken? Sie haben das letztere ausdrücklich be- Fall im Rahmen von Nachtragsbudgetsgewal­
stätigt, Frau Bundesminister. Ich steUe' mit tige. Erhöhungen machen wird, die Erstansätze 
Betrübnis fest, daß diese Zusage ~ siehe so niedrig hält. Idl wiederhole: ein echtes 
Dienstpostenplan: minus 12 Assistenten - Sdleinbudgef mit bewußter Unterdotierung 
nicht eingehalten; sondern ins Gegenteil ver- des Verwaltungsimfwaildesl (Zustimmung bei 
kehrt wurde. . ." der OVP.) , 

Der Gesamtpersonalaufwand,Frau Bundes­
minister, nimmt um 314 Millionen Schilling 
zu. Ich frage nun konkret; FrauBundesmini~ 
ster: Wird angesichts . dieser Ausweitungen, 

. die ansonsten. der Dienstpostenplanvorsieht, 
wobei ich unterstelle, daß rund 30 Prozent der 
SollsteIlen- .wenn idl das richtig noch im 
Kopf habe -: nicht besetzt sind, diese Erhö­
hung ausreichen, umsomehr, als ja die 15pro­
zentige Bindung wahrscheinlich hier zum Tra" 
gen kOinmt? Die zweite Frage: Glauben Sie, 
daß .. das Konjunkturausgleichsbudget auch 
diesmalnidlt zum Tragen ltommeJ:l wird? 

Eine ganz bedenkliche Entwicklung, Frau 
Bundesminister- und da ,kOJhine ich wieder 
auf Ihre Grundaussage, daß früher angeblich 
die Mittel für Hochschulen stagnierten -, fin­
den wir bei den AnJagen für die Ho&sdiulen. 
Also nidlt nur. eine Stagnation, Frau Bundes­
minister, denn: eine Entwick1tÜig von 219,1 Mil­
lionen auf 219,3 Millionen Schming" ist ·zu~ 
J1ä.dIst nur nominell eine Stagnation, real aber 
ist es. ein .echter Rückgang; Ein Rückgang, der 
durch die Preissteigerungen, durch. den Bau­
kostenindex und so weiter besonders gravieM 

r~ndwird. 
/ 

Wie sagten Sie? Noch nie ist in der Ver~ 
gahgenheitdie Dotierung so stark"angewach~ 

Meine Dameilund Herrenl Frau Bundes­
miriisteÜ Nfdlt sehf' viel.{nder~' ist ~~ mit den 
.4"tiiwandskr?diiem' der 'Ho&sdlUlen .. Die stei':' 
geri ; zwar ,UI~l 26' I>iozent;~li~rdirigsmu.ß . ich 
hier feststellen, daß ein kurzer lmck au.f das 
Budget zeigt, daß drei Viertel dieser Steige­
rung von 33,8 MiUionen; nämlich 25 Millionen, 
auf. Unt~rrichtsetfordemisseentfallen. Idl sage 
nur.in Klammern dazu ,iZerseblagungsqlioten" 
lInd so, weiter .im Zusammenhang mit dem 
Wegfall der Kaution für Laborbeschädigungen 
und dergleichen. 

Nun sovie'lzu diesem,wie gesagt, ver­
gleichslos.geringgestiegenen und angeblich 
die Stägnation überwunden habenden Rodi:" 
sdiulbudget. . 

Frau BUndesminister! Ich komme noch auf 
einige andere Bereiche 'dieser . RegIerungs-
erklärung zu sprechen. . 

Reform des Studienrechtes der wissenschaft­
lidlen 'Hochschulen .'~ ich halte mich hier an 
den Herrn Abgeordneten Radinger-weit 
vorangetrieben. Re~orm des Medizinstudiums, 
der Rechtswissensdlaften wird Yorläufigabge­
sdllossen werden. So sagte Herr Kollege 
Radinger. 

'Nun, . wir wissen ja a11~, wie die Fakten 
ausschauen. Der Kollege Radinger hat dann 

384 
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dazu nur etwas gewunden gemeint. gewisse 
Dinge sind in Vorbereitung, das Medizin­
studium haben wir sogar schon im Unteraus­
schuß, die Rechtswissenschaften werden auch 
bald kominen. Und _ wir hören sogar, d,aß 
44 Studienordnungen kommen sollen. Ich 
wiederhole: kommen sollen. iili möchte das 
ganz generell an die Spitze der kommendEm 
Punkte stellen: was kommen soll, -kann man 
nicht als erfüllte Regierungserklän.ing verkau­
fen.-Das möchte ich grundsätzlich sagen. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Auf dem Gebiet· der Kunsthochschulen 
wurde in den letzten. Jahrzehnten versäumt. 
ausreichende StudienvorschrifteIi zu sChaffen. 
So heißt es in der Regierungserklärung: Dies 
wird nachzuholen sein. - Was istgesdlehen, 
Frau Bundesminister?" -Nichts -ist . geschehen, 
außer daß die Frau Bundesminister im-Früh­
jahrd,es Jahres 1912 beim Jour fixe verspro­
chen -ha\, die Studieilordnung _-für. die Kunst­
hochschulen nodl vor den Sommerferienvorzu­
legen. Seither ist außer 'der AussenduIig des 
Fragebogens praktisch nichts gesmehen. Also 
auch das ist ein Punkt, der nur eine Ankündi­
gung war und -VOn -dem man ,audl nicht mehr 
sagiID kann.-

Besonderes Interesse ,wird der_ Förderung 
des wissl:mschaftlidlEm __ Nachwumses gelten. 
--.:.:. Hier hat der Herr Kollege Radinger auf 
die außerordentlimen professoren und auf die 
Assistenten verWi/~sen. Im habe smon' darge7 
tan,wie diese Forderungaussmaut: Die A-ssi­
st~ntenstellen an den W'fssensdlafÜichen Hodl­
sdlulen im kömmenden Jahr Wurden sogar 
gekürzt! 

Mit der Abschaffung der Hochschultaxen 
wird dem demokratismen,Grundsatz mich glei~ 
mer Zugangsmöglidlkeit Redmung getnlgen. ' 
,....... Frau Bundesminister! Dazu mömte ich 
meinen, daß wir die Frage der Homsmultaxen, 
bei der wir auch mitgestimmt haben, verständ­
Iimerweise nimt aus ßem Aspekt der sozialen 
Besserst~llu,ng sehel};können. Ich würde sagen, 
höctlstensaus dem Aspekt einer administrati­
ven 'Verbesserung, denn sozial waren ja letzt­
lidl sdlon alle jene bessergestellt, die mangels 
eines _ entspredlenden Einkommens eine Be~ 
freiung erlangten. 

'Idl mömte in diesem Zusammenhang einen 
EntschIießlingsantni.g' einbringen, weil ich 
glaube, daß. das hier aufgestellte Postulatnadl 
einer Verbesserung der' sozialen Chancen vor 
allem im Wege ,einer Verbesserung der Stu­
dienbeihilfen möglich ist, 

Idl l~ge. daher den E n t s c h 1i e ß u n g s­
a nt: r o:g vor,d~r da la\,ltet: 

"Der Bundesminister für Wissensmaft und 
Forsmung wird ersucht, zum Zwed!:. der An­
passung der Studienbeihilfen an die steigen­
den Ausbildungs- und Lebenshaltungskosten 
mit dem Bundesminister für Firianzen Kon­
takt aufzunehmen, um im ersten Halbjahr 
1973 eine entspremende Novellierung des 
Studienförderungsgesetzes vorzunehmen. 
die eine AnhebUng sowohl der~ stützungs-
würdigen Einkommenskategorien" 

, darauf wurde sdlon bei anderer Gelegenheit 
verwiesen - "als auch der Studienbeihilfen­

- beträge vorsieht. Die iin-Budgetvorgesehe­
nen Beträge sollen zur Abgeltung der stei­

;, genden BiJdungskosten volle Verwendung 
finden." - -

Frau Bundesminister! Idl hoffe, daß in die­
sem -Zusammenhang die ,heute nom _ beste­
hende primäre _ Ungleidlheit der Chancen, 
nämlich die, Schledlterstellung der nidlt am 
Studienort Woluihaften, eine spürbare Ver- -
1?esserung erfahren wird. 

Weiters: Zu der Ausweitung der Auftrags­
forschung der öffentlidlen Hand. Im möchte 
jetzt _ keine Forschungsdebatte beginnen; ,ich 
möcht.e nur eines sagen: Es ist zweifellos' im 
Auftragsforschungsbereidl _ viel geschehen; 
Allerdings muß idl -etwas widerlegen, was 
Abgeordneter Bledla gemeint hat. ---

Frau Bundesministerl Sie wissen, daß diese 
Position von mir persönlidl seit längerem mit 
Anfragen 'aufzuhellen versucht -wird. -Im stelle 
fest, daß es mir bisher noch niCht gelungen 
ist, eine befIliedigende -Auskunft darüber zu 
'erhalten, wieweit diese Auftragsforsdmng tat­
sädllich den -immer wieder vorgsgebenen Zie­
len dient, nämlich gesellschaftsrelevant die 
Grundlagenforsdlung und so weiter vorzuneh­
men. 

Idl will mir jetzt .die Aufzählung aller jener 
Bereime ersparen, die ich Ihnen sdlon münd­
lim gesagt habe, die also garnidlts damit zu 
tun haben. Im möchte nur einen Satz dazu 
sagen: Wenn Sie selbst fu Ihrer letzten Aus·, 
sendung -sagen, daß immerhin ,;smon" 20 Pro·­
zent von rund .1 0 Millionen _Schilling dem 
eigentlidlen Bestimmungszwed!:.,nämllidl der 
gesellschaftsrelevanten Forsdlung, zugeführt 
worden seien, dann mödlte im meinen, daß 
das :eine bedenkHdle Ausweichsituation für 
die Berechtigung . dieser Position unter dem 
angegebenen Prätext ~st. 

Weiters: Die Pflege internationaler wissen­
schaftlicher Beziehungen und Kooperationen 
ist ein besonderes Anliegen. - Frau Bundes­
minister! Ich verWeise hier noch einInal- a\lf 
das, was lich schon im Aussdluß gesagt habe, 
daß nämlich im Gegensatz. zu dieser _ Fests~el­
lung die ganzen Positi<>nen, die si& mit Aus-
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landsreisen, mit Vorträgen im Ausland, mit 
einer Hereinholung von Gastvortragenden 
und so weiter 'im wissenschaftlichen Aus­
tauschbereidl befassen, zum Teil stagnieren, 
zum Teil zurüc.kgegangensind.· 

'Nun zu einem Punkt, zudem im ebenfalls 
einen Entschlie~ungsantrag einbringen mödüe. 
Frau Bundesminister! Es ist das die Schaffung 
- ebenfalls ,in der Regierungserklärung ent­
halten - eines wissenschafts- und forschungs­
politischen Informationssystems. 

In der MinisteraIitwort an den Abgeordne­
ten Radinger heißt es dazu: Die Arbeiten für 
eine Dokumentation der mit Bundesmitteln 
geförderten Forsmungsvorhaben. wurden ein­
geleitet. - Frau Bundesministerl Im habe nun 
zum drittenmal die leider Gottes wahrschein­
lieh wieder verpuffende Möglichkeit, einen 
Entschließungsantrag in qer Richtung einzu­
bringen, daß eine tatsächlim umfassende Wlis-

/ senschaftlime Dokumentationsstelle gesdlaf­
fen wird. Sie schreiben: Es wird eingeleitet 
eine Dokumentation der von öffentlicher Hand 
geförderten Forschungsvorhaben. 

Ich habe bereits v'orvergangenes Und \Ter­
gangenels Jahrdas getan, was ich jetzt wieder 
tue. Ich habe nämlich darauf verwiesen, daß 
es entscheidend ist, daß wir eine tatsächliche 
InfopnaÜonsquelle über die wissenschaftlich­
technischen ForsChungsergebnisse-' haben. Ich 
wiederh:0le und broinge neuerdings ein. den 
E n t sc h I i e ß u n g s a nt ra g,der da lautet: 

"Die Bundesregierung wird" - ich füge 
. hinzu neuerdings - "aufgefordert, ehebal­
digst die Arbeiten für die Schaffung eines 
umfassenden Dokumentationszentrums zur 
allgemeinen Information über den Stand der 
internationalen wissenschaftlichen und tech­
nischen Forschung aufzunehmen. Dabei ist 
davon auszugehen, daß durch organisil:)rte 
Zusammenarbeit und ständigen IIlfonna-

. tionsaustausch nlit analogen . Zentren in 
Drittländern 'ein optimales Örganisations~ 
und Verbreitungssystem gewährleistet 

. wird." 

Ich würde hoffen, daß auch die Herren der 
Freiheitlichen Partei diesmal zumindest dem 
zustimmen; nachdem im vorvergangenen Jahr 
schon eine ha~be Zusage da war; im vergan­
genen Jahr hat der Abgeordnete Stix gemeint; 
ich renne damit offene Türen ein; aber daIl1l 
haben Sie doch wieder dagegen gestimmt. Ich 
glaube, daß das eine wesentliche Frage ist. 

pie Regierungserklärung . sagt weiters: Der 
Weg zu einer aktiven Intellektuellen-Wan­
derungsbilanz wird konsequent weiter be­
schritten .. ~ Auch dazu·nur einen Satz, Frau 
Bündesministl:)r. In Ihrer eigenen ForschWlgs-

konzeption schreiben Sie auf Seite 14 wörtlich: 
"Der Abwanderung .begabter und. hoffnungs­
voller wissenschaftlicher Spitzenkräfte wurde 
nom nichtEinhalt geboten." Der Widersprum 
ist !?o .. eklatant, daß. er keines weiteren Kom­
mentares bedarf. 

Die Regierung -ist weiter. entsmlossen, auf 
dem Gebiet der Forsmungsförderung ~ das 
habe ich aum schon gesagt - eine planvolle 
und großzügige Maßnahme zu errichten. 

Einen Satz möchte ich doch noch dazu sagen, 
solange der Abgeordnete BlE~cha da sitzt. Er 
hat als seiner Angriffe liebstes Kind den Pro­
fessor Erniacora heute im Zusammenhang mit 
seinen Ausführungen zur Forschungsförderung 
mehrfach zitiert. Ich glaube, es ist nicht ange­
messen, Herr Abgeordneter Blema, daß man 
Äußerunge~ in. einem solchen Maße, wenn es 
aum diaI(:lkÜsch durchaus zu~ässig' ulld üblich 
sein mag, umfunktioniert Der. Abgeordnete 
Ermacora hat nie gesagt, daß.die Forschungs­
konzepticinoder daß die Äußerungen der Frau 
Minister smlecht selen, sondern er hat nu:r 
gesagt ~ den Gegenbl:)weis, Herr Abgeordne­
ter Ble~a,den . können Sie höchstens damit 
erbringen, daß Sie den Abgeordneten Erma,. 
cora D.l:)uerdings abqualifizieren-,daß das, 
was tatsächlich an Politik 'geschehe, was tat­
samlim in der Durchführung geschehe, anders 
laute, wei), Sie weitgel1,et;ld von. anderen. politi­
smen Zielyor,stellungenausgehen. Im mi;)chte 
Ihnen sagen, wenn Sie heute die positiven 
Kommentare zur Fors<flUngskonzeption zitie­
ren, denen ich mi~Ill.it allem VQrbehalt,-de.r 
die Belia~dlung noCh verlangt,wahrsmeinlich . 
in wesentlichen· Punkten ans.~ließen kann, 
dann hat das nichts damit .. zu .tun, . was die 
Forschungspolitik dieser Regierung de. facto 
macht. Im möchte sagen: Das ist einfamder 
große dialektisme Mißverstand ·und. Unver­
stilnd; ich würde sagen, die' bewußte Um~ 
funI,ttionierung,wenn Sie immer wieder ge­
schrie1:leneWorte . :über .. das, was gesmehen . 
soll, ide:n,tifiziere.umöchten mit dem, was an­
geblich schon ges~ehen sei .... 

Ich mömte noc;h.eirimal sagen:.Sidterlich ist: 
es unbestritten, daß die wissensmaftsbezogene. 
aUßeruniversitäre· Forsmung einen . echten. 
Smwerpunkt bildet, Frau Bundesminister, 'ab'er 
genauso unbestritten' ist,daß dIe: universitäre­
Forschung im Sihneeiner immer wieder be"-' 
schworenen und befürchteten Aushöhlung der 
Forschung ap den Homsmulen Not leidet, daß· 
sie echtUnterdotiert ist. Die. Reiation 65 Mil-· 
lionen . zu . 5 Millionen Sc:hÜling _ spridit . eine 
eigene Spr~<fl~. (Zwlschfmrui des Abg. 
B Je c h a..) Idlna1>e Jetzt,u,ur die Fonds ge-
nommen, Herr AbgeOrdneter Blemal . 

pie.Boltzmann.GeseIlsdlafth.~t iIlden letz­
tenzwei Jahr~n .1.09 Proze.llt,;iugenomm~nr 
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während andere wesentliche Bereiche, wie 
zum Beispiel die ganzen sogenannten "son~ 
stigen gemeinnützigen Einrichtungen" mit 
dem Osteuropa-Institut und so weit-er, wieder 
um 15 Prozent abgenommen haben; Institute,. 
Herr Abgeordneter Blecha und Frau Bundes~ 
minister, die dom· einer Förderung wert sind. 
Das ist damit gemeint, wenn man sagt: Kon~ 
zeption hin oder her, darüber werden wir 
noch reden. Ich glaube, wenn sie wirklich so 
gravi-erenden Wert hat, was ich durmaus zu­
gestehe, dann ist es in diesem Falle richtig, 
daß man sie ernsthaft auch in dem Unter~ 
ausschuß behandelt - wir haben auch dafür 
gestimmt ---:, aber die politische Konzeption 
ist eben eine andere; das wollte· im nur dazu 
sagen. 

Nun noch ein Wort zu den BibUothe~en, 
weil das auch -einen besonderen Punkt dar­
stellt: Die Bibliotheken werden welter aus~ 
gebaut, um den Erfordernissen des modernen 
Wissensmaftsbetriebes gerecht zu werden. . 

In der Antwort, Frau Minister, an den Herrn 
Abgeordneten Radinger haben Sie nur darauf 
v-erwiesen, daß ein Arbeitskreis für Biblio­
theksreform geschaffen· worden sei. Frau Bun­
desminister! Dieser Arbeitskreis hat einige 
Fakten erarbeitet, die,· glaube ich, nicht un­
interessant· in: der Gegenüberstellung zu·· den 
Budgetziffern sind; Det: ArbeitskreiS. der im 
Auftrage Ihres Ministeriums gearbeitet hat, 
hat gemeint, daß bis zum Jahre 1980 1,3 Mil· 
liarden Schilling notwendig sein werden, und 
zwar für Bücherankäufe 7753 Millionen Sdiii­
Ung - was ist im Budget drinnen?: 28 Mil~ 
lionen Schilling -,für Anlagen, Einrichtun­
gen und Bauvorhaben 504 Millionen Schilling 
- das Budget weist 8;5 Millionen Schilling 
aus. Frau Bundesminister! Ich möchte Ihnen 
dazu sagen, die Drudtwerkposition, die tat­
sächlich den Inhali der Bibliotheken darstellt, 
weist eine Steigerungsquote von sage und 
schreibe 4 Prozent auf. Das zUm Bibliotheks­
problem, Frau BundesmiIiis'ter, wo· Ihre eige­
ne.n Leute Sie -Lügen stra~en. : 

Dazu möchte ich meinen dritten und letzten 
En t s chI i oe ß u n g S;<l n t rag vorbringen, 
der im· wesentlichen mit dem identisch· ist, 
den ich schon im Budgetausschußvorgebracht 
habe: 

"Der Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung wird aufgefordert, bis Mitte 1973 
die . entspredlenden Untersuchungen .,und 
Vorarbeitelf:rur. Erstellung eine~ umfassen­
·den Bibliothe'ksausbauprögramms abzu­
schließen und dem Parlament einen Bericht 
zur Beratung zuzuleiten." .:...... Ich darf anneh-

men, Frau Bundesminister, daß die Arbeit 

dieses· Arbeitskreises damit schon wesent­
lich mit verwertet werden kann und Sie 
dem Parlament einen Bericht zur Beratung 
zuleiten. - "Der Bundesminister für Wis~ 

senschaft und Forschung wird außerdem er~ 
sucht, den Ausbau der Hochschulbibliothe~ 

. ken zu forcieren und die Möglichkeit einer 
Förderung von preiswerten Ausgaben wis~ 
senschaftlicher Standardliteratur für· Studie~ 
rende zu prüfen." 
Zum letzten, meine Damen und Herren, zum . 

UOG-Entwurf nun doch eipige grundsätzliche 
Bemerkungen. Der UOG-Entwurf sieht also 
audl in der Regierungsvorlage optimistisch 
nach vorne: Reform der Organisation, Trans­
parenz der Willensbildungs- ·und Entschei­
dUngsprozesse wlilrden gewä~leistet sein. 

Frau Bundesminister! Hier ein paar Worte 
zu diesem Entwurf, die ganz grundsätzlidler 
Art sind. Ich halte fest, daß .der vorliegende 
Entwurf - ohne daß wir jetzt ins Detail ein­
gehen können - uns zuwenig Gewähr dafür 
bietet, daß Leistungsfähigkeit und Fortschritt­
lidlkeit an oden Hochschulen gewährleistet 
sind, daß er, schlicht gesagt, zu undemokra­
tisch, weil zu bürokratisch ist. Zu undemokra­
tisch und zu bürokratisch deswegen, weil es 
praktisdizue'inei ministeriell bevormundeten 
Autonomie kOnlmen soll, weil er: die Ent­
scheidUngsstruktur an Gruppeninteressen 
orientieren wird·· Und muß und damit, das 
befürchteIdi, in dieser Form den Gruppen­
egoismus und dEm Gruppenstreit kultivieren 
wird, weil er zu einer Anonymisierung der 
Verantwortung führt, zu einer Anonymisie­
rung all$telle einer Persönalisieruilg. 

Beispiel: Das Berufungsreent an den Hodl­
smulen wird ebenfalls auf das Ministerium 
übergehen urid so weiter. Die OVP, Frau 
Bundesminister, hat damit nimt etwa die Auf­
fassung vertreten, daß wir gegen Mitbestim­
mung seien.· Ganz·im Gegenteil. Ich glaube, 
d~ßwirlnden Jahren der OVP~Allein­
regieruhg den Beweis dafür, daß wir ein posi­
tives Verhältnis dazu ·haben, ., hinreichend 
erbracht haben. Wir verstehen MitbestiIiunung 
als partnerschaftliches Problem. Ich darf Sie 
nur daran erinnern, daß beispielsweise die 
parlamentarische Hodlschulreformkommission, 
daß die drittelparitätisch zusa)llmengesetzten 
Studienkol1lIllissionen, daß die ebenfalls mit~ 
bestimmungsmäßig . klar a,usgeformte Kunst­
hochschul-Organisationsregelung, daß letztlich 
auch der Jour fixe - wenn ich den atn Rande 
noch anführen darf -, alles das Einführungen 
der OVP-"Alleinregierung waren. Daß sie zum 
Teil in Ihrer Regentschaft, Frau BundesmiDi~ 
ster, eingegangen sind; ist eine andere ·Tat­
sache. Ich möchte damit nur sagen; wir würden 
es ablehnen, daß man so tut, als würde man 

59. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)116 von 145

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 59. Sitzung - 19. Dezember 1972 5557 

Dr. Blenk 
deswegen, weil man immer nur den Begriff 
Demokratie und demokratisdl und Demokrati­
sierung in den Mund nimmt, dafür etwa ein 
Primat habe. 

Idl bin aber der Meinung und wiederhole 
das, was wir an grundsätzlichen Forderun­
gen an diese Hochschulorganisation, an dieses 
UOG zu stellen haben: Personalisierung der 
Verantwortung, Aufbau eines modemen 
Hodlsdlull:Ilanagements. Die starke Manage­
mentstruktur muß &ber begleitet sein von 
einer gleichstarken Kontrollstruktur, von einer 
Stärkung der Kontrollredlte und der Erridl­
tung eines entspredlenden Kontrollorgans. 

Die Sidlerung der Hochschulautonomie ist 
notwendigerweise durdl Zurückverlagerung 
der letztinstanzlichen Entscheidungen auf den 
Hochsdlulboden zu gewährleisten. Schließlidl 
bedarf es der Verbesserung des beruflichen 
Fortkommens der Hodlschullehrer, Dozenten 
und Assistenten durdl Schaffung einer 
echten Laufbahn, und zwar nicht nur 
der akademischen, sondern audl durdl 
Eröffnung und Ausweitung der Forsdlungs­
tätigkeit an den Hochsdlulen und den 
mit den Hodlschulen koopE:lrierenden außer­
hodlsdlulisdlen Einridltungen. Die Hodl­
sdlulen dürfen, kurz gesagt, nicht wie eine 
staatlidle Behörde organisiert sein oder gar 
als staatlidle Behörde, sondern sie sind als 
autonomer Körper zu sehen, in dem sidl 
Wissensdlaft vollzieht, in dem Wissensdlaft 
vermittelt wird, der aber dEmnodl die von 
der Gesellsdlaft zur Verfügung gestellten 
finanziellen Mittel unter Anwendung moder­
ner Managementmethoden auf effiziente 
Weise, . und bei den Entsdleidungen von der 
Uberlegung der intellektuellen Autorität aus­
gehend, zum Einsatz bringt. 

Frau Bundesministerl Ich bin damit am 
Ende. Ich mödlte Ihr Verständnis als selbst­
verständlidl voraussetzen, daß wir angesichts 
dieser nur bruchstüCkhaft aufgezeigten 
Budgetlage und angesichts der hochschul­
politisch besonders negativen Situation diesem 
Budgetkapitel die Zustimmung nicht geben 
können. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Die vom Abgeordneten Dr. Blenk 
und Genossen eingebrachten Entschließungs­
anträge stehen mitzur Verhandlung. 

Nächster Redner- ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Scrinzi. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin 
mir nicht ganz darüber im klaren, ob es mit 
den Gepflogenheiten in diesem Haus vereinbar 
ist, aber idl mödlte mir doch erlauben, am 
Beginn meiner Ausführungen anläßlich des 

Ablebens des Herrn Universitätsprofessors· 
Dr. Rohradler einige Worte des Dankes zu 
sagen, vor allem deshalb, weil Professor 
Rohradler jener Typus des aufgeschlossenen 
Hochschulprofessors war, der in den zurück­
liegenden Jahren, wo dieses Haus sich 
bemüht hat, den unmittelbaren Kontakt 
zwischen Parlament und Wissenschaft zu ver­
stärken, einer der aufgesdllossensten Ge­
sprächspartner war, den wir finden konnten. 
Darüber hinaus hat er sidl zweifellos als Prä­
sident des Kuratoriums im Rahmen der Grund­
lagenforsdlung erhebliche Verdienste erwor­
ben. Er war ein unermüdlidler Anwalt der 
Förderung der wissenschaftlichen Forsdlung, 
war aber audl zugleich ganz besonders auf­
geschlossen für die Anliegen der ·außer­
universitären Forsdlung. 

Wir bedauern, daß wir diesen Mann, diese 
Persönlidlkeit so unerwartet verloren haben. 

Meine Damen und Herrenl Ehe ich midl 
meinem heutigen Thema zuwende, nur ein 
paar Worte zu den Ausführungen meines Vor­
redners, des Herrn Abgeordneten Dr. Blenk. 

Es ist richtig, daß die Freiheitlidle Partei 
ein Anwalt der Schaffung des Ministeriums 
für Wissensdlaft und Forschung war. Wir 
bekennen uns auch heute nodl dazu. Idl 
glaube, daß bei objektiver Betradltung gesagt 
werden muß: Der Sdlritt war im Grunde ein 
richtiger. Wir haben, und das war durchaus 
notwendig, von allem Anfang an Wert darauf 
gelegt zu betonen, daß durdl die Sdlaffung 
dieses Ministeriums kein unvertretbarer zu­
sätzlicher Verwaltungs aufwand entstehen soll. 

Man kann natürlich darüber streiten, ob 
dieser Forderung Redl.nung getragen wurde, 
ob auch das heute vorliegende Budgetkapitel 
dem entspridlt. Ich habe in diesem Zusammen­
hang nidlt·· die Aufgabe, die Frau Bundes­
minister zu verteidigen. Aber ich möchte doch 
darauf hinweisen, daß auch wir uns im Aus­
schuß die Frage angelegen sein ließen, wie es 
sich mit der Entwicklung der Verwaltungsaus­
gaben im Ressort verhält. Wir haben die Auf­
klärung erhalten, daß es sidl zum Teil nur um 
Umsdli~tungen aus dem früheren gemein­
samen Ressort handelt, daß zum Teil besol­
dungsredltlidle Änderungen, die außerhalb 
der Kompetenz des Ministeriums lagen, Mehr­
belastungen gebradlt haben und daß audl ein 
begrenzter edlter Mehraufwand vorliegt. 

Ich nehme an, daß die Frau Bundesminister 
nodl einmal im Hohen Hause zu dieser Frage 
des Abgeordneten Dr. Blenk Stellung nehmen 
wird. 

Idl glaube audl, ohne daß idl mir anmaße, 
meinen Vorredner zensurieren zu sollen, wir 
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sollten den liebsten Buh-Mann der Aus­
einandersetzung zum Thema außeruniversi­
täre Forschung, die Boltzmann-Gesellsdlaft, 
eigentlich etwas aus dem Spiel lassen. Denn 
unabhängig davon, ob man kritisieren mag, 
daß der Förderungsaufwand verhältnismäßig 
zu groß ist, den diese GeSieIlsdlaft hn 
speziellen erfährt, so habe ich mir aus Anlaß 
einer ähnlichen Debatte im vergangenen Jahr 
die Mühe genommen, die Publikationen dieser 
GesellsdJ.aft anzuschauen. 

. Sie liegen zu einem, niCht unerheblichen Teil 
auf mßinem engeren Fac::hgebiet, nämlidl der 
mediiinisdlen ForsdJ.ung, und soweit ich mir 
ein Urteil ·anmaßen darf - als Nicht­
qualifizierter sozusagen, aber dodJ..als ein 
einigermaßen SadJ.kundiger -, muß einfach 
gesagt werden, daß sehr solide, hervorragende 
Arbeit wie in vielen anderen und ähnlichen 
außertIniversitären Forschungseinridltungen 
geleistet wird. Wir sollten uns bemühen, die 
ForschungseinridJ.tungen als solche möglichst 
aus dem parteipolitischen . Streit heraus­
zuhalten. (Beifall bei der FPö.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Wir haben das vorliegende Budgetkapitel For­
schung und WissensdJ.aft sehr kritisch durch­
leuchtet. Bei aller Kritik - und ich werde 
sie bei ein paar einzelnen Ansätzen noch be­
gründen - .. waren wir aber dann in der 
Schlußbeurteilung doch zur Auffassung ge­
kommen: Wenn man in diesem Inflations­
budget überhaupt von' Schwerpunktbildung 
reden kann, dann ist zweifellos dieses Kapitel 
eines von jenen, in denen man von dem zum 
Teil gelungenen Versuch einer Schwerpunkt­
bildung sprechen kann. 

Wir verkennen nidlt, daß gerade in Anbe­
tracht der ohnedies aUe vertretbaren Grenzen 
überbordenden Budgetausweitung Unmög­
liches in diesem Ressort nicht zu v-erlangen 
war, aber einSchritt weiter, ein längst fälliger, 
wenn audl' ein keineswegs ausreichender 
Schritt scheint uns zumindestens getan. So 
haben wir uns' entschlossen, diesem Kapitel 
unsere Zustimmung zu geben, obwohl wir 
bekanntlich das Gesamtbudget ablehnen; dies 
auch aus einer wissenschafts- und forschungs­
politisdlen Grundsatzüberlegung. . 

Idl habe schon aus einem anderen Anlaß 
vor kurzem in diesem Haus darauf hinge­
wiesen, daß erfreulidlerweise inden letzten 
sechs, sieben Jahren alle Gesetze, die wir auf 
dem Gebiete Hochschule, Wissenschaft, For­
schung, Forschungsförderung, Studienbeihilfen 
uIid so weiter· beschlossen haben, einstimmig 
besdllossen wurden. Das halte ich für außer­
ordentlich wertvoll. Das halte ich vor allem 
deshalb für wertvoll, weil die Gefahr, daß 

der Bereich der Wissenschaft, der Hohen 
Schulen, der Forschung allzusehr ins ideo­
logische Streitfeuer gerät, vermieden wird. 
Wenn man die Fundamente gemeinsam legt, 
dann wird es sehr schwer möglich sein, daß 
eine einzelne Gruppe, auch wenn eine kleine 
Mehrheit sie dazu in die Lage versetzen sollte, 
diese Fundamente zerstört. Diesen Weg 
weiterzugehen sollten wir uns bemühen. 

Das wird uns nicht ·abhalten, die Entwick­
lung in diesem Re!!sort auch künftig sorg­
fältig und kritisch zu beobachten sowie Ent­
w.iddungsansätze, dde uns verfehlt oder be;­
denklich erscheinen, offen und hart zu 
kritisieren. Wir haben .die .Strukturschwächen 
dieses' Budgetkapitels keineswegs übersehen. 
Wir sind uns dariiber im klaren, daß eines 
der vordringlichsten Probleme der. Hohen 
Sdlulen, die Behebung der Raumnot, nicht 
gelungen ist. Aber wie ich' schon sagte: Wir 
sind uns auch darüber im klaren, daß das nicht 
mit einem Schritt gelingen kann. Wir 
bedauern, daß die Steigerung der Mittel für 
den Hochschulbau, die 1971/12 bekanntlich 
48,4 Millionen Schilling ausmachte, diesmal 
nur 9 Millionen Schilling beträgt. Und wenn 
man die Veränderung des Baukostenindex be­
traciltet, so bedeutet. das eine Stagnation, 
wenn nicht -einen Rückgang der effektiv zur 
Verfügung stehenden Mittel. 

Wir haben schon im Aussdlußkritisiert, daß 
die Erhöhung von 6 Millionen Schilling auf 
dem Sektor Studentenheim-Wohttbau völlig 
unzureichend ist. Wir hatten die Hoffnung, 
daß hier Änderungen möglich sein werden. 
Denn nach wie· vor stehen wir auf dem 
Standpunkt, daß die wirksamste Studien­
förderungsmaßnahme die Zurverfügung­
stellung moderner und erschwing1idler Zim­
mer für unsere studierende Jugend ist. - Auf 
den besonderen Notstand für die weiblichen 
Studierenden ist ja von versdliedenen Seiten 
schon wiederholt' hingewiesen worden; ich 
kann das nur bestätigen. 

Daß die Förderungskredite einer zehn­
prozentigen und wahrscheinlich einer noch 
weiter g.ehenden Kürzung unterliegen werden, 
ist bedauerlich und zu kritisieren. Daß der 
Investitionsaufwand '. für die Mensen gleiCh­
falls gekürzt werden mußte beziehungsweise 
gekürzt wurde, muß von uns als Mangel 
gerügt werden. Hier gilt das gleiche: Ein 
moderner Mensabetrieb zu vertretbarenPrei­
sen ist die breitestgestreute soziale Hilfe, die 
man der studierenden Jugend zuteil werden 
lassen kann. 

Auch der Sächaufwand wurde offensidltlich 
unter dem Druck. des zunehmenden Personal­
aufwandes unerfreulich gekürzt; 
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Die Situation an der HochsdlUle Klagenfurt 

ist nicht befriedigend. Das haben wir gemein­
sam vor kurzem in Klagenfurt sowohl im 
Landtag aUdl, durch sozialistische 
Sprecher - wie im Universitätsbund fest­
stellen müssen. Wir haben über den Uni­
versitätsbund eine Resolution an die Frau 
Bundesminister gerichtet und unsere Unzu­
friedenheitüber die langsame Abwicklung ge­
wisser Berufungen zum Ausdruck gebracht. 
Wir haben die Probleme der besonderen 
Raumnot dargestellt. 

Ich hoffe, Frau Bundesminister, diese Gesteh 
bedeuten· nicht, daß Sie di~ Dinge so einfach 
abtun. wollen. Wir l1aben hier ein in Ent~ 

wicklung begriffenes Kind, und Sie wissen, 
daß die Schäden, die in der jugendlichen Ent­
wicklungsphase gesetzt werden, besonders be­
denklich und fortwirkend sind. 

Auch die Situation an der Hochschule in 
Saliburg ist unbefriedigend. Obwohi ich mich 
hier realistismerweise dazu bekenne, daß es 
keinen ·Sinn hätte, mit unzureichenden Mitteln 
den an sidl richtigen Wunsm der Salzburger 
auf Vollausbau der Universität und In­
stallation der Medizinischen Fakultät zu 
erfüÜen. Hier muß eine vernünftige Gewich­
tung unter Berücksichtigung der finanziellen 
Möglidlkeiten vorgenommen werden. Idl bin 
überzeugt, daß in· absehbarer Zeit Verhand­
lungen mit dem Land Salzburg, das so ähnlich 
wie die Stadt Klagenfurtbereit ist, für diesen 
Ausbau ~rhebliche Opfer zu bringen, erfolg­
reich sein werden. Es wäre sinnlos, eine 
Lösung zu suchen, die dann Talmi sein müßte. 

Auch an weiteren Hochschuleri - wir haben 
das in verschiedenen Anfragen und Dis­
kussionen schon zum Ausdruck gebradlt: etwa 
an der Hodisdlule fur Welthandel in Wien, 
auch an einer Reihe von Instituten der· Uni­
versität und Hochschule in Graz - sind drin­
gendste Probleme zu bewältigen, die, das ist 
sidler, nicht ideal in dIesem Budget gelöst 
sind. 

Aber im gesamten vergessen wir natürlich 
nicht die Möglichkeiten, die das Ressort im 
Rahmen des Gesamthaushaltes hat. Mir 
scheint es - das will ich hier zum Ausdruck 
bringen -, daß. sich die Frau Bun4esminister 
reli;ltivganz gut durchzusetzen vermocht hat. 
Ich würde also sagen: Sie hat hier ihren Mann 
gestellt!, obwohl· sie das nicht sehr gern hört. 

Meine Damen und Herren! Das waren die 
Uberlegungen, daß wir gesagt hab~n: Trotz 
a11 dieser Mängel undSchwädlen wird das 
Kapitel unsere globale Zustimmung finden. 

Ich möchte mich im zweiten Teil meiner heu­
tigen Ausführungen aber mit etwas befassen, 

was doch sehr eng auch mit der Entsdleidung 
über den Haushalt zusammenhängt und was 
eine notwendige Klärung herbeiführt: 

Frau Bundesminister I Die Zustimmung zu 
dem Kapitel bedeutet keineswegs die Zustim­
mung zu den Vorhaben, die von Ihrem 
Ressort auf dem Gebiete der Hochschulpolitik 
in der nächsten Zukunft beabsichtigt sind. 

Es bedeutet keine· Zustimmung zu dem 
Universitäts-Organisationsgesetz-Entwurf, der 
derzeit als Ministerialentwurf im Begut­
achtungsverfahren ist. Ich betone, was ich 
sdlon aus· einern· anderen Anlaß vor wenigen 
Tagen gesagt habe: Eine HochschuIreform, die 
man ge gen die HochSchule machen wollte, 
wäre von vornherein eine schlechte Hoch­
schulreform und zum Scheit,ern verurteilt. 

Soweit wir das Ergebnis des Begutachtuhgs­
verfahrens überblicken, ist der Entwurf über­
wiegend, ja fast einstimmig im Hochschul­
bereidl auf Ablehnung gestoßen. Idl glaube, 
das sollte uns und vor allem Sie, wenn Sie die 
Ergebnisse der Stellungnahmen aus dem Be­
gutachtungsverfahren überarbeiten, ver­
anlassen,. das gesamte Problem noch einmal 
neu und grundsätzlich zu überdenken. Mir 
sdleint, . daß im Zuge der s(>genannten Hoch­
schulkrise eine Uberdeckung, eine Konter­
mination von zwei im Grunde versdliedenen 
Prozessen eingetreten ist, einem echten und im 
engeren Sinne hochschulpolitisdlen und einem 
geselIsdlaftspolitisdlen. 

Es ist unbestritten - und da, glaube ich, 
gehen alle drei Fraktionen dieses Hauses den 
gleichen Weg -: Die Hochschule bedarf einer 
grundlegenden strukturelle.n Reform, aber 
einer Reform - um mit einem Universitäts­
lehrer zu spreChen, der sich jüngst in der 
Presse geäußert hat -, bei der man nicht das 
Kind mit dem Bad ausschüttet. 

Es gibt echte Motive für die Hochsdlul­
reform, die in einer kritischen Situation der 
Hochschule selbst begründet Hegen. Da ist die 
Frage der Hochsdnilverfassung neu zu über­
detiken, wenn auch nidlt in einem allzu ver­
einfachten Schema: Hier Ordinarienuniversität, 
da die fundamental demokratisierte Universi­
tät neuer Prägurig. Zw.ischen den beiden Polen 
der sehr gerne· verzeichneten autoritären 
Ordinarienuniversität und der total demo­
kratisierten liegt der Typus einer Universität, 
die in ihrer Grundverfassungvernünftige 
ModeUe de.\' Mitbestimmung aller an der 
Universität tätigen Gruppen verwirklicht. 

Wir sind zweitens der Meinung, daß bei 
Bestehenbleiben der grundsätzlichen Einheit 
von· Forschung und Lehre überdacht werden 
muß, ob dieses Syst(ilm heute ideal ist, um die 
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neuen Aufgaben der Hohen Schulen zu bewäl­
tigen. 

Wir bekennen uns zu dieser Einheit. Wir 
haben sie auch im einstimmig angenommenen 
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz vel:,­
ankert. Wir meinen aber, daß wir über diese 
tragende Achse der Einheit von Forschung 
und Lehre hinaus neue Funktionsbereiche ent­
wickeln müssen, in denen wir einerseits 
Akzente setzen, die sich auf die Lehraufgabe 
oder wenn man dieses Wort hier 
gebrauchen darf - auf die Schulaufgabe der 
Universität konzentrieren, und in der anderen 
Richtung diese Einheit ausgliedern müssen mit 
dem Schwerpunkt der Forschungsaufgaben der 
Universitäten. 

Dabei kommt es zweifellos sehr darauf an, 
die universitäre und die außeruniversitäre 
Forschung noch besser als bisher zu 
koordinieren und zu verschränken, ohne daß 
es dadurch zu einer Verlagerung der Schwer­
punkte der Forschung außerhalb der 
Universität kommt. Wer aber die Situation 
nüchtern beurteilt, weiß, daß wir auf eine 
Entwicklung zusteuern, wo sich sowohl quan­
titativ als ,auch qualitativ ein Gleichziehen der 
beiden Forschungsbereiche herausentwickeln 
wird, was keineswegs zur Auf- oder Ab­
wertung der einen oder, der anderen Seite 
führen muß und auch keineswegs -'- ganz im 
Gegenteil - zu einer ,Niveausenkung im 
universitären oder außeruniversitären For­
schungsbereich führen soll. 

Die dritte große Frage, die vielleicht ganz 
besonders die Hochsdlulkrise ausgelöst und 
verschärft hat, sind die Probleme, die mit der 
sogenannten Bildungsexplosion Und mit der 
sich nun vom Gesellschattspolitischen her 
ergebenden Notwendigkeit zusammenhängen, 
der Gesellschaft, dem Staat, der Offentlichkeit, 
ihren Institutionen die erforderliche Zahl 
akademischer Berufe zur Verfügung zu stellen. 

Das sind tinserer Meinung nach die kri­
tischen Punkte der HOchsdlUlreform, und das 
müssen die Motive bleiben, wenn wir eine 

, reformierte Universität 'entwickeln oder wenn 
wir, wie Sie es jetzt vor wenigen Tagen ange­
kündigt haben, darangehen, zuerst. moderne 
Modelle zu entwickeln, ein Weg, der unter 
ganz bestimmten Voraussetzungen durchaus 
diskussionswürdig erscheint, weil sehr zu 
überlegen ist, Frau Bundesminister, ob es bei 
einer im Fluß, befindlichen Entwicklung zweck­
mäßig ist, die derzeitige Struktur fundamental 
zu ändern, um dann erst, möglicherweise nach 
einigen Jahren, draufzukommen, daß wir uns 
mit dieser Änderung nicht im allgemeinen 
europäischen Trend bewegen. 

Wenn ich Sie an Ihre Rede in Straßburg 
erinnern darf, Frau Bundesminister, so haben 
Sie ja selber gemeint, es wäre eine Aufgabe, 
die im Rahmen des Europarates bewältigt 
werden müßte, diese Trends zu analysieren, 
ihre Richtung festzustellen, ihre inneren 
Strukturen zu prüfen. 

Nun sollte aber die Strukturänderung hier­
zulande nicht unbedingt dem Ergebnis dieser 
Prüfung und dieser Entwicklung vorausgehen. 
Ich glaube, wir werden bei den derzeit noch 
bestehenden großep Differenzen in unseren 
Auffassungen zur Hochschulreform doch zu 
einer gemeinsamen Lösung kommen,' wenn 
wfr scharf trennen, was ich nun versucht 
habe mit ein paar Stichworten ,als die eigent­
liche Strukturkrise der Hochschule zu bezeich­
nen, von dem, was nicht Krise in der Hoch­
schule ist, sondern was erst von außen im 
Zuge gesellschaftspolitischer kritischer Ent­
wicklungen hineingetragen wurde; eine Krise, 
die nui an der Hochschule gemacht wird, weil 
man bestimmte gesellschaftspolitische Ziel­
setzungen hat, die man glaubt, im quasi 
Modellversuch und unter besonders günstigen 
Voraussetzungen an der Hochschule verwirk­
lichen zu können. 

,Ich hoffe, Sie, Frau Bundesminister, sehen 
hier die Dinge kritisch und klar und identifi­
zieren sich nicht mit Entwicklungen und Auf­
fassungen, wie sie im Bereich der 
sozialistischen Studentenschaft festzustellen 
sind. 

Hier darf ich mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten die Resolution des Oster­
reichischell Studententags vom Jahre 19'12 
zitieren, die als Resultat der Uberlegungen des 
Arbeitskreises "Klassenlage der Intel­
lektuellen" geliefert wurde. Da kommt nun der 
gesellschaftspolitische Aspekt jener Pseudo­
hochsdlUlreform, wie ich glaube, sehr klar zum 
Ausdruck, und man muß irgendwo für diese 
Klarheit dankbar sein, denn sie grenzt 
Positionen ab. Es heißt hier: "Die Funktion der 
Universität heute ist also eine Züchtung von 
Herrschaftseliten. Sie hat als Institution eine 
herrschaftsstabilisierende Funktion. Diese 
erfüllt sie durdlaus. Wir verweisen auf die 
geringe Anzahl von Studenten aus der 
Arbeiterklasse und aus der Bauernschaft. Für 
die wenigen aus der Unterschicht, die trotz­
dem die Barrieren überwinden können und 
studieren, ist die Universität eine 
Sozialisationsanstalt zum Bürgertum. Die 
herrschende Klasse stabilisiert sich, indem sie 
die besten Köpfe der Ausgebeuteten an sich 
zieht." 

Diese Resolution schließt mit folgender Ziel­
setzung: 
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"Unsere Politik richtet sich daher auf eine 

Umgestaltung des herrschenden: Systems in 
Richtung auf eine klassenlose Gesellschaft, mit 
der zugleich am Ende auch die heutige 
Universitätsinstitution verschwindet." 

Frau Bundesministerl Meine Damen und 
Herren von der sozialistischen Fraktion! ICh 
hoffe, daß Sie die Hochschulreform nicht unter 
diesen Aspekten sehen. Denn dann würde ich 
wirklich keine Möglichkeit einer gemeinsamen 
Basis finden. Wir werden - nach unseren 
Kräften jeden Versuch verhindern, der die 
Hochschulen zu einem Experimentierfeld für 
sozialpolitische Minirevolutionen machen 
muß. 

Es wäre sehr notwendig, daß ,aus dem Ent­
wurf der Regierungsvorlage, die wir, wie in 
Aussicht gestellt wurde, im März im Haus zu 
erwarten haben, noch jene Reste entfernt 
werden, deren Charakter allzu sehr den Ein­
druck erweckt, daß man hier eine Revolution 
von oben her verfügen möchte, wie es einer 
der Kritiker des Entwurfes formuliert hat. 

Frau Bundesminister! Damit Sie sich darüber 
im klaren sind, -daß wir im Zusamm~mhang 
mit dem Universitäts-Organisationsgesetz 
realistische und diskussions,bereite Partner 
sind, möchte ich mir erlauben, Ihnen ein paar 
Schwerpunktgedanken von dieser Stelle aus 
vorzutragen, woraus Sie eben unsere Position 
sehen und werten können. 

Wenn Sie bei dem bleiben, was Sie im 
SPO-Hochschulkonzept 1969 und in der 
Regierungsvorlage dazu gesagt haben, nämliCh 
das Mitbestimmungsmodell in Form der funk­
tionsorientierten Mitbestimmung zu verwirk­
lichen, werden wir zweifellos eine gemein­
same Basis finden. Kein Verständnis werden 
Sie bei uns finden, wenn es darum geht, 
lineare Paritäten nach irgendwelchen abstrak­
ten Mitbestimmungsvorstellungen ohne Rück­
sicht auf Qualifikation, ohne Rücksicht auf die 
Fähigkeit und Notwendigkeit der Ver­
antwortung -durchzuziehen, und - zwar mit 
Mehrheitsverhältnissen durchzuziehen, Dinge, 
die die innere Stabilität, aber auch die echte 
Entwicklungsdynamik der Hochschulen ge­
fährden, und derartige Mitbestimmungs­
organe zu Interessenvertretungen mit dem 
Versuch umzufunktionieren, ideologische Mo­
delle zu starten und durch ständig schwan­
kende Mehrheitsbildungen Machtpolitik zu 
verwirklichen. 

Daß wir keiner Reform zustimmen, welche 
die verfassungsmäßig gewährleistete Freiheit 
von Forschung und Lehre schmälert, brauche 
ich nicht besonders zu betonen. Dabei sind 
wir uns durChaus darüber i:pJ. klaren, daß es 
in der Vergangenheit - vielleicht auch in 

der Gegenwart - gelegentlich zum Freiheits­
mißbrauch durch einzelne gekommen sein 
mag. Wo wäre so etwas nicht möglich? Das 
ist ja letzten Endes das Risiko der Freiheit. 

Bedenklich hat mich, Frau Bundesminister, 
eine Passage in Ihrer schon genannten Straß­
burg er Rede gestimmt, die ich nicht nur in 
der "Zukunft" gelesen, sondern mir schon 
seinerzeit angehört habe. Ich sage das, ohne 
noch einmal auf di'e Vorfälle in den letzten 
Tagen zu replizieren. Mir scheint die hier im 
Hause darüber abgeführte Diskussion befrie­
digend oder weitgehend befriedigend verlau­
fen zu sein. Ich glaube, Sie haben Ihre Posi­
tion doch g-eklärt. 

Sie, Frau Bundesminister, haben zum Thema 
"Freiheit der Wissenschaft" in Straßburg ge­
meint - -hier zitiere ich jetzt aus diesem 
Vortrag-: 

Die Bedrohung der Freiheit der Wissen­
schaft scheint jedenfalls heute nicht so sehr 
vom Staat oder der Gesellschaft gegeben zu 
sein, da sie ja durch justiziable Rechtsnormen 
abgeschrankt ist, sondern vielmehr von einer 
eli tärer Demokratievorstellung verhafteten 
Haltung der Closed-society auszugehen. 

Das ist, wie ich. meine, doch eine sehr ein­
seitig gewichtende Formulierung. 

Ich sagte: Bedrohung der Freiheit vom 
Staate her. Vielle~cht ist das Wort "Be­
drohung" in diesem Sinn nicht ganz richtig 
angewendet, zumaI ich meine, daß im UOG­
Entwurf eine ganze Reihe von Ansätzen ent­
halten ist, mit denen der Eingriffsbereich des 
Ministeriums und der Ministerialbürokratie zu 
Lasten der Autonomie der Hohen Schulen 
bedenklich erweitert wird. Das bedeutet natür­
lich auch eine vom Staat her angezielte Frei­
heitsbeschränkung. 

Aber - hier, glaub;e ich, sind wir uns ja 
alle einig - richtig ist, daß mindestens 
ebenso die Freiheit von Forschung und 
Lehre durch Reformmodel1e nicht nur abstrakt 
und nicht nur in der Diskussion, sondern 
ganz konkret dort, wo solche Modelle ver­
wirklicht wurden, durch Macht- und Gruppen­
politik gefährdet, ja in manchen BereiChen 
überhaupt aufgehoben ist, wie die unerfreu­
lichen Vorgänge etwa an bestimmten Modell­
universitäten der Bundesrepublik Deutschland 
beweisen. 

ICh meine, wir sollten aus diesen Erfahwn­
gen Lehren ziehen. Wir müssen mit Bedauern 
vorerst sagen, daß im UOG-Entwurf nicht 
allzuviel davon zu spüren list, daß Lehren 
gezogen wurden. In mancher Richtung geht 
ja dieser UOG-Entwurf über bundesdeutsche 
Modelle hinaus, die schon bewiesen haben, 
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daß sie nidlt praktizierbar sind, jedenfalls 
nicht praktizierbar, ohne Wissensdlaft, For­
sdlung und Lehre erheblidl zu schädigen. 

In bezug auf die Institutsverfassungkönnen 
wir dem Entwurf nidlt folgen. Wir sind zwar 
audl der Auffassung, daß das Institut die 
kleinste tragende, die elementare Einheit der 
Hodlsdlule ist. Das gesunde, das leistungs­
fähige, das effiziente Institut hat in diesem 
Zusammenhang eine ähllliche Funktion wie 
die Familie, und zwar sowohl. in Rdchtung 
Lehre wie Forsdlung. Das Institut ist Basis 
einer gesunden Universität, wie dJies auf der 
anderen Seite die FaIlllilie in einer Gesell­
schaft sein muß, die gesund bleiben will. 

Wir zweifeln also dar an, ob das die Stufe 
ist, auf der ein exzessives Mitbestimmungs­
modell verwirklicht werden soll, schon von 
der Okonomie der Arbeit sowohl der Pro­
fessoren, Dozenten und Assistenten als auch 
von der derStudierenden her gesehen. 

Selbstverständlich aber auch im Hinblick 
auf die Frage: Wird durch diesen Entwurf 
nicht die gewährleistete Freiheit von For­
schung und Lehre in Frage gestellt? - Hier 
liegen Erfahrungswerte vor. Hier liegen auch 
in bezug auf die so oft beschworene ver­
besserte Effizienz, die ein Ziel der Hochschul­
reform sei, quantifizierte Erfahrungen vor, 
etwa gemessen an der Zahl von wissenschaft­
lichen Arbeiten und Publikationen, die diese 
demokratisierten Institute geliefert haben. An 
der Freien Universität in Betlin ist die Zahl 
der wissenschaftlichen PubIikationenseit 
di~se neuen Modelle dort praktiziert w'erden, 
um 50 Prozent zurückgegangen. Das spricht 
eine eindeutige Sprache. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch auf 
den Bericht des Herrn Professors Fettweis von 
Graz, der Sie auf der Studienreise· zum 
Studium von verschiedenen Hochschulmodel­
len in Westeuropa begleitet hat, hinweisen. 
Dieser Bericht ist· alles· andere eher als er­
mutigend und sollte ein Anlaß sein. daß wir 
bei unserer Hochschulreform nicht Wege be­
schreiten,die sich schon andernorts als nicht 
zielführend erwiesen haben. 

. Wir werden uns auch gegen jede Ein­
schränkung der Autonomie der HohEm 
Schulen wehren. Wir wollen damit nicht einen 
Zustand oder gar eine EntwicklUllg verteidi­
gen, die etwa der Hochsdlule eine exterri­
toriale Position in unserer Gesellschaft geben 
soll. Im Gegenteil: Wir müßten neue Instru­
mente finden. um die Zusammenarbeit zwi­
schen Hochschule und Gesellschaft zu ver­
bessern und zu verstärken. Wir werden dies­
bezüglich seht konkrete und moderne Vor­
schläge unterbreiten. 

Den Eingriff des Ministeriums in das Habili­
tations- . und Berufungsverfahren müssen- wir 
ablehnen. Im Berufungsverfahren natürlich 
insoweit nicht, als die Entscheidung über die 
letztliche Realisierung der Berufungsvor­
schläge nadl wie vor im Ressortbereich liegen 
muß, aber nicht mehr, daß dort die Kriterien 
überprüft werden können, nach denen die 
Berufungsvorschläge erfolgt sind, sondern nur, 
daß geprüft .wird, ob diese Kriterien prakti­
zierbar sind. Das :ist die Aufgabe der eigent­
lichen Berufungsverhandlung,wobei wir 
Ihnen, Frau Bundesminister, sehr viel -mehr 
Autonomie .gegenüber dem Herrn Finanzmini­
ster wünschen würden. Ich habe das von hier 
aus schon vor einem Jahr gesagt: Mir sdleint 
es unerträglich, daß sich nicht zuletzt du~ch 
ständige Einsprüche von seiten des Finanz­
ministeriums Berufungsverhandlungen zer­
schlagen oder häufig ungebührlich in die 
Längegedehrit werden. 

Wir werden weiters, Frau Bundesminister 
keinem Reformsystem zustimmen, das durch 
eine Explosion von kollegialen demokrati­
sdlen Sitzungen und Verwaltluigsvermehrun­
gen zu. einer- Kostenexplosibn führen muß. 
Hier liegen gleidlfalls sdlon quantifizierte Er­
fahrungen vor neben den geschätzten Zahlen, 
daß etwa der Verwaltungsaufwand für die 
Freie Universität Berlin Um rund 300 Prozent 
gestiegen ist. An einzelnen HochsdlUlen sind 
sehr konkrete -Berechnungen erfolgt. was die 
Roeform gekostet hat. • 

Nun seheidl sdion den_ Einwand kommen: 
Demokratie muß man - sich etwas kosten 
lassen! - Jawohl. Aber Demokratie muß auCh 
vernünftig praktiziert werden; Demokratie am 
richtigen Ort und nicht ci.m falschen Ort. und 
Demokratie nicht um einen Preis, der letzten 
Endes dann . auf Kosten der QualiÜit und der 
Effizienz .jenerEinri~tungen gehen muß, die 
man demokratisieren will. Es stimmt durChaus 
mit den Erfahrungen übereiri, daß die funda­
mental . demokratisierte Hochschule nach be­
stimmten Modellen, - wie sie· die Bundes­
repubLik praktiziert hat, nicht mehr funktions­
fähig ist. 

Eng mit dieser Frage hängt eine grundsätz­
liche Entscheidung zusammen. Es gehört zu 
den, fast möchte im smon sagen, ein wenig 
abgebrauchten. Schlagworten. von der Bi!­
dungsgesellschaft zu reden. Sicher geht die 
Entwicklung der Menschheit und der Gesell­
schaft auf eine über mehr Wissen über. mehr 
Erfahrung .und über mehr Bildung' verfügende 
Gesellschaft hin. . 

Ich verweise auf die skeptischen Äußerun­
gen des Soziologen . Gehlen vor einig'en 
Monaten in einem Gespräch.· im Salzburger 
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Nachtstudio oder iIp. Rahmen der t-Io&sdml­
gespräche in Salzburg. Gehlen hat gesagt, all­
mählich könne er sich unter Bildungsgesell­
schaft kaum mehr etwas vorstellen. Er könnte 
sich noch etwas vorstellen unter einer Aus­
biLdungsgesellschaft, und er hat damit ein 
echtes Problem dieser Bildungsgesellschaft an­
gerissen. 

Wenn ich gewisse extreme Entwicklungen 
kritisch analysiere, so gltaube lich feststellen 
zu können, daß für viele oder, sagen wir 
besser - es ist Gott sei Dank eine Minder­
heit -, für eine zunehmende Minderheit Bil­
dung freilich ein Alibi für Leistung ist. Ein 
sehr verschwommener Bildungsbegriff, ein 
sehr verschwommenes, ein . sehr diffus 
engagiertes Bildungsstreben bei Nadllassen 
des Engagements für eine verantwortlidle, für 
eme sachkundige Ausbildung in einer kon­
kreten Richtung. 

Sie selbst, Frau Bundesminister, haben 
schon als Abgeordnete, später aber auch 'als 
Ressortminister, wenn ich in diesem Hause 
das Thema. angesdlnitten habe, daß die be­
stehenden universitären Bildungs- und Aus­
biIdungseinridltungen allmählich nidlt mehr 
in der Lage sind, die Bildungsnachfrage zu 
bewältigen und, insbesondere den Ausbil­
dungsauftrag zu bewältig~n, und idl das 
Thema des Numerus clausus angeschnitten 
habe, immer sehr heftig widersprochen. 

Sie selbst haben aber wiederum in ihrer 
Straßburger Rede auf die Konsequenzen hin­
gewiesen, die der Numerus clausus von 
Nachbarländern für uns hat. Das heißt, Sie 
haben sehr richtig formuliert: Der Numerus 
c1ausus wird gewissermaßen importiert. -
Und in diesem Punkt stimme ich Ihnen zu. 
Jch war immer schon dieser Meinung und 
habe auf die unvermeidlichen Konsequenzen 
hingewiesen. Im habe betont, ,daß dieser 
Druck zwangsläufig dazu führt, daß die Aus­
bildung nidlt mehr gewährleistet ist, denn 
was soll in einer Hauptvorlesung mit 
1200 Hörern noch wirklidl an Bildungs- und 
WissensvermittIung mögIidl sein? Idl habe 
vor wenigen Tagen den Brief einer Mutter 
bekommen, die mir sdlreibt: Wie ist es mög­
lich, daß meine Tochter in Wien nach sechs 
Wochen nodl immer keinen Sitzplatz in ihrer 
Vorlesung findet? 

Das ist die eine Seite. Die andere Seite 
ist die, daß damit natürliCh die Auslese­
kriterien, die Prüfungskriterien zwangsläufig 
gesenkt werden müssen. Der Professor ist. ja 
gar nidlt mehr in der Lage, auch bei Heran­
ziehung jener Mitarbeiter im Lehrbereidl, die 
ihm heute viel zuwenig, wie wir wissen, zur 
Verfügung stehen, sidl RedlensChaft über 

Wissen, Können und Entwicklung seiner Stu­
denten zu geben. Es ist also damit eine gefähr­
lidle Niveausenkung im Anzug. 

Wenn wir auf der anderen Seite diesen 
BiIdungsansprudJ., der durdJ.·aus zu RedJ.t heute 
durch Konventionen geschützt ist, verwirk­
liChen und der Bildungsexplosdon niCht eine 
Explosion der Bildungsinstitutionen an die 
Seite stellen können, dann werden siCh eben 
jene Spannungen und Probleme an den Hohen 
Schulen versChärfen, die wir ohnedies nur mit 
Mühe in den Griff bekommen. 

Ich begrüße es daher, daß Sie, wie ich einer 
Mitteilung des "Kurier" vom 5. Dezember ent­
nehme, geäußert haben sollen - idJ. darf mit 
Zustimmung des Herrn Präsidenten zitie­
ren-: 

1I0sterreiCh könne es sich auf die Dauer 
nicht leisten, beliebig viele Studenten an 
seinen HochsChulen aufzunehmen." - Ich er­
innere mich allerdings noch des heftigen 
WidersprudJ.es, den idJ. von der sozialistisdJ.en 
Seite erfahren habe, als ich das vor Jahren 
hier im Haus formuliert habe; 

Sie setzten dami fort: "Das Beispiel SdJ.we­
den zeige audJ., daß es nicht ratsam sei, ins 
Blitzblaue Akademiker zu produzieren. So 
habe die Bi1dungsexplosion dort zu einer 
Akademikerarbeitslosigkeit geführt." (Präsi· 
dent DI. Mal eta übernimmt den Vorsitz.) 

Frau Bundesminister! Es wird jetzt notwen­
dig sein, im gemeinSamen Bemühen die Kon­
sequenzen aus diesen Erkenntnissen zu ziehen. 
Hier bin iCh trotz der sehr kompendiösen 
Planungsarbeiten, wenn ich das nur am ge­
druckten Ausstoß Ihres Ressorts beurteile, 
etwas skeptisch. Sie haben offensichtlidJ. unter 
Berufung auf Berechnungen Ihres Ministeriums 
in Straßburg formuliert, 1980 hätten wir 10.000 
bis 80.000 Studierende zu erwarten. Die 
"Arbeiter-Zeitung" - gleiChfalls unter Beru­
fung auf Ihr Ministerium - spriCht für den 
gleidlen Zeitraum von 120.000 Studierenden. 
Hier liegt. entweder ein Irrtum oder eine nur 
sehr oberflächliche und optisChe Planung vor. 
IdJ. wäre Ihnen sehr dankbar, wen Sie etwas 
darüber sagen würden - die rein gedruckten 
Zahlen kenne ich -, wie die Verhältnisse 
wirklich sind. 

Wir werden dieses gewiß auch gesellschafts­
politisch wichtige Problem zu lösen haben. 
Hier der uneingesdlränkte Bildungsanspruch, 
dort die quantitativ unzureichenden und in 
mancher Richtung audl strukturmäßig unzu­
reichenden BildungseinridJ.tungen, und auf der 
dritten Seite eine Gesellschaft, die viel Geld 
und immer mehr Geld für die Hohen SChulen 
auszugeben bereit ist, aber als Gegenleistung 
natürlich Forderungen hat. Forderungen dahin· 
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gehend, der Gesellsdlaft, ganz konkret vor 
allem der Wirtsdlaft, den entsprechenden 
akademisdl ausgebildeten Nachwudls zur Ver­
fügung zu stellen. 

Sie koennen das Mißverhältnis, Sie wissen, 
weldle akademisdlen Berufe heute bei einer 
Akademikerschwemme Mangelware zu wer~ 
den beginnen - idl braudle das nidlt im 
einzelnen aufzuzählen - und weldle Mode­
studien ohne Rü<ksidlt auf den Boedarf der 
Gesellsdlaft heute kultiviert und zum Teil 
sogar aus ideologischen oder anderen Grün­
den besonders gefördert werden. Also ist es 
sehr erfreulidl, Frau Bundesminister, daß Sie 
sidl in Sdlweden einoer Sdlwedenkur unter­
zogen' haben, um Dinge, wie ich hoffe, 
in Angriff zu nehmen, von denen -wir seit 
Jahren in diesem Haus - bisher allerdings 
ungehört - geredet haben. Mandlmal gilt ja 
auch hier das Sprichwort: Wozu denn in die 
Ferne - idl würde sagen: nach Schweden -

'sdlweifen, wo das Gute doch so nah? 

Es wird also sdlwierige Probleme geben. 
Wir werden durchaus kritisch zu profen haben, 
ob die Matura bei der Zunahme von Maturan­
ten vor allem an den allgemeinbildenden 
höheren Schulen den Ex-offo-Zugang zu den 
Hochschulen schon eröffnet oder ob wir in 
Anbetracht der gegebenen Situation zusätz­
liche präuniversitäre Zulassungskriterien ein­
führen müssen. Eine vielschidltige Problema­
tik. Idl habe damit nicht etwa sdlon ein Pro­
gramm dargetan. Ich sage nur: Darüber muß 
nachgedadlt werden. Es sollten Zulassungs­
kritierien sein, die sowohl versudlen niüßten, 
die Begabung wie auch Leistung und 
Leistungswillen zu objektivieren. Der Herr 
Kollege Harwalik sdlüUelt besorgt das Haupt, 
weil er als erfahrener Pädagoge natürlidl 
ganz besonders die Sdlwierigkeit solcher Kri­
terien kennt. Aber irgendwie werden wir uns 
Gedanken madlen müssen. 

Wir haben seinerzeit gemeint - da auf 
der einen Seite der Bedarf an Maturanten 
in vielen mittleroen Bereidlen der Wirtschaft 
und Gesellschaft ganz allgemein nach wie vor 
groß ist -, sich ein Modell der mittleren Reife 
zu überlegen, wie es andere Länder prakti­
zieren. Will man dieses Modell nicht, so wird 
man tatsächlich zwisdlen die Matura und die 
Universität noch aHenfalls ein Screening ein­
schalten müssen. Denn ein zweiter gangbarer 
Weg, wie / er diskutiert wird, den ersten 
StudienabsdJ.nitt an den Hodlschulen stärker 
zu verschulen - es spricht vieles dafür -
und sehr strenge Profungskriterien anzuwen­
den, ist sicher auch gangbar, hat aoor doch 
den. Nachteil mindestens der zeitlichen 
Frustration von jungen Mensdlen, die dann 

in den nächsten Studienabsdlnitt nicht auf­
steigen können, die zwar für ihre Bildung 
ein paar Semester angewendet haben, die 
aber für ihre Ausbildung die gleidle Zeit 
verloren haben. 

Ein weiterer Weg, zu dem Sie sidl auch 
im Ausschuß bekannt haben, ist die Verstär­
kung der Kurzstudien. Das ist sicher etwas, 
was angegangen werden muß, denn die Ver­
stärkung der Kurzstudien wird nicht zu einer 
Niveausenkung führen, wenn man davon aus­
geht zu profen, weldle konkreten Berufe ohne 
wirklidlen Verlust die Durchführung von 
Kurzstudien ermöglichen. Umsomehr kann 
man sidl dann in den Vollstudien auf eine 
qualitativ hochstehende Ausbildung konzen­
trieren. 

Fraü Bundesministerl Ich kann Ihnen 
namens meiner Partei für die allernächste Zeit 
einen Initiativantrag auf dem Gebiete der 
Universitätsorganisation ankündigen. Verste­
hen Sie ihn bitte von vornherein als einen 
Diskussionsentwurf, wobei ich bei dieser Ge­
legenheit nicht . verabsäumen möchte, den 
Ring Freiheitlicher Studenten ganz besonders 
hervorzuheben, der Ihnen audl, wie ich weiß, 
einen Entwurf eines Universitäts-Organisa­
tionsgesetzes, in dem eine ganze Reihe von 
vernünftigen Wegen beschritten wird, vorge­
legt hat. Sie werden in unserem Initiativantrag 
viele der dort ausgesprodlenen Gedanken und 
Modelle wiederfinden. Wir werden bemüht 
sein, bei Wahrung der zentralen Einheit von 
Forschung und Lehre, bei Wahrung der Lehr­
und Forsdlungsfreiheit an unseren Hodl­
sdlulen notwendigen Reformen Rechnung zu 
tragen. Wir werden uns - das ist eine 
unserer Auffassungen - bemühen,· die Uni­
versitätsspitze im gesamten zu stärken, um 
mehr Kontinuität zu gewährleisten. Wir wer­
den versudlen, die HochsdlUlen stärker zur 
Gesamtwirtschaft, zur Gesamtgesellschaft hin 
aufzusdlließen. 

Wir werden auch ein vernünftiges Mit­
bestimmungsmodell zu verwirklichen trachten, 
das möglichst alle Universitätsangehörigen in 
den Prozeß der Lehre und Forschung einbe­
zieht, allerdings eben orientiert an ihrer 
Qualifikation und an ihrer Fähigkeit, kraft 
Qualifikation auch Verantwortung mit zu 
übernehmen. 

Der Entwurf wird Vorschläge machen, wie 
das Problem der zum Teil heute viel zu groß 
gewordenen Fakultäten durdl Untergliederun­
gen zu lösen ist. 

Wir werden ein Modell entwi<keln, neben 
der Rektorenkonferenz eine Fakultätenkonfe­
renz zu aktivieren, was wir für ein funda­
mentales Instrument der interuniversitären 
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Koordination in den verwandten Lehr-, Wis­
senschafts- und ForschungsberErlchen halten. , 

Wir werden versuchen, der Realität der 
heutigen Hohen Schulen, nämlich daß auf der 
einen Seite die Lehraufgabe der Universität 
bei der gegenwärtigen Personalstruktur nicht 
zu bewältigen ist und auf der anderen Seite 
der Gefahr zu begegnen ist, daß immer stärker 
die Forschung aus der Universität durch Uber­
forderung durch Lehr- und Verwaltungsauf­
gaben abwandert, dadurch zu begegnen, daß 
wir eine parallele organisatorische Gliederung 
der Lehr- und Forschungsbereiche versuchen 
werden, allerdJings sie ganz eng miteinander 
verschränken wollen. ' 

Eine wissenschaftliche Kommission der 
OECD untersucht an der Technischen Hoch­
sdlule und an der Hochschule in Linz die 
Ursadlen, die Prüfungsleistungen sowie die 
Studiendauer. An den anderen Hochschulen 
sollen anschließend ebensolche Untersudlun­
gen\ stattfinden. Wir sehen den Ergebnissen 
gespannt entgegen. 

Zu bedauern ist die Tatsache, daß die 
Studienkommissionen in der ihnen zugeteilten 
Aufgabe, unter anderem sich mit den Ur~ 
sachen von Studienverzögerungen zu befassen 
und Empfehlungen zu ihrer Beseitigung her­
auszugeben, bisher keine Erfolge zeitigten. 

Man kanp., einwenden, daß sie' zunächst mit 
Schließlich werden wir Vorschläge unter- den Studienordnungen besdläftigt waren und 

breiten, nach welchen Grundsätzen eine neue daß sieIioch nidlt lang genug amtieren. Aber 
Universitätsverwaltung aufzubauen ist, zumindest was den 1. Studienabsmnitt anbe­
welche die bestehende Universitätsverwaltung langt, sollten -dodl sdlon konkrete Ergebnisse 
weitgehend autonom, macht bei Unterstellung vorhanden sein, was ,leider nicht der Fall ist. 
unter die Verantwortungsträger, und das, sind 
nach wie vor die Professoren und ihre Mit- Von den Mitglied,ern der Studfenkommis­
arbeiter an den Hochschulen; eine Verwaltung, sionen wird über den außerordentlich hohen 
die weitgehend diese Professoren, Dozenten Zeitaufwand für Sitzungen und, Sitzungsvor­
und Assistenten, also alle jene, die an der bereitungen geklagt, über die daraus resul­
eigehtlichen Aufgabe der, Hochsdlulemitzu- tierende Verringerung der Studienzeit der 
wirken haben, von Verwaltungsarbeiten ent- Studenten, der Veröffentlid1Ungen von Hoch­
lastet.smulangehörigen; 'der wissenschaftlichen Be-

Meine Dam.en und Herren I Damit habe,lch richte und Patente und der tUr Forschungs­
meine Ausführungen beendet und hoffe, Frau zwecke verfügbaren Zeit. Dies sagt insbeson­

dere der bereits ,zitierte Professor Günther Bundesminister, daß sie trotz der aufgezeigten 
Fettweis., Differenzen, die gerade inden letzten Tagen 

eine gewisse ZusdlärfungarfahrennabeJ;l, ein Es ist zu 'hoffen, daß es sich um Einführungs­
Fundament sein sollen 'und 'sein können, im schwierigkeiten handelt und daß durch das 
kommenden Frühjahr, wo' wir uns der Hoch- Wirken, der Studienkommissionen in Hinkunft 
schulreform konkret zuzuwenden haben, eine vor allem die Studienverzögerungen eine 
gemeinsame GespI'ädtsbasisabzugeben. (Bei- wesentliche Verringerung erfahren. Die Fest­
fall bei deI FPO.) stellung der Ursac::hen kann die' Grundlage für 

Präsident Dr: Mal~ta: Zum Wortg~meldet eine Änderung sein., 
ist die Frau Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr.' Jo- Sehr,gee~It~ nci.men undHerreIl/ Aus dem 
hanna Bayer. Ich erteile es ihr. ' Hochschulberic;ht geht weiter ~l.ie l1edauerl~dle 
Abgeord~ete Dipking. pr.~ol1anna, Bayer Tatsadle hervor, claß sidl unter clenß56 .in 

(OVP): Herr '. :PräsIden.tl Sehr geehrte Damen Qsterieic::h tätigen Hochsdlu~prOfessoren nur 
und HerrenJ'Der Hochschulberidit 1912 stellt 23 Frauen ~. das sind, also 3,1 Prozent,~ 

befinden. Diese Relation bedarf wohl ,einer fest,' daß der Großteil'detStlldenten furdas ,.,. '" " ",' 
Studiuin wesentlich länger braucht, als 'die wesentlichen Änderun.g und darf bei Betrach-
vorgeschriebene Mindeststudieridauer beträgt. tung einer HödlsdlUlreform nicllt übersehen 

, , ' werden. 
Wörtlich heißt' es in diesem Bericht: "Die 
Uberschreitungeii •.. sindbetiämtlich." Der Anteil weibliCher Hörer beträgt 21 Pro~ 

zent. . Bei· diesen überwiegt die Zahl solcher 
Bei denStudienrichtungen, deren Studie" Studentinnen, die in der' Hodlsdlulstadt be­

rende die,:Mindeststudiendauer' bei. weitem heimatei sind odeitäglichhinfahren können; 
überschreiten, "handelt es sich fast durchwegs Die weiter' entfernt Wohnenden haben meist 
um: Vorbereitu.ngen ~auf.Mangelberufe. Der größe Schwierigkeiten; ein Zimmer zu' firiden; 
Staat und die Wiitschaft würden gerade diese 
Absolventeil dringend 'benötigen, ganzabge- InGraz beispi~l~~eise stehe~ für ~a49 Stu,,: 
sehen ,von .den Kostenersparnissen für- dieAll~ dentinnen nur 230 Heimplätze zur Verfü9ill,lg. 
gemeihheit,dieFamilien undfur dieStuden- Diese entspredl.,en. bei weitem nicht dem. Be~ 
,teIiselbst: ' ' darf.'·..'" 
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Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer 
Privatzimmer in annehmbarer Qualität und vielleidü kann die Frau Bundesminister dar­

zu tragbaren Preisen sind schwer erhältlich. über eine nähere Auskunft geben. 
Die Vermieter bevorzugen im allgemeinen Trotzdem mödlte meine Fraktion einen Ent­
Studenten. Der forcierte Bau von Studen- sdlließungsantrag vorbringen, den idl bitte, 
tinnenheimen sdlein,t daher unbedingt not. mit in Verhandlung zu nehmen. Idl darf ihn 
wendig, um die Wohnsdlwierigkeiten und da- verlesen: 
mit einen' Grund für den geringen Anteil 
weiblicher Hörer zu beseitigen. E n t s chi i e ß u n g san t rag 

Nun stehen für den Bau von Studenten- der Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Jphanna 
heimen um 6 Millionen Schilling mehr zur Bayer,' Dr. Bauer, Dr.· Ermacora und Ge-
Verfügung als für 1972. Sehr geehrte Frau nossen zum Bundesfinanzgesetz 1973 (460 
Bundesministerl Sie 'sind sehr stolz, auf diese und 546 der Beilagen) betreffend Universität 
Erhöhung. Leider wird damit nidlt mehr ge- Wien, Erweiterung. 
baut und eingerichtet . werden können, weil Der Bundesminister für Wissenschaft und 
die Baukosten um 25 Prozent gestiegen sind Forsdlung wird aufgefordert, dem National-
und nodl ansteigen und ebenso die Preise rat ehebaldigst eine umfassende Studie über 
für das Inventar und für die Betriebs- und den Raum-, Personal- und Einridlturigs-
Personalkost~n für· die Heime. Hätte die bedarf derlJniversität Wien vorzulegen und 
sozialistische Bundesregierung eine vernünf- entspredlende Vorsmläge hinsidJ.i:lich der 
tige und konstruktive Wirtsdlaftspölitik ver- Beseitigung räumlich~r, personeller und 
folgt, diilln wäre es nie zu soldlen Zuständen finanzieller Engpässe zu unterbreiten. Dar-
gekommen, die' heute nidlt allein die Bau- über hinaus wird das Bundesministerium 
möglidlkeiten von Studentenheimen, Hodl- für Wissenschaft und Forschung ersudlt, 
schulgebäuden und Instituten und deren dem NatJionalrat einen Bericht über 
Modernisiening verringern. . die bisherigen' Grundstü<ksverhandlungen 

Idl denke beispielsweise an,die katastrophal mit der Gemeinde Wien zur Erweiterung 
veraltete Zahnklinik der Universität Graz, der Universität Wien vorzUlegen. 
deren Neugestaltung. z:ulü<kgestellt werden Idl bitte die Damen und Herren der beiden 
mußte. Sie konnten sich selbst davon über- qnderen Fraktion,en, diesem Entschließungs-
zeugen, Frau Bun<lesniii~istel'.: . antrag ihre Zustimmung zugeben. . 

Die falsdle Wirtsdlaftspolitik verzögert den Sehr geehrte Frau . Bundesministerl Idl 
Fortsdlri~t, der gerade auf Hochsdlulebene glaube, wir müssen, uns a,udlnodl einmal 
seine wesentlidlste Grundlage hat und .von wieder über ein anderes Problem unterhalten, 
ihr ausgeht." und zwar darüber, daß bei Verheiratung der 

Nadl wie vor offen ist der zWElite: Standort Studenten der Verlust der Studienbeihilfe ein­
für die Universität-, Wien; Es ist geradezu tritt. Wir haben schon öfter darüber. gespro­
eine' brennende Frage,' die katastrophale dlen und ·alle Für und Wtider überlegt. Es 
Raumnot an ~ieser Universität zu verringern. ist so, daß man dieses Thema nidlt ganz 
Trotz mehrfadl wiederholter Zusagen seit beiseite stellen kann, . sondern daß man sidl 
Jahren von seiten der Gemeinde Wien kam nom einmal ernstlidl damit wird befassen 
es bisher zu keinen Verha'ndlungsergebnlssen. müssen. 
Offenbar bleiben alle Bemühungen . umsonst, Hohes Hausl .Nun nodl absdlließend einige 
weil am 21.. März 1972 vom BUndesminister n . Demerkungen zur ForschunQ'sförderung. 
für WissensdlCi.ft und Forschung ein .. völlig 
neuer Vorschlag zur Beseitigung der Raumnot Es muß daran erinnert werden, daß das 
der OffentlidlktHt vorgetragen wltrde.· Forschungsfördewngsgesetz im Jahre .1967 zur 

Zeit der OVP-Regierungbeschlossen wurde. 
Die "Sozialis.tische Korrespondenz" vom Idl mödltedem Herrn Abgeordneten Bledla 

21. März 1972 teilte dazu mit: sagen. daß der Aufsd;lwung der Forsdlung in 
"Zu Hodlschulfragen teilte Frau Minister Osterreidl auf dieses Forsdlungsförderun,gs­

Dr. Firnberg ergänzend mit, sie habe das gesetz zurü<kzuführen ist und nidlt auf die 
Institut für Raumplanung beauftragt, prakti~ Neugründung des Ministeriums; Das möge er . 
ka,bleVorsdlläge, für einen zweiten Standort' sidl bitte merken. Ei ist vielleimt; weil es 
der .. Wiener Universität auszuarbeiten. Ein in der Vergangenheit war. darüber nicht so 
erl?ter Entwurf· di~ser Studie sei -in Kürze zu genau im Bilde.' (Zustimmung bei der OVP.) . 

erwarten, ein entsprechendes Konzept soll bis ber' gesamte Forsdlu.ngsföißerungsbericht 
Ende desJ. ahresvorliegen." 1971 wird in einem,Unteraussdluß behaI!-delt, 

näs ist 'also bis Ende des' Jahr~s 1972 . ..:.- In.den diversen Beridltender Fonrlsundder 
Bis heute <iSt uns' riict.ts davon' bekannt, aber Ministerien wird viel von Geld, Mitteln, ain, 
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Dipl.-Ing. Dr. .Johanna Bayer 
richtungen, Apparaten und.auch von den richtung eines eigenen Wissensd!.aftsministe­
diversen Forschungsstätten berichtet. riums verhandeln. Wenn wir. diese drei De-

Erstaunlich aber mutet es an, daß _ außer batten - die heutige nähert sich ja sdlOn 
im Bericht des Fonds der gewerblichen Wirt- dem Ende - Revue passieren· lassen, dann 
schaft _ in keinem Bericht die Zahl der erfüllt es uns wirklich mit Genugtuung, wie 
Forscher enthalten. ist, obwohl man meinen sehr sich der Gedanke der Errichtung eines 
sollte, daß die Menschen über den Apparaten solchen Ministeriums al~ richtig erwiesen und 

wie sebr sich die Frau ßundesmhiister bei der stehen und vor ihnen .kommen. Man' müßte '. . 
Führung d.ieses Ministeriums., trotz der vielEm genaue Angaben über die Zahl der Forscher, 

der Akademiker, Techniker, Laboranten und großen Schwierigkeiten; die man ihr vor 
so weiter erhalten. Auch eine Gliederung in allem am Beginn gemacht hat, durchgesetzt 
männliche und weibliche Kräfte wäre interes- hat: . 
sant. Ich erinnere daran, daß ja sdlließlidl 'bei 

Idl stelle daher die Frage: Was kommt der' Budgetdebatte 1970 die Sinnhaftigkeit 
zuerst: der Apparat oder die Menschen? eines solchen Ministeriums von der gesamten 

OVP-Fraktion bestritten wurde. Der Herr 
Ebenso vermisse ich bei den Berichten -- mit Abgeordnete Dr. Kohlmaier hat sidl damals 

Ausnahme des Berichtes des Fonds der ge- dazu verleiten lassen, sehr' verletzende Worte 
;werblichen Wirtschaft -,- die Erfüllung des zu sprechen,' etwa von einem reinen Ver­
§ 19 Abs. 3 des Forschungsförde~gsge~etzes sorgungszwecX dieses. Ministeriums. . Inzwi­
und den darin enthaltenen Gesetzesauftrag, smen l1aben .wir allerdings kennenH:lmen 
Vorsorge für geeignete Verwertung und Ver- mUSSEm und merken müssen, 'daß der Herr 
breitung der Ergebnisse geförderterVorhaiben Kollege Dr. Kohlmaier ja öfters Reden hält, 
zu treffen. Gerade diese Verwertung und Ver- woes ihm nachher vielleimt leid tut, welche 
breitung gewonnener Erkenntnisse, die Trans- Formulierungen er dabeigebra\lchthat. 
fo.rmaiion für die Praxis und die Information 
ersPleinen besonders wichtig, damit die For- Im Jahre 1971, meine Damen und Herren, 
schung Didlt zUm SelbstzweCk wird, sonderh waren es vor allem die <Budgetansätze,die 
zum weitgehenden Nutzen dient. man veisudlt hat zu kritisieren, und heuer, 

im Jahre 1972, wenn ich mir die' Reden Erma-
"Im Beridlt der Bundesregierung wird zwar cora; Blenkundso weiter in Erinnerung rufe, 
eine ErMbung über Forsdlluig und experimen~ Sind die Themen;schoIirelativ weit hergeholt, 
telle Ehtwiddung durCh das Statistisdle die man hier als Begrundung, warum man das 
t'ientralamt . und werden, zwarreidilidl spat; Budgetkapitel ablehnt, vOl'bringt. (ZwisChen­
Planungsarbeitenfür ein Dokumentations- rut des Abg.Dr; BI e nk.) 
zentrum und eine Informations~tIeariIigstelle . Kollege Blenk, weil Sie sich gerade melden; 
angekündigt, aber konkrete Maßnahmen sind sie 'haben, glaube im, Z'h:ka 20 Minuten ge~ 
nicht enthalten und hätten doch'pri:märe und braumt, um' verschi~ene Ziffern vorzubrin­
grundlegende Bedeutung. gEm;die na.mweisen~ollten, daß auch heuer' 

Hohes Haus! Abschließend meine iCh: Es die Steigerung in einzelnen Bereichen ung'e~ 
geziemt sich, den Forsd),ern, vor allem den nügend set Aber an den Globalziffern· '" 
uneigennützigen, die mit großem Idealismus (Abg. Dr. BI e n k: In 5 Sekunden habe ich 
für den Forts<;britt unermüdlidl arbeiten und die' ganzen: 'Anlagen zum Beispiel über die 
nach neuenErkenntnissen ringen; Dank und Bühne gebracht/) _ 
Anerkennung zum AusdrucX zu bringen. (Bei- 'Ums'o smwererwiegerid ist es, daß Sie dann. 
faU beiderOVP.) trotzdem .. mehrals eine Viertelstunde lang 
. Präsident pr. Maleta: . Der EntsdJ.ließungs- Zahlen genannt haben, aber die wichtigste 
antrag '. der Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Jo- Zahl, die· Globalzahl, die' zusammenfassende 
il'inl;iaBayer, Dr. Bauer,' Dr. Ermacora, und und .. signifikante, Zahl, nämlich die, daß der 
Genossen, dersoeben verlesen wurde, ist ge- Sachaufwand um mehr als 20 Prozent und daß 
nügend unterstützt und steht daher mit in der Personalaufwand um mehr als 21 Prozent 
Verhandlung.' steigt, und vor allem die Zahl, die Kollege 

Radinger genannt hat, 'daß nämlim in drei 
Als nächster zum Wort gemeldet ist der Jahren, in den drei Jahren, in denen die 

!!;.eordneteDr. Heinz Fisdler. Ich erteile es Fra~. Bundesminis~er für das Ressort verant-
warmen ist, der Sachaufwand um 5'1. Prozent 

.. Abgeordneter Dr. Heinz Fisdler (SPO): Herr gestiegen ist gegenüber. 12 Prozent ,in den 
Präsidentt'Hohes Haust Es ist heute das dritte lei:;z;ten drei Jahren '4er O;vI>-Alleinregierung 
Mal; '. daß wir ei~ .eigen~s Budgetkapitei tind der Personalaufwand um 20 Prozent plus 
~issEmsd1a!t und Forsmung nach der Er~ 15 Prozent plus 2i Prozent, also um. rund 
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Dr. Heinz Fischer 
55 Prozent gestiegen ist, diese Zahlen haben 
Sie, Kollege Blenk, wohlweislich nicht ge­
nannt. (Abg. Dr: BI e n k: Ich habe festgestellt, 
daß es ein Scheinbudget istl) 

Herr Kollege! Ein Scheinbudget ist es wohl 
dann nicht, wenn' die Steigerungen derartig 
eklatant sind, aber einScheinargument ist es, 
Herr Kollege, Wenn Sie bei jedem einzelnen 
Budgetkapitel sagen, daß es zu wenig sei, 
aber letztlidl behaupten, daß die, Budget­
summe insgesamt zu hoch wäre. (Zustimmung 
bei der spa. - Abg. Dr. B 1 e n k: Bei der 
WahIkommen Sie nicht mehr dran!) Herr 
Kollege Dr. Blenkl Ich hätte heute eigentlich 
etwas anderes von Ihnen erwartet. (Abg. 
Dr. BI e n k: Ich habe gesagt, es ist falsch 
budgetiert worden!) 

Ich habe eine Aussendung vom 21. Novem­
ber 1972, sie ist also ungefähr drei Wochen 
alt, 'in der Sie ankündigten, "man könne in 
etwa zehn Tagen mit einer Stellungnahme" 
der OVP zitm Universitäts-Organisationsge­
setz rechnen. (Abg. Dr. BI e n k: Das ist eine 
Aussendung von mir?) Ja, von Ihnen: "Abge­
ordneter Dr. Wolfgang Blenk entgegnete, daß 
die Meinungsbildung" ... (Abg. Dr. BI e n k: 
Wo? - Abg. G Ta t Z: Das ist der autonome 
aVP~Pressedienst!) Herr Kollege Blenk! Ich 
darf Sie daran erinnern ..,-es ist noch nicht 
solange her ,-, daß ,Sie eine Diskussion mit 
Hochschullehrern gehabt haben. Stimmt das? 
(Abg., Dr. BI e n k: Weil Sie Bagen, eS ist eine 
Aussendung, von mir! Das stimmt nicht!) Ich 
weiß nicht, ob Sie es eigenhändig geschrieben 
und zur Post gegeben haben, aber hier liegt 
jedenfalls das Papier vor, das über diese 
Diskussion berichtet. (Abg. Dr. BI e n k: Was 
ist das für ein Papier? i Der "ibf", der InJorma-
tionsdienst, denSiesidlerlich, kennen. ' 

In diesem wird berichtet, daß Kollege Blenk 
kritisiert wurde, weil die Volkspartei zum 
Universitäts-Organisationsgesetz bisher keine 
klare Haltung gezeigt habe. 

"AogeordneterDr.Wolfgang Blenkent­
gegnete, daß die Meinungsbildung in der 
Partei noch nicht abgeschlossen sei" - bitte 
sehrl-, lIes hätten jedoch Beratungen .. , 
stattgefunden, und man könne in etwa zehn 
Tagen mit einer Stellungnahme" - der 
avp - .,rechnen." 

'Ich habe die Frist nur deshalb genannt, 
weil andere Herren selbst Fristen, die noch 
nicht abgelaufen sind, monieren; (Abg. Doktor 
B 1 e n k: Das Begutachtungsverfahren isti20ch 
nidit einmal abgelaufen!) Herr Kollege, ich 
habe Ihnen auch nicht angeschafft zu sagen, 
daß in zehn Tagen Ihre Stellungnahme kommt. 
(Beifall bei der SPO.) , Wenn Sie aber eine 
solche Stellungnahme ankündigen, dann soll 

man doch eine solche Ankündigung ernst 
nehmen dürfen, wobei es dom wirklim un· 
bestreitbar ist, daß _es sich hier um eine 
zentrale Frage handelt. Es ist ja kein Zufall, 
daß auch Kollege Scrinzi einen großen Teil 
seiner Rede diesem Komplex gewidmet hat, 
zu dem ich jetzt auch ein paar Bemerkungen 
machen möchte. 

Sie sagen, daß das Begutachtungsverfahren 
noch ni mt abgesmlossen ist. Das ist rimtig. 
Die Begutachtungsfrist wurde bekanntlim um 
einigeWomen verlängert. Es kann aber doch 
wohl niemand bestreiten, daß die Arbeiten 
zur Vorbereitung eines neuen Universitäts­
Organisationsgesetzes seit dem Beginn der 
sozialistisch geführten Regierung sehr, kon­
sequent vorwärts gebracht wurden und daß 
diese Arbeiten bere'its sehr weit gediehen 
sind. Dementsprechend vergrößert sich auch 
- das gebe, ich zu, damit möchte ich mich 
auch auseinandersetzen -'- der Widerstand 
mancher Gruppen gegen den sich konkretisl­
renden und heranreifenden Gesetzentwurf. 
(Abg. Dr., BI e n k: Glauben Sie nicht, daß :wir 
das separat noch hinreichend, verhandeln 
müssen?) Ja, Herr Kollege I Sicherlich werdert 
wir sehr viel darüber verhandeln. (Abg. Dok~ 
tor B I e n k: Parlamentarischen GebräuChen 
entsprechend?) Wir werden sehr viel ver­
handeln. Jal Und? (Abg~ Dr. Bl~nk: Ich 
meine nur, warum, die Budgetdebatte ,,' ,als 
Hauptthema i/lrerseits?) Herr Kollege! Wenn 
eine so zentrale und wichtige FrageimWis~ 
senschaftsbereich zur' Diskussion. stent und 
etwa vom Kollegen Scrinzi aI,lgespromen wird, 
dann, glaube ich, ,daß eS nicht nur legitim, 
sondern auch sehr sinnvoll ast, sich mit dieser 
Frage' auseinanderzusetzen und gewisse Ppsi­
tionen abzustecken. (Abg. Dr. BI e n k: Ich 
meine: Mit dem' Ministerium zusammen?) 
Natürlich! J;a! ' ,I' 

Ich glaube, daß Sie Themen, 'die' viel weiter 
hergeholt waren und 'viel weniger Zusammen­
hänge mit dem; Aufgabenbereich eines Ressorts 
hatten, in Diskussion gezogen haben. Ich 
könnte zum Beispiel sagen: Die Frage, was 
sich an' bedauerlichen" Zwisdlenfällen auf 
Hochschulboden el;"efgnet,'hat mit deI Ressort~ 
führung der Frau' Bundesminister ~ und' sie 
hat es ~n aller Klarheit festgestellt --.:;' weil 
es ein Faktum ist, das in den Bereidl der 
Hochschulautonomie fällt, herzlich weniger 
zu tun, als ein Gesetzentwurf, dessentwegen 
die Frau Bundesminister permanent in der 
öffentlichkeit angegriffen und kritisiert wird~ 

Ich glaube, daß die 'Kernfrage, die zentrale 
Frage - um gleich zu dieser vorzustoßen, 
weil ich nicht auf alle Details eingehen will 
und weil 'ich' vor allem auf' die sehr ·inter-
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Dr. Helnz Fischer 
essante ,Geschichte des Universitäts-Organisa­
tionsgesetzes sowie der Vorberatungen und 
Beratungen nicht eingehen möchte - sehr 
richtig vom Rektor der Wiener Universität, 
Professor Winkler, formuliert wurde, der sich 
dagegen gewendet hat - ich stimme seiner 
Meinung nicht zu, aber darin liegt das Pro­
blem -, daß das "alleinige Entscheidungs­
recht" , das die Professoren derzeit haben, in 
ein "bloßes Mitbestimmungsrecht" geändert 
werden so11. 

Meine Damen und Herren! So sehr ich Ver­
ständnis dafür habe, daß man überkommene 
Positionen und ererbte Rechte - wenn ich es 
so sagen darf - verteidigt, so sehr bitte 'ich 
auch um Verständnis, daß unsere Fraktion 
fest entschlossen ist, die Frau Bundesminister 
bei dem Bemühen zu unterstützen, Strukturen, 

,die aus dem tiefsten vorigen Jahrhundert 
stammen - was niemand bestreiten kann -, 
zu reformieren und den derzeitigen Gegeben­
heiten anzupassen. (Beifall bei der SPO.) 

Ich bin nur ein wenig besorgt, wenn von 
mancher Seite der Versuch unternommen 
wird, diesen nicht nur legHimen, sondern auch 
notwendigen Reformabsichten schlechte Mo­
tive zu unterstellen, wie es etwa das Profes­
sorenkollegium der Hochschule für Welt­
handel in seiner ursprünglichen Stellung­
nahme getan hat, wo es heißt "daß der Ent­
wurf das Ziel verf01gt, die bestehende Hoch­
schulorganisation unter Mißachtung verfas­
sungsrechtIicher Bestimmungen zu zerschlagen 
und an ihre Stelle ein unübersichUiches und 
wirres Durcheinander von Organen zu setzen", 
eine "erstrebte Politisierung der Universitä­
ten'.' werde nur zur "völligen Lähmung" füh­
ren, und so weiter. 

Ich will das nicht im einzelnen ausführen. 
Ich sage nur, daß das sachliche Gespräch, wie 
es auch Kollege Scrinzi angeregt hat, natür­
lich durch solche Stellungnahmen nicht ge­
währleistet wird. 

Aber abgesehen von solchen emotionellen 
Reaktionen und Entgleisungen -ist an sich die 
Notwendigkeit einer Reform heute nicht be­
stritten. Das Entscheidende ist nur die Frage 
des Wie oder des Wieweit. Da liegt der 
- wenn lich so sagen darf - Rubikon" da 
liegt das Hauptproblem, :daß doch nach Vor­
stellung eines Großteils der Professoren die 
Reform genau dort aufhören sollte, wo die 
echte Veränderup.g der bestehenden Organi­
sationsform erst beginnt. 

Meine Damen und Herren! Wenn kritisiert 
wird, daß das jetzige Entscheidungsrecht der 
Professoren nicht ~n ein bloßes Mitbestfm~ 

mimgsrecht umfunktioniert werden darf, dann 
sage ich: Ein echtes Mitbestimmungsrecht aller 

am Wissenschaftsprozeß Beteiligten ist doch 
offensichtlich mit dem jetzigen Entscheidungs­
recht der Professoren nicht vereinbar. Soll 
aber das jetzige Entscheidungsrecht der Pro­
fessoren unangetastet bleiben, dann ist es 
sinnlos, so zu tun, als könnte man daneben 
eine echte Mitbestimmung einführen. 

Ich kann mich nicht des Eindrucks ent­
ziehen, daß auch hinter einer Reihe von ande­
ren' Argumenten - einIge davon hat Doktor 
Scrinzi heute angeführt - eben doch das 
Interesse an der Aufrech.terhaltung des jetzi­
gen Entscheidungsrechtes steht. Viele Pro­
fessoren - Wenn ich jetzt immer "die Pro­
fessoren',' sage, so ist das ein undifferenzierter 
Ausdruck; es gibt auch dort andere Auf­
fassungen -, ein Großteil der Professoren 
sagt, sie wären nicht gegen die Mitbestim­
mung an sich,sie wären nur gegen die Drittel­
parität, weil Studenten und Assistenten nicht 
entsprechend qualifiziert sind. 

Hohes Haus! Ich glaube, daß das Argument 
der mangelnden Qualifikation in Wirklichkeit 
nicht die Drittelparität oder eine andere 
Parität trifft, sondern daß sich dieses Argu­
ment im Kern eben doch gegen die Mitbe­
stimmung von Assistenten und Studenten als 
solche richtet. Denn wenn ich statt einem 
Drittel Assistenten und Studenten angenom­
men ein Viertel oder ein Fünftel nehme, dann 
erhöhe ich ja ,nicht damit deren Qualifikation. 
Deswegen sind die ja nicht besser qualifiziert. 
Aber etwas anderes tritt ein" nämlich das 
Recht der Professoren, sich 'mit ihrer Mehrheit 
gegen alle anderen Gruppendurch.zusetzen, 
bleibt gewahrt. Das ist diiS' Faktum, das im 
Hintergrund oder im Vordergrund steht. 

Ich glaube also, daß sid1h·inter. dem Quali­
fikationsargument, das immer wieder gebracht 
und das so oft nachgebetet wird, in Wirklich· 
keit eben eLn Denken in Mehrheitsverhält­
nissen verbirgt; jenes Denken in Meh.l'heits­
verhältnissen, das die Professoren' anderen 
vorwei-fen, ' das sie aber selber praktizieren. 

Es gibt hier auch ein zweite~ Argument. 
Herr. Dr. Scrinzi, ich spreche ;~ie da direkt an: 
Hochschulreform in derArt des UOG führe 
zur Sitzungsuniversität: Die Professoren wer­
den nicht mehr primär den Kopf"sondern den 
entgegengesetzten Körperteil gebrauchen, hat 
jüngst ein Dekan in ·einer Pressekonferenz 
gesagt. 

Nun, wenn die Diskussion in einem kolle­
gial zusammengesetzten Gremium, die Dis" 
kussion mit AssilStenten und Studenten zu 
zeitraubend ist, dann soll man sagen, daß ~an 
eben aus diesem Grund glaubt, daß die Nach~ 
teile einer solchen Art Mitbestimmung größer 
sind als die Vorteile. 
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Dr. Heinz Fisdler 
Aber wenn man nicht gegen die Mitbestim­

mllng als soldle ist, sOnd~Tn nur gegen be­
stimmte Paritäten,. dann soll man siCh nicht 
hinter dem Argument der Sitzungshäufigkeit 
verschanzen. Denn Sitzungshäufigkeit ist auch 
danI\ gegeben, wenn in <lies er Institutskonfe­
renz oder in dieser Fakultät n:icht ein Drittel 
Studenten, sondern nur ein Viertel Studenten 
sitzt. Dann wird es ja auch Sitzungen und 
Diskussionen geben, und es wird letztlich 
auch Verhandlungen und Abstimmungen 
geben, egal, ob dort Drittelparität herrscht 
oder ob das Verhältnis 2 : 1 : 1 ist. (Abg. Dok­
tor S ci r i n z i: Herr Kollege Fischer! Das ist 
doch eine Frage der Geschäftsordnung! Wie Sie 
wissen, ist nichts unpopulärer als "Schluß der 
Debatte"!) Wollen die Professoren die Mehr­
heit nur, um "Schluß der Debatte" beschließen 
zu können'? (Abg. Dr. Sc r in z i: Wie wollen 
Sie es anders verkürzen als mit "Schluß der 
Debatte"?) Aber Herr Primarius, das würde 
doch hinauslaufen auf das Argument: Die 
Professoren benötigen eine Mehrheit, um 
"Schluß der Debatte" beschließen zu könnenj 
ich gebe dem Kollegen Blenk recht, wir wer-
den das alles noch im Detail. behandeln. ' 

Aber wenn wir hier einige grundsätzliche 
Positionen abstecken, dann kann ich nur 
sagen: Derjenige, der sagt: Gegen kollegiale 
Willensbildung, weil das zu zeitraubend ist, 
der soll das nicht als Argument gegen be­
stimmte Paritäten verwenden, sondern der 
soll den Mut haben, das als Argument gegen 
die Mitbestimmung als solche zu verwenden. 
In dem Moment, wo die Professoren nicht 
mehr unter . sich sind, wo Assistentenvertretet 
und Studentenvertreter dabei sind, wird sich 
die Diskussion notwendigerweise ausweiten. 
Das ist dodle'in Faktum, an dem wir nicht 
vorbeikommen. 

Ich muß sagen, gera<le Kollegen unserer 
Fra~tion -ist niCht entgangen, daß hier bezüg­
lich des Demolr,ratieverständnjsses immer wie-, 
der Argumepte ~uftallchen oder in die Stel­
lungnahmen hineinrutschen, die uns sehr be­
denktich erscheinen. Die TierärztIiche Hoch­
schule sagt: Man kann die Leitung eines 
Instituts nicht von den "Zufälligkeiten einer 
Wahl" abhängig machen. Ich will gar' nicht 
aufzählen, was in einer Demokratie alles von 
den Zufälligkeiteneiner Wahl abhängig ist 
- vom Staatsoberhaupt abwärts -, und da 
kann nicht ein Dekan oder ein Institutsleiter 
von den Zufälligkeiten einer Wahl abhängig 
gemad1twerden? 

Der Rektor der Universität Graz schreibt 
uns . liebenswürdigerweise, daß wir die Hoch­
schule mit einem Parlament verwechseln. Ich 
weiß schon, was gemeint ,ist; und ich weiß 

schon, daß es Untersetliede gibt zwismen 
einem Parlament un'\i einer Fakultät. Diese 
l1nt~rschiede iiberseh~n Wir nicht, und auf 
diese Differenzierung wird auch Rüqcsicht ge­
nommen. Aber hier klingt ja auch durch die 
Dberlegung: Bildet euch nicht ein, daß man 
unsere Probleme im Wege der Abstimmung 
lösen kann. 

Ein ,. drittes - und für manche das ent­
scheidende Argumentj wenn es zutreffend 
wäre, mit Recht das entscheidende Argument: 
Die Freiheit von Forsd1up,g und Lehre, von 
Forschung und Wissenschaft sei iIi Gefahr. 

Hohes Hausl Ich versage es mir, hier die 
Frage zu stellen, wo denn jene, die sich jetzt 
so explizit auf dieses Grundrecht berufen, 
bei so manchem Vorfall in der Vergangen­
heit waren, als dieser Grundsatz auch an 
österreichischen Hochschulen nicht sehr gut 
weggekommen ist. Das ist ein eigenes Kapitel. 

Aber ich' sage nur: Der Grundsatz der Frei­
heit der Wissenschaft und ihrer Lehre, das 
Recht, wissenschaftliche, Erkenntnisse, For­
schungsresultate und Lehrmeinungen frei ver­
künden zu können, steht für unsere Fraktion 
und, wie ich glaube, für das ganze Haus außer 
jeder Diskussion. (Beifall bei der SPO.) 

Wogegen wir uns aber wehren, meine Da­
men und Herren, ist, daß dieses liberale 
Grundrecht, dß,s dem Fors<her un<l Lehrer eine 
staatsfreie Sphäre sichern soll, jetzt dazu her­
halten soll, die Mitbestimmung von Assi­
stenten und StudenJen zu' verhipdern oder 
unter ein gewisses Au?maß zu drikken. 

Ich sage, daß der Artikel 17 mit den Organi­
sationsformen der kollegialen Wi11ensbildung 
an den Hochschulen deshalb nid1ts zu tun hat, 
weil sich jedes Kollegialorgan, wie immer es 
zusammengesetzt ist, nicht anmaßen· darf, 
Entscheidungen zu treffen, für die der Grund­
satz des Artlkels17 Gültigkeit hat. Auch eine 
Fakultät, die nur aus Ordinarien zusammen­
gesetzt ist, kann nicht Entscheidungen treffen, 
die den einzelnen Hochschullehrer in diesem 
Grundrecht 'einschränken. Wenn Assistenten 
und Studenten in einem solchen Kollegial­
organ vertreten sind, gilt dieser Grundsatz in 
gleicher Weise. (Abg. Dt. K 0 h 1 mai e r: Aber 
der Minister kann ihn schon einschränken, 
den Grundsatz?) 

Herr Abgeordneter Dr; Kohlmaier, wir 
ha1?en nämlich eine Verfassung. Und diese 
Verfassung gibt dem Minister nicht nur Pflich­
ten, sondern auch Rechte, und nach ständiger 
Rechtsprechung des Verfassungsgeridttshofes 
ist das Wahrnehmen der Rechte ebenso Auf­
gabe eines Ministers wie das Erfüllen einer 
Pflicht. (Beifall bei der SPO.) 
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Dr. Heinz Pisdler 
Ich möchte nur gewissermaßen als ... (Abg. 

Dr. B rod a: Er ist aber auch dem Parlament 
verantwortlich/ - Ab.g. Dr. K 0 h I mai er: 
Aber die Grenze liegt wohl dort •.. - Abg. 
Dr. B rod a: In der Veriassung/ Darüber 
spricht der Dr.Fischer/) Herr Kollege, darüber 
gibt es ja gar keine Meinungsverschieden­
heiten. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Er hat 
diesen Gesichtspunkt außer acht gelassen; 
wenn er von der Kollegialität gesprochen hall) 
Also gut. 

Ich wollte nur ais fünften Punkt, meine 
Damen und Herren,' anmerken, daß immer 
wieder ins Treffen geführt oder behauptet 
wird, ein Universitäts-Organisationsgesetz in 
jener Richtung, wie es derzeit in Vorbereitung 
ist, berücksichtige nicht ausländis&e Vorbil­
der oder schaffe ~erliner Verhältnisse et 
cetera. Auch nur eine Anmerkung für künftige 
Diskussionen, wenn Sie wollen, ,eine Bitte: 
Nehmen Sie sich das Berliner Ho~chulgesetz 
ZUr Hand, studieren Sie es durch, schauen Sie 
sich erstens die Unterschiede an, die zwischen 
dem Berliner Hochsdlulgesetz' und dem UOG 
bestehen, und stellen Sie zweitens noch in 
Rechnung, daß die Situation an einer Hoch­
sdude nidtt nur vom Hochsdllilgesetz, von der 
Hochschulstruktur, , sondern sehr entscheidend 
auch von den politischen Verhältnissen ab-
hängig ist. ' 

Nehmen Sie drittens alle Hochschulgesetze 
aus anderen europäischen Ländern zur Hand, 
etwa aus Dänemark,' aber auch aus anderen 
Ländern, wo sehr wohl sehr weitgehende Mit­
bestimmungsmodelle verwirklicht _sind und wo 
sehr wohl die Hochschulen funktionieren, und 
dann reden wir darüber, ob durch- diesen 
Gesetzentwurf. Berliner Verhältnisse in Oster­
reich geschaffen werden. (Beifall bei. der SPO.) 

Trotzdem sage ich: Natürlich kann ich mir 
an einem Entwurf, der sich im Begutachtungs:­
verfahren befindet - das ist ja der Zweck 
eines solchen Verfahrens -, noch gewisse Ver­
änderungen - vorstellen. Nur, meine Damen 
und Herren, dieses Begutachtungsverfahren 
von Hochschulseite, wie ich es bisher verfolgt 
habe, ist für mich insofern enttäuschend ge.,. 
wesen, als sehr v.iele Professoren und vor 
allem auch der Verband der Professoren der 
Versudlung unterlegen sind, das Begutach­
tungsverfahren nicht als ,Prozeß der Mobili-­
sierung von Sachvemtand lin Form kritischer 
und konstruktiver Stellungnahmen zu sehen, 
sondern das Begutachtungsverfahren als Pro­
zeß der Mobilisierung der öffentlichen Mei­
nung gegen diesen Gesetzentwurf zu ver­
wenden. 

Ich habe da Briefe vom Professorenverband 
an verschiedene Ministerien, wo angeregt 
wird, in einer bestimmten Form Stellung zu 
nehmen. Ich weiß nicht, ob es die Aufgabe 
der ProfessOJ;en ist, dem Verkehrsministerium 
zu sagen, es soll in dieser oder jener Weise 
Stellung nehmen. Aber ich habe vor allem 
das Rundsdueiben des Professorenverbandes 
an sämtliche Professoren vor mir, in dem, es 
am Schluß folgendermaßen heißt: "Geben Sie 
daher das von der'Rektorenkonferenz und dem 
Professorenverband zur Verfügung- gestellte 
Material weiter und unterstützen Sie die 
Meinungsbildung durch gezieltespersönliches 
Gespräch. Nur Ihr persönlicher Einsatz vermag 
zu erreichen ... " und so weiter. 

Ja eigentlich ist es doch deprimierend, daß 
da nicht die einzelnen Institutsleiter sagen: 
Aus meiner Sicht, mit meiner Erfahrung an 
meinem Institut und -an der Hochschule sage 
ich das 'oder jenes und gebe diese oder jene 
Anregung, und der Kollege von der Technik 
oder von der Medizindschen macht, dann,seine 

Damit, meine Damen und Herren, bin ich-bei Anregungen, sondern daß hier eine vorfabri­
dem letzten Punkt in dieser Argumentations- zierte Stellungnahme gemacht wird: negativ, 
kette: der Feststellung und Behauptung, dieser negativ, negativ, und alle Professoren be­
Gesetzent'Wtitf differenziere zuwenig. Erstens tätigen sich ~, wenn ich jetzt übertreibe -als 
e"inmal gibfes in dem Gesetzentwurf sehr Briefträger, die das zur Post befördern, damit 
wohl Differerizierungen.Zweitens erscheint das vomProfessorenverband zur Verfügung 
roh- das Argument merkwürdig aus dem Mund gesteUte Material an die Offentlidlkeit ge­
jener, die -Selber Modelle voriegen, was ja tragen wird. 
immer wieder vorkommt. In del-' parlamenta-
rischen Hochschulreformkommission haben Das ist für mich nicht der Sinn eines richtig 
wir eine Fülle von Vorschlägen vorgelegt verstandenen Begutachtungsverfahrens, und 
bekommen, die zum Teil audlnicht <lifferen- sie, nämlich die Professoren, dürfen es den 
ziert haben. Auch die' erstEm Entwürfe der Abgeordneten, zUmindest Unserer Fraktion, 
Rektorenkonferenz haben nicht versdliedene nicht verübeln, wenn wir dieseStellungnah­
Strukturformen für verschiedene Instituts- men dann auch unter diesem Gesichtspunkt 
arten vorgesehen., Das geltende Hochschul- betrachten. Wie ja, überhaupt ein Teil- der 
Organisationsgesetz ,kenntau& nur eine ein7 Problematik der jetzt -geführten Diskussion 
heitliche Institutsstruktur. -Das alles muß man darin liegt, daß die Hauptbetroffenen,.deren 
doch fairerweise in Rechnung stellen. Interessen zugegebenermaßen berührt sind; 
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Dr. Heinz Fischer 
und deren Legitimation; die Interessen zu ver- gewisser Einschränkung kann ich' aum sagen, 
teidigen, nicht bestritten wird, gleimzeitig ge- von Dr. Serinzi in der parlamentarisChen HoCh­
wissermaßen die Hauptsamverständigen sind, schulreformkommission repräsentativ ist für 
die da mit der ganzen Autorität eines Ordina- die Haltung der b~treffenden Fraktionen, dann 
rius Stellungnahmen abgeben, noch dazu in glaube ich, daß es keine Illusion ist, auf sach­
einer sehr merkwürdigen Form. Wenn im liche Verhandlungen und auf ein gutes Hoch­
sehe, wie ein und derselbe Professor immer schul-Organisationsgesetz, auf ein gutes Uni­
wieder in verschiedenen Funktionen, .in ver- versitäts-Organisationsgesetz zu hoffen. (Bei­
schiedenen Gewandungen auftritt, kommt es falI bei der SPO.) 

mir wirklich sö vor wie inder neuen Burg- Präsident Dr. Maleta: Zum Wort hat sich der 
theaterinszenierung von "Candide", wo ammer Abgeordnete Dr. Hauser gemeldet. Ich erteile 
die gleichen Sdmuspieler verschiedene Rollen es ihm. 
spielen. Der Zeitungsleser ist beeindruckt: die 
Rektorenkonferenz lehnt ab - Professor Abgeordneter Dr. Hauser (OVP): Herr Prä­
Winkler und andere~, die juridische Fakultät sidentl Hohes Haus I Ich möchte versuchen, 
lehnt ab, - das sind dieselben Herren -, der da ich mich ad hoc zu Wort gemeldet habe, 
Professorenverband lehnt ab ...:..:. es sind wieder mich sehr, kurz zu fassen. Aber das, was 
dieselben Herren. Und so entsteht der Ein- Kollege Fischer hier vorgetragen hat, hat mich 
druck einer ganz breit gestreuten Ablehnung. denn doch angesproChen. ' , 
(Abg. Dr. Sc r in z i: Das soll es aber ander- Wir haben in mehreren Lebensbereichen 
wärts auCh geben!) Reformen vor uns, die unter dem Vokabel. 

HerrPrimadus Sednzi, ich habe gar nichts Demokratisierung laufen. Ich glaube, man tut 
den beabsl·...1.tl·gten Reformen ·vl·ellel·...1-t s ...... on dagegen, ich möchte es nur einmal aufzeigen, ~ ~ •. U 

weil die Gewichte ja falsch gesetzt sind, um- deswegen keinen guten Dienst, weil man mit 
somehr, als' ich 'auch . eine 'ganze Menge einer falschen Etikette an sie herangeht. 
Stellungnahm~m von Assisteritenseite der ein- Wir fühlen alle, daß die Hodlschulreform 
ze1nen Hochschulen habe - ich könnte sie etwas Notwendiges ist. Das trennt uns nicht! 
Ihnen der Reihe nach vorlesen, in meinen Wir fühlen auch, daß im Bereich der Wirt-
20 ,Minuten kann ich das leider nkht, aber schaft das Thema Mitbeistiinmung keineswegs 
wir werden dazu noch Gelegenheit haben -; ein Tabu sein muß. Aber wenn man an diese 
Stellungnahnien, die· positiv sind und die Fragen, die menschliche Hintergründe haben, 
weitestgehend unter den Tisch fallen. Immer- mit dem Vokabel Demo~ratisierung dieses 
hin reden wir doch alle von der Gemeinschaft Lebensberedches,. herangeht, so. mag das eine 
aller am Wissenschaftsprozeß Beteiligten, und ~alsChe Ausgan,gslage sein. 
unter diesem Gesichtspunkt dürfte man die Wir müssendavoIiausgehen, wie ich es tue, 
häufig positiven AssistentenstfiUungnahmen daß man dabei unter Demokratie zunächst das 
nicht unter den TisCh fallen lassen. Modell der politisChen Demokratie versteht: 
. Ich gebe zu - und damit darf ichschlie. also Wahl von' Repräsentanten, Willensbil­

ßen -, daß wir derzeit in einer besonders dung durch die Mehrheit der Repräsentanten. 
sChwierigen Phase' sind. Es gibt zwar .. einen Mit diesem Modell leben wir in unserer 
Gesetzentwurf, gegen den man polemisieren westlichen Welt zufrieden, und wir sind, wie 
kann. aber es gibt nodl keine parlamentari~ ich glaube, alle Bekenner der Demokratie. 
schen' Beratungen, wo man die Argumente Ob. es 'aber richtig ist, daß man an jeden 
wirklidl auf den Tisch legen, muß. Es trium- Lebensbereich mit einem solchen Modell 
phiert . gewissermaßen" die prophylaktische herantritt,wenn man menSchliche Reformen 
Polemik; um sicherzustellen,daß·gewisse für dringlid). hält, ist die Fr.age. Denn es ist 
Interessen bereits in der Regierungsvorlage wohl eine Frage, ob in vielen Bereichen das 
berüdtsichtigt werden. Mehrheitsprinzip wirklich etwas' für Sach-

Meine Bitte an die Frau Bundesminister lösungen hergeben kann. Ist etwa eine Insti­
geht daher dahin, nach Abschluß des Begut- tution wie die Ehe' ein Bereich oder eine 
aChtungsverlahrens ,und nach Auswertung Institution wie ein Betrieb oder wie. eine 
aller Stellungnahmen den Entwurf ohne Hast, Hochschule ein Ort, wo das politische Modell 
aber so rasch wie möglich ins Parlament zu der Demokratie der Ausweg für jene mensch-' 
bringen"denn hier können,wir danil die Vor- lichen Konflikte oder Probleme ist, um die es 
schläge der Regierungsvorlage mit Gegenvor. geht? ' 
schlägen, von wem immer sie kommen, kan- Ich glaube, wenn es darum geht, Erfah­
frontieren, ohne Hysterie gegeneinander ab- rungswissen zu vermitteln, wie das an Schulen 
wägen, und wenn die Haltung von Kollegen doch wohl geschieht,ist doch dieses Verhält~ 
~r.·Gruber und Kollegen Dr. Hauser,und mit nis von Lehrer, zu Sdlülerdurchaus nicht 
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Dr. Hauser 
eines, das mit demokratischer Abstimmung 
bewältigt werden kann. Wenn wir diesen 
Prozeß des Tradierens von Wissen - für die 
Menschheit und ihre Geschichte doch eine 
ungeheuer bedeutungsvolle Sache - mit 
einem falschen Modell kurieren, dann, glaube 
im, wäre das falsch. 

Nun kann es sein - und darum möchte ich 
es sehr milde formulieren -, daß man etwas 
anderes mit dieser falschen Etikette des Demo­
kratisierungsprozesses meint. (Abg. Doktor 

. B rod a: Herr KalIege Hauser! Sehr viele VOn 
diesen Einwendungen geIten doch auch für 
den demokratischen GesetzgebungsprozeßI) 
Nein, Herr Minister, das glaube ich nicht I 
(Abg. Dr. B rod a: Auch für den Gesetz­
gebungsprozeß wäre es einfacher, es nicht 
demokratisch zu machen! Das wollen wir alle 
nichtI) Wollen wir vielleicht erst am Ende 
weit,erdiskutieren! 

Vielleicht spricht man aber von der Demo­
kratisierung in dem Sinne, daß wir darunter 
eine Vertiefung der mensmlichen Beziehung, 
mehr Respekt gegenüber dem einzelnen in 
der Gruppe, et oetera meinen. (Abg. B 1 e c h a: 
Aber bei der Demokratisierung geht es doch 
um den Abbau von Privilegien! Das hat nichts 
mit human relations zu tun!) Dann sind wir 
uns schon viel näherl Dann glaube ich durch­
aus, daß man richtig an die Frage herantritt. 
Wenn Sie also in einem ganz allgemeinen 
Sinn, losgelöst vom politismen Modell der 
Demokratie, meinen, man müsse etwas tun, 
dann ist schon eher eine Verständigung mög­
liCh. Aber ich glaube, von dieser Grundein­
stellung müssen wir es herleiten. 

Das zweite, meine Herren - ich will nicht 
sagen: Sie, die hier am Pult sprechen, tun 
das-: 

Um was es uns allen gehen muß, ist ganz 
gewiß in diesem Bereich die Erkenntnis, daß 
menschlich manches zu verbessern ist, daß 
also Reformen hier nötig sind. Ich bin da 
durchaus einer Meinung mit Ihnen. Sicherlich. 
gehört dazu, daß wir Gesprächssituationen 
schaffen, Institutionen einrichten, in denen 
diese Konflikte erörtert Und gemeinsam be­
wältigt werden können. 

Dann taucht aber die Frage auf, ob man. 
diese GesprächSinstitutionen - ob man sie 
jetzt Organe oder sonstwtie nennen mag -
so formulieren muß, daß dort Abstimmungs­
mechanismen unbedingt zum Tragen kommen 
müssen. Um das geht es, Herr Abgeordneter 
Dr. Fischerl 

Wenn wir in der Hochschulreformkommis­
sion sehr bald ziemlich übereinstimmend ge­
funden haben, es geht um abgestufte Formen 
des Mitwirkens und der. Mitbestimmung, so 
verbirgt sich hinter der zunächst allgemeinen 
Formulierung, auf die man sich natürlich 
rascher einigen kann als dann im Detail, doch. 
die Einsicht, daß eben manche, weil' sie in 
einer Lebenssituation sind, die noch nicht die 
volle Reife der Erkenntnis für dieses oder 
jenes bringt, vlielleicht nicht mit gleichem 
Gewicht mitzusprechen haben wie andere. Das. 
kann gestuft sein. Wir haben ja in der Kom­
mission für bestimmte Fälle eindeutig gesagt: 
Völlige Gleichheit und Stimmrecht - in ande­
ren Fällen nicht. 

Im glaube aber, diese Sachdebatte sollte 
man nicht jetzt bei der Budgetdebatte führen. 
Ich möchte nur sagen: Im Prinzip müßte man 
das doch wohl alS eine mögliche Lösung vor-· 
sehen. . 

Was kann denn das Ziel einer reformierten_ 
Hochschule sein? Nach wie vor muß sie doch 
eine Institution bleiben; in der Wissen und. 

Es gibt gewisse Linksradikalismen in der Erfahrung tradiert werden kann, und zwar in. 
Intelligenz - wie Sie wissen -, die sich auf einem solchen effizienten Sinn, daß der Stu­
diesem Gebiet besonders durch Vorschläge dent auch möglichst rasch - damiit er nicht 
auszeichnen. Ein bestimmter Stil der Diskus- durm unnötige Versäumnisse behelligt wird-­
sion versucht doch, alles als Machtstruktur zu seinem Studienziel gelangen kann. Auch 
darzustellen: es ginge um die Veränderung die reformierte Hochschule muß eine Hoch­
und den Abbau von Macht zugunsten des schule sein, in der man noch in Ruhe studieren 
Individuums. kann. Das ist auch ein Ziel. 

Ich glaube, auch hier liegt eine Verfälschung 
der Situation vor. Denn das Verhältnis zwi­
schen Lehrer und Schüler ist kein Machtver­
hältnis oder soll es dem Wesen nach nicht sein. 
Dasselbe gilt für das Verhältnis zwischen 
Vater und Kind und für den Lebensbereich 
der Wirtschaft. Das ist eine Prämisse, die man 
sich mit Absicht schafft, um sich selbst zu 
Machtkämpfen zu berechtigen. Ich glaube, 
daher ist auch diese Ausgangslage falsch. 

Wenn aus administrativen Gründen Beden­
ken gegen solche Vorschläge da sind, so muß 
man sie genau prüfen. Man kann nicht von. 
vornherein sagen, die Professoren machen das· 
"Theater" nur aus dem Grund, um schlechthin. 
gegen Reformen aufzutreten. Ich glaube, auch. 
das wäre wieder ein bißchen zu vorschnell. 
geurteilt. Die Sorge, daß die Sitzungsuniversi­
tät entstehen könnte, ist - wie man aus den. 
deutschen Beispielen weiß - ja denn doch da. 
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Dr. Hauser 
Wo sollte daher die Grundrichtung liegen, 

wenn wir uns einmal in der Weise in einem 
Gespräch auseinandersetzen müssen? Ich 
glaube, sie liegt dort, wo man quasi zwischen 
einer Art Mitbestimmung auf der legislativen 
Ebene, in der Zielsetzung im Grundsätzlichen, 
was am Institut geschehen soll und so fort, 
und auf der exekutiven Seite trennen muß. 
(Abg. Dr. Fis ehe r: Da gibt es nur den 
Institutsvorstand!) Im gl<aube, ein Mitbestim­
mungsprozeß Jm exekutiven Bereim dst eher 
bedenklich. Dort geht es um rasche Entschei­
dungen. Man sollte, glaube ich, aus rein 
-praktischen Gründen doch ,erkennen, daß man 
hier ... (Abg. Dr. Fis ehe r: Das ist doch nur 
der lnstitutsvorstandl Das ist doch nur 
eine Person! Da ist keine Mitbestimmung!) 
Na ja, ist das nicht vielleicht sogar wünschens­
wert, wenn er zwar allgemein ·an die. RiCht­
linien eines Gremiums· gehalten sein soll 
. (Abg. Dr. Fis ehe r: Das ist im UOG 
drinnen/), aber nicht in der Durchführung des 
Tageskrams, den auch die Hochschule zu be­
wäHligen hat? (Abg. Dr. Fis ehe r: Kollege 
Hauser! Das ist doch die Konstruktion des 
UOG!) Ich räume ein, daß es Tendenzen im 
Entwurf gibt, es so zu sehen. . 

Aber wenn die Professoren im Prinzip die 
Frage aufwerfen: Wir können dort durch 
Stimmen anderer überstimmt werdenI, so ist 
das eine durchaus zulässige Einwendung. Sie 
haben zwar mit Recht hier gesagt, der einzelne 
kann nicht sachkundiger geworden sein, ob er 
mit einem Drittel oder einem Viertel oder nur 
mit einem Zehntel in den Organen sitzt. Das 
ist richtig. Aber die Frage ist, ob es nicht eine 
grundsätzliche Veränderung der Dinge ist, 
wenn durch Stimmen solcher, die menschlich 
mitreden sollen - nicht, daß wir dagegen 
etwas hätten -, die in einem höheren Reife­
:grad Stehenden überstimmt werden könnten. 
Das muß man wohl auch bedenken. Daher die 
großen Einwendungen, die zum Teil kommen. 

Ich möchte schon schließen, weil ich nur auf 
das erwidern wollte, was Herr Abgeordneter 
Dr. Fischer gesagt hat. Das gilt ja in einer 
.ähnlichen Weise auch für die Mitbestimmung 
in der Wirtschaft. Gehen wir doch nicht zu 
sehr an diese Fragen heran mit diesem politi­
schen Modell der Demokratie. Ich verteidige 
dieses politische Demokratiemodell ständig 
hier am Pult, aber ich halte es für einen 
Etikettenschwindel, wenn. wir es auf andere 
Lebensbereiche sinnlos übertragen. 

Es gibt natürlich menschliche Aspekte, die 
demokratisierungszugänglich sind. Wenn wir 
miteinander sprechen, wenn wir reden, er­
zeugt auch der, der nicht Stimmrecht im Voll­
sinne hat; der nur argumentieren kann, weil 
er dabei ist, doch schon eine Wirkung. Ich 

glaube nicht, daß ein Professorenkollegium 
ganz einfach das vom Tisch fegen kann, was 
vielleicht nicht Vollstimmberechtigte als ihre 
Meinung vortragen. Ich glaube, daß man 
diesen grundsätzlichen Zweifel nicht haben 
müßte. Das wäre eben schon etwas anderes, 
wenn sich Studenten institutionell zu Wort 
melden können. 

Ich rede nicht schlechthin nur für ein Be­
ratungsrecht. Ich kann mir schon vorstellen: 
Es gibt Sachgebiete, wo voll mitgestimmt_ 
wird, und andere, wo vielleicht nur beraten 
wird. Dabei sein und reden - auch das ist 
menschliches Vertiefen der Beziehungen. In 
der· Richtung sollten wir in allen diesen Be­
reichen denken. 

Am Ende aller solcher Reformen geht es 
- und das ist es, was uns vielleicht von 
Ihnen oder von manchen von Ihnen trennt -
nicht um die Beseitigung von Machtstrukturen, 
und es kann auch nicht darum gehen, neuen 
Machtträgern Unbedingt die Sessel legislativ 
zu polstern. Den Eindruck hat man ja leider 
auch, daß diejenigen, die dann nomine von 
vielen sprechen, in Wahrheit nur um ihre 
konkrete politische Machtposdtion auf einem 
Gebiet ringen, wo es eigentlich nicht um 
Machtstrukturen gehen some. 

Daher .abschließend - das ist ja wohl ein 
gemeinsames Ziel -: Auch die reformierte 
Hochschule muß doch eine Hodlschule sein, 
die ihre Funktionsfähigkeit in dem Sinne be­
wahrt, daß man studieren und lehren kann. 

Und ein letztes - das ist es, was wir von 
den Deutschlandreisen mitgebracht haben -: 
Es taucht natürlich auch die- Frage auf, ob 
diejenigen, die studieren, an sich überhaupt 
Interesse haben, an dem mitzuwirken, von 
dem Sie sprechen. Ich glaube, es ist nicht 
einfach so, daß man wie in der Demokratie 
sagen könnte, der politisch Abstinente be­
stimmt auch .durch seine Enthaltung das Er­
gebnis der Wahl. Er ist halt dann mitschuldig 
oder er muß es auf sich nehmen, wenn andere 
zur Wahl gegangen sind . 

Kann man sagen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, daß Studenten, die sich 
vielleicht für das ganze nicht so sehr interes­
sieren, Abstinente sind? Kann man nicht ge­
rade am Hochschulsektor sagen, daß das 
Leute sind, die studieren wollen? Sie haben 
kein anderes Ziel, als rasch fertig zu sein, und 
haben für diese ganzen politischen Aspekte 
vielleicht gar nicht Zeit oder Lust. Ich wage 
es nicht, solche Studenten als schlechte Demo­
kraten zu bezeichnen, weil sie nicht sehr 
willig sind, im politischen Prozeß mitzuwirken. 
Ich sehe das nicht sof 
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Dr. Hauser 
Daher mÖchte ich auch meinen, daß Sorge 

zu tragen wäre, daß nicht der politische Eifer 
derjenigen, die sich in der Frage fast professio­
nell· betätigen, in den Willensbildungsorganen 
durchschlagen kann. und sie dann angeblich 
no mine aller plötzlich sprechen. Es ist eben 
nicht dasselbe, wie wenn 1 Million österrei­
cher nicht zur allgemeinen Wahl dieses Ver­
tretungskörpers ginge. Ich glaube, es ist etwas 
anderes. 

Ich schließe schon. Ich wollte Ihnen. nur er­
widern, weil ich glaube, diese Demokratisie­
rungsvokabel, die hier gebraucht wird, ist 
eigentlich eine Verführung in der Debatte. 
Zweitens sind Sie am Holzweg, wenn Sie 
dauernd von der· Umstrukturierung von 
Machtverhältnissen sprechen. 1;ls geht weder 
jetzt 1,llll Macht, noch sollte es in Hinkunft um 
Macht gehen. Ich· hoffe, daß wir uns in einem 
solchen Sinne bei den künftigen Beratungen 
verstehen können. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Abgeordnete Wille. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Wille (SPO): Herr Präsident I 
Hohes Haus! Die Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Hauser verleiten mich doch da­
zu, noch auf die Vorgänge anläßlich der In­
auguration an der Technischen Universität in 
Wien hinzuweisen, die vor wenigen Tagen 
stattfand. 

Nach einer sehr abgewogenen Rede des 
neuen Rektors meldete sich der Studenten­
vertreter zu Wort und erklärte dort - der 
Präsident des Hohen Hauses war Zeuge, er 
hat diesen sehr respektablen Vorgang miter­
lebt - dem staunenden Auditorium: 

Diese Universität ist nicht die unsere. Wir 
haben hier keine Mitbestimmung. Dieser Rek­
tor ist nicht unser Rektor. Wir haben ihn 
nicht gewählt. Diese Feier ist nicht \lnsere 
Feier. Das ist die Feier der Professoren. 

Das hat ein junger Mann mit vielleicht 
22 Jahren in einer geradezu unglaublich über­
zeugenden Leidenschaftlichkeit in der Univer­
sität zum Ausdruck gebracht, und ich habe 
mich darüber gefreut. 

Ich habe mich gefragt: Wie sollen sich junge 
Menschen mit einer Universität identifizieren, 
in der sie nichts zu reden haben? Geht es 
dort nur um die Existenz d.er Professoren, 
oder auch um die Zukunft der Studenten? Ich 
Ulaube, wir . werden uns in dieser Frage einig 
werden, wenn Sie· einsehen, daß die Zukunft 
nicht nur von den Professoren, sondern auch 
von den Studenten bestimmt werden wird. 
(Beifall bei der. SPO. - Abg.Dipl.-Ing. Ha n-

re ich: Sie sollten auch berücksichtigen, daß 
die Diskussion abgelehnt wurde!) 

Ich möchte dann aber zum eigentlichen Kapi­
tel übergehen und dazu folgendes sagen: Im 
war der Auffassung, daß man dieses Kapitel 
nur beginnen kann mit einem Dank an die 
Bundesregierung und mit einem Dank an das 
zuständige Bundesministerium. Im war also 
sehr unangenehm überrascht, als ich gestern, 
wie smon gesagt worden ist, die beschämende 
Vorstellung des Abgeor,dneten Ermacora er­
lebt habe. 

Im möchte nicht näher darauf eingehen, aber 
wenn Dr. Blenk dazu sagte: Wäre denn jemand 
anderer besser als ein Homsmullehrer be­
fähigt, dieses Kapitel zu kritisieren?, dann 
mömte ich gerade die Vertreter der Wirt­
smaftskammern darauf hinweisen, daß nur 
zirka die Hälfte aller Manager im gesamten 
Wirtsmaftsbereich auf eine Universitätsaus­
bildung zurückschauen kann (Abg. Doktor 
B 1 e n k: Sie haben nicht genau zugehört! Sie 
liegen so daneben!), die andere Hälfte also 
eine außeruniversitälle Ausbildung mitge­
macht hat; ihre Universitäten sind die Be­
triebe und die Unternehmungen. Wir nehmen 
nimt zur Kenntnis, daß ein Universitätspro­
fessor mehr als jemand anderer in der Lage 
wäre, dazu Stellung zu beziehenl 

Warum vertrete im die Auffassung, daß 
man dieses Kapitel mit Dank beginnen sollte? 
Es ist zum wiederholten Male auf viele Presse­
stimmen und auf die OECD hingewiesen wor­
den. Auch Professor Dr. Petrasmeck und seIne 
Ausführungen ist heute von meinem Freund 
Blecha bereits hingewiesen worden. Ich möchte 
darauf hinweisen, daß die "Neue Zürcher Zei­
tung" am 20. August 1972 schrieb: An der 
Spitze des Ministeriums für Wissenschaft und 
Forschung steht Frau Dr. Hertha Fimberg, 
eine ebenso charmante wie energiegeladene 
und zielstrebige Dame. (Beifall bei der SPO.) 

Ich glaube, wir können der Frau Bundes­
minister zu diesem Kompliment gratulieren. 
Es freut uns, daß ihre Arbeit diese Anerken­
nung findet. Wenn dann darauf eingegangen 
wird, daß Bundesrat Tsmudi mit einer Dele­
gation von Wissensmaftlern nach Osterreich 
kam, um die österreimische Forsmungskon­
zeption zu studieren und um österreimisme 
Wissenschaftler in die Smweiz einzuladen, 
dann ist das dom die klare Bestätigung dafür, 
daß diese Arbeit sinnvoll vorangegangen ist. 

Außerdem waren bereits in diesem Herbst 
sechs Vertreter des Ministeriums für Wissen­
schaft und Forsmung in der Schweiz und 
haben mit den Smweizer Kollegen die öster­
reimische . Forsc4ungskonzeption bespromen. 
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Wille 
Ich glaube, wir sollten bei aller Diskussion 

von einzelnen Posten nicht die Größenordnung 
übersehen: 3,3 Milliarden Schilling im ver­
gangenen Jahr für dieses Kapitel. 4 Milliarden 
Schilling heuer. Eine Steigerung wiederum, 
wie sie im Forschungskonzept vorgesehen ist, 
von 20 Prozent im Jahr. Die Bundesregierung 
will damit vqr allem die Europareife der öster­
reichischen Wirtschaft einleiten, weil wir alle 
{Tanz gen au wissen, daß vor allem Wissen­
schaft und Forschung die entscheidenden Ele­
mente der wirtschaftlimen Entwicklung sind. 

Die Forschungspolitik ist also ein entschei­
dender Beitrag für die Mobilisierung. der öster­
reimischen Industrie und der österreichischen 
Wirtschaft insgesamt. Es stünde der Opposi­
tion, vor allem der großen Oppositionspartei, 
sehr gut an, wenn sie weniger von der Teue­
rung reden würde, dafür aber die österreichi­
schen Unternehmungen und die österreichi­
sche Offentldchkeit auf dem Gebiet der Wis­
senschaft und Forschung mobilisieren wollte. 

Nun einiges zur Forschungspolitik. Es ist 
bereits gesagt worden, daß erstmalig die For­
schungskonzeption v:orliegt und daß darauf 
Bezug genommen wJrd, daß 1971 dn Osterreich 
vom Bund und der Wirtschaft insgesamt 
2,8 Milliarden Schilling für Forschung und 
Entwicklung ausgegeben worden sind. 

Das Ziel ist es, daß die österreichische Wirt­
schaft und der österreichische Staat 1980 zirka 
13 bis 18 Milliarden für Forschung und Ent­
wicklung ausgeben werden. Das heißt, wir 
werden dieses ganze Jahrzehnt ein Wachstum 
von annähernd 20 Prozent brauchen, um dieses 
große Ziel zu erreichen, nämlich rund einein­
halb Prozent des Bruttonationalprodukts für 
Forschung und Entwicklung in Osterreich aus­
zugeben. 

Das Finanzierungskonzept zur Forschungs­
konzeption sieht vor, daß zirka die Hälfte 
.all dieser Forschungsausgaben von der Wirt­
schaft zu trag,en ist. Hier kommt es aber 
wieder darauf an, daß vor allem die gewerb­
liche Forschung noch mehr als bisher voran­
getrieben wird, denn die einzelnen Forschungs­
bereiche zeigen uns, daß in Osterreich an­
nähernd 70 Prozent für die Hochschulforschung 
oder für die universitäre· Forschung ausgege­
ben werden, während das in der EWG nur 
rund 30 Prozent sind. Die Proportionen inner­
halb des Forschungsbudgets werden, also in 
den nächsten Jahren verändert werden müs­
sen, was natürlich ein langfristiges Vorhaben 
ist. 
. In der wirtschaftsbezogenen Forschung 

spielt die Osterreichische Studiengesellschaft 
für Atomenergie wohl die größte Bedeutung. 
In dieser Studiengesellschaft .arbeiten mehr 
als 400 hom- und hÖ<nstqualifizierte Mitarbei-

ter. Wenn Ermacora sagt, daß dem Ministe­
rium die Koordinationsaufgaben aus der Hand 
gleiten, dann möchte ich .darauf hinweisen, 
daß gerade auch im Konzept für die Studien­
gesellschaft davon die Rede ist, daß bis zur 
Gründung des Ministeriums jede zentrale In­
stanz fehlte und darüber hinaus jede For­
sdlUngskonzeption. Erst jetzt gelang es in 
Seibersdorf - neben einer zentralen In­
stanz -, auch die Aufgaben zu überdenken, 
und die Studiengesellschaft für Atomenergie 
ist heute dabei, eine interdisziplinär arbei­
tende Großforschungsorganisationzu werden: 
das größte Forschungsunternehmen OsteT­
reichs. 60 Prozent aller Leistungen dieses Insti­
tuts gehen heute bereits direkt an die Indu­
strie. 

Wir sehen es nidlt mit Freude, daß 1973 
nur 106 Millionen Schilling statt 119 Millionen 
Schilling wie im vorangegangenen Jahr veran­
schlagt sind. Eine Aussprache mit Finanzmini" 
ster Androsch hat allerdings ergeben, daß sich 
Androsch als ganzer Seibersdorfer betrachtet, 
und er ist auch bereit, entsprechend der bud­
getären Entwicklung alles zu tun, was die 
Lebensfähigkeit und den weiteren Ausbau von 
Seibersdorf garantieren kann. . 

Eine wesentliche, weitere große Aufgabe 
ist der Forschungsförderungsfonds der gewerb­
lidlen Wirtschaft. Dieser Fonds, der im ver­
gangenen Jahr über 129 Millionen Schilling 
zur Verfügung hatte, wird 1973 ebenso um 
20 Prozent mehr zur Verfügung haben, nämlich 
154 Millionen Schilling. Der Finanzbedarf die­
ses Fonds ist allerdings für 1973 mit 400 Mil­
lionen Schilling angegeben. 

Wir sehen also, wie groß die Forschungs­
aufgaben einzelner Fonds sind, wenn wir sie 
auch gegenwärtig nicht finanzieren können. 

Auch in den Ausführungen Ermacoras ist 
sichtbar geworden, daß ihm anscheinend nidlt 
das volle Vertrauen zu unseren Projektteams 
gegeben ist. Ich mochte aber dazu ausführen, 
daß heute Projektteams in der Industrie- und 
Wirtschaftsforschung. geradezu gang und gäbe 
sind und daß man durchaus nicht einen Wider­
spruch zwischen Ministerialbeamten und Spe­
zialisten sehen kann. Es wird kein Ministe­
rium geben, das in der Lage wäre, von sidl 
aus aUe Bereiche der Wirtschaftsforschung mit 
dem eigenen Apparat zu bewerkstelligen. 

Es .ist darüber hinaus aber auch wünschens­
wert, daß Fachleute aus allen übrigen Berei­
chen zu bestimmten Spezialaufgaben heran­
gezogen werden. Die Leistung im Kollektiv 
ist übrig,ens in allen Großunternehmen heute 
selbstverständlich. 

Darüber hinaus ist es in Osterreich notwen­
dig, das Forschungsbewußtsein auf allen Ebe-
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Wille 

nen anzuheben. Ein schöner Anlaß dazu war, 
daß anläßlicb. des Staatsfeiertages ein Sympo­
sium über "Die Zukunft von·Wissenschaft und 
Technik in österreich" abgewickelt werden 
konnte, das starke Impulse für die österrei­
chische In,dustrie und Forschungspolitik, . aber 
auch für die ausländischen Teilnehmer ergeben 
hat. 

Wie sehr' das Ansehen österreichs auf dem 
Gebiet von Wissenschaft und Forschung be­
reits zugenommen hat, ist vor allem auch der 
Tatsache zu entnehmen, daß b-ereits ab 1914 
im Schloß Laxenburg anfänglich 80 Wissen~ 
schaftler,aus 12., Akademien der westlichen 
und östlichen Welt im Internationalen Institut 
für angewandte Systemanalyse tätig sein wer­
den. Man rechet damit,daß in diesem Institut 
in den Folgejahren bis zu 300 Wissen~chaftler 
der westlichen und' östlichen Welt tätig sein 
werden. ' , 

Ich glaube zudem, daß anläßlicheiner der­
artigen Diskussion nicht. nur über das gegen­
wärtigeBudget oder einzelne Ansätze geredet 
werden soU, sondern • auch' über die Zukunft 
von Forschung und Entwicklung. 

, . , . .",. . 

M.I.T.,' eines der '. größten Forschungs­
institute' der' Vereinigten Staaten,propagiert 
eher dÜster,das Nullwachstum' der kommenden 
Jahre, weil ein Drittel der Menschheit in einem 
Augenblick der Industrialisierung die Erde 
ausgeplündert und ihr· ökologisdles . Gleichge­
wJ<:htinFragegestellt hat. M. I.T.verlangt da­
her die ZurüCknahme der '-Kapitalinvestitionen 
um 40· Prozent, die Reduktion' der landwirt­
schaftlidlen Produktivität um 20 Prozent und 
eine ZUfÜcknahmeder Weltgeburtenrate um 
30 Prozent. ' 

Ich gla~be aber, • auch ein Nullwachstum 
kön.nte fpr Forschung und Entwickhing keinen 
Stillstand bedeuten, denn: der. Geist des' Men­
sdlen ist Bewegung. Ich glaube s.ogar, daß 
gerade dieses Verlan:g~n, nach einem Null­
wachstum in den nächsten Jahren eine neue 
große Herausforderung gerade für Forsdlung 
undEIitwiddung ist. 

,Trotz'aller Sd1wächen, die;einzelne Progno­
sen aufzeigen, werden wirnjdlt daran vor­
beikommen können, über unsere Zukunft nach­
zudenken. Ich'glaube,daß' Konservativismus, 
aber audl falscher Liberalismus mit diesen 
Aufgaben nicht wird fertig werden können. 
Idl möchte .aber versichern: .Wir sind .gewillt, 
uns darauf 'vorzubereiten, und wir sind gewillt, 
diese Herausforderung;; anzunehmen. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident Ör. Maleta:, ZuinWortgemeldet 
hatsidi die Frau Bundesminister;Dr,Firnberg. 
Ich 'erteile es ihr. 

Bundesminister fjir Wissenschaft und For­
schung Dr. Hertha Firnberg: Herr Präsident! 
Hohes Hausl Ich möchte vorerst aUen Dis­
kussionsrednern für die konstruktiven Bei­
träge und Anregungen, die in der Debatte er­
bracht wurden, danken. Ich glaube, man kann 
sagen, . daß dieses Budget zwar nicht .voll be­
friedigt, aber doch zu. einem großen Teil 
zuffiedensteUend ist. Außer der Verdoppelung 
innerhalb weniger Jahre - wir haben die' 
Viermilliardengrenze überschritten - haben 
wir - entsprechend der Forschungskonzep­
tion - den zwanzigprozentigim Zuwachs auch 
in diesem Jahr eingehalten. Wir haben also 
die Bedingungen erfüllt, dIe wir uns selbst 
gestellt haben, wenn wir Wissensmaft und 
Forsmung . in dem Maße nachholend ent­
wickeln wollen," wie 'es in' der' Regierungser­
klärung steht. 

, Ich möchte mich nicht in' Details verlieren ~ 
die Herren Abgeordneten Radinger und andere 
haben ja ,die einzelnen Zahlen genaimt -, ich 
möchte nur nom einmal darauf hinweisen, daß 
das Ho<:hs<:hulbudgetheuerimmerhin 3,3 Mil­
liarden Schilling umfaßt, fast eine h'albe Mil­
liarde Schilling mehr als im Vorjahr, und ich 
glaube, Herr Abgeordneter Dr. Blenk, 'so gar 
nichts ist .dasriicht. Es ist keine Eins<:hrän-, 
kring, sondern eine ganz beträchtliehe Steige~ 
rurigi und daß ein großer : Betrag von den 
Steuerzahlern' für unsere Hochschulen aufge­
brachtwird,sollte man auch nicht übersehen! 
(Beifall bei der SPO.) , Sie können in jeder 
einzelnen Kennziffer die, Erhöhung durchaus 
sehen. Ob Sie umrechnen den AufWaIldpro 
Lehrkanzel oder den -4-ufwandprQ Studieren­
den, diedeutlid;te A\Ifwärtsentwiddung ist 
eindeutig festzustellen. 

Und daß für die Forschung eine wesentlich 
bessere DotiElIung vorliegt, hat ja nicht einmal 
der Heir Abgeordnete Professor Dr. Erfuacora 
bestritten, der sonst eigEmtlich - was mich 
einigermaßen überraschen muß, denn er müßte 
es besser wissen - für das Kapitel Forschung 
nur negative Äußerungen übrig hatte. 

~<:h darf, vieUeicht darauf hinweisen,· daß, im 
Ausland - und ich meine jetzt nicht nur die 
sehr angenehmen Äußerungen in der "Neuen 
Zürcher Zeitung", sondern Auslandsstimmen 
in anderen Zeitungen ,-- sehr positive Urteile 
über die Entwicklung derösterreichischen For­
s<:hung abgegeben werden, ,und zwar in hohem 
Maße und in sehr zahlreidlen Stimmen. Dies 
ist ein' sehr deutliches Zeichen dafür, daß wir 
auf diesem Gebiete' einiges geleist~t ha ben. 

Ich darf auch darauf hinweisen, daß das be­
reits genannte Symposium 'am 26. Oktober, 
das zahlreiche ausländisdle: 'Gelehrte nach' 
österreich gebradlt hat; gleichfalls für Oster-
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Bundesminister Dr. Hertha Firnberg 
reich außerordentlich positive Stimmen hin- für die Entwicklung der Forschung und der 
sichtlich seiner Forschungspolitik ergeben hat. Wissenschaften ist. Ich habe mir aus den ver­
Es gibt ,also eitl.e ganze Reihe von Indikatoren, schiedensten Gremien einen Beraterstab ge­
die zeigen, daß wir am richtigen Weg sind. schaffen. Die Frage, wie man zu solchen Gre-

Die Erhöhung der Budgetmittel ist eine not- mien kommt, ist eine Frage, die immer wieder 
wendige Voraussetzung. das wissen wir aus hier im Hohen Hause auftaucht. Wie geht die 
dem OECD-Bericht. Die Forschungskonzeption, Auswahl vor sidl? 
die wir erarbeitet haben,gibtuns den Rah- Idl habe in den verschiedensten Ländern 
menplan. WIr sind jetzt mit der Prioritäten- sehr genaue Informationen eingeholt, mich in 
setzung befaßt - wie alle wissen, ein sehr Amerika sehr genau darnach erkundigt, in 
sdlwieriger und langwieriger Prozeß, der mit Schweden, in der Bundesrepublik und in ande­
der notwendigen Sorgfalt vorgenommen wer- ren Ländern. Es ist überall so, wie es hier 
den muß. bei uns in Osterreich ist. Es geht kaum anders. 

Auch Detailprojekte von Aktualität werden Es ist einfach so, daß sich der Minister seine 
behandelt, und hier gibt es Listen dafür. jeder Berater eben holtl 
kann sich informieren. Ich möchte ganz kU~ Es ist keine' politische Auswahl - damit 
dazu sagen, daß sidl die Organisation un!i die wäre einem Minister nidlt gedient -, sondern 
Strategie unserer Forsdlungspolitiknach einer es ist eine Fadlauswahl. Die Liste der ausge­
immerhin zweijährigen Erfahrung durdlaus be- wählten Berater liegt vor; wenn Sie die 
währt hat, also ganz das Gegenteil von dem, Namen durdlstudieren, werden Sie erkennen 
was der Herr Professor Ermacora behauptet können,daß die Mehrheit sicher nicht bei den 
hat. Beratern liegt, die unsere Gesinnungsfreunde 

Wir haben ein neues Modell entwickelt: ein sind, sondern eher· auf der anderen Seite, 
kleiner Stab von hochqualifizierten Beamten die aber f<idlliche Qualifikation haben. 
mit einem großen Stab von externen. Experten. Ich möchte in diesem Zusammenhimg audl 
In dieser Art wird in allen anderen' Ländeni noch einmal auf eine spezielle Sache hinwei­
heute auch gearbeitet, die eineextrement- sen - es tut mir leid;daß der Herr Professor 
wickelte Forschung haben. Der ständige und Ermacora, nidlt hier ist, denn idl würde. wün­
permanente Dialog. zwischen aUen Beteiligten schen, :daß er das hört -: Oie Auftragsfor­
ist hier zu einer Methode. eI).twickelt worden, sdlUng ist ein. ewiger Dom im Auge der gro­
von der wir sagen können, .daß sie tatsächlich ßen Opposition. Sie werden. aber nicht er­
der Arbeit am besten dieJlt.,. reichen, <laß Sie uns oeiI).e politisChe ,Vergabe 

In diesem Zusammenhang möchte ich mim der Forschungsaufträge nachweisen .. kpnnen. 
audl dem, was mehrere unserer Kollegen heute (Beifall bei der SPt}. - Abg. Dr. B 1 e n k: 
schon gesagt haben, 'anschließen, nämlich daß Das wollen wir auch gar nichtl) Das wird 
einer der besten HeUeri einer der wichtigsten Ihnen nicht gelingen. Wir hapen nicht nur 
Männer in der österreichlsmehForschuhgs- sehr strenge Vergaberidltlinien ... (Abg. 
politik, seitJ ahr~n . unentpehrlicil. b.eiderEnt- Doktor BI e n k: Wir sind froh, wenn es 
wicklung der gesamtEm fors.~tm,gspolitischen 'nicht so istl) Es wird Iluien nidlt gelingen! 
Richtlinien, überraschend frünv~)U uns gegan- Sie werden diesen Nadiweisnimt erbringen 
gen ist: Herr. P~äsident Rohradler~ Idlbe~ können; auch wenn' immer wieder darauf 
trauere seinen Verlust nidltnur aus.fachlidlen.angeSPiell wird. 'Es kann Ihnen nicht gelin­
Gründen, sondern in hohem Maß~ auch aus gen, weil es nicht detFall ist. (Beifall bei der 
persönlichen. Er war mir . eill besonders guter SPO.) . 
und bewährter Berater all die Jahre hindurch, Es ist gestern darüber 'gespr~chen worden, 
ganz besonders seiti<h-dieses sdlwier.ige Res- daß die VergabE;lridltIinien vom Ministeihim 
sortüberndmmenhabe. Ich möchte meht verab- selbst ausgearbeitet sind .. Ich darf darauf hin­
Säumen, an diesem Tag: nodmials seiner zU weisen, daß -diese; Vergaberidltlinien für Ex­
gedenken, weil er uns heute hier besonders; pertengutachten und Auftragsforschung auf 
fehlt: Er war in: jedem Jahr :bei der' Budget- dem· Förderungserlaß . des. Bundesministeriums 
debatte zu diiesem Kapitel im Hause, um unsere für Finanzen,' dem sogenanIiten dreizehntau­
Anliegen >aJl2uhören und sidi damit zu be~ sender Erlaß aus dem Jahr 1954, einem Erlaß 
schäftigen. . unter einem Minister, der Ihrer. Pa~eiange~ . 

Meine Damen und Her~eril Da~ ganze auF hörte;und auf dem En.twurlfür ein Bundes­
gezeigte System istniCilt perfekt; aber wir vergabegesetz . aus der Zeit der Regierung 

Klaus basieren. sind bereit und - wie idl.auch meine,.,- fähig, 
es besser zu entwickeln •. Wir.hab.en Platt- Idl,darf.,nQch hinzufügen, .da~ der Verfas­
formen der Begegnung.gesdlaffen.ldl muß sungsgeric:h,tsh()f ähnlidle ,Yergaberidltlinien 
immer wieder betonen, wie,widltig dasgeJ;ade bisher immer als eine Rechtsgrund,lage .. aner-
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kannt hat. Die Richtlinien wurden unter voller eine Protestresölution verlesen - das ist die, 
Berücksichtigung der Vorsmläge des Rech- über die hier gespromen wurde -, in welmet 
nungshofes erstellt und sie sind vom Finanz- die Besmleunigung der Berufungsverfahren 
ministerium in Zusammenarbeit mit dem Rem- gefordert wurde, da die Anzahl der Profes~ 
nungshof und der Finanzprokuratur mit mei- soren an der HochsdlUle für Bildungswissen­
nem Ressort erarbeitet. Es sind verbindliche smaften seit Sommer gleim geblieben sei. Ich 
Richtlinien, die Ihnen allen zugegangen sind. - das ist der Rektor der Hochschule - habe 
Die nach den Rimtlinien unseres Ministeriums dazu folgende Stellungnahme abgegeben: -
vergebenen Aufträge beinhalten die Gleich- (Unruhe im Saal.) Hohes Haus I Im bitte jetzt 
behandlung aller Forsdmngsprojekte. um Ihre Aufmerksamkeitl 

Im übrigen: die Hauptsumme für Fot- Es seien seitens der Frau Bundesminister 
schungsprojekte wird ja gar nicht vom Mini- auf Grund der eingereichten Ternovorschläge 
sterium für Wisse-nschaft und Forschung ver- derzeit alle Rufe herausgegangen, und mit den 
geben, sondern über die Fonds, über die Aka- Kandidaten wur.de verhandelt. Außerdem seien 
demie der Wissenschaften, über die Boltz- die Studienrimtungen für dEm Beginn des 
mann-Gesellschaft und über andere wissen- ordentlichen Studiums im Herbst 1973 bereits 
schaftlicheGesellsfuaften. Sie werden auto- erlassen worden, und die verschiedenen Stu­
nom vergeben. Unsere Aufgabe, die Aufgabe dienordnungen werden im Entwurf ausgear­
des Ressorts ist eine koordinierende. beitet. Es herrsche überhaupt der Geist einer 

verständnisvollen Zusammenarbeit bei allen 
Wenn also etwa die Rektorenkonferenz ur- beteiligten Gremien. Insbesondere sei die in-

giert, daß· ihr Smwerpunktprogramm nicht in zwischen an der Hochschule für Bildungswis-
einer eigenen Budgetpost berücksichtigt senschaften geschaffene unterrichtstedmolö­
wUrde, so darf darauf erwidert werden: Nicht gische Einrichtung vorbildlich für Osterreim. 
in einer eigenen Budgetpost, aber ~ wie' die 
Rektorenkonferenz und wie der Forschungs- Und er smreibt weiter: 
fonds weiß - eingebaut in das Bud'get des Am Anfang der Gründung der Homschule 
Forsmungsfonds für wissensmaftlime For- für Bildungswissensmaften seien die Dinge 
smung. Das ist eine Abmachung. Uns scheint schwieriger gewesen, das sei aber. jetzt nidlt 
dies das viel bessere System zu sein, als noch die Situation. DerUniversitätsbund möge da­
einmal eine eigene Forschungsvergabeinstanz her die Resolution dahin gehend abändern,. 
zu smaffen.· ledIglich' die Bitte zu äußern,. :aum 1973 wie 

Der Herr Abgeordnete Suppan hat sim über 'bisher die Berufungen besmleunigt und iri 
die Zustände .an .der Bildungshochsmule in genügendem' Umfang durchzuführen, um den 
Klageruurt erkundigt. Im hoffe, er hat seither geplantenStQ.dienbeginri. zu simern. 

die' Anfragebeantwortung, die. sehr umfang- . Dann. sprimt er nom von GerüdJ.ten, 4ie 
reich und kompliziert ist, erhalten. Im darf kursieren _ es ist überhaupt das Neueste, 
nur noch folgendes hinzufÜgen·: Selbstver- daß "Gerij.mte~' kursieren und,die Homsmulen 
ständ1im ist die Resolution des Kärntner Uni- dann hinsimtIim von Gerüchten anfragen ;-:-; 
versitätsbundesan das. Ministerium sehr gibt sim aber. zufrieden mit dem, was er an 
gründlich bearbeitet worden. Auch die Ergeb~ Tatsachen .weiß. 
nisse der Pressekonferenz, die in Zusammen-
hang mit dieser Sitzung des Universitätsbun- Das ist die 'Stellungnahme des Rektors,: 1& 
des abgehalten wurde und inden Zeitungen glaube nicht, daß sie von ~einer Katastr()plie 
ihren Niedersthlag farid, sind dem Hause zu- an der BildungsltOchschule· in Klagenfurt redet . 

. gekommen. Wir 'haben ,··selbstverständlim 
sofort Erkundigungen eingezogen, vor allem Herr Abge()rdneterBl~mkl Ich darf II;och .. ein 
auchi weil die dort·,Jestgehaltenen Tatsamen Wort .zur gestrigen Debatte über die Vorfälle 
IiichtgaIiz mit demübereinstiIIimten, WaS nam an"der ,H;omsmule sagen, ~ie. :meinen, .. daß im 
unserer Auffassung an der Bildungshochsmule als Frau und Mensm richt~g gesprochen ha"!>e. 
in Klagenfurtder Fall war. - Das ,ist mir zuwenig I 14l glilube; daß i~ 

ICh . habe jetzt die Stellungnahme des Rek~ hier die SfunQle der Vernl.!llft repräsentiert 
tors der Bildungshochsmule in Klagenfurt zu habe (Beifall. bei der. .SPOl, die versumt, über7 

flüssige Auseinilndersetzungen böser Art" Zu 
meinel; Anfrage erba}ten. Er schreibt folgen- vermeiden~Und wenn m\r, , etw.as bestätigt, 
des: daß unserewig~;r R.uf ;,MehrFra:uen in die 

In der Sitzung des Kärntner Universitäts-· Politik!" rimtig ist, dann diese Apostrophie­
bUndes vom 29. November wurde imaufge- rung. (New:~rlicherBeilal1 bei derSPO.) 
fordert, über den Stand des' Aufbaues zu be- . . . . , . . . 
ridlten und auf besondere 'Schwierigkeiten ein­
zugehen. Der Universitätsbundhalte zuvor 

. Die-Freiheit von .,Forschungilnd Lehre ist 
durdt nichts gefährdet,. und i<h~'sehe überhaupt 
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nidlt ein, warum sie im Zusammenhang mit 
diesen Vorfällen gefährdet sein könnte. 

Der Mythe vom "akademischen Boden" muß 
man, glaube ich, hier im Hohen Haus auch 
einmal entgegentreten! Es gibt keinen "aka­
demischen Boden'" Es handelt sich um Ge­
wohnheitsremt, das man nicht brechen will, 
aber "akademismer Boden'~ mit besonderen 
Privilegien ist dem Gesetz völlig unbekannt 

Sie haben davon gesprochen, daß das Mini­
sterium personalmäßig aufgebläht ist. Ich habe 
im Aussdmß darüber ausführlich Auskunft 
gegeben, habe es audl damit begründet, daß 
wir aus dem Bundesministerium für Unter­
riCht und Kunst Dienstposten direkt übernom­
men haben. Ich habe darauf hingewiesen, daß 
wir im Interesse bereits im Ministerium arbei­
tender Leute die Arbeitsrechtverhältnisse be­
reinigen mußten. 

Ich gebe zu: Unsere Aufgaben wachsen auch 
auf legislativem Gebiet. Im werde ja ununter­
bromen bedrängt, rascher und mehr im Hause 
arbeiten zu lassen. Wir haben tatsächlich in 
einem gewissen kleinen Ausmaß mehr Perso­
nal aufnehmen müssen. 

Nun zu den Prognosen Vp.d Bedarfserhebun­
gen. Herr Abgeordneter Dr. Blenk' Hier dürfte 
es . eine kleine. Verwedislung geben. Ich 
spreChe miCh niCht generell gegen Prognosen 
aus. Selbstverständlich braucht man Prognosen 
und Bedarfserheb~nge!l' . . 

Ich habe beimeinerRede im Europarat dar­
auf hingewiesen,. daß es smwierig ist, den 
Bedarf an Akademikern vorauszuschätzen, 
speziell getrennt nam d'en einzelnEm' akade­
misChen Kategorien; aber den Bedarf an Hoch­
sdmlmittehi kann man durdlaus erheben. Wir 
sind eben jetzt dabei, genau das zu tun, was 
Sie fordern: Nicht nur mit einem Fragebogeri 
alles das einzuholen, was die Hodlsdlulenund 
Institute fÜJ; sidJ. für p.otwendighalten, sondern 
an Ort Und Stelle duidl eine' -..:,'etwas ver­
stärkte .:.:.. RevisioIls.abte~lung aU dies verifi-
zieren und ergänzen zu fassen~ . 

Idl mödlte heute nirnt über das längerfri­
stige HodJ.smulbaupto'graIIim spredlen. Alle 
Einsdiränkungensind' im . Vorwort angegeben. 
Idiwf:!iß selber, daß es ein erster Entwurf 
ist, der revidiert werden muß. Aber idi möchte 
Sie sehr bitten, mir einmal mitzuteilen,weldle 
Hypothesen bei der. ErarbE!!itung eines soldlen 
längerfristigen Entwurfes linterstellt werden 
soiIen, wenn nidltdie gleidlblE~ibenden Quo­
ten und die gleidibleibende Entwicklung .. 

SIe spredJ.endavon, . daß der Forsdlungs­
stättenkatalog keine Arbeit ist. IdJ. möchte Sie 
einladen, sich einmal· anzuschauen, wieviel 
Arbeit das. bedeutet .Wäre:er keine Arbeit, 

müßte ich sagen: Man hätte es schon vorher 
erarbeiten können, denn es war nichts dieser 
Art hier! Es geht um die Grundlage für viele 
weitere Arbeiten, zum Beispiel für die so 
wichtige Arbeit, die Forschungsvorhaben in 
einer Bestandsaufnahme einmal zusammenzu­
fassen: eine ganz grundlegende Arbeit, die 
für unsere weiteren Vorhaben außerordentlich 
wichtig ist. 

Der Verwaltungsaufwand ist nicht gestie­
gen, sagen Sie, Herr Abgeordneter Blenk. 
Sie haben aber nicht festgestellt, daß das 
Hochschulbudget als solches beim' Sach- und 
Personalaufwand gewaltig angewachsen ist. 
Der Verwaltungs aUfwand ist nidJ.t so sehr ge­
stiegen. Sie redmen zusammen, daß der An­
satz vom Vorjahr plus der beiden BUG größer 
hit als der jetzige Ansatz. Die eigentlich sehr 
einfaChe Schlußfolgerung, daß es eben auCh 
im Jahre 1973 zwei BUG für den Verwaltungs­
aufwand geben wird, haben Sie nidlt gemacht. 
Das darf ich zu Ihrer Information hinzufügen. 

Sie haben wieder, wie bereits im Vorjahr, 
darauf hingewiesen, daß ein Informationssy­
stem eingerichtet werden. soll. Ich kann Ihnen 
keine völlig befriedigende Antwort geben, 
weil diese so schw'ierige \lnd aufwendige 
Arbeit noch nicht abgeschlossen ist, aber man 
kann sicher sagen; ,daß auf dem Gebiet d.er 
Dokumentation in diesem Jahr einiges ge­
schehen ist. 

Es ist zunächst einmal der Forschungsstät­
tenkatalog eine Grundlage für die Aufberei­
tung unseres Informations- und. Dokum('lnta­
tionssystems; eine zWeite Auflage ist übrigens 
in Vorbereitung. Wir werden diesen For­
schungsstättenkatalog aufbauen - diese 
Arbeit ist 'bereits im Gange - . auf ein inte­
griertes Hochschul- und Forschungsiriforma~ 
tionssystem. . 

Es laufen ferner ~iI).e Studie und ein Versuch 
mit einem versuQl.sweise eingerichteten. Stu~ 
dierp1atz,mit einem multimedialen Informa­
tionszugriff . nadJ. . benützungs orientierten Kri­
terien.: die sogenannten Data parata. Ihr Erfin­
der, möchte ich fast sagen, Primarius Rotter 
gemeinsam mit Professor Haider, haben einen 
Forschungsauftrag erhalten, um dieses System 
weiter auszuarbeiten und als Versuch auszu­
bauen. 

Wir haben im internationalen Bereidl - ich 
möchte noch einmal darauf hinweisen, daß 
man DQkumentation nicht nur national, son­
dernauch international sehen muß - die 
Teilnahme am UNISIST-Projekt zugesagt. Wir 
haben einen Delegierten entsendet. Diese 
Sache ist also im Gange. 
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Ferner ist ein Projektteam für die Gründung 

einer innerösterreichischen Relaisstelle an der 
Arbeit. Von dort werden weitere Impulse für 
Osterreich ausgehen. Wir haben Absprachen 
sowohl mit der Bundesrepublik als auch mit 
der Schweiz, um ein einheitliches Informations­
und Dokumentationssystem zu entwickeln. 
Unser·e Experten haben bereits an Sitzungen 
in der Bundesrepublik und in der Schweiz 
teilgenommen. 

Es ist also durchaus nicht so, daß wir auf 
diesem Gebiet träge gewesen sind. 

Ich darf noch folgendes dazu sagen: Wir 
/ haben durch -den ErfahrungsaustausCh sowohl 

auf rinternationalem wie auCh auf bilateralem 
Gebiet Mißerfolge mit großen zentralen Infor­
mationssystemen gesehen und sind der Mei­
nung, daß wir - wie auch andere Länder -
das Prdnzip der koordinierten Dezentralisation, 
das heißt größtmögliche Zusammenarbeit der 
Dokumentationsstellen, aber nicht ein€ ein­
heitliche Zentral stelle, entwickeln sollten. 
Auch diese Erfahrung mußte erarbeitet wer­
den, ehe wlir daJ:lan gehen, ein System zu eta­
blieren. 

Herr Abg·eordneter Dr. Scrinzi! ICh weiß, 
daß aU das, was für Hochschulen, für die An­
lagen, für die Stipendien und so weiter gege­
ben wird, zwar mehr als in den Jahren vorher, 
aber doch zuwenig ist. Diese Dinge sind unser 
aller Anliegen: Es wird immer zuweriig seinl 

. ICh weiß, daß nicht nur die Hochschule in 
Klagenfurt mehr braucht, sondern daß auch 

. diejenigen in Salzburg, in Graz, in Wien und 
so weiter mehr brauchen, und wir sind auch 
bemüht, all das zu bekommen. 

Im bin sehr dankbar dafür, daß Sie der 
Meinung Ausdru<k geben, daß auf diesem Ge­
biet einiges geschehen ist. 

Ich habe mich niemals in der Hoffnung ge­
wiegt, daß Sie dem Universitätsorganisations­
gesetz in der Form des jetzigen Entwurfes die 
Zustimmung geben werden, aber iCh bin eben­
falls der Meinung, daß man hier im Parla­
ment - und nur hier im Parlament! - darüber 
weiter beraten kann und weiter beraten muß. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Fischer hat be­
reits auf folgendes hingewiesen - ich möChte 
das noch einmal unterstreichen und bestäti­
gen -: Nicht alle haben den Entwurf abge­
lehnt. Die Professoren haben in vielfältiger 
Gestalt wie Proteus diesen Entwurf immer 
wieder mit der gleimen Sprame in allen mög­
liChen Zeitungen, Organen und dergleichen 
abgelehnt. Es sind immer die gleiChen Leute, 
die ablehnen. 

. Aber in zunehmenden Maße haben sim Assi­
stenten und Assistentenverbände positiv zum 

UOG bekannt, sie sind bereit, Stellung zu neh­
men und bei der Kritik und bei der Begut­
aChtung mitzuwirken. 

ICh darf hinzufügen, daß eine ganze Reihe 
von Professoren - einzeln - und eine ganze 
Reihe von ausländischen Stimmen gleichfalls 
kritisch, aber positiv Stellung genommen 
haben. (Beifall bei der SPO.) 

Ich bin im übrigen, Herr Primarius, mit 
dem hochsmulpolitischen Konzept, das Sie 
sonst entwi<kelt haben, durchaus in Uberein­
stimmung mit Ihnen, wie Sie wissen: Stärkere 
Koordination von universitärer und auß·eruni­
versitärer Forschung, europäische Kooperation 
auf vielen Gebieten; das sind durchaus Fragen, 
bei denen wir uns einigen können. 

Zum Kapitel Freiheit der Wissenschaft: S!e 
meinen, daß sich das Ministerium gegenüber 
den Hochschulen stärkere EingriffsreChte ge­
sichert hat. Ich kann Ihnen versichern und 
nachw€isen, daß die Autonomie der Hoch­
schulen verstärkt ist gegenüber allen anderen 
Kräften in diesem Entwurf, daß aber diese 
verstärkte Autonomie von den Hochschulen 
gar nicht in dem Maße gewünscht wird, wie 
manche glauben, sondern daß zum Beispiel 
Anträge auf Ubernahme v€rschiedener Agen­
den in den autonomen Bereich von den HoCh­
schulen zum Teil recht vehement abgelehnt 
werden. 

Ich bekenne mich - ich habe das immer 
wieder betont und möchte das heute noch 
einmal tun - zur Teilung d€r Verantwortung 
zwischen Staat und Universität in einem wohl­
ausgewogenen Maße. 

Ich wiederhole noch einmal: Die Freiheit 
der Wissenschaft ist meiner Meinung nach 
nicht identisch mit der Freiheit der Professo­
ren. Die Freiheit der Wissenschaft kommt viel­
mehr jedem zu, der Wissenschaft und For­
smung treibt, gleichgültig, wo er steht; gleich­
gültig, ob er Universitätsprofessor ist oder ob 
er nicht studiert hat. Wenn er forscht, hat er 
die Freiheit der Wissenschaft. (Beiian bei der 
SPO.) 

ICh bestätige noch einmal das, was ich im 
Europarat gesagt habe: Die Freiheit der Wis­
senschaft wird heute nicht selten durch Prak­
tiken der Machthabenden bedroht, jener, die 
die Forschungsmittel in der Hand haben. Die 
Selbsterneuerung, die so oft die Vielfalt der 
Lehre hindert, versagt, weil sie heute sooft 
Jasager bevorzugt, statt Leute zu holen, die 
kreativ und schöpferisch vielleidü kontrover­
sieHe Meinungen vertreten. Diese Praktik be­
droht heute die Freiheit der Wissenschaft viel 
stärker als jeder Eingriff des Staates. (Abg. 
Dr. BI e n k: Man kann das nicht pauschalie­
ren!) Ich sage häufig, nicht immer. Die stärkere 
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Bedrohung liegt hier und nicht bei den Ein­
griffen des Staates, der ja heute ohnehin kaum 
mehr einzugreifen wagt. 

Der Nachweis der Effizienz der Hochschul­
forschung ist sehr schwierig. Das ist eine Tat­
sache. Jedenfalls kann man von einem Abfall 
der Hochschulleistung in der Bundesrepublik 
nicht reden. Wenn immer wieder die hohen 
Kosten der Hochsdlulsitzungen der Bundes­
republik angeführt werden, muß idl doch ein­
mal darauf hinweisen, daß man Osterreidl 
und die BRD nidlt vergleichen kann. Die Bun­
desdeutschen müssen viel mehr Sitzungen ab­
halten als die österreidlischen Gremien, auch 
alle Sitzungen, die bei uns den Beamten zu­
fallen. Sie müssen sich nämlich dort die Stu­
diengesetze und die Studienordnungen selbst, 
in eigenen Sitzungen, erarbeiten. Wenn tinsere 
Hochschulen das müßten, wären audl mehr 
Sitzungen notwendig I 

Ein sehr ernstes Problem, Herr Abgeordneter 
Scrinzi, ist der Numerus clausus. Ich habe 
mich mit diesen Fragen sehr viel beschäftigt. 
Das sage ich audl dem Herrn Abgeordneten 
Kaufmann. Wir werden bei der Abwehr des 
Numerus clausus und bei der Bewältigung 
des Bildungsansturms und des Bildungsan­
sprudls - heute Thema Nummer eins - sehr 
viel an Uberlegungen und Sdlwierigkeiten zu 
bewältigen haben, obwohl ich betonen muß, 
daß wir in 'Osterreich noch lange nicht beim 
Sättigungsgrad des akademischen Bedarfes an­
gelangt sind. Noch lange nicht! (Beifall bei 
der Spö.) Wir sind noch entfernt von einer 
Akademikerarbeitslosigkeit, aber es ist gut, 
wenn rp.an in anderen Ländern studiert, welche 
Probleme sidl aufwerfen in dieser Ridltung, 
und redltzeitig durch gezielte Planungen das 
verhindert, was anderswo bereits aufgetreten 
ist. 

Sie fragen mich, welche Zahl der Prognose 
stimmt. Idl darf darauf nur hinweisen, um 
meine Ausführungen zu verkürzen: Idl bitte, 
im Hochschulberidlt auf Seite S2 nadlzulesen. 
Hier sind sämtlidle Variationen der Progno­
sen mit einem genauen Kommentar aufge­
zählt. 

Ein Wort nodl zu dem, was der Herr Abge­
ordnete Dr. Hauser gesagt hat. Er meinte, daß 
man Demokratisierung aus manchen Bereidlen 
ausschließen muß. Das wird heute ein wenig 
abgewandelt für die Hochschulen damit, daß 
man jene ausschließen will, die die "volle 
Reife der Erkenntnis noch nicht. haben", oder, 
wie jetzt das Modewort heißt, denen der 
Sachversta~d fehlt, wie Sie alle oder ein Teil 
von Ihnen in den Ausführungen des Herrn 
Rektors Winkler gehört haben. Er meinte auch, 
daß der Sadlverstand etwa audl einem hodl-

qualifizierten Assistenten, der vor der lIabili­
tation stehe, fehle. Das ist ein Beispiel für 
die Auffassung von Professoren. 

Die Frage nadl dem Sadlverstand, das 
heißt, die Frage: Wann hat wer die Qualifi­
kation, um mitspredlen zu können, ist mei­
ner Meinung nadl ein im Grunde zU undemo­
kratisdlem Verhalten die Möglidlkeit geben­
der Grundsa,tz. Deshalb soll man ihm mit 
großer Vorsidlt und, wie idl sagen mödlte, 
mit großem Mißtrauen entgegentreten. Es geht 
tatsächlidl um die Beseitigung von Mamt­
strukturen. Das sei gar nicht bestritten. Es geht 
aber auch darum, das Interesse aller am For­
schungs- und Wissensdlaftsprozeß edlt leben­
dig zu erhalten. 

Idl möchte in diesem Zusammenhang nodl 
einmal sagen: Behauptung und Beweis kann 
man nidlt gleidlsetzen. Aber das ist genau 
das, was immer wieder bei der Verteufelung 
der deutsdlen Universität und bei der Ver­
teufelung der Demokratisierung gesdlieht. Bei 
all dem, was wir hier anstreben, wird etwas 
behauptet und diese Behauptung als Beweis 
gesetzt. Diese Methode der Diskussion wer­
den wir nicht anerkannen können. (Beifall bei 
der Spö.) 

Idl darf in diesem Zusammenhang alle Kol­
legen, die an hodlschulpolitischen Fragen seit 
Jahren mitgearbeitet haben - Herr Dr. Hau­
ser, Sie gehören mit dazu -, darauf aufmerk­
sam machen, daß meiner Meinung nadl das 
bloße Argumentierendürfen ohne Mitbestim­
menzukönnen ein . starkes Frustrierungs­
moment sein kann. Man kann dieses Prinzip 
so überziehen, daß es auf Leute, die mitreden, 
aber niemals mitentsdleiden können, negati­
ver wirkt, als dann, wenn sie gar nidlt dabei 
wären. (BeifaII bei der Spö.) Ich bitte, bei 
allen hodlsdlulpolitischen Erwägungen dodl 
audl das zu berücksidltigen! 

Damit, meine Damen und Herren, hoffe idl, 
die widltigsten Fragen beantwortet zu haben. 
Ich bitte sehr um Entsdluldigung, wenn idl 
midl jetzt möglidlst kurz halten will. Selbst­
verständlich stehe ich all den Damen und 
Herren, deren Fragen idl nidlt ausreidlend 
beantwortet habe, jederzeit zu einer näheren 
und eingehenden Beantwortung zur Verfü­
gung. (Beifall bei der Spö.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Abgeordnete Dr. Eduard Moser. 
Idl erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Eduard Moser (OVP): 
Herr Präsidentl Hohes Haus! Die Frau Bundes­
minister und die Abgeordneten der Regie­
rungspartei haben hier ein Bild von der Tätig­
keit des Ministeriums und von der Qualität 
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der Planungen gezeidmet, das siCh allEmfalls hätte finanziert werden können. (Neuerliche 
am Grünen Tisch gut ausnehmen mag, das Zustimmung bei der OVP.) 
aber den harten Realitäten nicht standhält. 

Frau Bundesministerl Wenn Sie nicht bereit 
sind, Ihre Hochschulpolitik nach diesen Reali­
täten zu orientieren, dann ist sie zum Schei-
tern verurteilt. (Beifall bei der OVP.) . 

Bevor ich dafür einige Fakten bringe, möchte 
ich ganz kurz auf die Rede des Herrn Abge­
ordneten Blecha eingehen. Die Frau Bundes­
minister hat meinem Kollegen Suppan in sehr 
sachlicher Weise geantwortet. Herr Abgeord­
neter Blecha hat sich aber für kompetent ge­
halten, meinen Kollegen Suppan zu rügen, daß 
er gestern vor seiner Rede nicht die Antwort 
der Frau Bundesminister gelesen hat, die um 
17 Uhr 10 im Klub der OVP eingetroffen sein 
soll. (Präsident Pro b stübernimmt den Vor-
sUzJ . 

Ich habe mir diese Antwort angesehen. Sie 
besteht aus 26 masChingeschriebenen Seiten 
und aus 16 gedruckten Seiten. Die Verarbei­
tung eines solchen Konvoluts mag vielleicht 
dem Herrn Abgeordneten Blecha möglich sein. 
Er hat ein Institut zur Verfügung, das er 
einspannen kann. Für einen normalen Abge­
ordneten ist das aber eine arge Zumutung, 
die wir zurückweisen. (Beifall bei der OVP. -
Widerspruch bei der SPO.) 

Die Frau Bundesminister hat den Fahrplan 
des Parlaments gekannt. Das Kapitel Wissen­
schaft und Forschung wäre ja viel früher dran­
gekommen. Die Frau Bundesminister hätte 
nicht unbedingt mit' der Antwort auf eine so 
wichtige Frage bis zum allerletzten Augen­
blick warten müssen. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Nun ein zweites: Am Beginn dieses Pro­
gramms steht: Ziel des Programms ist es, die 
räumlichen und finanziellen Erfordernisse der 
Hochschulen für die nächste Dekade aufzu­
zeigen. 

Ich habe das an der Montanistischen Hoch­
schule Leoben geprüft. Der Rektor hat mir am 
1. November eine genaue Aufstellung gege­
ben. Darin steht, daß für die nächsten paar 
Jahre 150 Millionen Schilling notwendig sind, 
unter anderem für den Neubau des Peter 
Tunner-Institutes, des sChleChtest erhaltenen 
HoChsChulbaues in Osterreich. 

150 Millionen Schilling sind notwendig. Was 
findet man im Entwicklungsplan ? Im Entwtck­
lungsplan für die Jahre von 1913 bis 1980 
sind 5 Millionen Schilling! Das sind 3 Prozentl 
Frau Bundesminister, das ist ja lächerlich! Das 
kann man ja nicht mehr ernst nehmen, das 
ist kein sachbezogen~r Plan, das ist ein Pro­
pagandapa)?ier, eine Täuschung der öffentlich­
keit! (Lebhafte Zustimmung bei der öVP.) 

Damit aUer guten Dinge drei sind, ein dritter 
schwerwiegender Einwand: Bei einem Gesamt­
aufwand von 13 Milliarden Schilling haben 
Sie für die steirischen Hochschulen, wenn ich 
jetzt die Musikhochschule ausklammere, sage 
und schreibe 950 Millionen Schilling vorge­
sehen. Das sind rund 1 Prozentl 

Frau Bundesminister! Sie handeln sich hier 
den harten Widerstand des Landes Steiennark 
ein. Das ist völlig unannehmbar für die stei­
rische öffentlichkeit! Das ist kein Länderegois­
mus! Ihr 10-Jahres-P~an wird in keiner Weise 
der Bedeutung der vier steirischen Hochschu­
len für Lehre, Wiss·enschaft und Forschung in 
Osterreich gerecht. Das ist eine eklatante Be­
nachteiligung meines Bundeslandes! (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Nun ganz kurz zu den Fakten. Der Abge­
ordnete Dr. Blenk hat bereits das 10-Jahres­
Entwic:klungsprogramm hier behandelt. Ich 
habe es für die vier steirischen Hochschulen 
zahlenmäßig genauestens geprüft. Ein Auf­
wand von 1136 Millionen Schilling ist hier Dabei tut das Bundesland Steiermark sehr 
für zehn Jahre vorgesehen. Das sind im DurCh- viel, ohne kompetenzmäßig dazu verpflichtet 
schnitt pro Jahr 114 Millionen Schilling. Im' zu sein. Ich erwähne hier die Hochschule für 
heurigen Budget stehen 80 Millionen Schilling. Musik und darstellende Kunst. Frau Bundes­
Da müßte um 42 Prozent aufgestockt werden, minister, wenn nicht bald etwas geschieht, 
damit man überhaupt am laufenden bleibt. wächst sich das zu einem Skandal aus, für den 
Alles noch auf Kostenbasis 1970, Frau Mini- Sie allein verantwortlich sein werden. 
sterl Aber Sie sind schon im Rückstand für 
1971 und 1972. 

Frau Bundesminister! Wann werden Sie zu­
geben, daß dieses Entwicklungsprogramm gar 
nicht erfüllt werden kann. Sie erweCken damit 
Hoffnungen bei den Hochschulen, die einfach 
unverantwortlich sind und enttäuscht werden 
müssen. Geben Sie doch ehrlich zu, Frau Bun­
desminister, daß bei der Wirtschaftspolitik 
dieser Regierung dieses Programm gar nie 

Diese Hochschule ist auf acht Räumlichkei­
ten aufgeteilt über ganz Graz verstreut. Die 
steiermärkische Landesregierung hat sich da­
her im Interesse der Förderung ihrer jungen 
Talente bereit erklärt, einen Neubau vorzu­
finanzieren. 150 Millionen Schilling hat die 
steiermärkische Landesregierung der Frau 
Bundesminister angeboten. In diesem Jahr 
waren bereits 20 Millionen Schilling für den 
Beginn des Rohbaues im Budget bedeckt. Frau 
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Bundesminister, wann werden Sie denn das hier etwas abfällig. Haben' Sie die Gutachten 
Angebot annehmen? Können Sie das vor den der Landesregierungen gelesen? Sie sind näm­
Professoren und Studenten überhaupt noch lich einstimmig, mit den Stimmen der· Sozia­
verantworten, daß Sie die Landesregierung listen! Da müssen Sie doch erschüttert sein! 
jetzt durch zweieinha.lb Jahre am Faden hal- Da ist doch eine Welle der Ablehnung dieses 
ten? Das ist einfach unqualifizierbar, das muß Gesetzes. Wir wissen ja gar nicht, was die 
iCh hier in aller Offentlichkeit anprangern. (Zu- Frau Minister hier im Haus einbringen wird. 
stimmung bei der OVP.) Ich würde sehr bitten, Es ist daher müßig, über die Frage noch zu 
daß die Verhandlungen endlich zügig abge- sprechen. Nur eines: Die Mitbestimmung wird 
schlossen werden. Nehmen Sie das Angebot heute auch zur Ablenkung von den wichtigen 
an, wer weiß, ob die steiermärkische Landes- Hochschulproblemenmißbraucht. (Zustimmung 
regierung bei dieser Wirtschaftspolitik über- bei der OVP.) 
haupt noch in der Lage sein wird, im nächsten Wenn man mit den Assistenten an den 
Jahr die Finanzierung durchzuführen. (Neuer- Hochschulen spricht, merkt man, daß sie an 

, liehe Zustimmung bei der OVP.) der Mitbestimmung gar nicht so interessiert 

Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi hat hier be- sind. Was sie wollen, ist ein modernes Dienst­
reits das Kurzstudium erwähnt. Es kommt ja recht, eine Lau~bahn für nicht habilitierte Assi­
mit Riesenschritten in Europa auf uns zu. stenten, die Möglichkeit derWeiterbestellung, 
Frau Bundesminister! Was haben Sie in dieser genügend Zeit zu eigener wissenschaftlicher 
Sache getan? Gesetzlich ist es bereits vorge- .Forschung, das Forschungssemester, in den 
sehen. Wo sind die personellen und räum- Kliniken braucht man- die Ausbildung zum 
lichen Vorkehrungen? Facharzt. 

Herr Bundesminister Sinowatz legt uns eine 
Novelle zum Sch1.ilorganisationsgesetz vor, in 
der Schulversuche für das postsekundäre Stu­
dium enthalten sind. 

Frau Bundesminister, wo ist die Abstim­
mung, wo ist die Koordinierung? Im Jahre 
1980 werden 30.000 Maturanten unsere allge­
meinbildenden höheren Schulen verlassen. 
4 : 1 ist das Verhältnis zu den Maturanten 
der berufsbildenden höheren Schulen. Alle 
können niemals ein vollakademisches Studium 
machen, das ist unmögLich. Bis dahiin muß die 
Frage des postsekundären Studiums geregelt 
sein. Hier braucht man einen Konsens der 
beiden Ministerien und nicht einen Zankapfel, 
wie er sich jetzt zu einem ganz handfesten 
Streit auswächst. 

Herr Abgeordneter Dr. Fischer! Ich welß 
nicht, ob Sie die wirklich sachlichen und pro­
minenten Ausführungen des Abgeordneten 
Dr. Hauser einigermaßen beeindruckt haben. 
Eines möchte ich hier noch hinzufügen: Sie 
reden immer von einem Gesetzentwurf, vom 
UOG, von dem sich inzwischen sogar die Frau 
Minister langsam distanziert. Hohe sozialisti­
sche Funktionäre sagen in den Bundesländern 
den Rektoren geg'enüber: Das ist ja kein Ent­
wurf von uns, das haben die Beamten gemacht, 
wh werden diesen Entwurf gar nicht vertre­
ten. 

Dann sollen Sie aber auch den Mut und 
die Ehrlichkeit haben, hier zu bekennen, daß 
es ein Entwurf der Beamten ist und nicht Ihr 
Entwurf. 

Frau Bundesminister! Hier ist Boden zu be­
ackern! Wann werden Sie ein modernes Dienst­
recht mit den Assistenten aushandeln und dem 
Haus hier vorlegen? Wann, Frau Bundesmini­
ster? Es ist 4öchste Zeit dazu! 

Nun zum Abschluß noch zwei Fakten, damit 
ich Ihnen zeige, welche Fülle von Sorgen 
unsere Hochschulen heute belasten. Zwei Fak­
ten aus der Universität Graz. Wir haben ein 
einziges Sprachlabor mit 18 Plätzen für tau­
send Studierende der philologischen Fächerl 
Das ist Europareife! Ein moderner Sprach­
unterricht ist überhaupt nicht möglich I Da, 
Frau Bundesminister, müßten Sie vorsorgen, 
daß wir moderne Möglichkeiten bekommen, 
Sprachen zu studieren. 

Oder noch ein zweites - damit will ich es 
dann bewenden lassen -: Die baulichen Schä­
den am Pathologisch-anatomischen Institut in 
Graz sind so gewachsen, daß nun seit einigen 
Tagen dort ein Schild angebracht ist: Zutritt 
nur auf eigene Gefahr! 

So schaut die Sache wirklich aus, Frau Bun­
desminister! (Anhaltende Zwischenrufe bei der 
SPO.) Wenn immer wieder betont wird, daß 
die Frau Bundesminister ein schlechtes Erbe 
übernommen hat, meine Damen und Herren 
von der Linken (demonstrativer Beifall bei 
der SPO), so sage ich Ihnen: Die Hochschul­
bauten, die die Frau Bundesminister in den 
letzten zwei Jahren eröffnet hat, die sind in 
den Zeiten eines Mock, eines Piffl und eines 
Drimmel geplant, begonnen und finanziert 
worden I (Beifall bei der OVP.) 

Herr Dr. Fischer, Sie zitieren auf Grund So ist es! Und was dann in drei, vier oder 
des Begutachtungsverfahrens die Hochschulen fünf Jahren eröffnet wird, das stammt von ihr; 
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darüber werden wir dann erst redenl (Neuer­
licher Beifall bei der OVP. - Weitere Zwi­
schenrufe bei der SPO.) 

Frau Bundesminister! Ich möchte nicht ab­
streiten, was bereits gesagt wurde. Sie ist 
eine tatkräftige ... (Anhaltende Rufe und 
Gegenrufe.) Darf iCh. das vielleicht in Ruhe 
sagenl (Ruf bei der SPO: Leise vor allem!) 

Die Frau Bundesminister ist eine tatkräftige, 
initiative, gescheite Frau. Das kon~edieren wir 
ihr. Sie ist der Wissenschaft und Forschung 
verbunden. Nur·gibt es Kräfte in ihrer eigenen 
Partei, die sie an der sachlichen Arbeit hin­
dern. Das ist die Schwierigkeit, meine Her­
ren! (Zustimmung bei der OVP.) 

Im möchte meine Replik mit einem Aspekt 
aus der Steiermark beschließen: Rund ein Vier­
tel der österreimischen Hochschulen liegen in 
der Steiermark. Es ist verständlich, daß Wis­
senschaft und Forsmung ein besonderes An­
liegen dieses Landes sind. Die Hochschulen 
sind ja auch ein entscheidender Faktor, ein 
entscheidender Motor des Fortschritts in den 
kommenden Jahren für unser Land. Es kann 
der Steiermark nicht gleichgültig sein, in 
welche Richtung die gegenwärtige Hochschul­
reform läuft. 

Die steirischen Abgeordneten, zumindest die 
der OVP-Fraktion, sehen eine wimtige Auf­
gabe darin, ihren Einfluß nachdrücklich dahin 
geltend zu machen, daß sie die Vorstellungen 
der steiermärkischen Landesregierung von 
funktionstüchtigen Hochsmulen bei der Reform 
durchsetzen. 

Die steiermärkische Landesregierung war 
bereit und ist bereit, einen höchstmöglichen 
Beitrag zur Lösung der Hochschulprobleme zu 
liefern und zu leisten, ohne kompetenzmäßig 
verpflidüet zu sein. 

Das sind keine leeren. Worte. Das steht im 
Steiermark-Modell unseres Landeshauptman­
nes drinnen! Ich möchte mit einem Satz daraus 
schließen: 

Die vier steirischen Hochschulen sind auch 
der Stolz unseres Landes! (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Probst: Zu Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nimt der Fall. 

Damit ist die Aussprache über die Bera­
tungsgruppe XIV beendet. 

Wir gelangen nun zur A bs tim m u n g 
über diese Beratungsgruppe, und ich bitte jene 
Damen und Herren, die dem Kapitel 14 mit 
dem dazugehörenden Teil des Konjunkturaus­
gleich-Voranschlages in der Fassung der Regie­
rungsvorlage ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 
die Mehrheit und a n gen 0 m m e n. 

Uber die zu dieser Beratungsgruppe einge­
brachten Entschließungen wird nach der dritten 
Lesung abzustimmen sein. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates 
berufe ich für heute, Dienstag, den 19. Dezem­
ber 1912 um 13 Uhr 20 Minuten ein, und zwar 
mit folgender Tagesordnung: 

Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1913. 
Spezialdebatteüber die Beratungsgruppen VII 
und XV. 

Die Sitzung ist g e s chI 0 s sen. 

Schlu.6 der Sitzung: 13 Uhr 15 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L6I 42592 
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